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ist außerordentlich. Als die letzten Tausende die innere Stadt verlassen, sind die ersten Fackel­
träger bereits in ihren Quartieren. Die ganze Stadt ist nun mit Braunhemden angefüllt. Der 
Mob regt sich und beginnt nun, einsame [sie!] S .A.-Leute zu überfallen 8 . Da und dort erhal­
ten sie unvermittelt Messerstiche und können doch das elende Mordgesindel der "Nie-wieder­
Kriegs"-Parteien kaum fassen. Sowie sie sich zur Wehr setzen, flieht das Gelichter. Dann 
kommt meist Polizei und stellt die "Ordnung" her, das heißt also : Sie nimmt gegen die zum 
Schutz der Niedergestochenen herbeigeeilten Nationalsozialisten Stellung ! In der inneren 
Stadt gibt es schon am Freitag das erste Todesopfer 9 . Ein roter Reichsbannerhalunke I O  
schießt von rückwärts eine Frau nieder, gegen die e r  zuvor mit dem Gummiknüppel vorzuge­
hen versuchte. Die Arme ist fast auf der Stelle gestorben. Ihr Bruder wird von den Gesin­
nungsgenossen des Strolches schwer mißhandelt, der Mann kommt heute mit einem Sonder­
zug an. Entsetzlich. 

Nürnberg, den 4 .  August [ 1929] . 

8 Uhr früh beginnt der größte Aufmarsch, den bisher eine politische Bewegung in Deutsch­
land vollzogen hat. Insgesamt befinden sich in der Stadt nun nahe an die zweihunderttausend 
Menschen, die zum Parteitag gekommen sind. Gegen 70.000 füllen um 9 Uhr die Riesenfläche 
des Luitpoldhains . Dort findet die Totenehrung 1 1  und Standartenübergabe 1 2  statt. Um 1 1 .20 

Uhr erreicht der sich nun bildende gigantische Festzug den Hauptmarkt. Die Stadt, mit Fahnen 
geschmückt, macht einen wunderbar festlichen Eindruck. Links und rechts an den Straßenrän­
dern stehen in tiefer Gliederung Hundert- und aber Hunderttausende an Menschen. Beim Vor­
beimarsch erreicht der Jubel endlich Höhepunkte, wie sie kaum das Jahr 1 9 1 4  sah 1 3 . Über 
und über mit B lumen überschüttet ziehen die braunen Kämpfer des Dritten Reiches dreiein­
halb Stunden in schnellem Schritt vorbei. Kaum daß es zehn Meter Zwischenraum zwischen 
den einzelnen Standarten hat .  Der Himmel strahlt im schönsten Blau, während ein gütiger 
Wind die unbarrnherigen Sonnenstrahlen von Zeit zu Zeit kühlt [sie!] . Um 5 Uhr wird der 
Kongreß erneut fortgesetzt, um 8 Uhr geschlossen. Der Abtransport der ungeheuren Men­
schenmassen setzt ein. Das marxistische Mordgesindel verstärkt seine Tätigkeit im Überfällen 
einzeln gehender Menschen und bringt zeitweise erbitterte Aufläufe zu wege. Es ist die Wut 
über den ungeheuersten politischen Erfolg, den die junge nationalsozialistische Bewegung in 
ihren Augen errungen hat, die sie nun antreibt, mit dem Mute echter roter Wegelagerer einzeln 
gehende Spaziergänger niederzustechen. Nun marschieren in endloser Folge die Kolonnen 
wieder zu ihren Zügen und rollen in die sternenklare Nacht hinaus, die einen nach dem Süden, 
die anderen nach Norden, an den Rhein und bis nach Ostpreußen. Der Parteitag ist beendet. 

8 Vgl . Dok. 65, Anm. 3 .  
9 Katharina Grünewald, geb . Fülbert ( 1 904- 1 929), Ehefrau des Ortsgruppenleiters der NSDAP Ludwig Grüne­

wald.  

10 Karl Maussner, Bruder des angeschossenen Reichsbannerangehörigen Fritz Maussner. Im Dezember 1 929 
wurde er vom Großen Schöffengericht in Nürnberg von der Anklage der fahrlässigen Tötung freigesprochen, 
da n icht nachgewiesen werden konnte, daß er den tödlichen Schuß abgegeben hatte. 

1 1  Vgl. Dok. 63 , Anm. 1 .  
1 2  Vgl. Dok. 63 ,  Anm. 1 3 .  
1 3  Vgl. Dok. 1 ,  Anm. 7 .  
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Vier Tage lang stand eine große Stadt unter dem Eindruck einer politischen Kundgebung, 
die an Großartigkeit und Eindringlichkeit alles hinter sich ließ, was früher und bisher an Ähn­
lichem in Deutschland stattgefunden hat. Nun ist die Stadt wieder zu ihrem früheren Leben zu­
rückgekehrt. Im ersten Augenblick kommt sie einem nahezu wie ausgestorben vor. So groß ist 
der Unterschied zu den vergangenen Tagen. Hunderttausende von Männern und Frauen 1 4  

aber nahmen die gläubige Zuversicht mit i n  ihre Heimat, daß das deutsche Volk trotz allem 
machtvoll erwacht. 

19 .  August 1929 

Erklärung 

Deutsche Allgemeine Zeitung vom 2 1 . 8 . 1 929, "Erstunken und erlogen" 1 .  

Dok. 68 

Durch Presse geht eine seitens der "Vossischen Zeitung" verbreitete Nachricht mit Behauptun­
gen über ein angebliches Ultimatum des Geheimrats Hugenberg an mich über angebliche Sub­
ventionen, über die Stellung einer Forderung des Geheimrats Kirdorf 2 und über ein "Nachge­
ben" meinerseits gegenüber diesen Forderungen und anderes mehr 3 . Hierzu stelle ich fest, daß 
die Behauptungen der "Vossischen Zeitung" von Anfang bis Ende frei erfunden sind 4 . Es ist 

14 Vgl. Dok. 6 1 ,  Anm. 38 .  

Vgl . VB vom 20.8 . 1 929, " 'Hitlers Pakt m i t  Hugenberg"' sowie Der Angriff vom 26 .8 . 1 929, " Hitler wider die 

Lüge" .  

2 Emi l  Kirdorf ( 1 847- 1 938) ,  Industrieller, 1 87 1  kaufmännischer Leiter im Bergbau (Wattenseheid), 1 873- 1 926 
Direktor der Gelsenkirchener Bergwerks-AG (GBAG), 1 893 Mitbegründer des Rheinisch-Westfäli schen Koh­

lensyndikats, 1 9 1 9  Eintritt in  die DNVP, 1 920- 1 924 Geschäftsführender Vorsitzender der Siemens-Rhein­

elbe-Schuckert-Union, 1 927- 1 928 Mitglied der NSDAP, 1 934 Wiedereintritt in  die NSDAP.  

3 "Wie wir von unterrichteter Seite hören, hat  Geheimrat Hugenberg in  den letzten Tagen e in Ultimatum an 

Hit ler  gerichtet, die 'wirtschaftsfeindliche' Propaganda, d ie  ein Teil der Nationalsoziali sten bisher betrieb, ein­

zustellen und sich ihm mit seiner Partei völlig unterzuordnen. Andernfalls wurde i hm die Entziehung der 

Subventionen angedroht . Diese Aktion wurde unterstützt durch einen Brief des alten Geheimrats Kirdorf an 

Hitler, in dem dieser den 'nationalsozial i stischen' Chef aufforderte, die sozialistischen und antikapitalistischen 

Tendenzen in seiner Partei zu unterdrücken, da diese sonst nicht geeignet für die Eingliederung in die Hu­

genberg-Front sei . H itler hat aus pekuniären Rücksichten nachgegeben, nachdem er vergeblich darauf hinge­

wiesen hatte, daß es gerade im Interesse der Wirtschaft l iege, wenn er seine Anhänger auch weiterhin durch 

radikale Propaganda bei der Stange halte. In  den nächsten Tagen wird eine Zusammenkunft in Kissingen 

stattfinden, bei der der neue Pakt unterzeichnet werden soll . "  Vgl . Vossische Zeitung vom 1 7 . 8 . 1 929,  "Hitlers 

Pakt mit Hugenberg " .  

4 Am 1 1 . 8 . 1 929 hatte Hugenberg aus Bad  Kissingen e in  Schreiben an  H itler über Probleme bei der Formulie­

rung des Volksbegehren und die Vorbereitung der i n  Nürnberg am 28 . 8 . 1 929 geplanten Sitzung des Präsi­

diums des Reichsausschusses für das deutsche Volksbegehren gerichtet. Vgl. Notizen über "freundliche" Zu­

sammenarbeit zwischen DNVP und NSDAP;  BA, NL 2 1 1 /72. Am 1 4 . 8 . 1 929 folgte ein weiterer Brief, in  

dem Hugenberg Hitlers Absage wegen dessen Hal sentzündung für die geplante Sitzung und die Kundgebung 

am 1 . 9 . 1 929 (durch Heß am 1 3 . 8 . 1 929) bedauerte, sich aber nicht über den Kurs der N S DAP äußerte; Akten 

der Partei-Kanzlei der NSDAP.  Hrsg. vom Institut für Zeitgeschichte, München 1 983 - 1 99 1 ,  305 .00 1 82 ff. 
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unwahr, daß Geheimrat Hugenberg ein Ultimatum an mich gerichtet hätte, die "wirtschafts­
feindliche" Propaganda, die ein Teil der Nationalsozialisten bisher betrieben haben soll , einzu­
stellen und sich ihm mit meiner Partei völlig unterzuordnen. Wahr ist, daß Geheimrat Hugen­
berg niemals ein Ultimatum irgendwelcher Art an mich gerichtet hat. Es ist unwahr, daß Ge­
heimrat Hugenberg mir mit der "Entziehung der Subventionen" 5 gedroht hätte. Wahr ist, daß 
weder ich noch die nationalsozialistische Bewegung, noch irgendeine Unterorganisation der­
selben einschließlich ihrer Zeitungen Subventionen von Geheimrat Hugenberg erhalten hat. 

Es ist unwahr, daß Geheimrat Kirdorf einen Brief mit der Forderung an mich gerichtet hät­
te, die "sozialistischen und antikapitalistischen" Tendenzen in meiner Partei zu unterdrücken, 
da diese sonst nicht geeignet sei für die Angliederung in die Hugenberg-Front. Wahr ist, daß 
Geheimrat Kirdorf keinen Brief an mich schrieb, in dem dieser irgendwelche Forderungen ge­
stellt hat 6 . Unwahr ist demgemäß auch, daß ich aus pekuniären Rücksichten nachgegeben 
hätte, nachdem ich vergeblich darauf hingewiesen hätte, daß es gerade im Interesse der Wirt­
schaft liege, wenn ich meine Anhänger auch weiterhin durch radikale Propaganda bei der 
Stange halte . Wahr ist, daß für mich keinerlei Anlaß vorlag, in irgend etwas "nachzugeben" .  
Wahr ist, daß ich keine Äußerungen der vorstehend wiedergegebenen Art getan habe. Es ist 
unwahr, daß in den nächsten Tagen eine Zusammenkunft zwischen Geheimrat Hugenberg und 
mir in Kissingen stattfindet, bei der der "neue Pakt" unterzeichnet werden soll .  Wahr ist, daß 
von der Unterzeichnung irgendeines Paktes zwischen Geheimrat Hugenberg oder einem von 
ihm Beauftragten und mir oder einem von mir Beauftragten nicht die Rede ist noch war. 

Gegenüber dem Vertreter des Stahlhelms, S iegfried Wagner, hatte Hugenberg die Meldung der Vossischen 

Zeitung entschieden dementiert. Vgl . "Bericht über Kissingen" an die Bundesleitung des Stahlhelms vom 

1 9 . 8 . 1 929;  GStA Merseburg, 6 1 Sta 1 ,  43 .  
Hitlers H alsentzündung dürfte e in  Grund dafür sein, daß er  in  den folgenden Wochen keine Reden hielt. Vgl .  

aber auch Dok. 7 7 .  

5 Zahlungen der DNVP an die NSDAP oder die Erschl ießung von Spendenquellen für die NSDAP durch Hu­

genberg sind angesichts der Zurückhaltung maßgeblicher Kreise der deutschen Industriellen bei der öffentli­

chen und finanziellen Unterstützung des Volksbegehrens gegen den Young-Plan unwahrscheinlich. Vgl .  

Berghahn, Volksbegehren, S .  444 f. sowie Turner, Die Großunternehmer, S .  1 40 f. 
6 Der Völkische Beobachter veröffentl ichte am 27 .8 . 1 929 einen Brief Kirdorfs an Hitler ohne Datum, in dem 

dieser sich lobend über den Parteitag in Nürnberg äußert, an dem er als geladener Gast teilnahm. Vgl . VB 

vom 27 .8 . 1 929,  "Kirdorfs Brief an Hitler" . Über K.irdorfs damals distanziertes Verhältnis zur NSDAP vgl .  

Henry Ashby Turner jr . ,  Emi l  K.irdorf and  the Nazi Party . In :  Central European History 1 ( 1 968),  S .  324-344, 
s .  336 f. 
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3 1 .  August 1 929 
"Politik der Woche" 
Artikel 

Dok. 69 

I l lustrierter Beobachter vom 3 1 . 8 . 1 929 .  

Es ist zu allen Zeiten die Aufgabe einer genialen Staatsleitung gewesen, das Gefüge feindli­
cher Koalitionen zu lockern und dieses, wenn möglich, zur Auflösung zu bringen. Auch im 
Kriege 1 9 1 4- 1 9 1 8  fehlte es auf beiden Seiten nicht an Versuchen, die Bündnisse zu sprengen, 
um einzelne Staaten aus ihnen herauszuziehen oder, wenn möglich, sogar für sich zu gewin­
nen. Vorbildlich hat hier allerdings nur die Diplomatie der Entente gearbeitet. Schon im Frie­
den gelang es dieser, Italien dem Dreibund zu entfremden und im Kriege endlich zum Feinde 
Österreichs zu machen 1 . Auch Rumänien verfiel diesen Lockungen 2 . Ja, als das Ringen in 
das Stadium des letzten und furchtbarsten Kampfes eintrat, war selbst Österreich schon so 
weit umgarnt, daß sein korrupter kaiserlicher Machthaber 3 bereit war, Deutschland den Rük­
ken zu kehren, wenn - j a, wenn nur irgendeine Aussicht auf Belohnung dieses Schrittes mög­
lich gewesen wäre 4 . Allein die selbst in diesem Falle Österreich zugedachten Gebietsbe­
schränkungen waren so große, daß sie praktisch doch die Auflösung des Habsburger-Staates 
bedeutet haben würden. Italien forderte, Serbien verlangte und Rumänien hoffte, und man 
konnte die Wünsche dieser drei Staaten billigerweise nicht einfach abtun. Vielleicht hatte man 
sich durch die Verrätereien der Tschechen bestimmt auch diesen zu irgend etwas verpflichtet, 
j edenfalls aber konnte es unter solchen Voraussetzungen einen Sonderfrieden aus Gründen der 
nacktesten Selbsterhaltung heraus für Österreich nicht mehr geben. So mußte also der erlauch­
te "hohe Verbündete" ,  ob er wollte oder nicht, wieder zur "Treue" zurückkehren. Trotzdem 
war es der Diplomatie Frankreichs und Englands gelungen, das Gift des Zerwürfnisses und 
des Zerfalls in den Bund der Mittelmächte hineinzubringen. Es half mit, den Zusammenbruch 
zu beschleunigen. Selbstverständlich hat man auch von deutscher Seite aus versucht, die En­
tente zu lockern. Es ist aber bekanntlich dieser Versuch restlos mißlungen 5 . Als der Krieg sei­
nem Ende zuging, stand die Welt mehr denn je im Haß geeint gegen Deutschland. Was uns 
nun im Kriege nicht gelang, hätte unverrückbare Aufgabe der Diplomatie des Friedens sein 
müssen. Weil die Entente als solche die Garantie des Vertrages von Versailles 6 übernahm, 
mußte Deutschland mit allen Mitteln versuchen,  eben diese Entente selbst zur Auflösung zu 
bringen. Im allgemeinen pflegen ja S iegerkoalitionen, ihre militärischen Erfolge selten lang zu 
überdauern. Wenn dies manchmal trotzdem der Fall ist, liegt die Schuld fast immer am Be­
siegten selbst. Und tatsächlich hat man in Deutschland sowohl offiziell wie inoffiziell aber 

1 Vgl. Dok. 3 ,  Anm. 64. 
2 Rumänien hatte sich 1 883  dem Dreibund angeschlossen, blieb 1 9 1 4  zunächst neutral und trat am 27 .8 . 1 9 1 6  

auf Seiten der All i ierten i n  den Ersten Weltkrieg ein, nachdem ihm der Erwerb des Banats, der Bukowina und 

Siebenbürgens in  Aussicht gestellt worden war. 

3 Gemeint ist Karl 1 .  ( 1 887- 1 922), 1 9 1 6- 1 9 1 8  Kaiser von Österreich und König von Ungarn (Karl IV . ) .  

4 Vgl . Dok. 3 5 ,  Anm. 27 .  
5 Zu den verschiedenen, jedoch vergebl ichen Bemühungen Deutschlands, ab 1 9 1 5  zu einem Sonderfrieden mit 

Rußland zu kommen, vgl . Kielmansegg, Deutschland und der Erste Weltkrieg, S .  226 ff. 
6 Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 56 .  
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auch wirklich nichts unterlassen, was irgendwie geeignet gewesen wäre, den Bestand der En­
tente zu retten, vorhandene Zwistigkeiten zu überbrücken, Mißverständnisse aufzuklären, In­
teressengegensätze zu beseitigen. Seit 1 1  Jahren sieht es die außenpolitische Leitung unseres 
Reiches als ihre höchste Aufgabe an, dem gegenseitigen Verstehen und Verständnis der Völ­
ker zu dienen, Meinungsverschiedenheiten unter denselben entgegenzutreten und die Überein­
stimmung in allem und jedem wiederherzustellen. Es ist dies entweder eine Staatskunst der 
Idiotie oder des Verbrechens . Nicht "Staatsmänner" dürfte man die verantwortlichen Erschei­
nungen bezeichnen, sondern politische Staatsblödel, außer, wie gesagt, es handelt sich um 
Verbrecher, was ich persönlich nach wie vor annehme. Aber nicht nur das offizielle Deutsch­
land sieht unser Heil in der in alle Ewigkeit aufrechtzuerhaltenden Geschlossenheit der Entente, 
sondern auch das unserer sogenannten bürgerlichen nationalen Opposition. Woher käme sonst 
die Pfiffigkeit, mit der diese Parteien und Vereinsmeier ausgerechnet die Wiederherstellung 
der Grenzen des Jahres 1 9 1 4 zu ihrem politischen Programm erhoben haben 7? Ein Programm, 
für das ihnen die Franzosen wirklich zu allertiefstem Dank verpflichtet sind. Solange dieses 
gloriose Ziel das "mächtige politische Wollen" unseres "stolzen deutschen Bürgertums" be­
herrscht, braucht man in Paris keine Angst vor dem Zerfall der Entente [zu] haben. Es mögen 
der Gegensätze zwischen den anderen Nationen noch so viele sein, die politischen Schlaf­
wandler deutscher Nationalität und bürgerlicher Herkunft sehen sie niemals ,  und allwo sie sol­
che trotz allem erblicken, haben sie kein Interesse nachzustoßen, um diese Gegensätze etwa zu 
erweitern oder gar auszunützen, sondern im Gegenteil ! Es ärgert sie noch höchstens, daß viel­
leicht auf diesem Wege etwas erreicht werden könnte, was dann doch nicht das ist, was sie al­
lein zu erreichen wünschen: Nämlich ihr geliebtes Deutschland von 1 9 14 .  

So krachen jetzt im Haag 8 die natürlichen Interessengegensätze wieder einmal hart aufein­
ander. Franzosen und Engländer sagen sich alle möglichen Liebenswürdigkeiten. Ein Englän­
der vertritt ganz ungeniert die Auffassung, daß man nun wirklich hinter den Krieg einen 
Schlußstrich ziehen müsse, und zwar sowohl in Europa als auch in Amerika 9 . Die deutschen 
Staatskünstler aber bejammern diese Zerwürfnisse der Weltmächte und sind ersichtlich nur 
von dem einen Wunsche erfüllt, daß der Herr sie erleuchten möge, die Wege zu finden, um 
unsere Gegner wieder zusammenzubringen. Die Presse spiegelt ihre Gedanken wider. Würde 
man in Haag beisammensitzen, um dem deutschen Volke eine Leibrente auszumachen, so 
könnten die Klagen nicht beweglichere sein über die "Uneinheit" der Großmächte, als sie es 
sind, während man doch nur zusammensitze, um über einen neuen ungeheuren Aderlaß an un­
serem Volke zu brüten. Das alles wird der Nachwelt einmal vollkommen unverständlich sein, 
außer sie hat dann vielleicht Kenntnis bekommen von den inneren Beweggründen, die unsere 
Novemberstaatsmänner zu ihrer Haltung bewegen. Vielleicht wird auch das einmal geklärt, 

7 Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 69 .  
8 Anspielung auf die abschließenden Verhandlungen zur Regelung der deutschen Reparationen und zur Rhein­

landräumung, die vom 6 . 8 . 1 929 bis 3 1 . 8 . 1 929 i n  Den Haag stattfanden. 

9 In großer Aufinachung war im Völkischen Beobachter der offene Brief eines angeblichen Hauptmanns i .  G .  

der briti schen Luftstreitkräfte, Vivian Stranders, an Premierminister Ramsay MacDonald abgedruckt, in dem 

von Großbritannien der Bruch mit Frankreich und die Versöhnung mit Deutschland gefordert wurde. Vgl. VB 
vom 25 ./26 . 8 . 1 929, " Ein Engländer fordert Bruch mi t  Frankreich" .  
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warum die Parteien und Parteimänner, die im Jahre 1 9 1 8  die Revolution machten, auch hinter­
her gar nicht anders handeln konnten, als die Interessen unseres Volkes zu verleugnen. 

Wer diese himmelschreiende Jämmerlichkeit und Erbärmlichkeit verfolgt, der muß verste­
hen, daß es die Pflicht aller ehrlichen Deutschen ist zu sinnen, wie man sich gegen diesen kon­
stanten Verrat zu wehren vermag. Es ist das Zeichen eines inneren Fortschrittes, daß sich des­
halb Verbände und Parteien, die sonst nur wenig Gemeinsames haben, zusammenfinden konn­
ten, um durch einen Appell an das ganze Volk dieses selbst zum Richter aufzurufen 1 0 . Und es 
entspricht wieder nur der traditionellen impertinenten Verlogenheit der Parlamentsgaukler der 
Demokratie, wenn diese nun darüber zu zetern und zu schreien beginnen. Erst zeterten sie ge­
gen das autokratische Regiment ohne Ministerverantwortlichkeit 1 1 , und jetzt, da sie die perfi­
deste Dummheit zur Diktatur erhoben haben, wird jeder ministerielle Hanswurst mit päpstli­
cher Unfehlbarkeit gesegnet 1 2 . Nun wird mit j ener Dummdreistigkeit, die diesen Partei- und 
Parlamentsschwindlern schon von Geburt an zu eigen zu sein scheint, gegen jeden zu Felde 
gezogen, der den "Geist" der Weimarer Verfassung nicht nur in den Gratis-Festschriften der 
zu begeisternden höheren Schulklassen gedruckt, sondern auch einmal im praktischen Leben 
verwirklicht sehen möchte. Und trotz alledem aber wird unser Volk dennoch erwachen ! 

August 1929 

"Richtlinien für die  Untersuchungs- und Schlichtungs­

ausschüsse der Nationalsozialistischen Deutschen 

Arbeiterpartei (USchlA)" 

Anordnung 

Gedruckte Fassung; BA, Slg. Schumacher 373 .  

!. Zweck der USchlA .  

Dok. 70 

§ 1 .  Die USchlA haben den Zweck, die gemeinsame Ehre der Partei und die des einzelnen 
P[artei]g[enossen] zu wahren, sowie nötigenfalls Meinungsverschiedenheiten einzelner P[ar­

tei]g[ enosse ]n auf gütlichem Wege auszugleichen. 
Ihre Aufgabe ist es :  
1 .  Gegen diejenigen Pgn.,  deren Benehmen dem richtigen Ehrgefühl und den Anschauungen 

der N .S .D .A.P .  nicht entspricht, auf dem durch gegenwärtige Richtlinien bezeichnetem Wege 
einzuschreiten und wo es zur Wahrung der Ehre und des Ansehens der Partei nötig, auf die 
Entfernung unwürdiger Mitglieder aus der Partei anzutragen. 

2. die Pgn. von unberechtigten Verdächtigungen ihrer Ehrenhaftigkeit zu reinigen sowie 
3. bei Zwistigkeiten von Pgn. einen gütlichen Ausgleich zu erwirken. 

1 0  Gemeint ist das Projekt eines Volksbegehrens gegen den Young-Plan . Vgl . Dok. 50, 5 1 .  
1 1  Vgl . Rauh, Die Parlamentarisierung des Deutschen Reiches, S .  1 72 ff. 
1 2  Möglicherweise Anspielung auf das Republ ikschutzgesetz. Vgl . Dok. 3, Anm. 3 1 .  
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II. Bildung der USchlA .  

§ 2 .  Zur Bildung eines USchlA sind verpflichtet : 
a) die politischen Gliederungen d"er Partei: 

365 

1 .  die Ortsgruppen von 50 Mitgliedern an. In Ortsgruppen geringerer Stärke, die bereits 
einen USchlA gebildet haben, bleibt dieser mit Billigung des Ortsgruppen- und Gauleiters be­
stehen. 

2. innerhalb der Bezirke für die unter 50 Mitglieder zählenden Ortsgruppen, falls der Gau­
leiter diesen USchlA als gemeinsames Organ der kleinen Ortsgruppen wünscht. Der Bezirks­
leiter hat keinen USchlA und keine Befugnisse gemäß § 4 Abs .  4 der Satzungen. 

3 .  die Gaue. 
b) der Deutsche Frauen-Orden 1 . 
c) die Reichsleitung. 
§ 3 .  Die Ortsgruppen- und Gauleiter schlagen zum Vorsitzenden ihres USchlA einen geeig­

neten Pg. ihres Wohnsitzes dem Gau bezw. der Reichsleitung zur Ernennung vor. Der Ernann­
te gewinnt seinerseits 2 Pgn. als Beisitzer, sowie 2 Pgn. als Ersatzmänner, die vom Ortsgrup­
pen- bezw. Gauleiter bestätigt werden. 

Der 1 .  Vorsitzende der Partei 2 ernennt einen Pg. zum Vorsitzenden des USchlA der 
Reichsleitung und auf dessen Vorschlag zwei Pgn. zu Beisitzern sowie 2 Ersatzmänner. 

Die zum USchlA tretenden Pgn. sind bei Antritt ihres Amtes zu unbedingtem Schweigen in 
Verfahrensangelegenheiten gegenüber jedermann zu verpflichten. 

§ 4. Die Vorsitzenden der USchlA dürfen zu keinem anderen Partei-Amt herangezogen 
werden, (Vorsitzender einer Ortsgruppe oder eines Gaues .  Schriftführer, Kassenwart und SA­
Führer vom Sturrnf{ührer] aufwärts). 

§ 5. Ortsgruppen- und Gauleiter erbitten etwa nötige Amtsenthebung von Gauleiter bezw. 
der Reichsleitung. 

§ 6. Die Vorsitzenden der übergeordneten USchlA sind in Verfahrensangelegenheiten als 
Vorgesetzte der untergeordneten USchlA zu betrachten. Der USchlA eines Bezirkes ist kei­
nem USchlA einer Ortsgruppe übergeordnet, vielmehr lediglich als gemeinsamer USchlA 
schwacher Ortsgruppen zu betrachten. 

Die Namen der Angehörigen der USchlA sind der übergeordneten Stelle zu melden und 
durch diese zum 1 .  Oktober jeden Jahres beim USchlA der Reichsleitung; Ergänzungsmeldung 
zum 1 .  j eden Viertelj ahres .  

USchlA, deren Namen der Reichsleitung nicht gemeldet sind, werden von der Reichslei­
tung nicht anerkannt. 

Der 1 923  von Elsbeth Zander gegriindete und von ihr geleitete Deutsche Frauenorden (seit 1 928 :  Deutscher 

Frauenorden Rotes H akenkreuz) wurde im Oktober 1 93 1  als NS-Frauenschaft der NSDAP-Reichsleitung 

unterstellt .  Vgl. Jill Stephenson, The Nazi Organisation of Women, London 1 98 1 ,  S. 28 ff. 
2 Hitler. 
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III. Zuständigkeit der USchlA 

§ 7 .  Zur Beurteilung der USchlA gehören: 
a) Alle Handlungen und Unterlassungen von Pgn. die dem richtigen Ehrgefühl und den An­

schauungen der N .S .D .A.P .  zuwider sind und daher die gemeinsame Ehre der Partei gefährden 
oder verletzen, auf Antrag und Anklage des jeweiligen politischen Leiters . 

b) diejenigen Fälle, in denen Pgn. zum Schutze ihrer eigenen Ehre auf einen Spruch des 
USchlA antragen. 

Handlungen und Unterlassungen von Pgn. ,  die vor deren Eintritt in die Partei liegen, fallen 
nur insoweit unter die Beurteilung der USchlA, als sie nach Eintritt in die Partei noch fort­
wirken. 

§ 8. Über Handlungen oder Unterlassungen eines einer 0 .-Gr. angegliederten Pg. ,  deren 
Tragweite den Rahmen der Ortsgruppe nicht überschreiten, ist vom USchlA der Ortsgruppe zu 
befinden. Die Entscheidung l iegt beim Ortsgruppenleiter. 

Handlungen oder Unterlassungen eines unmittelbar dem Gau unterstellten Pg. ,  deren Trag­
weite den Rahmen des Gaues nicht überschreiten, unterliegen der Beurteilung des USchlA des 
Gaues .  Die Entscheidung liegt beim Gauleiter. 

§ 9. Ist eine zur Zuständigkeit des USchlA gehörende Handlung oder Unterlassung zu­
gleich in den Strafgesetzen bedroht und dieserhalb ein gerichtliches Verfahren eingeleitet, so 
soll der USchlA erst nach dessen Beendigung einschreiten. 

Unberührt hievon bleibt die Eröffnung eines gerichtlichen Verfahrens, sobald dieses eine 
Schädigung der Partei mit sich zu bringen geeignet ist. In diesem Falle bleibt es dem USchlA 
unbenommen, auf sofortige Entfernung des betreffenden Pg. anzutragen. 

Ist gerichtlich auf Freispruch erkannt, so soll ein Verfahren durch den USchlA nur dann 
eröffnet werden, wenn trotz des Freispruches in dem gerichtlichen Verfahren Tatsachen be­
kannt werden, die an sich eine Verletzung der Ehre und eine Schädigung der N.S .D.A.P .  ent­
halten. 

Ist dagegen eine gerichtliche Verurteilung erfolgt, so hat der USchlA darüber Beschluß zu 
fassen, ob und in welcher Weise von Seiten der Partei diese Verurteilung zu würdigen ist. 

§ 1 0 . Den USchlA sind unterworfen: 
A. Pg. und Pginnen, die 
1 .  in Ortsgruppen zusammengefaßt sind, dem der O.Gr. bezw. dem des Bezirkes, 
2 .  als Einzelmitglieder außerhalb von Ortsgruppen wohnen, dem des Gaues, 
B .  der Sektion Reichsleitung angegliedert sind, dem der R.L. 

IV Verfahren der USchlA .  

§ 1 1 . Es ist die vornehmste Pflicht des Vorsitzenden sowie der Beis itzer des USchlA, ihnen 
zur Behandlung übertragene Zwistigkeiten und Meinungsverschiedenheiten zwischen Pgn. im 
Wege von Besprechungen auszugleichen und widerstrebende Pgn. zur Einigung zu bewegen. 

Mit dieser Aufgabe wächst die Tätigkeit des USchlA zu außerordentlicher Bedeutung, die 
das ganze Verantwortungsgefühl eines geraden Mannes zu Nutz und Frommen der Bewegung 
verlangt. 

Sind die gütigen Ausgleichsversuche ergebnislos verlaufen, so ist unter Mitteilung an den 
politischen Leiter das Verfahren zu eröffnen. 
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§ 1 2 .  Findet der politische Leiter, daß Handlungen oder Unterlassungen eines Pg. den 
Spruch des USchlA erfordern, so hat er ein Verfahren durch den USchlA anzuordnen. 

§ 1 3 .  Die Vorsitzenden der USchlA sind für den nach gegenwärtigen Richtlinien einzuhal­
tenden Gang des Verfahrens verantwortlich. 

§ 1 4 .  Ist die Eröffnung eines Verfahrens angeordnet, so darf es ohne abschließenden 
Spruch des UschlA nicht wieder eingestel lt werden. 

§ 1 5 .  Mit den nötigen Erhebungen sowie den Zeugenvernehmungen ist vom Vorsitzenden 
des USchlA im Falle seiner Verhinderung ein Beisitzer zu beauftragen. 

Der mit der Untersuchung Beauftragte hat sämtliche an dem Verfahren beteiligte Pgn. zu 
unbedingtem Stillschweigen gegen jedermann zu verpflichten und sie auf die Folgen des 
Bruchs des Schweigegebotes hinzuweisen. 

§ 1 6 . Der Gang des Verfahrens bis zur Hauptverhandlung ist folgender: 
1 .  Der Anschuldiger hat seine Aussagen unter Angabe von Zeugen schriftlich niederzule­

gen und zu unterzeichnen. 
2. Der Beschuldigte ist mit dem Eröffnungsbeschluß und dem Inhalt der Beschuldigung be­

kanntzumachen und zur mündlichen Einvernahme vor den USchlA zu laden. (Muster) 
3 .  Die mündliche Einvernahme hat durch den Vorsitzenden des USchlA oder einen Beisit­

zer unter voller Verantwortung des Vorsitzenden zu erfolgen. 
Der Beschuldigte gibt hierbei seine Darstellung zur Beschuldigung unter Angabe seiner 

Zeugen. Die Aussage ist zu protokollieren und vom Beschuldigten sowie vom Vernehmenden 
zu unterzeichnen. (Muster) 

4. Die Zeugen sind zur mündlichen Einvernahme zu laden. (Muster) 
5 .  Die Einvernahme der Zeugen hat durch den Vorsitzenden des USchlA oder einen Beisit­

zer unter voller Verantwortung des Vorsitzenden zu erfolgen, ist zu protokollieren und sowohl 
vom Zeugen, wie vom Vernehmenden zu unterzeichnen. (Muster) 

6. Es sind nur Aussagen zur Sache zuzulassen, andere zurückzuweisen. 
7 .  Auswärtige Zeugen können zum schriftlichen Bericht aufgefordert werden, sind aber 

ebenso zur Aussage der Wahrheit zu ermahnen. 
8 .  Ladung der Beteiligten zu der etwa nötigen Hauptverhandlung. (Muster) 
§ 1 7 .  Die Hauptverhandlung hat im Beisein des gesamten USchlA (Vorsitzenden und 2 

Beisitzer) stattzufinden. Außer diesen haben nur die Ersatzbeisitzer als Zuhörer Zutritt. Einer 
der Beisitzer führt das Protokoll ,  das am Ende der Verhandlung vom Vorsitzenden sowie den 
anderen Beisitzern zu unterzeichnen ist. Der Vorsitzende kann mit der Leitung der Verhand­
lung einen Beisitzer beauftragen. 

Mehr als 2 Beisitzer können nicht als befangen erklärt werden. 
a) der Gang der Verhandlung ist folgender: 
1 .  Aufruf der Beteiligten, 
2. Bekanntgabe der Beschuldigung, 
3 .  Beurlaubung der Zeugen, 
4. Vernehmung des Beschuldigten, 
5. Vernehmung der Zeugen, 
6. Aussage des Beschuldigers, 
7. Schlußwort des Beschuldigten, 
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8 .  Entlassung der Parteien mit Zeugen, 
9. Beschlußfassung des USchlA. 
b) In der Beschlußfassung beschließt der USchlA in gemeiner Beratung darüber, welcher 

Spruch nach § 1 9  der gegenwärtigen Richtlinien zu fällen ist, daß der mit der Untersuchung 
beauftragte Pg. zunächst sein Urteil abgibt, danach der andere Beisitzer und der Vorsitzende 
des USchlA. Der Beschluß ist vom Vorsitzenden und den Beisitzern zu unterzeichnen. 

Der Spruch des Vorsitzenden des USchlA ist dem politischen Leiter, möglichst unmittelbar 
nach der Hauptverhandlung mit eingehender Begründung schriftlich mitzuteilen. 

c) Der Beschuldiger ist ebenso wie der Beschuldigte während der ganzen Hauptverhand­
lung zugegen. Beide können mit Genehmigung des Verhandlungsleiters Fragen an die Zeugen 
richten. 

d) Die Zeugen sind darauf hinzuweisen, daß derjenige, der vor dem USchlA wissentlich die 
Unwahrheit sagt, unweigerlich auf Grund § 4,  Abs .  2 c der Satzungen 3 aus der Partei ausge­
schlossen wird. 

§ 1 8 .  Wird eine mündliche Hauptverhandlung nicht für notwendig erachtet, oder ist sie aus 
technischen Gründen nicht möglich, so muß dem Beschuldigten Gelegenheit gegeben werden, 
sich schriftlich 

1 .  zu der Beschuldigung und 
2. zu den Zeugenaussagen 
zu äußern. 
Die Fällung eines Spruches, bezw. die Fassung eines Beschlusses ohne Entgegennahme 

einer Äußerung des Beschuldigten ist ausgeschlossen. 
§ 1 9 . Der Spruch des USchlA kann lauten: 
1 .  Auf Unzuständigkeit, wenn der USchlA der Ansicht ist, daß der Fall sich überhaupt 

nicht zur Behandlung durch ihn eigne, 
a) weil es sich um Privat- und Familienangelegenheiten handelt, die die Partei nicht berühren, 
b) aus Gründen einer höheren Parteiraison, 
c) weil ein anderer USchlA zuständig sei. 
2. Auf Vervollständigung der Untersuchung, wenn der USchlA eine solche, um sich eine 

bestimmte Überzeugung bilden zu können, für nötig und möglich hält. 
3. Auf Freisprechung, wenn der USchlA der Überzeugung ist, daß der dem Angeschuldig­

ten zur Last gelegte Verstoß gegen die Bestimmungen des § 4,  Abs .  2 und 3 der Satzung 4 

nicht vorliegt. 
4. Auf schuldig des Verstoßes gegen § 4,  Abs .  3a, b oder c 5 unter Beantragung der Ertei­

lung einer Verwarnung, wenn der USchlA der Überzeugung ist, daß der Angeschuldigte durch 
das ihm zur Last fallende Verhalten nicht unwürdig geworden ist, in der Partei belassen zu 
werden. 

3 Bezieht sich auf die Satzung der NSDAP/NSDA V e. V. vom 22.5 . 1 926. § 4, Abs. 2c sah den Ausschluß von 

Mitgliedern vor, "die durch ihr sittliches Verhalten im Verein oder in der Allgemeinheit Anstoß erregen oder 

dadurch den Verein schädigen" .  Vgl. Bd. 1 ,  Dok. 1 46 .  
4 § 4 Abs. 2 nennt Satzungsverstöße, nach denen ein Ausschluß zwingend erfolgt, Abs. 3 Verstöße, nach denen 

ein Ausschluß möglich ist. Vgl. Bd. 1, Dok. 1 46 .  

5 Vgl . Anm.  4 .  
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5. Auf Schuldig des Verstoßes gegen § 4, Abs . 2a, b oder c oder Abs .  3a, b oder c 6 unter 
Beantragung des Ausschlusses aus der Partei, wenn der USchlA der Überzeugung ist, daß der 
Angeschuldigte durch sein Verhalten das Recht verwirkt hat, in der N.S .D .A.P. zu verbleiben. 

§ 20. Der politische Leiter hat den Spruch seines USchlA dem Beschuldiger sowie dem 
Angeschuldigten mitzuteilen und demgemäß zu verfügen. Abschrift der Verfügung geht zum 
Akt des USchlA. 

V Beschwerdeweg. 

§ 2 1 .  Gegen den Ausschluß steht dem Ausgeschlossenen nach § 4 der Satzung das Recht 
der Beschwerde zu 7 . Dieses Recht bleibt j edoch auf diejenigen Ausgeschlossenen beschränkt, 
die sich im Besitze des Mitgliedsbuches befinden, sowie auf diej enigen, die durch mindestens 
einjährige Mitgliedschaft sich als Nationalsozialisten bewährt haben. 

§ 22. Die Beschwerde gegen einen Ausschluß ist ausschließlich beim Gau einzureichen 
und vom Gauleiter dem Vorsitzenden seines USchlA zur Prüfung zu überweisen. 

§ 23 . Die Prüfung der Beschwerde durch den USchlA hat sich darauf zu erstrecken, ob 
1 .  die für die Beschwerde vorgeschriebene Frist von 8 Tagen durch den Ausgeschlossenen 

eingehalten ist, 
2. der durch gegenwärtige Richtlinien vorgeschriebene Verfahrensweg von dem unterge­

ordneten USchlA eingehalten ist, 
3. der Ausschluß durch die im Laufe des Verfahrens auf Grund der Zeugenaussagen festge­

stellten Tatsachen begründet ist. 
§ 24. Der Spruch des USchlA der Beschwerde-Instanz nach Prüfung der Beschwerde kann 

lauten: 
! .  Die Beschwerde gegen den Ausschluß ist wegen Fristversäurnnis abzulehnen (Aus­

nahmen sind nur in seltenen Fällen zulässig, insbesondere, wenn Versäumnis ausreichend be­
gründet entschuldbar erscheint) . 

2 .  Die Prüfung der Beschwerde hat einen Verstoß gegen § 1 6  bezw. § 1 7  der Richtlinien 
für USchlA ergeben. Die Akten werden zur Ergänzung nach § 1 9  Ziff. 2 zurückgegeben. 

3. Der Beschwerde wird stattgegeben. Der USchlA hält auf Grund der Unterlagen § 1 9 ,  

Ziff. 5 nicht fü r  gegeben. 
4.  Die Beschwerde wird zurückgewiesen. Der USchlA macht sich die Begründung des 

USchlA der O .Gr. usw. zu eigen. 
§ 25 .  Kommt der USchlA der Beschwerde-Instanz zu der Erkenntnis, nach § 24, Ziff. 1 ,  3 

oder 4, so hat der politische Leiter dies dem Beschwerdeführer schriftlich mitzuteilen. 
Jedem Spruch ist, wie dem der ersten Instanz eine ausführliche Begründung beizufügen. 
§ 26. Weigert sich ein politischer Leiter, den Spruch seines USchlA zu vollziehen, so steht 

dem Vorsitzenden des USchlA die Beschwerde an den ihm vorgesetzten USchlA zu. Dieser 
Beschwerde ist der Akt beizufügen. 

6 Vgl. Anm. 4 .  
7 Vgl. Bd .  1, Dok. 1 46 .  
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VI Besondere Anordnungen für USchlA .  

§ 27 .  Der den Austritt und Ausschluß behandelnde § 4 ist wie folgt zu numerieren 8 : 
Abs .  1 endet mit den Worten: "Voll zu bezahlen" .  
Abs .  2 beginnt: "Mitglieder werden ausgeschlossen" und endet : "den Verein schädigen" .  
Abs .  3 beginnt: "Mitglieder können ausgeschlossen werden" und endet : "Interesselosigkeit 

am Verein" .  
Abs .  3 a will vor allem Mitglieder erfassen, die e s  unterlassen, ihnen bekanntwerdende eh­

renrührige Handlungen oder Unterlassungen eines Mitgliedes sofort dem USchlA oder dem 
Vorsitzenden zur Prüfung zu melden, die vielmehr unter Umgehung dieser Melde- und Bruch 
der auferlegten Schweigepflicht begründete oder unbegründete Beschuldigungen gegen Mit­
glieder herumtragen und zu Redereien und zu Schwätzereien Veranlassungen geben. 

Abs .  4 beginnt : "Zur Verfügung" und endet : " Schlichtungsausschuß des Vereins" .  
Abs .  5 endet mit den Worten : "unterrichtet werden" .  Abs .  6 lautet : "Der Ausschluß tritt zu­

nächst sofort in Kraft" .  Die folgenden Sätze werden in gleicher Weise fortlaufend numeriert, 
sodaß der letzte Absatz 1 0  lautet: "Das Vermögen der Ortsgruppe fällt in diesem Falle der Na­
tionalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei zu" .  

§ 28 .  Zur Verfügung des Ausschlusses sind nach § 4 Abs.  4 der Satzungen nur die von der 
Reichsleitung und den Gauleitungen bestätigten politischen Leiter ermächtigt, nicht aber deren 
Stellvertreter. 

§ 29 .  Die Veröffentlichung eines Ausschlusses in der Presse bedarf der Genehmigung 
durch die Reichsleitung. 

§ 30 .  Die Richtlinien für Untergliederungen der N .S .D.A.P .  vom 1 5 .  November [sie!] 

1 928 9 sind in Ziff. 8 c entsprechend zu berichtigen. 

München, August 1 929 

gez. Walter Buch 

Vorsitzender des USchlA R.L. 
gez. Adolf Hitler 

8 Bezieht sich auf die Satzung der NSDAP/NSDA V e. V. vom 22.5 . 1 926 .  Vgl . Bd.  !, Dok. 1 46 .  
9 Gemeint sind die " Richtlinien für die Untergliederungen der Nationalsozial istischen Deutschen Arbeiter-Par­

tei " vom 1 5 .9 . 1 928 .  Vgl . Bd. 1 1 1/ 1 ,  Dok. 25 .  
Absatz 8 c lautet : "Weiter wird vom O [rts]Gr[ruppen] -Führer e in  Untersuchungs- und Schlichtungs-Aus­

schuß aus 3 älteren Pg. (ehrenamtl ich)  bestel lt, der die Streitfälle und Ausschlußanträge innerhalb der Orts­

gruppe behandelt. Er ist Beirat des O.Gr.-Führers. Der Vorsitzende des US [chl ]A gehört zum erweiterten 

Vorstand. Für seine Arbeit  sind die 'Richtlinien des US [chl]A' maßgebend. Ortsgruppen, die noch nicht im 
Besitz dieser Richtlinien sind, können diese bei der Hauptgeschäftsstelle anfordern. "  
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2. September 1929 Dok. 71  

Schreiben an Alfred Hugenberg 

Zitiert nach : Notizen über "freundliche" Zusammenarbeit zwischen DNVP und NSDAP; BA, NL 2 1 1 /72. 

Für das Telegramm von der Kundgebung am Hermannsdenkmal 1 danke ich Ihnen vielmals .  
Ihrer Mitteilung anläßlich Ihres Aufenthaltes in Oberbayern sehe ich entgegen 2 . 

3 .  September 1929 

"Irrsinnige Subjekte oder beamtete Provokateure" 

Aufruf 

VB vom 5 .9 . 1 929 .  

Nationalsozialisten ! Parteigenossen ! Parteigenossinnen ! 

Eine neue jüdische Pressehetze gegen unsere Bewegung hat eingesetzt. 

Mit deutschem Gruß 
Ihr ergebener H[itler] 

Dok. 72 

Nachdem die Behauptungen über nationalsozialistische Schändungen jüdischer Friedhöfe 

als gemachter Schwindel entlarvt worden sind, nachdem nunmehr der Jude Bernhard Weiß, 

Vizepolizeipräsident von Berlin, im Prozeß Gregor Straßer als Zeuge unter Eid zugeben mußte, 
daß er weder dienstlich noch außerdienstlich j emals Kenntnis davon erhalten hätte, daß auch 
nur ein Nationalsozialist an solchen Friedhofschändungen beteiligt gewesen sei, ja nachdem 
durch denselben Zeugen zugegeben werden mußte, daß in wenigstens einem Falle als Täter 
der Sohn eines Sozialdemokraten entlarvt wurde, muß nunmehr ein neuer Schwindel herhal­
ten, um gegen unsere Be�egung hetzen zu können 1 . 

Am 1 .9 . 1 929 wurde vor dem Hermannsdenkmal im Teutoburger Wald die Propagandakampagne für das 

deutsche Volksbegehren (Vgl . Dok. 50, 5 1 )  durch eine Kundgebung eingeleitet. Auf der Veranstaltung, an 

der laut Frankfurter Zeitung etwa 2 .500 Menschen teilnahmen, sprachen Alfred Hugenberg, Robert Ritter von 

Xylander und Siegfried Wagner. Vgl . Frankfurter Zeitung vom 2 .9 . 1 929 (MA), "Hugenberg am Hermanns­

denkmal " sowie Vossi sche Zeitung vom 3 .9 . 1 929 (PA), " Hugenberg ruft nach dem Schwert " .  

2 Hugenberg hielt sich Mitte September 1 929 in Kreuth auf. Am 1 4 .9 . 1 929 schrieb er an H itler, daß er i hm sei­

ne Vorstel lungen "gestern schon mündlich entwickelt" habe . Ob diese Aussage sich auf eine persönliche Be­
gegnung oder ein Telefonat bezieht, ist nicht em1itte lt. Zitiert nach: Notizen über "freundliche" Zusammenar­

beit zwischen DNVP und NSDAP;  BA, N L  2 1 1 /72 . Am 1 8 . 9 . 1 929 trafen sich Hitler und Hugenberg in 

München. Vgl.  Friedenthal , Volksbegehren, S .  70. 

Am 27 . 8 . 1 929 wurde vor dem Amtsgericht Oranienburg gegen Gregor Straßer in neun Fällen, für die seine 

Immunität aufgehoben worden war, verhandelt. Wegen nachgewiesener öffentl icher Beleidigung in fünf Fäl­

len und Verstoßes gegen das Republikschutzgesetz in vier Fällen wurde er zu sechs Monaten Gefängnis und 
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Seit Monaten finden in preußischen Provinzen geheimnisvolle "Attentate" statt 2 , deren Tä­
ter die im Verfolgen von Nationalsozialisten sonst so findige Polizei eigentümlicherweise 
nicht zu entdecken vermag. 

In den letzten Tagen soll nun eine solche Bombe am Reichstagsgebäude zu Berlin explo­
diert sein 3 . Nicht im Sitzungssaal, ja nicht einmal in einem der Korridore, ja ausgerechnet so­
gar in der Zeit, in der sich überhaupt keine Abgeordneten im Gebäude befinden, da der 
Reichstag bekanntlich geschlossen ist ! Trotzdem diese ganze mysteriöse Angelegenheit noch 
nicht im geringsten geklärt erscheint, setzen bereits erneut die Verleumdungen gegen unsere 
Partei ein. 

Wir kennen die irrsinnigen Subjekte nicht, die ihre Hand zu Streichen hergeben, die ebenso 

verrückt wie schädlich sind. Wir alle wissen aber eines: Wenn diese Attentate wirklich verübt 

worden sind, dann waren die Täter niemals Nationalsozialisten, im Gegenteil, es können nur 

Feinde unserer Bewegung gewesen sein! 

Vom neuesten Berliner Attentat wird berichtet, daß die Täter, pfiffig wie diese nun einmal 
zu sein scheinen, in der Form einer Klebemarke an einem Laternenpfahl ihre Visitenkarte zu­
rückgelassen hätten. Auf ihr sei geschrieben gewesen: "Großdeutschland erwache 4 ! "  Es 
braucht gar keines weiteren Beweises, um die Augen dorthin zu lenken, wo man sie nach den 
Erfahrungen der letzten Jahre hinlenken muß. Es gibt unter uns Nationalsozialisten niemand, 

der nicht überzeugt ist, daß es sich hier um mit teurem Geld bezahlte Spitzel und Provokateu­

re handelt! Auch wir sind der Überzeugung, daß alle diese Attentate auf eine Wurzel zurück­
gehen. Der Zweck dieser Vorgänge wird bewiesen durch die sich daranschließende [sie!] Het­

ze der jüdischen Presse. 

Nationalsozialisten! Durch diese Attentate soll die nationalsozialistische Bewegung und 

damit die ganze Zukunft des deutschen Volkes kompromittiert werden ! 

Erinnert euch, daß noch vor nicht langer Zeit im Preußischen Landtag gegen die Berliner 

Polizeidirektion der Vorwurf erhoben wurde, zum Beweise des Vorhandenseins von Femeor­

ganisationen eine Photographie veröffentlicht zu haben, von der sich später herausstellte, daß 

350  RM Geldstrafe verurteilt . Vgl. Frankfurter Zeitung vom 28 . 8 . 1 929 (2. MA), " Der Prozeß gegen den Ab­

geordneten Straßer' ' ,  (AA), " Das Urteil gegen den Abgeordneten Straßer" sowie Vossische Zeitung vom 

28 . 8 . 1 929 (PA), " Der hochwertige Tei l ' ' .  

I n  diesem Prozeß wurde der  Vizepolizeipräsident von Berl in,  Bernhard Weiß, a l s  Zeuge zur  Frage der Schän­

dung jüdischer Friedhöfe vernommen. Vgl. VB vom 4 .9 . 1 929, "Zusammenbruch der jüdischen Verleumdun­

gen über nationalsozial i stische Friedhofsschändungen" .  

Zwischen 1 923  und September 1 929 wurden in  Deutschland 75 jüdische Friedhöfe verwüstet . I n  drei Fällen 

konnte die Beteil igung rechtsradikaler oder nationalsozialistischer Täter nachgewiesen werden. Vgl . Fried­

hofsschändungen in Deutschland 1 923 - 1 932 . Dokumente der politischen und kulturellen Verwilderung unse­

rer Zeit. Zusammengestellt vom Central-Verein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens e.  V . ,  Berlin 
5 1 932 .  

2 Vgl . Dok. 58 ,  Anm. 1 .  
3 Am 1 .9 . 1 929 war zwischen 4 .00 und 4 .30 Uhr ein Sprengsatz in einem Lichtschacht neben dem Nordportal 

des Reichstags explodiert und hatte Sachschaden verursacht . Vgl . Frankfurter Zeitung vom 2 .9 . 1 929 (MA),  

" Bombenattentat im Reichstagsgebäude" .  

4 Zu diesem Umstand bemerkte z . B .  die Vossische Zeitung: " Einen direkten Zusammenhang zwischen der na­

tionalsozialistischen Hetze und den B ombenattentaten wird man nicht behaupten können, solange man ihn 
nicht zu beweisen vermag. "  Vgl .  Vossische Zeitung vom 3 .9 . 1 929 (PA), "Bomben-Anschlag im Reichstag" .  
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sie in der Berliner Polizeidirektion selbst aufgenommen worden und von Polizeibeamten ge­

stellt worden sei 5 . 
Die Polizeidirektion hat bis heute zu diesem ungeheuerlichen Vorwurf noch nicht Stellung 

genommen und ihn noch nicht entkräftet! 

Wundert euch nicht, wenn sich auch zu diesen neuesten Manövern gegen unsere Bewegung 
verlumpte Kreaturen finden oder verblendete Idioten, die auf solche Weise mithelfen, Material 
gegen j ene Partei herzustellen, die das jüdische Regiment heute in Deutschland am meisten 
haßt und am meisten fürchtet. 

Nationalsozialisten! Da wir sehen, daß alle diese Taten nur gegen unsere Bewegung aus­

genützt werden, sehen wir uns selbst veranlaßt, die Entlarvung dieser verlumpten Provokateure 

oder Narren mit allen Mitteln zu fördern. 

Die Parteileitung setzt deshalb 
eine Prämie von 2. 000 [Reichs]Mark 

aus zur Belohnung für denjenigen Parteigenossen, der irgendwelche Mitteilungen zu ma-

chen in der Lage ist, die zur Fassung dieser Subjekte geeignet sind. 

Die Parteileitung setzt 

eine Prämie aus in Höhe von 10. 000 [R]M 

für denjenigen, der Beweise und Unterlagen dafür liefert, daß diese A ttentate von neupreu­

ßischen Behörden selbst inszeniert werden! 

Nationalsozialisten u. Nationalsozialistinnen ! 

Sorgt in euren eigenen Reihen unermüdlich für Aufklärung darüber, daß das deutsche 
Schicksal nicht durch Attentate von Verbrechern oder politischen Idioten geändert wird, son­
dern nur durch die Organisation eines politischen Nationalwillens, der stark genug ist, dereinst 
das Regiment des Verbrechens und der Unfähigkeit in Deutschland zu Boden zu zwingen. 
Nicht in Tumulten oder durch Bombenwerfen entscheidet sich unser Schicksalskampf, son­
dern nur durch die Kraft einer auf das äußerste disziplinierten großen politischen Massenbe­
wegung. Diese zu schaffen, ist unsere Aufgabe, und wer diese Aufgabe stört, ist unser Feind, 
weil er sich versündigt, ob gewollt oder ungewollt ist einerlei, an der einzig möglichen Zu­
kunftsentwicklung unseres Volkes. 

Kampf den Narren oder bezahlten Provokateuren und Spitzeln, die unseren Gegnern durch 

ihre Handlungen das Material zur Verfolgung der deutschen Freiheitsbewegung liefern! Ihre 

Vernichtung ist mehr unser eigenstes Interesse und das Interesse des ganzen deutschen Volkes 

als das der heutigen "Behörden "! 

München, den 3 .  September 1 929 .  

5 Vgl . Dok. 8, Anm. 9 .  
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7. September 1929 

"Politik der Woche" 
Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 7 .9 . 1 929 .  

7 .  September 1 929 Dok. 73 

Dok. 73 

So ist das schwere Werk am Ende doch gelungen 1 • Die "Siegerstaaten" sind wieder einig ! Bu­
dapester Blätter berichten, daß nach Abschluß der entscheidenden Sitzung im Haag "Englän­
der und Deutsche vor Begeisterung getanzt hätten" .  Man kann es schon glauben. Die Englän­
der haben genug Grund hierzu, und die Deutschen, die als "Journalisten" dort ihres Amtes 
walteten, können ebenfalls zufrieden sein, denn es werden sich nur wenige darunter befunden 
haben, deren Vorfahren nicht einst schon vor der Bundeslade ihre choreographischen Künste 
ausgeübt hatten. Vom Herrn Stresemann insbesondere wird gemeldet, daß er mächtig zufrie­
den sei 2 . Wieder ist er auf den Augenblick dem Unheil entronnen. Der Gute bleibt zunächst 
noch im auswärtigen Unternehmen. Die Berliner und Frankfurter Presse wird schon das ihre 
dazu tun, den neuesten Erfolg des Herrn Außenministers gehörig aufzubügeln und in Glanz zu 
setzen, so daß wenigstens für die nächsten Monate das dumme deutsche Luder geblendet wird . 
Als Hauptattraktion gilt dabei die "Zusicherung" der Rheinlandräumung bis längstens 30 .  Juni 
1 930 .  Wenn man weiß , wie diese internationale Erpresserbande ihre Verpflichtungen, Zusi­
cherungen, Versprechungen und Verträge bisher gehalten hat, kann man auch auf die Einlö­
sung dieses neuesten Köders genugsam schließen 3 . Es sind doch dieselben Staaten, die einst 
die 1 4  Seifenblasen des Herrn Woodrow Wilson 4 vor dem staunenden deutschen Michel in 
die Luft fliegen ließen und diesen damit auch so verzauberten, daß er der Welt der Wirklich­
keit ade sagte , um sich auf den Weg ins Traumland der Völkerversöhnung und des Weltfrie­
dens zu machen. Und gerade diese zugesicherte Rheinlandräumung ist das Wertloseste, was 
man dem deutschen Volke überhaupt zuzusichern vermochte . Man hebt die Kontrolle über das 
Rheinland auf und unterwirft dafür das ganze Reich derselben 5 . Ein Riesenerfolg des Herrn 
Stresemann. Und überhaupt, was bedeutet es, selbst wenn man ein Gebiet uns demnächst gnä­
dig wieder zurückgeben würde, da man doch in der Lage ist, es in jedem Augenblick wieder 
zu besetzen, wenn sich irgendeine Notwendigkeit hierfür heraustüfteln läßt. Und das wird 
schnell der Fall sein. Denn Frankreich ist jederzeit in der Lage, bei der von unseren heutigen 
Machthabern gewollten Wehrlosigkeit unseres Reiches 6 in irgendein ihm zusagendes Grenz-

Am 3 1 . 8 . 1 929  war der Entwurf der Sachverständigen zur Regelung der Reparationsfrage (vgl . Dok. 4 1 ,  
Anm. 1 1 ) von einer politi schen Konferenz der beteiligten Staaten in Den Haag (vgl . Dok. 69, Anm. 8) grund­

sätzl ich gebil l igt worden. Vgl . Die Entstehung des Youngplans, S. 273 ff. 
2 Vgl . Vossische Zeitung vom 4 .9 . 1 929 (PA), " Das Kabinett zum Haag' ' .  

3 Dieser vereinbarte Räumungstermin wurde von den Alli ierten eingehalten . Vgl. Schulthess ' Europäischer Ge­

schichtskalender 1 930, München 1 93 1 ,  S. 1 5 9 .  
4 Gemeint ist das Friedensprogramm des Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika vom 8 . 1 . 1 9 1 8  (Die 

vierzehn Punkte). Druck: Ursachen und Folgen, Bd. I I ,  S .  374 ff. 
5 Vgl. Dok. 50,  Anm. 9 sowie Frankfurter Zeitung vom 30 .8 . 1 929 (AA), " Der deutsche Erfolg in der Kontroll­

frage" .  

6 Zu den Bemühungen der Reichswehr, die Rüstungsbeschränkungen des Versai ller Friedensvertags zu lockern 
und zu umgehen, vgl. Michael Geyer, Aufrüstung oder Sicherheit . Die Reichswehr in der Krise der Machtpo­
litik 1 924- 1 926, Wiesbaden 1 980, S. 1 1 9 ff. 
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gebiet wieder einzurücken, aber Deutschland ist nicht in der Lage, die im Young-Plan über­
nommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 

Für uns Nationalsozialisten hat nun folgende Überlegung entscheidend zu sein: Wenn eine 
Generation ehr- und charakterlos genug ist, ihre eigene Existenz zu vernichten, dann mag das 
immer noch ihre Sache sein. Es gibt aber kein Recht, das einer Regierung gestattet, zukünftige 
Generationen mit früheren Verbrechen zu belasten. Wenn das heutige Deutschland Herrn Stre­
semann das Recht zugesteht, seine wirtschaftlichen Ergebnisse, die Früchte seines Fleißes, 
dem Ausland zu verpfänden, dann Schande über dieses heutige Deutschland, aber im übrigen 
ist dies dann eine Angelegenheit unserer Zeit. Niemand hat aber heute ein Recht, Herrn Stre­
semann zuzugestehen, Verträge zu unterschreiben, die unser Volk auf Generationen hinaus 
rund 60 Jahre lang zum Zinssklaven der anderen Welt degradieren 7 . Herr Stresemann hat kein 
Recht, über das kommende Deutschland zu verfügen. Es fehlt dabei sogar der Grundanspruch, 
von dem aus man alle diese Forderungen als rechtlich gültig abzuleiten versucht. Das heutige 
Regierungsdeutschland hat die Lüge der Kriegsschuld einst unterzeichnet 8 und damit zu sei­
ner eigenen gemacht. Wenn das heutige Deutschland aus dieser Lüge heraus nun zu opfern 
hat, dann mag es sich bei denen bedanken, die die verbrecherische Stirne besaßen, diese in­
famste Wahrheitsverfälschung aller Zeiten im Interesse ihrer Regiererei anzuerkennen. Aber 
selbst die Anerkennung dieser Lüge der deutschen Kriegsschuld durch den Novemberstaat 
gibt kein Anrecht, Generationen mit Erpressungen zu beladen, die auf alle Fälle weder mit der 
verlogenen [sie!] Kriegsschuld, noch mit den Unterzeichnern dieser Lüge etwas zu tun haben. 
Oder sind etwa die Menschen, die heute in Deutschland geboren werden und dank Herrn Stre­
semann 60 Jahre Tributsklaven sein werden, auch noch schuld am Kriege? Nein, verdammt 
noch einmal ! Es ist j etzt notwendig, daß das deutsche Volk bis in seine innersten Tiefen gegen 
diese infame Verschwörung wider sein Lebensrecht aufgewühlt wird. Der Kampf gegen die­
sen Plan und seine Verfechter und Vertreter soll und wird nicht zur Ruhe kommen. Die Natio­
nalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei wird gegen diese Teufelei den Kampf beginnen, mag 
sie allein stehen oder Verbündete finden 9. Wir glauben aber, daß es in Deutschland schwer 
sein wird, Verteidiger dieses Schandvertrages zu sein, und ich persönlich sehe die Zeit greif­
bar nahe vor uns , in der niemand mehr etwas wissen will von der Schuld an diesem Vertrag. 
Bei diesem Siege Stresemanns ist König Pyrrhus Pate gestanden 1 0 . Seine Journaillien mögen 
heute tanzen, es kommt die Zeit, in der ihnen ein anderes Deutschland aufpfeifen wird ! 

Als die Juden sich anschickten zu gründen, was sie bisher noch nie besaßen, nämlich einen 
eigenen jüdischen Staat, waren wohl ein paar Gedanken dabei bestimmend 1 1 . Zum einen 
mochte man hoffen, j ener üblen antisemitischen Behauptung, daß die Juden kein staatenbil­
dendes oder gar staatenerhaltendes Volk seien, durch ein geschicktes Mätzchen in den Augen 
der öffentlichen Meinung das Wasser abzugraben. Wer die öffentliche Meinung kennt, weiß, 

7 Vgl. Dok. 4 1 , Anm. I I . 
8 Vgl . Dok. 28 ,  Anm. 4 .  

9 Bezieht s ich auf das geplante Volksbegehren gegen den Young-Plan. Vgl . Dok.  50,  5 1 .  

1 0  Anspielung auf den unter hohen eigenen Verlusten errungenen Sieg des König Pyrrhus (3 1 9-272 v .  Chr.) ge­

gen die Römer 279 v .  Chr. bei Ausculum, der den Keim zu seiner endgültigen Niederlage in sich trug. 

1 1  Bezieht sich auf den Zionismus. Zu Ursprung und Entwicklung des zionistischen Gedankens in Deutschland 

vgl . Yehuda Eloni ,  Zionismus in Deutschland. Von den Anfängen bis 1 9 1 4, Gerl ingen 1 987 .  
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daß sie selbst nur wieder von jüdischen Pressefabrikanten inszeniert wird, und dabei die 
Leichtgläubigkeit und Dummheit des großen Durchschnittes jener Masse in Betracht zieht, die 
sich so gerne als "souveränes Volk" aufziehen läßt, den nimmt dies nicht wunder. Der verlä­
sterte Jude, nun als braver Bauersmann zu Palästina hinter seinem Pfluge nachgehend, Kamele 
hütend, Dattelbäume pflanzend usw. ; ist das nicht die schönste Widerlegung j ener heim­
tückischen Vorwürfe, daß der Jude nur dem Schacher zugetan und dem Wucher nicht abge­
neigt sei? Sie haben es sich etwas kosten lassen, die Schacher- und Wucherjuden der Welt, der 
Mitmenschheit diese Komödie zu inszenieren. Denn eine Komödie mußte das natürlich vom 
Anfang an sein. Hätten nämlich die biederen Israeliten wirklich die ehrliche Absicht, ihren 
bisherigen Ernährungsmethoden zu entsagen und sich das Brot wie andere Leute zu verdienen, 
so hätte es weitaus bessere Gelegenheiten gegeben, als den steinigen Boden des Jordanlandes 
durch jüdischen Fleiß in ein Gebiet von Milch und Honig zu verwandeln 1 2 . Da wurde zum 
Beispiel Amerika entdeckt, und was in Europa verfolgt ward, wanderte aus und siedelte s ich 
dort drüben an, vom Quäker 1 3  bis zum Mormonen 1 4, und begann Wälder auszuroden, Prä­
rien zu bebauen, kurz, den Boden urbar zu machen. Auch das klimatisch anpassungsfähigste 
Volk hätte dieselben Möglichkeiten gehabt. Dort hätte man den jüdischen Bauern- und Arbei­
terstaat vordemonstrieren können. Aber dort sind bekanntlich die Versuche des Judentums, in 
die Urwaldwildnis vorzustoßen, um mit Sichel und Hammer den Völkern das Beispiel zionisti­
schen Bauernfleißes zu geben, restlos gescheitert. S ie sind über die Großstädte nicht hinausge­
kommen, die arbeitshungrigen Makkabäer des 1 9 . und 20. Jahrhunderts. Dort in Neuyork 
[sie!] usw. hocken sie nun wie Wanzenkolonien dichtgedrängt aufeinander und haben sich 
schmerzlich in das von Jehova dem auserwählten Volk nun einmal vorherbestimmte Los ge­
fügt: S ie schieben und schachern und handeln und wuchern genauso wie in der Alten Welt 1 5 . 
Aber immerhin, der jüdische Bauer im Jordanlande, den man durch freie Überfahrt und reich­
liche Geldspenden für diese Theaterrolle gewinnt und abrichtet, tut das Seinige, um manchem 
bornierten europäischen Spießer die Möglichkeit einer Besserung der jüdischen Völkerparasite 
doch noch als wahrscheinlich erscheinen zu lassen. Sie glauben allen Ernstes, daß der B lutegel 
bei liebevoller Belehrung vielleicht doch eines Tages Sauerkohl fressen wird. Zu dem Zweck 
hat man ihn nach Palästina verpflanzt. Das also war der eine und rein äußerliche Grund, der 
zweite und in dem Falle wirklich ernstgemeinte ist folgender: Das Judentum besitzt bei seiner 
heutigen Weltzerstreuung keinen Mittelpunkt, der außer Kontrolle irgendeiner Macht wäre . 
Das hat Nachteile. Wenn man daher für einen palästinischen Staat mit allen Mitteln eintrat, 
dann war der letzte Gedanke die Hoffnung, dort ein Territorium gewinnen zu können, das al­
len anderen Staaten der Welt gegenüber gewissermaßen Exterritorialität besitzt, mithin vor je-

1 2  Die erste jüdische landwirtschaftliche Kolonie in Palästina wurde 1 878 von orthodoxen Siedlern gegründet, 
weitere, zionistisch geprägte Gründungen folgten. Vgl . Shmuel N. Eisenstadt, Die Transformation der israe­
l ischen Gesellschaft, Frankfurt a.  M. 1 987, S. 1 70 ff. 

1 3  Im 1 7 . Jahrhundert in England enstandene Religionsgemeinschaft. 1 68 1  erfolgte in Nordamerika die Grün­
dung des Quäkerstaates Pennsylvania. 

14 Anhänger der Kirche Jesu Christi der Heiligen der letzten Tage. 1 830 im Staat New York gegründete Reli­

gionsgemeinschaft. 1 847 erfolgte die Gründung des Mormonenstaates Utah. 

1 5  Zur Berufsstruktur j üdischer Amerikaeinwanderer vgl. Enno Meyer, Die Einwanderung der Juden in das Ge­
biet der heutigen Vereinigten Staaten von Amerika. In :  Geschichte in  Wissenschaft und Unterricht 40 ( 1 989), 
S. 665-683 . 
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dem Zugriff gesichert erscheint und damit a l s  letzte Zufluchtsstätte angesehen werden kann. 
Denn wenn das Judentum für seinen Staat Palästina nimmt, kann natürlich kein Mensch im 
Ernst erwarten, daß plötzlich, wie Anno einst [sie!] , die ganze Judenschaft mit Weib und Kind 
und Diebsgewinn sich plötzlich in Marsch setzt, um zum zweitenmal das Rote Meer zurückzu­
scheuchen 1 6 . Nein, in Palästina haben sie wirklich keinen Platz. Ein blendender Gedanke das, 
sich einen eigenen Nationalstaat zu gründen, der es aber schon infolge seiner Größe unmög­
lich macht, daß sich die ganze Nation dorthin vervölkert [sie!] . Und das war natürlich auch nie 
die Absicht der Jiddenheit [sie!] , hüben und drüben des Ozeans. Nein, ein international aner­
kanntes Territorium, groß genug, um die blitzdummen Gois 1 7  und handarbeitenden Plebejer 
gefühlsmäßig bemogeln zu können und um eine Freistätte für jüdische Betrüger, Schwindler 
und Verbrecher zu erhalten. Eines fehlte dem auserwählten Volk schon lange : Eine richtigge­
hende internationale Hochschule für Völkerbetrug, Revolutionsanzettelung, Rassenvergiftung, 
Finanzgaunereien und Wirtschaftsspekulationen. Eine Hochschule, in der das auserwählte 
Volk nur für sich allein ist, sich nur in der Sprache seiner bekannten althebräischen Ehren­
männer unterhält und verständigt und solcher Art unerwünschte Einblicke in die letzte Ausbil­
dung für sein Handwerk verhindert. Es gab im Frieden 1 8  in Europa einen Staat - ich weiß 
nicht, ob es auch j etzt noch so ist - da existierten Ortschaften, in denen Alt und Jung als Ta­
schendiebe operierten und diesen Sport in den umliegenden Staaten bei günstigen Gelegenhei­
ten in nützlicher Weise ausübten 1 9 . Es war nun bekannt, daß diese Gemeinden förmliche Mu­
sterschulen unterhielten, in denen die Jugend in eindringlicher und gründlicher Weise für ih­
ren späteren langfingrigen Lebensberuf vor- und ausgebildet wurde. Auch in ungarischen Zi­
geunerdörfern soll es so etwas gegeben haben. Das war der Gedanke, der ins Große übertra­
gen, den jüdischen Zionsgründern vorschwebte. Eine internationale Hochschule für internatio­
nale Völkerbegaunerung. Eine Freistätte für ertappte Verbrecher und eine Universität für wer­
dende. Und doch krankte das ganze jüdische Experiment an einem kleinen Rechenfehler. Hät­
ten sie doch ihren Zionsstaat statt nach Palästina nach Deutschland verlegt, sagen wir nach 
Bayern. Hätten sie nur statt Jerusalem (angenommen natürlich ! )  Regensburg oder Eichstätt mit 
dieser Ehre bedacht, dann wäre vielleicht die Sache besser gegangen. Man kann sich vorstel­
len, wie der Herr Dompropst Wohlmuth im Lande herumgereist wäre, um die 1 1gutchristli­
chen 11 , 11 gut bayrischen 1 1  Landeseinwohner zur friedfertigen Unterwürfigkeit zu ermahnen. Wie 
hätten doch die Führer der Bayerischen Volkspartei in dem Falle unser liebes Volk zur Arbeit­
samkeit angehalten und zur Sparsamkeit und zur Genügsamkeit, damit nicht durch das Geba­
ren der Landesbewohner die jüdischen Staatsbürger unangenehm berührt würden. So hat der 
Teufel die Juden ausgerechnet nach Palästina gelockt, nach jenem Palästina, allwo unchristli­
che heidnische Araber und Beduinen hausen, die, wie es eben nur der Teufel wollte, mindest 
gerade so faul sind wie die zionistischen Staatsbürger selber. Wie soll aber der Jude gedeihen 
in einem Lande, in dem die Landeseinwohner selbst ebenfalls j eder Arbeit in scheuer Hoch­
achtung weit aus dem Weg gehen? Ja noch mehr, wie soll das auserwählte Volk in einer Ge-

1 6  Anspie1ung auf 2 .  Mose 1 4 ,  1 6-3 1 .  
1 7  Richtig Gojim. Hebräisch: Nichtjuden . 

1 8  Gemeint ist die Zeit vor 1 9 1 4 . 

1 9  Nicht ermittelt. 
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gend gedeihen, in der ausgerechnet j ene Praktiken, die die Stärke des Juden ausmachen, von 
anderen nicht minder geschickt beherrscht werden? Denn wenn die Araber keine Bauern abge­
ben, dann geben dafür die Armenier und Griechen um so bessere Händler. Und dazu kommt 
noch die bösartige , unchristliche Unduldsamkeit, die die Araber beherrscht und sie aufstachelt, 
s ich nicht vom Juden das Fell herunterziehen zu lassen. Das führt so weit, daß, während in Eu­
ropa ganze Staaten unter ihren bürgerlichen Parteileitungen vor den Juden kuschen und die 
Landeseinwohner von ihnen auspressen und mißhandeln lassen, dieses arabische Pack s ich 
auflehnt und den jüdischen Völkerparasiten mit Gewalt entgegentreten läßt 20. So ist nun im 
Zionslande Blut geflossen, und es ist eine ewige Schande der Menschheit, daß nun weiße Sol­
daten ihr B lut und ihr Leben opfern müssen im Kampf gegen ein Volk, dessen einziges Ver­
brechen es nur ist, der jüdischen Völkermade Widerstand entgegengesetzt zu haben. Es ist 
eine ewige Schande für England, sein germanisches Blut als Soldknechte an den jüdischen 
Weltvampir zu verkaufen. Begeistert scheint man übrigens von dem Skandal auch in London 
nicht zu sein. Die mohammedanische Welt ist empört und grollt 2 1 , der vernünftige Engländer 
ist beschämt, der Tommi 22 aber kann in glühender Hitze darüber nachdenken, was es heißt, 
Ehrenwache der jüdischen Weltgaunerzentrale abgeben zu müssen. 

14.  September 1929 

"Attentate in der Republik" 

Artikel 

I llustrierter Beobachter vom 1 4 .9 . 1 929 .  

Dok. 74 

Soweit die Geschichte uns die Vergangenheit aufhellt, stoßen wir zu allen Zeiten und bei allen 
Völkern auf das politische Attentat, den politischen Mord 1 . Jedes herrschende System verur­
teilt ihn, nach oben oder zur Freiheit strebende Kräfte haben ihn aber auch öfter als einmal ge­
priesen. Ein deutscher Dichter 2 nahm ihn zum Vorwurf für ein großes Freiheitsdrama. Denn 
die Heldentat eines Tell war in Wirklichkeit ja auch nur ein Mord an der "von Gott gewollten 
Obrigkeit" ,  bzw. an einem Träger besagter Obrigkeit. Tatsächlich gibt es Fälle, in denen der 
politische Mord eine solche Verherrlichung auch verdient . Immer wenn ein politisches System 

20 Am 1 5 .8 . 1 929  war es in Jerusalem an der Klagemauer zu Zusammenstößen zwischen Moslems und Juden 

gekommen. Vom 23 .  bis 25 .8 . 1 929 folgten . blutige Straßenkämpfe zwischen den Bevölkerungsgruppen. Die 

Mandats macht Großbritannien verhängte das Kriegsrecht. Vgl . Schulthess' Europäischer Geschichtskalender 

1 929,  S. 453 f. 

2 1  Zum jüdisch-arabischen Verhältnis in  der Zwischenkriegszeit vgl . Yosef Gorny, Zionism and The Arabs 

1 882- 1 948 . A Study of ldeology, Oxford 1 987, S. 8 1  ff. 
22 Spitzname der britischen Soldaten. 

Eine Zusammenstel lung der bekanntesten politi schen Morde und Attentate der Geschichte findet sich bei : 

Harry Wilde, Der politische Mord, Bayreuth 1 962, S. 34 1 ff. 
2 Friedrich von Schiller. 
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oder ein anderer Staat ein Volk knebelt, unterdrückt und auspreßt, die geistige und tatsächliche 
Leitung dieser feindlichen Gewalt sich aber in einer überlebensgroßen Person verkörpert, ist 
es verständlich, wenn aus dem unterdrückten Volk einer zum Mordstahl greift, um den verhaß­
ten Tyrannen zu beseitigen. Wer kann den jungen Württemberger Staps verdammen, der es an­
gesichts der grenzenlosen Not Deutschlands versuchte, einen Napoleon niederzustoßen 3? Die 
Tat mißlang, und der Junge büßte es mit seinem Leben. Aber was wäre wohl Europa erspart 
geblieben, wenn das Schicksal damals anders entschieden hätte? Nur der schuldbewußte klei­
ne republikanische Lump von heute kann den politischen Mord als etwas Verdammungswürdi­
ges an sich bezeichnen. Die Geschichte der Völker zeugt aber gegen ihn und am meisten zeu­
gen gegen ihn die politischen Mordexzesse j ener demokratisch-marxistischen Welle, die ihn 
selbst an seinen heutigen Platz gespült hat . Denn wenn früher der politische Mord im allge­
meinen zur Beseitigung verhaßter Unterdrücker diente, dann hat ihn die marxistische Demo­
kratie zu einem Alltagsrequisit umgewandelt, das in unzähligen Fällen zur wirksamen Verstär­
kung der marxistischen Völkervernichtung herangezogen wurde. Angefangen von den anar­
chistischen Attentaten bis zum marxistischen Betriebsterror sehen wir eine endlose Folge von 
politischen Morden, die der Komplex der marxistischen Weltanschauung auf seinem Gewis­
sen hat. Zahllos sind die Mordattentate von Angehörigen der heutigen Regierungsparteien ge­
gen Nationalsozialisten. Allein in den letzten paar Jahren sind über 50 unserer Parteigenossen 
Mordattentaten dieser Regierungsparteien erlegen 4 . Eine um das vielfach größere Zahl ist mit 
knapper Not den Anschlägen entgangen oder sie sind mehr oder weniger schwer verwundet 
worden. Aber auch im Großen schreckte man in diesen Kreisen vor dem politischen Mord 
nicht zurück. Erinnerlich ist, daß noch während des Krieges einer der prominentesten österrei­
chischen Sozialdemokraten, Friedrich Adler 5 , Bruder des damaligen Führers der österreichi­
schen Sozialdemokratie, Viktor Adler 6 , den österreichischen Ministerpräsidenten Stürgkh 7 

3 Friedrich Staps ( 1 792- 1 809), Kaufmannsgehilfe aus Erfurt, verübte am 1 2 . 1 0 . 1 809 in Schönbrunn ein 

Attentat auf Napoleon ! . ;  er wurde am 1 6 . I 0. 1 809 hingerichtet . "Es lebe die Freiheit, es lebe Deutschland ! "  

sollen seine letzten Worte gewesen sein. 

4 Nach parteieigener Zählung waren zu diesem Zeitpunkt seit 1 923 49 Angehörige der NSDAP bei politisch 

motivierten Auseinandersetzungen ums Leben gekommen. Vgl. Halbmast, S. 22, 29 ff. Zum Gewaltpotential 

der SA vgl . Dok. 1 8 , Anm. 1 4 .  
5 Friedri ch Adler ( 1 879- 1 960), 1 902 Dr. phi l . ,  1 907- 1 9 1 1 Privatdozent für Physik an der Universität Zürich, 

Herausgeber von " Der Kampf" (Wien), 1 9 1 1 - 1 925 Sekretär der Sozialdemokratischen Partei in Wien, 1 9 1 6  
tödliches Attentat auf den österreichischen Mini sterpräsidenten Karl Reichsgraf von Stürgkh, 1 9 1 7  zum Tode 

verurteilt, zu 1 8  Jahren Kerkerhaft begnadigt , 1 9 1 8  amnestiert, 1 9 1 9- 1 925 Mitglied des österreichischen Na­

tionalrats (SPÖ), 1 9 1 9- 1 934 Herausgeber der "Arbeiterzeitung" (Wien), 1 923- 1 940 Generalsekretär der Inter­

nationalen Arbeiter-Internationale, 1 93 9  Emigration in die U SA, 1 942- 1 944 Leiter des Austrian Labor Com­

mittee . 

6 Viktor Adler ( 1 852- 1 9 1 8) ,  Dr. med„ 1 882 Mitbegründer der deutschnationalen Partei Georg Ritter von Schö­

nerers, 1 886 Gründung der Wochenschrift  "Gleichheit" ,  1 888  Mitbegründer der Sozialdemokratischen Parte i, 

seit 1 889 deren Vorsitzender, 1 889 Gründer der "Arbeiter-Zeitung", 1 905- 1 9 1 8  Mitglied des Abgeordneten­

hauses im österreichischen Reichsrat, 1 9 1 8  Mitglied der konstituierenden Nationalversammlung, Oktober bis 

November 1 9 1 8  Außenminister, trat für den Anschluß an Deutschland ein. Vater von Friedrich Adler. 

7 Karl Reichsgraf von Stürgkh ( 1 859- 1 9 1 6), Jurist, 1 88 1  Eintritt in den Staatsdienst, 1 89 1 - 1 907 Mitgl ied des 

Abgeordnetenhauses im österreichi schen Reichsrat (verfassungstreuer Großgrundbesitz), 1 909- 1 9 1 1 Un­

terrichtsminister, 1 9 1 1 - 1 9 1 6  Ministerpräsident von Ci sleithanien . Am 2 1 . 1 0 . 1 9 1 6  von Friedrich Adler er­

mordet. 
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ermordete. Der jüdisch-marxistische Bandit wurde gefaßt, leider dank den Beziehungen der 
Judenheit zu lebenslänglichem Zuchthaus begnadigt . Schon ein paar Jahre nach dem Attentat 
war der Mörder wieder frei und wurde endlich Führer der österreichischen Sozialdemokraten. 
Trotz alledem muß aber zum politischen Mord folgendes gesagt werden: Es gibt kein Anrecht 

zu einem politischen Mord, außer es handelt sich um die Beseitigung eines recht- und gesetz­

widrigen Tyrannen, der in seiner überlebensgroßen Erscheinung das gesamte System der Un­
terdrückung verkörpert. Wenn heute in der Republik Attentate stattfinden, sind sie ebenso 
dumm und gefährlich wie verbrecherisch. Es war das Bemerkenswerte des Jahres 1 9 1 8 , daß 
diese Katastrophe nicht das Ergebnis eines genialen Kopfes als vielmehr der übelsten Minder­
wertigkeit der politischen bürgerlichen Welt war. Es ist ebenso bemerkenswert, daß die No­
vember-Revolution bis zum heutigen Tag überhaupt nicht einen einzigen Kopf hervorgebracht 
hat, von dem dereinst die Geschichte eine besondere Notiz nehmen wird. Lauter politische 
Filzläuse, kleine Blutzecken, die sich an den Körper der Nation hängen und ansaugen. Die 
Ehre, von einem Dolch beseitigt zu werden, gebührt Tyrannen von Format, aber keinem der 
politischen Knirpse, und mögen sie noch so bösartig sein. Wäre einst ein Napoleon beseitigt 
worden, hätte das Schicksal Emopas eine andere Wendung genommen, wenn aber ein republi­
kanischer Regierungshäuptling von jetzt von seinem Geschäft abberufen wird, sind zehn ande­
re beglückt von der Hoffnung, es nunmehr fortführen zu dürfen. Cäsaren sind selten, das Zeug 
aber, das heute bei uns Geschichte macht, wimmelte zu allen Zeiten in ungezählten Exempla­
ren im Schlamm der Weltgeschichte herum. Was heute bei uns beseitigt werden muß, ist nicht 

ein Kopf - denn der ist bei diesen Leuten gar nicht da -, sondern ein korruptes und verfaultes 

System.  Dagegen aber kämpft man nicht mit A ttentaten und Bombenwerfen an. Das könnte 
ihnen so passen, auf solchem Wege die eine oder andere Revolutionswanze zum Märtyrer um­
wandeln zu können. Denn das ist das einzige positive Resultat, das solch ein irrsinniger, dum­
mer und verbrecherischer Streich nach sich ziehen kann. Für den einen Lumpen sind jederzeit 
zehn mindest gleich große in Reserve. In die staatlichen Büros aber kommt dann ein neues 
Gratis-Heiligenbild eines marxistischen Märtyrers der Novemberrepublik. Das Schlimmste da­
bei ist, daß ein paar junge verbohrte Idealisten ihr Leben zu lassen haben, ohne daß der Nation 
auch nur das Geringste genützt wird. Diese Überzeugung hat die nationalsozialistische Bewe­
gung auch immer davor bewahrt, ihren politischen Massenkampf in die Sphäre von Attentaten 
hineinziehen zu lassen. Wenn nun heute das Judentum in seiner Presse versucht, die mysteriö­
sen Bombenattentate der letzten Zeit mit Nationalsozialisten in Verbindung zu bringen, dann 
ist der Zweck durchsichtig und klar. Und gerade diese Hetze muß erst recht wieder j eden Par­
teigenossen belehren, wie irrsinnig es wäre, das zu tun, was der politische Gegner aus ganzem 
Herzen wünscht. Über das letzte Bombenattentat am Hause der geistigen Auslese der Nation 
zu Berlin ist wenig zu sagen 8 . Ein Attentat pflegt meistens einen Zweck zu haben, nämlich 
die Beseitigung eines verhaßten Gegners. Man könnte vielleicht noch hinzufügen, daß man 
auch die Demolierung eines verhaßten Bauobjekts als Zweck und Aufgabe eines Attentats an­
sehen kann. In beiden Fällen mutet einem das besagte Berliner Bombenattentat reichlich ko­
misch an. Um den Reichstag in die Luft zu sprengen, wären immerhin einige tausend Kilo-

8 Vgl . Dok. 72,  Anm. 3 .  
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gramm Ekrasitstoffe 9 notwendig. Die Attentäter zu Berlin haben diese Aktion aber in so 
furchterregender Weise ausgeführt, daß nicht einmal die nebenan tätigen Straßenarbeiter von 
der Gewalt der Explosion etwas vernommen haben. Nur den groß- und wohlgeformten Ohren 
des Herrn Polizeipräsidenten Bernhard Weiß war der Donner nicht entgangen. Als der Natio­
nalsozialist Kütemeyer von marxistischen Mördern getötet wurde, hat die Berliner Polizeidi­
rektion nicht einen Pfennig zur Ergreifung der Mörder ausgesetzt 1 0 . Im Gegenteil ,  sie ließ 
erst behaupten, Kütemeyer sei betrunken gewesen und habe sich beim Sturz über das Geländer 
des Landwehrkanals selbst verletzt. Erst als die gerichtliche Obduktion das Unwahre dieser 
ganzen Behauptungen bloßlegte, mußte man sich auch am Alexanderplatz 1 1  dazu verstehen, 
ein Verbrechen zuzugeben. Als die nationalsozialistische Partei nun von sich aus durch Pla­
katanschlag tausend Mark Belohnung zur Ergreifung der Täter aussetzte 1 2 , wurde dies von 
eben derselben Berliner Polizei verboten. Diesmal aber, da im Reichstag, das heißt irgendwo 
an einer Außenwand irgendeine Pappschachtel verkohlte, wurde das Präsidium rebellisch. 

"Ä Pompenattenthät" [sie!] zuckte es Bernhard durch den Kopf. Und dann setzte sich der 
israelitische Cherubim für Ruhe und Ordnung eilends hin und versprach den Häschern Geld 
zu geben, die die Spuren fänden der üblen Verbrecher. Zehntausend denen, die die Täter er­
mitteln (denn das ist weniger wichtig), und fünfzehntausend jenen, die Zusammenhänge fän­
den zwischen diesem und allen "ähnlichen" vorhergegangenen "Attentaten" 1 3 . Denn das ist 
für die israelitische Gemeinde das Wichtigere. Man kann neugierig sein, was für ein Monu­
mentalschwindel da eines Tages ans Tageslicht kommen wird. Die Spuren, die man bisher ent­
deckte, s ind vielsagende ! Die abgefeimten Verbrecher haben sich zu ihren Schandtaten Uhr­
werken von Weckeruhren bedient, die alle gleich sein sollen (der erste Beweis ! ) , weiter ver­
packten sie die Sachen in Kisten, die auch alle gleich sind und zur leichteren Kenntlich­
machung dieser Gleichartigkeit sogar einen gemeinsamen Firmenstempel tragen. (Diese 
pfiffigen Burschen ! )  Jehova hat denn auch die Berliner Polizei so sehr erleuchtet, daß sie be­
reits die Fabrik feststellen konnte, aus der die Kistendeckel stammen. (Zweiter Beweis.) End­
lich ließen die raffinierten Verbrecher am Schauplatz ihrer Moritat noch eine Klebemarke zu­
rück, die sie zur leichteren Auffindbarkeit an einen Laternenpfahl pappten und auf der der 
grausame Spruch stand: "Großdeutschland erwache ! "  14 (Dritter Beweis ! )  Wer zweifelt nun 
nach solchen Indizien noch länger an der Täterschaft? Uns erinnert jedenfalls die Sache ganz 
verteufelt an j ene berühmte Photographie, die das Berliner Polizeipräsidium einst gegen die 
"Fememörder" zum Beweis des Vorhandenseins solcher geheimer B lutorganisationen verbrei­
ten ließ, und von der hinterher im Preußischen Landtag besagter Polizeidirektion vorgeworfen 
wurde, daß sie selbst mit Hilfe von Polizeibeamten diese Schwindelphotographie hätte herstel­
len lassen. Bis heute ist dieser ungeheuerste Vorwurf einer Dokumentenfälschung noch nicht 
beantwortet worden 1 5 . Was immer für Schwindeleien man aber auch aushecken mag, sie wer-

9 Pikrinsäurehaltiger Sprengstoff. 

1 0  Vgl. Dok. 8, Anm. 7 .  
1 1  Sitz des Berliner Polizeipräsidiums. 
1 2  Vgl . VB vom 22 . 1 1 . 1 928 ,  "Politischer Mord" sowie Der Angriff vom 26 . 1 1 . 1 928 ,  " Po litischer Mord" .  

1 3  Vgl . Vossische Zeitung vom 3 .9 . 1 929 (PA) ,  "Bomben-Anschlag im Reichstag" .  

14  Vgl . Dok. 72, Anm. 4 .  
1 5  Vgl . Dok .  8 ,  Anm. 9 .  
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den die nationalsozialistische Bewegung heute ebensowenig vom Wege der Gesetzmäßigkeit 

abbringen können, wie sie umgekehrt auch nicht die heutigen Verderber des Reiches vor der 
einstigen gesetzlichen Bestrafung zu retten vermögen ! 

2 1 .  September 1929 

"Politik der Woche" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 2 1 .9 . 1 929 .  

Dok. 75 

Ich habe meine Auffassungen über die "Bomben-Attentäter" schon zur Genüge erläutert und 
bekanntgegeben 1 . Es gibt auch kaum einen Nationalsozialisten, der glaubt, mit ein paar An­
schlägen das politische Ungeziefer, das unser Vaterland verwüstet, erledigen, j a  auch nur 
schädigen zu können. Nur Dummköpfe, Narren oder Verbrecher können glauben, auf diesem 
Wege eine Besserung herbeizuführen. Frägt man sich ernstlich, wem diese Attentate schaden 
können oder schaden sollen, dann braucht man nur einen Blick in den jüdischen Blätterwald 
zu tun, und man weiß, von woher der Wind pfeift. Sollte hier auf einmal nicht jene altrömi­
sche Weisheit gelten, daß die Verbrechen zumeist nur von jenen verübt werden, denen sie 
Nutzen zu bringen bestimmt sind 2? Als der jüdische Spektakel über die Friedhofschändungen 
einsetzte und damit die Verdächtigungen der nationalsozialistischen Partei anhuben, waren wir 
alle keine Sekunde im Zweifel, daß erstens : kein Nationalsozialist mit so einem Blödsinn et­
was zu tun hat, und daß zweitens: die wahren Täter allem Augenschein nach nur die empörten 
Schreier selbst sein könnten 3 . Mit welcher Skrupellosigkeit man dabei vorging, beleuchtet die 
Tatsache, daß der Herr Vizepolizeipräsident Weiß (Bernhard ! )  in einem von ihm herausgege­
benen Buch unter Vorzeigung einer Photographie behauptet, daß die Nationalsozialisten den 
jüdischen Friedhof in Erfurt geschändet hätten 4 . Dieser ganzselbige [sie!] Herr Vizepolizei­
präsident Weiß (Bernhard ! )  steht nun im Gerichtssaal und muß endlich - von unserem Partei­
genossen Straßer in die Enge getrieben - zugeben, daß er weder dienstlich noch außerdienst­
lich jemals etwas gehört habe, daß Nationalsozialisten an einer Friedhofschändung auch nur 
beteiligt gewesen seien 5 . Das heißt, der Herr Vizepolizeipräsident Bernhard Weiß gibt unter 
Eid zu, daß der Herr Vizepolizeipräsident Bernhard Weiß in einem Buche unwahre Behaup­
tungen aufgestellt hat .  Oder, der Herr Vizepolizeipräsident Weiß hätte sonst - wenn dies nicht 

Vgl. Dok. 58 ,  72, 74. 
2 "Cui bono?" - Wem nützt es? Nach Marcus Tullius Cicero ein Ausspruch des Konsuls Lucius Cassius Longi­

nus Ravil la ( 1 27 v.  Chr.) .  

3 Vgl . Dok. 72, Anm. 1 .  
4 Die Bi ldunterschrift lautet : "Verwüstungen auf dem jüdischen Friedhof zu Erfurt durch Nationalsozial isten . "  

Vgl . Bernhard Weiß,  Polizei und Politik, Berlin 1 928 ,  S .  89 f., Abb.  86 .  
Auf dem jüdischen Friedhof Erfurt wurden am 1 2 ./ 1 3 . 3 . 1 926 95 Grabdenkmäler zerstört. Die rechtsradikalen 

Täter wurden zu Strafen zwischen 1 8  und 36 Monaten Haft verurteilt. Vgl . Friedhofsschändungen, S. 7 .  
5 Vgl.  Anm. 3 .  
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zuträfe - einen Falscheid geleistet . So wie beim jüdischen Friedhofschwindel vom ersten Au­
genblick an sofort gesagt werden konnte, wer die Lumpen gewesen sind und wer die Anstifter 
waren, so kann man auch bei der mysteriösen Bomben-Affäre nach ganz demselben altrömi­
schen Grundsatz verfahren. Wem nützen sie? Oder wem sollen sie nützen? Ich zweifle nicht 
daran, daß irgendein verbohrter, politisch unaufgeklärter Fanatiker in seiner Wut und Empö­
rung über die allgemeinen skandalösen Zustände das innere Gleichgewicht verlieren und beim 
Verbrechen landen kann. Wäre das auch ein Wunder in einem Staat, in dem jährlich 1 7 .000 

bis 20.000 Menschen infolge des Fehlens jeder Lebensmöglichkeit, j a, des letzten Stückchens 
Brot, sich selbst umbringen müssen 6? Wäre es zu verwundern, wenn in einem solche Lande 
der eine oder der andere, der entweder alles durch diesen Staat verloren hat, oder der sehen 
muß, wie er durch den Staat alles verlieren wird, ehe er selbst den Gifthahn aufdreht, sich an 
den Verderbem und Vernichtern seiner Existenz, j a  seines Lebens, zu rächen versucht? Nein, 
unsere heutigen Regierungen schaffen durch die Art und den Inhalt ihres Regierens selbst die 
Atmosphäre, aus der solche verbrecherische Handlungen herauszuwachsen vermögen. Erst vor 
ein paar Tagen ging eine ganz kleine Notiz durch die Zeitungen, die natürlich das verlumpte 
politische Gesindel unseres offiziellen Parteilebens nicht im geringsten berührt haben wird, da 
es sich j a  nicht um einen aufgefetteten Bonzen dieser Volksbetrugsvereinigungen, sondern um 

einen ordinären Staatsbürgertrottel handelt, der glücklich zu sein hat oder hatte, in dieser Re­
publik überhaupt leben zu dürfen. Im Walde fand man einen alten Mann verhungert auf. Es 
war ein Lehrer, Privatlehrer, der keine Arbeit mehr finden konnte, dem die soziale Republik 
aber auch selbstverständlich j ede Unterstützung verweigerte und der nun heruntersank, immer 
tiefer ins Elend hinein, bis er endlich seine letzte Nahrung sich in Gestalt von Beeren im Wal­
de pflückte. Nun, da auch dieses ein Ende nahm, ist der Alte selig im Frieden verhungert und 
entschlafen 7 . Eine glorreiche Republik, so etwas, in der sich solche Fälle zu Zehntausenden 
und aber Zehntausenden immer wieder wiederholen. Hätten die politischen Komödianten nur 
einen Teil der Gelder, die sie der Göttin der Korruption opferten und opfern, verwendet, um 

wenigstens im Ärgsten zu helfen, dann würde manches unüberlegte Handeln todsicher ausge­
blieben sein. Wenn man aber zusehen muß, wie in diesem Staat auf der einen Seite mit dem 
Gelde auf das Unvernünftigste geaast wird, für Empfänge, Diners und ähnliche Festfuttereien 
im ganzen Reiche, in Kommunen und Ländern allj ährlich ungezählte Millionen verkitscht 
[sie!] werden, und wenn man auf der anderen Seite dann die brutale und rücksichtslose Ein­
treibung der Steuergroschen erwägt, aus denen sich diese Millionen zusammensetzen, dann 
kann man schon verstehen, daß dem einen oder dem anderen die Wut die S inne raubt und die 
Vernunft ihn verläßt . Das Allerschlimmste aber ist, daß dies dann nur die blinden Werkzeuge 
j ener sind, die als Drahtzieher solche Exzesse brauchen. Denn das Regiment der heutigen 
Mißwirtschaft hätte es schwer, sich im Sattel zu halten, wenn es nicht durch solche Vorgänge 
von Zeit zu Zeit die Rolle eines Schützers der Gesetze und Bestrafers der Verbrechen spielen 
könnte. Ist es aber nicht komisch, wenn ausgerechnet j ene politischen Komödianten, die ihre 
weltgeschichtliche Rolle nur der Bombe und dem Attentat verdanken, nun plötzlich in Ruhe 
und Ordnung heucheln? Ist es nicht eine bodenlose aber echt jüdische Unverschämtheit, wenn 

6 Vgl . Dok. 7, Anm. 3 3 .  
7 Vgl . Münchner Neueste Nachrichten vom 1 4 .9 . 1 929, "Verhungert ! "  
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dasselbe Lumpenpack von politischem Führertum, das durch den infamsten, heimtückischsten 
und unanständigsten Staatsputsch aller Zeiten 8 ans Ruder kam, nun auf einmal gegen Putsche 
wettert und für friedliche demokratische Entwicklung eintritt? Oder, was ist denn die Bombe, 
diese Pappschachtel ,  die dieser Idiot, dieser mysteriöse Idiot oder möglicherweise auch nüch­
terne Verbrecher, an den Deutschen Reichstag gelegt hat, gegenüber der Bombe, die im Jahre 
1 9 1 8  in das Deutsche Reich hineingeschleudert wurde? Sie haben es verdammt notwendig, die 
Hüter der Gesetze zu spielen, diese Gesetzesverächter aus Tradition und Überzeugung. Es 
wird einmal ein nationalsozialistischer Staat kommen, und wir wollen nur jetzt schon hoffen, 
daß sie sich für die dann geltenden Gesetze ebenfalls so gewaltig erwärmen und einsetzen und 
sie so beachten, wie sie es bei den heutigen wünschen. Und daß sie dann j ede Gesetzesverlet­
zung ebenso nachdrücklich verurteilen, mißbilligen und ablehnen, wie sie uns dies zur Zeit so 
schön vormachen können. Und wir wollen dann weiter erwarten, daß ihre Achtung vor der 
"von Gott eingesetzten Obrigkeit" dann keine minder große sein möge, als sie heute es vor ih­
rer eigenen Obrigkeit erwarten. Wir werden sehr neugierig sein, ob das klassische Mordgesin­
del der Bombenschmeißer und Attentäter nicht dann wieder in seine wirklich innere Natur zu­
rückverfallen wird und eines Tages, so wie sie es in Italien gegen den Faschismus versuch­
ten 9 , in einem kommenden Reich auch in Deutschland wieder versuchen werden. Heute kom­
men uns die läppischen Attentate als für die Herrschaften so unheimlich günstig vor, daß die 
Neugierde nach den wirklichen Hintermännern bei uns eine brennende ist. Wer sind die Hin­
termänner? Jahrzehntelang war es ein beliebtes Mittel sozialdemokratischer Redaktionen, 
Schandtaten ihrer Partei Lockspitzeln in die Schuhe zu schieben. Der "Agent provocateur" I O  
wurde i n  diesen Kreisen s o  oft zitiert und als Teufel an die Wand gemalt, daß e s  schon mit 
dem Teufel zugehen müßte, wenn die Herren darauf plötzlich jetzt auf einmal so ganz verges­
sen hätten [sie!] . Sie haben sich früher mit dieser Sache so viel theoretisch beschäftigt, daß sie 
möglicherweise immerhin auch praktisch etwas davon verstehen könnten. Der unvermeidliche 
Jude ist ohnehin auch bei dieser Sache dabei. Selbst der sozialdemokratischen "Münchener 
Post'; wurde plötzlich die Erkenntnis, daß es sich bei Herrn Salinger 1 1  um einen "rassereinen 
Juden" handeln dürfte 1 2 . Diese plötzliche Rasse-Erkenntnis haben wir schon lange. Und ich 
bin nun einmal überzeugt, daß j ede Sache, in der ein Jude seine Pfoten hat, faul ist, überfaul. 
Gott weiß, wie viele Fragen dazu zu stellen wären! Wer verkehrt mit dem Salinger? Wo ver­
kehrt der Salinger? Wer ist der Herr Polizeihauptmann (angeblich a. D . )  1 3 ? Was sind da für 

8 Gemeint ist die Revolution im November 1 9 1 8 . 
9 Bezieht sich auf die Attentate auf Mussolini ,  die zum Vorwand dienten, alle innenpolitischen Gegner auszu­

schalten. Vgl . Dok. 3, Anm. 63 .  
1 0  Lockspitzel .  

1 1  Hans Dietrich Sal inger (geb. 1 899), 1 923 Dr. jur. et rer. pol . ,  Syndikus der Gesamtvereinigung der Weiß- und 

Schwarzblech verarbeitenden Industrie, September 1 929 vorübergehend wegen des Verdachts der Beteil igung 

an den Bombenattentaten in Haft. 

12 Die sozialdemokratische Münchener Post meldete, daß einer der Hauptverdächtigen "bei einem reinrassigen 

Juden namens Dr. Salinger verhaftet worden" sei. Vgl .  Münchener Post vom 1 6 .9 . 1 929, "Bi lder aus dem 

nationalanarchistischen Verbrecheralbum" .  

1 3  Gemeint i s t  Hans Nickels (geb. 1 890), 1 909 Einjährig Freiwilliger, 1 9 1 4  Leutnant d .  R „  1 9 1 8  a l s  H auptmann 

entlassen, 1 9 1 9/20 Angehöriger des Grenzschutz Ost, 1 92 1  E intritt in die Abst immungspol ize i  in Ober-
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Hintermänner vorhanden? Was ist das für eine Verwandtschaft bei den Salinger? Ist da sonst 
noch irgendeine Mischpoke 14 dabei? Überhaupt mehr Nachforschungen in der Richtung der 
Salinger, Herr Vizepolizeipräsident Weiß ! Das müßte Ihnen doch auch viel mehr liegen. Hier 
könnten Ihnen vielleicht auch Ihre eigenen verwandtschaftlichen Beziehungen wertvolle Finger­
zeige geben, sintemalen Sie doch, wenn auch vielleicht nicht mehr zu den religiösen, aber doch 
zumindest zu den reinrassigen Juden gehören, wie Ihr Münchener Partei-Organ so tapfer fest­
stellt. Aber was tut die Berliner Polizei? Sie verhaftet und enthaftet, bricht Schreibtische auf, 
schnüffelt alles durch und durch, entdeckt Höllenmaschinen, Fabriken zu ihrer Erzeugung, und 
landet endlich dabei, daß man einen Parfümladen für ein Pulvermagazin und eine alte, ausge­
diente W eckeruhr für eine Brandgranate ansieht 1 5 . Granatenkenntnis Note 5, Herr Bernhard ! 

Allerdings, die Hauptsache ist j a  nur, daß die Judenpresse etwas zum Hetzen hat, der Staat 
als in Gefahr befindlich erscheint, und das Volk dadurch so in Atem gehalten wird, daß man 
im Young-Diktat dem dummen deutschen Michel neuerdings 1 30 Milliarden abzapfen kann 1 6 . 
Denn darauf läuft es hinaus. 

25. September 1929 

Anordnung 

VB vom 25 .9 . 1 929, "Bekanntmachung" .  

Dok. 76  

Pg. Fritz Härt/ 1 , Düsseldorf, hat um die Enthebung von seinem Posten als Leiter des Bezirks 
Bergisch-Land-Niederrhein 2 gebeten. Ich komme diesem Wunsche nach und danke dem Pg. 
Härt! für die in seiner Amtsführung geleisteten Dienste 3 . 

schlesien, 1 922/23 Arbeiter im Ruhrgebiet, 1 923- 1 927 Mitglied der DVFP, 1 923- 1 928 Leiter des "Front­

kämpferbundes Westküste" von Norderdithmarschen, 1 928 Mitgl ied der "Wachvereinigung für Stadt und 

Land" ,  am 1 0.9 . 1 929 wegen Betei l igung an den Bombenanschlägen festgenommen. 

14 Jiddisch: Abschätzig für Verwandtschaft. 

1 5  Anspielung auf vermeintliche Fahndungsfehler der Polizei. Vgl. VB vom 8 ./9 .9 . 1 929, "Nationalsoziali sten ! 

Versteckt Eure Weckeruhren" ,  vom 1 4 .9 . 1 929, "Die grundlose Verhaftung der nationalsozial istischen Redak­

teure" .  Zu den Polizeimaßnahmen zur Ergreifung der Attentäter vgl . Stoltenberg, Politische Strömungen, 

S. 1 3 8 .  
1 6  Vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 . 

Fritz H ärt! (geb. 1 892), Kaufmann, 1 925 Eintritt in die NSDAP,  1 928/29 Gauleiter des Gaues Düsseldorf 

(Bezirk Bergisch-Land/Niederrhein), 1 93 3  Gauschatzmeister der NSDAP im Gau Magdeburg-Anhalt, 1 93 8  
Beauftragter des Reichsschatzmeisters fü r  die Finanz- und Parteiverwaltung i n  München . 

2 Am 3 . 9 . 1 928 war der Gau Ruhr i n  den ehemals selbständigen Gau Westfalen und die selbständigen, unmittel­

bar der Reichsleitung unsterstel lten Bezirke Essen und Bergisch-Land/Niederrhein  geteilt worden (vgl . 

Bd. I I I/ 1 ,  Dok. 1 6, 1 9) . 
3 Im Bezirk Bergisch-Land/Niederrhein war es seit dem Winter 1 928/29 zwischen dem Bezirksleiter und dem 

Kreisleiter Wil l i  Burath zu Kompetenzstreitigkeiten um die Gründung neuer Ortsgruppen und die Listenplätze 

für die Wahl zum rheinischen Provinziallandtag gekommen.  Im Mai 1 929 trat Härt! zurück, weil er aus beruf­
l ichen Gründen Düsseldorf verließ. Härtl hatte Florian als Nachfolger vorgeschlagen. Bis  zu dessen offizieller 
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Mit der Leitung des Bezirks Bergisch-Land-Niederrhein wird Pg. Friedrich Karl Florian 4 

in Buer (Westfalen), Westerholterstraße 1 00, beauftragt. 

25. September 1 929 

Schreiben an Robert Ley 

Westdeutscher Beobachter vom 1 3 . 1 0 . 1 929, "Adolf Hitler an Dr. Ley ! '' .  

Geehrter, lieber Herr Doktor! 

gez. Adolf Hitler 

Dok. 77 

Es ist mir leider infolge großer Überlastung und Überarbeitung, die durch die gegenwärtige 
politische Hochspannung des Volksbegehrens 2 , Bombenhetze 3 usw. bedingt sind, augen­
blicklich gänzlich unmöglich, irgendwo zu sprechen. Ich kann deshalb beim besten Willen in 
Köln keine Versammlung abhalten. Sowie es mir die Zeit erlaubt und ich in öffentlichen Ver­
sammlungen spreche, wird Köln einer der ersten Orte sein, die ich dann besuche. 

Deutscher Gruß ! 
Ihr 

Adolf Hitler 

Einsetzung durch die Reichsleitung der NSDAP fungierte Hans Franzes als provisorischer Bezirksleiter. Vgl .  

Volker Franke, Der Aufstieg der NSDAP in  Düsseldorf. Die nationalsozial istische Basis in einer kathol ischen 

Großstadt, Essen 1 987, S. 1 20 ff. 
4 Friedrich Karl Florian ( 1 894- 1 974), 1 920 Mitglied des deutschvölkischen Schutz- und Trutzbundes, 1 925  

Gründer der NSDAP-Ortsgruppe in  Buer, 1 927 Stadtverordneter der NSDAP in  Buer, 1 929 Leiter des  Be­

zirks Bergisch-Land-Niederrhein der NSDAP, 1 930 MdR (NSDAP), 1 93 3  preußischer Staatsrat . 

Robert Ley ( 1 890- 1 945) , Lebensmittelchemiker, 1 920 Dr. phi l„ 1 92 1 - 1 928 Chemiker bei IG-Farben Lever­

kusen, 1 924 Eintritt in die NSFB,  1 925 Übertritt zur NSDAP, 1 925- 1 93 1  Gauleiter des Gaues Rheinland-Süd 
(ab 1 926:  Gau Rheinland), 1 928- 1 932 MdL in Preußen (NSDAP), 1 930- 1 93 3  MdR, 1 93 1  Reichsorganisa­

tionsinspekteur in  der Reichsleitung der NSDAP, Dezember 1 932 nach Rücktritt Gregor Straßers Reichsorga­

nisationsleiter der NSDAP,  1 93 3  Präsident des Preußischen Staatsrats, 1 93 3 - 1 945 Leiter der Deutschen Ar­

beitsfront (DAF), 1 945 Selbstmord. 

2 Vgl. Dok. 50, 5 1 .  Am 1 0 .9 . 1 929 war der Entwurf für das "Gesetz gegen die Versklavung des deutschen Vol­

kes" veröffentl icht und am 28 .9 . 1 929  der Zulassungsantrag dem Reichsministerium des Innern übergeben 

worden .  Druck: Schulthess ' Europäischer Geschichtskalender 1 929, S. 1 74 f. Vgl . Berghahn, Volksbegehren, 

S .  239 ff. 
3 Vgl . Dok. 58 ,  Anm. 1 .  
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28. September 1929 

" Tankrüstung im Zeichen der Abrüstung. 
Wehrpolitische Betrachtung" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 28 .9 . 1 929. 

38 7 

Dok. 78 

Im Jahre 1 9 1 1 reichte der österreichische Oberleutnant Burstyn 1 beim Kriegsministerium in 
Wien die Pläne für einen neuartigen Panzerwagen ein, der sich von früheren Konstruktionen 
dadurch unterschied, daß die Fortbewegung nicht mehr durch Räder, sondern Raupenketten 
erfolgen sollte. Es war der erste Tank. Wohl existierten in Amerika schon vordem Raupen­
fahrzeuge, allein sie dienten nur friedlichen Zwecken (zum Transport von Holz ! ) , und waren 
ebenso unvollendet wie vereinzelt . Der Entwurf von Burstyn eilte seiner Zeit weit voran. Er 
wurde deshalb, wie dies nun einmal noch immer so gewesen zu sein scheint, von den "Sach­
verständigen" ,  in dem Falle von den militärischen, als eine vollkommen unsinnige und ver­
rückte Idee abgelehnt 2 . 

Es läßt sich kaum ausdenken, welchen Eindruck es im Jahre 1 9 1 4  erzeugt hätte, wenn die 
Mittelmächte plötzlich mit einer so neuen Waffe auf den Kriegsschauplätzen erschienen wären. 

Was die militärischen "Sachverständigen" in Wien und Berlin als wertlos, j a  verrückt ansa­
hen, wurde von den Engländern im Weltkrieg angewendet . Die dort von 1 9 1 5  auf 1 9 1 6  gebau­
ten Raupenpanzerfahrzeuge gleichen auf das Haar den von Burstyn seinerzeit vorgelegten Ent­
würfen. Um ihre Geheimhaltung zu ermöglichen, nannte man sie einfach "Tanks" .  In der 
Sommeschlacht traten sie zum erstenmal in Erscheinung 3 . Der Eindruck, den die grauen, Grä­
ben und Granatentrichter überkletternden Ungetüme auf den durch Trommelfeuer bereits zer­
mürbten Soldaten ausübten, war ein um so verhängnisvollerer, als diesem eine wirksame Ab­
wehrwaffe nicht zur Verfügung stand. Nun wiederholt sich zum zweitenmal der in einem 
Mangel an technischen Fähigkeiten und technischer Einsicht begründete Standpunkt der mili­
tärischen "Autoritäten" . Man glaubt einer vollständig neuen Angriffswaffe mit für ganz andere 
Zwecke beschaffenen und daher nur höchst bedingt wirksamen Abwehrwaffen entgegentreten 
zu können. Daß man nach modernen Flugzeugen nicht mit gewöhnlichen Haubitzen zu schie­
ßen vermag, war langsam klargeworden 4 . Allein, daß man einen modernen Tank ebensowenig 
mit für ganz andere Aufgaben bestimmten Kampfwaffen vernichten kann, leider nicht. Es 
offenbart sich hier eine Mißachtung der Technik, die sich später entsetzlich gerächt hat .  Es 

Gunther Burstyn ( 1 879- 1 945), Techniker, 1 906- 1 908 Dienst beim österreichisch-ungarischen Geniestab, 

1 9 1 0  Leutnant beim Eisenbahn- und Telegrafenregiment, 1 9 1 1 Entwurf des ersten geländegängigen mit dreh­

barem Geschützturm ausgerüsteten Kampfwagens, 1 9 1 4- 1 9 1 8  E isenbahntruppe, 1 9 1 8  Major, 1 9 1 8- 1 934 
Dienst im Bundesheer. 

2 Vgl . 0. Regele, Der Erfinder der Kampfwagen (Tanks). In :  Mi l itär Wochenblatt Nr. 38/ 1 927, S. 1 402- 1 403 .  
3 Im September 1 9 1 6 . 
4 Als einzige europäische Armee verfügte das deutsche Heer bei Kriegsbeginn 1 9 1 4  über sechs einsatzbereite, 

auf Kraftwagen montierte Flugabwehrgeschütze, deren Zahl noch im ersten Kriegsjahr auf 1 00 erhöht wurde. 

Gegen Kriegsende waren etwa 2 .500 Flugabwehrgeschütze im Dienst, al lerdings rund die Hälfte davon Be­

helfskonstruktionen. Vgl. Karl Köhler, Organi sationsgeschichte der Luftwaffe von den Anfängen bis 1 9 1 8 . 
In :  Handbuch zur deutschen Mil itärgeschichte, Bd. 3/V, S. 292 f. 
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war dabei noch ein Glück, daß die Engländer die neue Kampfwaffe ungefähr genauso verzet­
telt und daher unzweckmäßig einsetzten, wie wir Deutsche es mit ähnlichen Waffen ebenfalls 
getan haben (z .  B .  Gas 5 ! ) .  Dadurch konnte sich noch langsam mit den vorhandenen Waffen 
eine wenn auch unbefriedigende Abwehr einrichten lassen. Erst am 20. November 1 9 1 7  er­
folgte vor Cambrai der erste massierte Einsatz dieser neuen, beweglichen Angriffs-Waffe 6 . 

Wenn es auch nun gelang, einen Durchbruch zu verhüten, so lag dies weniger an der Wirk­
samkeit der deutschen Abwehrwaffen als an der Unfähigkeit der Engländer, den errungenen 
Erfolg augenblicklich auszunützen und den Durchbruch zu einer großen Operation zu erwei­
tern. Im Laufe dieser Kämpfe wurden zahlreiche englische Tanks "erlegt" .  Teils durch Artille­
riefeuer vorgezogener Geschütze sowie durch einzelne Flakbatterien, teils aber auch durch ge­
ballte Handgranatenladungen, teils endlich durch Minenwerfer, ja selbst durch einzelne kühne 
Schützen, denen es gelang, auf Tanks zu springen und die nun durch Beobachtungslücken mit 
Pistolenschüssen die Besatzung zur Aufgabe ihres stählernen Kampfwagens zwangen. Aus 
dem Zusammenbruch dieser englischen Aktion folgerte man aber leider erst recht, daß der Sol­
dat mit "gesunden Nerven" ,  mit "Mannesmut" und "Kühnheit" dem Tank auch mit den bisheri­
gen Waffen j ederzeit erfolgreich entgegentreten könne. Es kam jener unglückselige Befehl 
heraus, daß die "beste Waffe gegen den Tank die moralischen Qualitäten des Verteidigers 
seien" 7 . Ein unglückseliger Befehl deshalb, weil er ohne jede Ahnung von dem wirklichen 
Verlauf eines Tankangriffs und den Eindrücken eines solchen auf den Soldaten diktiert war. 
Nicht nur, daß j eder solche Angriff eine bereits durch schweres Trommelfeuer 8 in ihren Ner­
ven übermäßig beanspruchte Verteidigung traf, war der einzelne Soldat außerdem noch ge­
lähmt von der Überzeugung, daß die vorhandenen Kampfwaffen effektiv tatsächlich für die 
Niederkämpfung eines Tanks wirkungslos waren. Wann waren geballte Handgranatenla­
dungen überhaupt noch mdglich? Wer konnte sie den allmählich immer schneller fahrenden 
Tanks unter die Ketten legen? Und überhaupt, wie war an eine solche Waffe noch heranzu­
kommen, die im Besitz von Flammenwerfern schon auf 30 und 40 Meter j edes Granatloch 
ausräuchern konnte, selbst aber gegen Maschinengewehrfeuer und Gewehrfeuer vollkommen 
unempfindlich blieb? Würde nur ein einziges Mal einer der verantwortlichen Führer einen 
Tankangriff in vorderster Front unter den Bedingungen, denen der einzelne Soldat 
unterworfen war, mitgemacht haben, dann wäre vermutlich der Gedanke, daß man einen ge­
panzerten Reiter auch mit dem Pfropfen eines Luftgewehres abschießen könne, augenblicklich 

5 Großflächig wurde Giftgas erstmalig Ende Apri l ,  Anfang Mai 1 9 1 5  eingesetzt, als Teile der deutschen 

4 .  Armee unter dem Kommando von Generaloberst Albrecht Herzog von Württemberg vergebens versuchten , 

Ypern einzunehmen . 

6 An der als ruhiger Abschnitt geltenden Front bei Cambrai setzte die briti sche Armee am 20. 1 1 . 1 9 1 7  erstmals 

geschlossen etwa 400 Panzer zum Durchbruch durch die deutschen Linien ein. Das Überraschungsmoment 

sowie der Mangel an Abwehrmitteln und an Artil leriemunition auf deutscher Seite führten zu einem großen 

Anfangserfolg, der bis Anfang Dezember durch einen deutschen Gegenangriff wieder zunichte gemacht wurde. 

7 Bereits die ersten Angriffe britischer Panzerkampfwagen l ießen zwar dem preußischen Kriegsministerium die 

Entwicklung geeigneter Abwehrwaffen als dringlich erscheinen, diese wurde jedoch aufgrund anfänglicher 

Abwehrerfolge vernachlässigt. Vgl. Heinz-Ludger Borgert, Grundzüge der Landkriegführung von Schlieffen 

bis  Guderian. In :  H andbuch zur deutschen Militärgeschichte, Bd.  5/IX. Grundzüge der mil itärischen Krieg­

führung 1 648- 1 939 ,  München 1 979, S. 527 .  

8 Vgl . Dok. 48 ,  Anm. 1 5 . 
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verschwunden. Im allgemeinen wird die bessere Manneszucht und werden die besseren Ner­
ven nur dann ausschlaggebend sein, wenn die technischen Waffen der Kämpfer wenigstens im 
großen und ganzen gleichwertige sind. Mit Nervenkraft gegen eine bessere Technik ankämp­
fen zu wollen, heißt diese Nervenkraft [zu] vergeuden, und läßt den Soldaten langsam irre 
werden, j a  sie bringt ihn endlich zum Verzagtsein. Denn es kämpft auch hier kein Mechanis­
mus, sondern ein Wesen aus Fleisch und Blut, dessen Kraftäußerungen immer begrenzte sein 
werden. Was der deutsche Soldat im Weltkriege nun dennoch gerade gegen diese Waffe mit 
seinen lächerlich unzulänglichen Mitteln leistete, ist ein Ruhmestitel ,  den sich der Musketier 
zuschreiben kann, an dem aber die verantwortlichen "Fachleute" keinen Anteil haben. 

Die Bedeutung der Tankwaffe im Kriege beruhte ebensosehr auf der dauernden Förderung 
für unsere Feinde wie auf der unbegreiflichen geringen und falschen Einschätzung durch uns . 
Denn so, wie eine unerschütterte Infanterie mit entsprechenden und tauglichen Waffen zu 
allen Zeiten Kavallerieangriffe zu brechen wußte, so wird eine mit wirksamen Waffen ausge­
rüstete Kampftruppe bei entsprechender innerer Verfassung - und diese wird nicht wenig be­
dingt durch die Überzeugung von der Wirksamkeit der eigenen Waffe - auch dem Tankangriff 
die Stirne bieten können. 

Seit dem Weltkriege ist die Entwicklung der Tankwaffe den Weg gegangen, den das Flug­
zeug im Kriege ging. Aus einer Einheitswaffe schälen sich für verschiedene Kampfhandlungen 
und Kampfzwecke langsam verschiedene Typen heraus. So existieren heute neben schweren, 
selbst gegen mittleres Artilleriefeuer gepanzerten Tanks leichtere, schnelle, die nur mit Ma­
schinengewehren und Flammenwerfern ausgerüstet sind, sowie solche von kleinstem Ausmaß, 
die ein bis zwei Mann Besatzung haben. Endlich gibt es Tanks, die zu Transportzwecken be­
stimmt sind, zum Nachschub von Munition, Verpflegung und Mannschaften in die Kampf­
front, und andere, die Geschütze bis zu sehr schweren Haubitzen aufmontiert haben und damit 
eigentlich motorisierte Batterien darstellen. Die einen sind für das eigentliche Infanteriege­
fecht gedacht, während die anderen nur für den Artilleriekampf in Frage kommen. Ohne ent­
sprechende Abwehrwaffen dürfte schon heute der Widerstand gegen eine mit modernsten 
Tanks ausgerüstete Armee ein fraglicher sein ! Wenn nicht der Unterschied in der Qualität des 
Menschenmaterials ein zu großer ist, wird die Überlegenheit der Technik ausschlaggebend. Es 
ist denkbar, daß aber eine Macht ohne eigene Tanks bestehen kann, wenn zumindest ihre Ab­
wehrwaffen gerade für den Zweck der Tankbekämpfung höchstwertige sind. Mit Minenwer­
fern, geballten Handgranatenladungen, Infanterie- und M.G.-Feuer auf Sehschlitze wird man 
in der Zukunft j edenfalls keinen Tank mehr "erlegen" können, besonders wenn man bedenkt, 
daß es heute bereits Typen gibt, die bis zu 36 und mehr Kilometer [pro Stunde] Schnelligkeit 
zu entwickeln vermögen. Auch vorgezogene Begleitbatterien oder für die Tankabwehr einge­
richtete Infanteriegeschütze, Flakkanonen werden nur sehr beschränkte Erfolge zu erzielen 
vermögen. Am ehesten vielleicht noch gegen die ein großes Ziel bietenden schweren Tanks, 
am wenigsten aber gegen die Ein- und Zwei-Mann-Kampfwagen, die auf große Entfernungen, 
z . B .  in Getreidefeldern, überhaupt nicht mehr sichtbar sind. Und diese dürften in der Zukunft 
für die Infanterie der gefährlichste Gegner sein. Die wirksamste Abwehrwaffe dagegen wird 
in einem schweren Maschinengewehr liegen, das bei 20 bis 30  Millimeter Kaliberstärke und in 
genügender Anzahl den Infanterieregimentern zugeteilt, die kleinen, nicht sehr schwer gepan­
zerten Tanks am ehesten zusammenschießen kann. Immer aber wird der Eigenbesitz von 
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Tanks in vielen Fällen zu einer Schonung von Menschenmaterial führen, das, wie uns der 
Weltkrieg gelehrt hat, doch noch schwerer zu ersetzen ist als technische Waffen. Zahlreiche 
Kampfhandlungen im Infanteriegefecht, die ohne Tanks nur blutig schwer durchzuführen sind, 
können durch den Einsatz dieser Waffe mit geringeren Opfern und in kürzerer Zeit gelöst und 
entschieden werden. Mancher verzweifelte Kampf um einen Stützpunkt, der im Felde von un­
seren Regimentern unverhältnismäßig blutige Opfer erforderte, wäre durch den Einsatz von 
ein paar Tanks schnell erledigt worden. Die Bedeutung der Waffe erhellt sich am besten aus 
dem im Friedensvertrag von Versailles ausgesprochenen Verbot dieses Kampfmittels für 
Deutschland 9 . Der Vorsprung, den unsere Gegner dadurch besitzen, ist ein nicht abzuleug­
nender. Dennoch könnte er jederzeit aufgeholt werden. Die moderne Waffentechnik ist so im 
Fluß, die Typen werden in so kurzen Fristen andauernd verbessert, daß kein Staat in Angriff­
und Abwehrwaffen sich ein zu großes Material ansammeln darf, ohne Gefahr zu laufen, eines 
Tages mit veralteten Waffen kämpfen zu müssen. Der Tank von einst ist zu einem unendlich 
komplizierten Kriegswesen geworden, das ebenso auf Raupen wie auf Rädern läuft, wasser­
und gasdicht ist, j a  in einzelnen Konstruktionen sogar zu schwimmen vermag. Diese Entwick­
lung zwingt j eden Staat, sich mit wenigen Exemplaren einer Type zu begnügen und das 
Hauptaugenmerk auf die dauernd mögliche Großfabrikation einer solchen Type zu richten. 
Dasselbe gilt natürlich auch für Abwehrwaffen. Es ist die Aufgabe der Heeresleitung eines 
unterdrückten Volkes, gerade auf diesem Wege den Schutz der Nation vor feindlichen Angrif­
fen zu suchen und sicherzustellen. Allerdings gehört dazu eine innere politische Verfassung, 
die den Landesverrat und die Industriespionage grundsätzlich mit blutiger Strenge ausrottet. 
Der nationalsozialistische Staat wird dies einst tun. 

28. September 1929 

"Der Kampf um Österreich" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 28 .9 . 1 928 .  

Dok. 79 

Während in Deutschland der Bombenattentatsschwindel 1 langsam abebbt und die aufrechten 
Republikaner sich aus den hypnotischen Angstzuständen wieder den realen Geschäften des 
Lebens zuwenden können, ruft der Marxismus die öffentliche Meinung zur Unterstützung sei­
ner bedrängten Brüder in Österreich auf 2 . Nun ist es keineswegs so, als ob die internationale 
Vereinigung dort irgend etwas zu leiden hätte. Nein, ganz im Gegenteil . Seit vielen Jahrzehn-

9 Artikel 1 7 1  des Versai ller Friedensvertrags schrieb unter anderem vor: "Desgleichen ist die Herstel lung von 

Panzerwagen, Tanks oder irgendwelchen ähnl ichen Vorrichtungen, die Kriegszwecken dienen können, in 

Deutschland verboten, ebenso deren Einfuhr nach Deutschland. "  Druck: RG BI .  1 9 1 9, S. 929. 

Vgl .  Dok. 58, Anm. 1 .  
2 Vgl . Vorwärts vom 26.9 . 1 929 (MA), " Regierungswechsel in Österreich" .  
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ten übte die Gemeinschaft für "Gleichheit" ,  "Freiheit" und "Brüderlichkeit" 3 in diesem Lande 
den gemeinsten Terror gegen alle Andersdenkenden aus . "Die Straße gehört der Sozialdemo­
kratie" 4 . Das war ein Grundsatz, der bereits vor dem Kriege in Wien und in den Provinzen na­
hezu unbeschränkt Geltung hatte. Willig fügten sich die bürgerlichen Patrioten und Parteihel­
den in diese von der Vorsehung getroffene Bestimmung. Versuchte irgend j emand, der nicht 
zum großen, internationalen Volks- und Arbeiterbeschwindelungsverband gehörte, seine Mei­
nung kundzugeben, dann war dies eine "Provokation des Proletariats" und wurde sofort als 
solche unterdrückt. Seit dem Kriege war die rote Terrorherrschaft langsam unerträglich gewor­
den. Und zwar nicht nur auf den Straßen, sondern noch mehr in den Betrieben. Wer sich als 
Arbeiter den internationalen Volksbelügern und Börsendienern nicht fügen wollte, wurde ent­
weder aus dem Betrieb hinausgefeuert und damit arbeitslos gemacht oder so mißhandelt, daß 
er endlich nachgab oder, wenn die Rücksicht auf seine Familie ihn zwang, eben nachgeben 
mußte. Unter dem christlich-sozialen Regiment 5 (einer verwandten Partei des Herrn Ministers 
a. D. Schweyer 6 ! )  kam es so weit, daß die Behauptung, der Staat beschütze seinen Bürger, 
wirklich nur als eine ebenso blöde, dumme wie unwahre Phrase angesprochen werden konnte. 
Da also der Staat, wie auch in Bayern und heute im ganzen Reich, in Wahrheit den Schutz der 
Bürger gegenüber seinen terroristischen internationalen Elementen in der Praxis nicht auszu­
üben vermag und auch nicht ausübt, sahen sich diese endlich gezwungen, diesen Schutz selbst 
in die Hand zu nehmen. So wie in Deutschland die nationalsozialistische Bewegung in unzäh­
ligen Orten den roten Terror gebrochen hat und erst das herstellte, was das blöde Gefasel eines 
Ministers als Aufgabe des Staats bezeichnete, nämlich die Freiheit der Meinungsäußerung und 
den Schutz des anständigen Menschen 7 , hat in Österreich die Heimwehr 8 , wenn auch unter 
anderen Voraussetzungen und auf anderen Wegen, dieselbe Aufgabe übernommen. Die Heim­
wehrbewegung in Österreich ist die Reaktion auf den roten Terror 9 . S ie wuchs aus der Er-

3 Die Begriffe "Liberte, Egalite, Fratemite" wurden 1 793 die Parole der Französischen Revolution. 

4 Zum Selbstverständnis  der Sozialdemokratischen Partei Österreichs und zur bürgerlichen Sozialistenfurcht in  
Österreich vg l .  Gerhard Botz, Gewalt in der  Politik. Attentate, Zusammenstöße, Putschversuche, Unruhen in  
Österreich 1 9 1 8  bis  1 938 ,  München 1 983 ,  S .  37  f„ 74 f. sowie Wiltschegg, Heimwehr, S .  30 ff. 

5 Seit 30 . 1 0. 1 9 1 8  gehörten christl ichsoziale Minister der österreichischen Bundesregierung an. Auch im unter 

Bundeskanzler Johannes Schober am 26.9 . 1 929 gebi ldeten Kabinett waren die Christlichsozialen vertreten .  

6 Franz Xaver Schweyer ( 1 868- 1 935) ,  Dr. j ur. et oec. publ . ,  1 898 Eintritt in den bayerischen Verwaltungs­

dienst, 1 9 1 1 Regierungsrat im bayerischen I nnenministerium, 1 9 1 9  Ministerialdirektor im Reichsarbeitsmini­

sterium, 1 920/2 1 Staatssekretär im bayerischen Innenministerium, September 1 92 1  bis Juni 1 924 Minister 

des Innern (BVP),  anschließend in der Wirtschaft tätig .  

7 Im Zusammenhang mit dem Aufmarsch bewaffneter rechtsextremer Verbände am 1 . 5 . 1 923  in München war 

der damalige bayerische Innenminister Schweyer am 3 . 5 . 1 923 im Haushaltsauschuß des Landtags heftig an­

gegriffen worden. In diesem Zusammenhang bezeichnete er die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 

als Aufgabe des Staates .  Vgl . Schulthess ' Europäischer Geschichtskalender 1 923 ,  S. 96.  
8 Zum Ursprung der Heimwehr vgl . Dok. 23 ,  Anm. 1 4 . 
9 Nach dem Freispruch von rechtsradikalen Gewalttätern kam es am 1 5 .7 . 1 927  in Wien zu spontanen, sich 

schnell ausbreitenden Protestaktionen, die im Laufe des Vormittags eskalierten . Mehrere Gebäude, darunter 

der Justitzpalast, wurden in Brand gesteckt. Die Kämpfe, die sich bis zum Abend des nächsten Tages hinzo­

gen, forderten auf beiden Seiten 89 Tote und mehrere Hundert Verletzte. Der erstmalige Einsatz der Heim­

wehr trug zur Beendigung der Krise bei und führte bei der Heimwehr zur Stärkung des Selbstverständnisses 

als antimarxistische Kampfbewegung. Vgl. Botz, Gewalt in der Pol itik, S. 1 44 ff. sowie Wiltschegg, Heim­

wehr, S .  40 f. ,  304 ff. 
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kenntnis heraus, daß das Geschwätz von Regierungshäuptlingen über "staatsbürgerliche Gleich­
berechtigung" solange eine dumme und feige Lüge ist, als in tausend Einzelakten die Organi­
sation einer bestimmten Partei in der Lage ist, andere Menschen wegen ihrer Gesinnung, j a  
sprich i n  Wahrheit wegen ihrer Volks- und Vaterlandsliebe, zu terrorisieren. Trotz allem Ge­
schwätz von wegen der " Staatsautorität" ,  das diese parlamentarischen Ministerpapageien im­
mer wieder herunterratschen, haben sich endlich auch in Österreich Männer zusammengefun­
den, um der Freiheit eine Gasse I O  zu brechen und den roten, unerträglich gewordenen Druck 
zu beseitigen. Jahrelang haben die bürgerlichen Parteimänner nichts getan, um dem roten Un­
heil entgegenzuwirken. Ja, im Gegenteil ,  genau so wie in Bayern haben auch dort alle ministe­
riellen Dummköpfe Gut und Schlecht paritätisch zu behandeln versucht, d .  h. aber dann in 
Wahrheit, nur den Lumpen zur Herrschaft über die Guten verholfen. Auch dort trat die "Staats­
autorität" immer nur dann in Erscheinung, wenn der Gute sich zu wehren anfing und die Un­
terdrückung durch den Halunken nicht mehr dulden wollte . Dann wurden plötzlich diese Mini­
stersessel mobil und sahen sich veranlaßt, angetrieben vom Geschrei der Roten, die öffentliche 
Ruhe und Ordnung wiederherzustellen, wie das diese Lügenmäuler immer so schön verkün­
den: nämlich die Verteidigung des Anständigen zu verhindern und die Verbrecher wieder in 
ihre frühem Rechte einzusetzen! Der S ieg der "Staatsautorität" heißt dann das. Nun ist die 
Heimwehrbewegung groß und größer geworden und kann auch von Ministern parlamentari­
scher Dekadenz nicht mehr beseitigt werden. Die Heimwehr offenbart ihren Willen in zahlrei­
chen Versammlungen und Aufmärschen. Sie droht dem marxistischen Terror eines Tages mit 
ebensolchen Mitteln entgegenzutreten und versichert vor allem, daß sie nicht mehr dulden 
will, daß die rote Reichshauptstadt Wien das ganze übrige Land unter ihren Druck nimmt 1 1 . 
Nun werden auch die bürgerlichen Parlamentarier auf einmal lebendig. Alles schreit nach ei­
ner Verfassungsreform, und nicht am wenigsten diejenigen, die an diesen skandalösen Zu­
ständen selbst am meisten schuldig sind. Bedenklich kommt mir dabei vor allem nur eines vor: 
Der korporative Eintritt großer Verbände in die Heimwehr nützt ihr nicht nur nichts, sondern 
wird sie nur belasten 1 2 . Besonders mag sie sich hüten vor den bürgerlichen Parteien. Diese 
sind das schlimmste Gift, das in Österreich und Deutschland heute vorhanden ist. Der Mar­
xismus wäre längst in Deutschland gebrochen, wenn nicht die scheinnationalen bürgerlichen 
Parteien sich mit ihrer üblen Prostituiertenrolle abgefunden hätten. Diese sind es, die immer 
und immer wieder den marxistischen Wegelagerern die Stange halten und dort, wo sie sich am 
Ruder befinden, den Marxismus in Schutz nehmen und j ede ernstliche Auseinandersetzung zu 
verhindern trachten. Der Marxismus ist eine Verkörperung des Verbrechens, das bürgerliche 
Parteiwesen aber eine solche feiger, unanständiger Gemeinheit. Eine Generalauseinanderset­
zung mit dem Marxismus ist undenkbar ohne eine restlose Vernichtung der bürgerlichen Par­
teikadaver. Wer das nicht glauben will, der wird in der Zukunft erleben, daß j eder Kampf 

1 0  "Der Freiheit eine Gasse" stammt aus dem 1 8 1 3  entstandenen Gedicht "Aufruf" von Theodor Körner. 

1 1  Seit Sommer 1 929 hatte die Heimwehr dem italienischen Vorbild folgend einen "Marsch auf Wien" angekün­

digt. Der Amtsantritt von Bundeskanzler Schober am 26 .9 . 1 929 gab der Heimwehr jedoch die Hoffnung, ihr 
Ziel eines "Autoritären Staates" auf legalem Wege verwirklichen zu können. Vgl. Botz, Gewalt in  der Politik, 

S .  1 79 f. 

1 2  Am 28 . 8 . 1 929 war der christlich-soziale "Niederösterreichische Bauernbund" mit 1 00.000 Mitgliedern ge­

schlossen der Heimwehr beigetreten. 
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gegen die internationale Pest immer wieder durch bürgerliche Parteien von rückwärts sabotiert 
wird. Und das ist die Schwäche der österreichischen Heimwehrbewegung. Sie ist eine bürger­
liche Einrichtung, hat zahllose Brücken ins bürgerliche Parteilager, und wird am Ende doch 
bei einem bürgerlichen, d .  h.  halben Ergebnis, landen. Dabei ist diesen bürgerlichen Partei­
politikern das Vaterland gerade so feil wie ihre Gesinnung. Eine Bewegung, die mit den heu­
tigen Zuständen aufräumen will, muß sich daher vor allem vor jeder parteibürgerlichen Infek­
tion reinhalten und sichern. Das Hereinnehmen großer bürgerlicher Vereins- und Parteibestän­
de in eine Kampforganisation bedeutet naturnotwendigerweise ihren Tod. Nicht der Kampf­
organisation wollen sie dienen, sondern die Kraft dieser Organisation für ihre eigenen ver­
hängnisvollen Zwecke einspannen. Wo das bürgerliche Parteipolitikerturn erst einmal ein­
gedrungen ist, wird j ede Entschlußkraft zum Handeln sofort gelähmt, und an seine Stelle tritt 
dann das ewige Kompromisseln oder das "schlaue Paktieren", wie der große schlaue Bauern­
doktor von Regensburg 1 3  meint, der es auf diesem Wege immerhin langsam fertigbrachte, 
Bayern zur Provinz der jüdischen Berliner Machthaber herunterzudegradieren. Ja, sie sind 
schon verdammt "schlaue Paktierer" , diese bürgerlichen Politiker! Jahrzehntelang haben sie 
"paktiert" und endlich Deutschland zum Ruin gebracht. Und seit der Revolution ist das Paktie­
ren überhaupt ihre einzige Kunst geworden, und wieder liegen die Ergebnisse, die staunens­
werten Ergebnisse dieser bürgerlichen Schlauköpfe vor uns, und jetzt haben sie nur eine Sorge, 
daß ihre Kunst auch der österreichischen Heimwehr zuteil wird, daß auch sie das Paktieren 
lernt und dann endlich den Weg geht, den diese paktierenden Gebilde noch immer gegangen 
sind: nämlich den Weg zur Ohnmacht, zur Wehrlosigkeit und damit zur Vernichtung ! Wenn 
die österreichische Heimwehrbewegung ihre Mission erfüllen will, dann nehme sie die bürger­
lichen Politikusse, die schlauen Paktierer, einen nach dem anderen bei den Ohren und feuere 
sie gegen die Wand. Tut sie das nicht, wird wieder ein verheißungsvoller Aufschwung unter 
der bürgerlichen Minderwertigkeit zerfallen und ersticken. 

28. September 1929 

"An alle Gauleiter und Ortsgruppenleiter der N.S.D.A.P. " 

Anordnung 

Gedrucktes Exemplar, 28 .9 . 1 929; BA,  S lg .  Schumacher 4 1 5 .  

Ende vorigen Jahres schrieb ich an die Gau- und Ortsgruppenleiter 1 : 

Dok. 80 

"Ich mache es nicht nur allen SA-Führern, sondern gerade auch den Gauleitern und den 
Ortsgruppenleitern zur Pflicht, im kommenden Jahre mehr als bisher ihre Organisation zur 

1 3  Gemeint ist Georg Heim ( 1 865- 1 93 8), Reallehrer, 1 893 Dr. oec. publ . ,  1 898 Mitbegründer des Bayerischen 
Christlichen Bauernvereins, seit 1 899 Leiter von dessen Zentralstelle, 1 897- 1 9 1 2  MdR (Zentrum), 1 9 1 8  Mit­
begründer der BVP,  1 9 1 9  Mitglied der Nationalversammlung, 1 920- 1 924 MdR (BVP),  1 920- 1 925 Präsident 
der Landesbauernkammer in  Bayern, 1 932 Austritt aus der BVP.  

Hitlers Anordnung vom 1 2 . 1 2 . 1 928, vgl . Bd. l l l/ l ,  Dok.  66 . 
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Durchführung der SA-Versicherung einzusetzen 2 . Jeder Führer muß es fertigbekommen, daß 
in dem herannahenden schweren Streitjahre alle seine Parteigenossen - nicht nur die SA-Män­
ner - unter gebührendem Versicherungsschutz stehen. Von jedem Führer kann die notwendige 
Einsicht und Übersicht verlangt werden . "  

Trotzdem sind allein von den letzten sieben Todesopfern 3 nicht weniger a l s  sechs Tote 
ohne j ede Versicherung geblieben, ferner ebenso 65 schwer und langwierig Verletzte, von den 
leichteren Fällen ganz zu schweigen. Die Gesamtziffer der Versicherten erreicht noch nicht 25 % 

der Parteigenossen, j a, in manchen Gauen ist nicht einmal ein Sechstel der Parteimitglieder 
versichert. Ein Blick in die Zustände an der Front [sie!] und ein Blick auf die täglichen Pres­

semeldungen genügen, um die völlige Unhaltbarkeit dieses Zustandes zu erkennen. 

Der persönliche Einfluß des Gauleiters und die Leistungsfähigkeit seines Organisationsap­
parates müssen genügen, um hier grundlegend Wandel zu schaffen. Ich werde mir von jetzt ab 
allmonatlich über die Versicherungsstatistik der einzelnen Gaue und bemerkenswerten Orts­
gruppen Vortrag halten lassen und will mir mein Urteil darnach bilden. 

Heil! 

gez. Adolf Hitler 

2 Die von Martin Barmann geleitete SA-Versicherung, seit September 1 930 " Hi lfskasse der NSDAP" ,  war eine 

Unfall- und Haftpflichtversichemng für SA- und NSDAP-Mitgl ieder, die seit Dezember 1 928 von der Ober­

sten SA-Führung selbst verwaltet wurde. Bei einem monatl ichen Beitrag von 20 Pfennig umfaßte diese Versi­

chemng folgende Leistungen : 2 .000 RM im Todesfall ,  5 .000 RM für hundertprozentige Inval idität, 3 RM 

tägliches Krankengeld, 1 0 .000 R M  Höchstgrenze für Haftpflicht be i  Sachschaden und 1 00.000 RM Höchst­
grenze bei Personenschaden . Vgl . Werner, SA und N SDAP, S. 408 ff. 

3 Erich Jost, Katharina Grünewald, Otto Streibel , Hermann Schmidt, Heinrich Limbach, Hans Georg Küte­

meyer und Heinrich Kottmann. Vgl . Halbmast, S. 30 f. 
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5. Oktober 1 929 

"S .A. Achtung! " 

Anordnung 

VB vom 5 . 1 0 . 1 929 1 . 

5. Oktober 1 929 3 95 

Dok. 81  

Ich erwarte von jedem S.A . -Mann, daß er  seine Dienstausrüstung ausschließlich beim Zeug­

meister bezieht 2. 

Ungeeignete und minderwertige Nachahmungen dürfen keinen Eingang in die S .A.  finden. 

Von allen Parteiblättern nachzudrucken! 

5 .  Oktober 1929 
"Young-Plan 1 und Parlamentswirtschaft" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 5 . 1 0. 1 929 .  

Adolf Hitler 

Dok. 82 

Wohin ein Staat kommt, der glaubt, unversöhnliche Feinde durch Nachgiebigkeit umstimmen 
zu können, hat Karthagos Schicksal als warnendes Beispiel für alle Zeiten gezeigt 2 . Freilich 
pflegt man die Warnungen der Geschichte nur zu häufig in den Wind zu schlagen, wenn ihre 
Berücksichtigung harte Entschlüsse und risikovolle Entscheidungen erfordert. Man hat vor 
wenigen Jahren einen deutschen Feldherrn 3 als "Vabanque-Spieler" bezeichnet, weil er den 

Nochmals abgedruckt im VB vom 22 . 1 0. 1 928 .  

2 Die " Reichszeugmeistere i "  nahm am 1 .4 .  1 929 ihre Tätigkeit auf. Vorläufer war die am 1 9 .2 .  1 927  gegründete 

"SA-Wirtschaftsstel le" .  Vgl . Werner, SA und NSDAP, S. 4 1 5  f. 

Vgl . Dok. 54,  Anm. 5 ,  Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 . 

2 Bezieht sich auf die schwere Niederlage Karthagos gegen Rom im Zweiten Punischen Krieg (2 1 8-20 1 

v. Chr. ) .  Karthago verlor beim Friedensschluß alle Kolonien, mußte die Kriegsflotte fast vollständig auslie­

fern, Geiseln stellen und sich zu hohen, l angandauernden Tributen verpflichten. Trotz der karthagischen Be­

mühungen, diese Friedensbedingungen zu erfüllen, endete der 3. Punische Krieg 146 v .  Chr mit der endgült i­

gen Zerstörung der Stadt. 

3 Gemeint ist Erich Ludendorff ( 1 865- 1 93 7) ,  General a. D ., 1 882 Leutnant, 1 9 1 4  Chef des Generalstabs der 

8. A rmee, 1 9 1 6  Erster Generalquartiermeister der ( 3 . )  OHL, Oktober 1 9 1 8  Abschied, 1 923 Teilnahme am 

Hitler-Putsch, 1 924 vor Gericht freigesprochen, 1 924/25 Mitglied der Reichsführerschaft der NSFB,  1 924-

1 92 8  MdR (DVFP), 1 925  Kandidat der N S DAP für die Reichspräsidentenschaft, 1 925- 1 93 3  Führer des Tan­

nenberg-Bundes, 1 930 Leiter der deutschgläubigen Religionsgemeinschaft " Deutschvolk" (zusammen mit Mat­

hilde Ludendorff), später umbenannt in  " Bund für Deutsche Gotterkenntni s  (Haus Ludendorff)" .  
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Einsatz der gesamten nationalen Kraft in den Krieg forderte, ohne des Sieges sicher zu sein 4 . 

Nun ist das ganze Leben aber ebenfalls nichts anderes als ein "Vabanque-Spiel" ,  und am aller­
meisten gilt dies für das Leben der Völker im großen genommen. Immer wird der Einsatz das 
Leben sein, damit eben dieses Leben wieder gewonnen werden kann 5 . So unsicher der mögli­
che Erfolg auch ist, so hat sich doch im Laufe der Jahrtausende aus geschichtlichen Erfahrun­
gen eine weise Erkenntnis ergeben: Ein Volk, das den höchsten Einsatz nicht mehr wagt, wird 
gerade um das betrogen und gebracht, was es aus Feigheit zu schonen vermeint; um das Leben 
selbst. Im allgemeinen ist noch keine Nation an übergroßem Heroismus zugrunde gegangen, 
zahlreiche Völker aber aus mangelndem Mut. Das Schlimmste ist dabei die Tatsache, daß, so­
wie ein Volk erst einmal diesen Weg beschritten hat, es nur mehr sehr schwer davon zurück­
zureißen ist. Die Feigheit findet zu ihrer Verteidigung stets leichter tausend Gründe und Moti­
ve, als der Mut zehne [sie!] . Ein heldenhafter Entschluß ist in den meisten Fällen schwerer zu 
begründen als eine erbärmliche Kapitulation, denn im einen Falle liegen alle Vorteile in der 
Zukunft, im anderen alle vermeintlichen in der Gegenwart, ja sogar manchesmal im Augen­
blick. Wie leicht ist es zum Beispiel beim heutigen deutschen Volk, die j ämmerlichste Unter­
werfung mit "wirtschaftlichen Notwendigkeiten" der Zeit zu begründen, und wie schwer, 
einen heroischen Widerstand mit solchen der Zukunft zu beweisen, ganz abgesehen davon, 
daß in materialistischen Zeiten die Gegenwart die Sinne so sehr blendet, daß Begriffe wie Eh­
re, Freiheit, Würde, weil im Augenblick nicht in reale Werte umsetzbar, keinerlei Schätzung 
erfahren. Für das Linsengericht 6 einer einmaligen Anleihe 7 verkauft man alle Begriffe von 
Anstand und Ehrgefühl samt der Freiheit dazu und überlegt nicht im geringsten, daß die wirt­
schaftlichen Vorteile, die man der Gegenwart dafür zu erhandeln glaubt, der Zukunft am Le­
ben zehnfach abgezogen werden. Man nennt eine solche Politik dann "klug" ,  während sie in 
Wirklichkeit ebenso kurzsichtig wie blöde ist; man bezeichnet ihre Macher als "schlaue Pak­
tierer" , während sie in Wahrheit dumme Esel oder verkommene Lumpen sind; und man ver­
femt ihre Widersacher als radikale, unreife Elemente, während sie tatsächlich die einzigen 
wirklichen Wahrer des Daseins eines Volkes vorstellen. Der größte Militärphilosoph aller Zei­
ten, Clausewitz, an Geist und Weisheit einem bayerischen Volksparteipolitiker ungefähr so 
überlegen wie ein Sokrates einem Papua, hat diese Sorte von "schlauen Paktierern" und "klu­
gen Politikern" in seinen "Bekenntnissen" in unsterblicher Weise abgeschüttelt für immer, in-

4 Als Generalquartiermeister der am 29 .8 . 1 9 1 6  eingesetzten sogenannten 3 .  Obersten Heeresleitung betrieb 

Erich Ludendorff gegen den Widerstand von Reichskanzler Bethmann Hollweg die Mobilisierung aller mate­

riel len und personellen Mittel für die Kriegführung, ohne die politischen, wirtschaftlichen und finanziellen 

Konsequenzen zu bedenken . Vgl . Kielmansegg, Deutschland und der Erste Weltkrieg, S .  1 87 ff. 

5 Nach Friedrich von Schil ler, Wallensteins Lager: " Und setzet ihr nicht das Leben ein, nie wird euch das Le­

ben gewonnen sein . "  

6 Anspielung auf 1 .  Mose 25 ,  29-34.  Esau verkauft sein Erstgeburtsrecht an Jakob. 

7 Mitte September 1 929  wurden in der Presse die Verhandlungen der Reichsregierung mit der Svenska Tänd­

stiks Aktiebolaget des schwedischen industriellen Ivar Kreuger bekannt. Am 26. l 0 . 1 929 wurden die Verträge 

unterzeichnet, nach denen Kreuger dem Reich eine 50jährige Anleihe von 1 25 Mil l ionen Dollar mit 6% Ver­

zinsung gewährte und dafür an einem einzurichtenden deutschen Zündholzmonopol beteiligt wurde . Vgl. Ak­

ten der Reichskanzlei . Weimarer Republik, Das Kabinett Müller I I ,  Bd. 2, S. 982 ff., 1 1 30  f. 
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dem er  sich lossagt von einer Klugheit, d ie  in  Wirklichkeit bemäntelte Feigheit und Dummheit 
ist 8 ! 

Wenn Völker den Weg einer erbärmlichen Unterwerfung beschreiten, ist es bemerkens­
wert, daß die verantwortlichen Männer dieser Entwicklung immer die vorhergegangenen Ent­
schlüsse bedauern und ablehnen und in ihnen allein die zwangsläufige Ursache ihrer analogen 
eigen�n Entschlüsse sehen. Denn sie begründen ihre eigene Unterwerfung immer mit der Un­
terwerfung, die vorhergegangen war. Jede feige Handlung dieser Art zieht zwangsläufig als 
Folgeerscheinung neue Unterwerfungen nach sich. Und damit kann auch j eder Staat, dessen 
Leitung über geschichtliche Erfahrungen verfügt und die demgemäß auch einen größeren 
Blick besitzt, als er vom Kirchturm von Tuntenhausen 9 aus möglich ist, eine Handlungsweise 
einem Besiegten gegenüber einrichten. Sowie der Besiegte den ersten Schritt über das hinaus 
unternimmt, zu was ihn der S ieger tatsächlich zwingen könnte, beginnt der freiwillige Weg in 
die Sklaverei .  Denn wer einmal dann A gesagt hat, wird das B nicht verweigern wollen. Wenn 
man erst einen Waffenstillstandsvertrag von Spa I O  unterzeichnet mit allen seinen Folgeer­
scheinungen, wird man die Unterschrift einem Versailles 1 1  wohl schwerlich mehr versagen; 
wer ein Versailles annimmt, schluckt ein Diktat von London 1 2 , wer dieses nicht mehr ablehnt, 
geht dann auch nach Genf 1 3 ; wer davor nicht zurückschreckt, findet ein Dawes-Diktat 1 4  

noch erträglich, und von dort ist nur mehr ein Schritt nach Locarno 1 5 . Und wundert man sich 
dann, nachdem schon so viel hinuntergewürgt wurde, daß man nun glaubt, auch den Young­
Plan, das neue Pariser Tributdiktat, ebenfalls verdauen zu können? Nein, das ist alles eine 
ganz folgerichtige Entwicklung. Wer einmal der Ehre und der Freiheit entsagt hat, wird sich 
langsam immer mehr an das Los des Sklaven gewöhnen, das Gefühl für nationale Scham geht 
dann langsam verloren, und wenn einem solchen Volk dann auch noch der Feind im Inneren 
sitzt und dementsprechend arbeitet, alle nationalen Traditionen beseitigt, ja selbst den gesun­
den Sinn für eine nationale Kultur zerstört, dann wundere man sich nicht, wenn im Laufe we­
niger Jahrzehnte ein früher heroisches Volk zum Niveau eines elenden Armeniers herunter­
sinkt. Saupack, korrupt und verkommen, gesinnungslos, bettelhaft, unterwürfig, ja hündisch, 
wenn man diese Art in ihren besseren Rassen dadurch nicht beleidigen würde ! S inkt ein Volk 
einmal auf diesen Stand herunter, dann ist es das schwerste, irgendwo und irgendwann einen 

8 Vgl . Dok. 48, Anm. 1 .  
9 Anspielung auf den 1 869 von Ludwig Graf zu Arco-Zinneberg und Balthasar Dali er gegründeten Bayerisch­

patriotischen Bauernverein zu Tuntenhausen, an dessen jährlichen Herbsttagungen führende Vertreter des 

bayerischen Zentrums bzw. der BVP auftraten. Vgl. Hannsjörg Bergmann, Der Bayerische Bauernbund und 
der Bayerische Christliche Bauernverein 1 9 1 9- 1 928 ,  München 1 986, S. 30 f. 

1 0  Der Waffensti l lstand war am 1 1 . 1 1 . 1 9 1 8  in Compiegne unterzeichnet worden (vgl .  Dok. 30 ,  Anm. 4) .  Er war 

zeitl ich befristet und mußte wiederholt verlängert werden. H ierfür war die deutsche Waffenstillstandskom­

mission zuständig, die ihren Sitz in Spa hatte. 

1 1  Versail ler Friedensvertrag. Vgl. Dok. 3, Anm. 56 .  
1 2  Vgl . Dok .  30 ,  Anm.  6 .  
1 3  Wahrscheinlich Anspielung auf d ie  am 1 5 . 5 . 1 922 zwischen Polen und Deutschland abgeschlossene Genfer 

Konvention, das die Rechte in den von Deutschland an Polen abgetretenen Gebieten regelte. Druck: RGBI .  

1 922, I I ,  S .  238  ff. 
1 4  Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 1 5 .  
1 5  Zur Konferenz von Locarno vgl. Dok. 3 ,  Anm. 27 .  
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Anlaß und einen Zeitpunkt zu finden, an dem die Linie der allgemeinen Entwicklung wieder 
gebrochen wird und das Volk aus der Tendenz der Selbstaufgabe zurückkehrt zu einer solchen 
der Selbstbehauptung. Der feige "schlaue Paktierer" wird einen solchen Zeitpunkt niemals als 
gegeben erachten, und kein Anlaß wird ihm als entsetzlich genug erscheinen, der bisherigen 
Entwicklung zu entsagen und an Stelle der Ergebung den Widerstand zu setzen. Nein, er wird 
sein eigenes Handeln immer von den Utilitätsgesichtspunkten, die seiner seelischen Verfas­
sung entsprechen, aus bestimmen, wird über die Vergangenheit maulen und auf die Zukunft 
hoffen. "Die Kinder, die lieben, guten Kinder, die werden es einst machen ! "  Noch besser aller­
dings ist es, auch diese nicht mit einem so gefahrvollen Auftrage zu betrauen, sondern am be­
sten gleich den lieben Gott dafür einzusetzen. "Herr, mach uns frei" ,  seufzt der schlaue Paktie­
rer dann und unterschreibt das Edikt einer neuen Versklavung. Diese Erscheinungen gab es zu 
allen Zeiten. Es ist falsch zu glauben, daß der Freiheitskampf einer Nation jemals ein solcher 
der Majorität oder des Durchschnitts gewesen wäre . Immer waren die Träger der Freiheit und 
des Freiheitsgedankens sogenannte "verrückte" Einzelne, "unreife Elemente" usw. und immer 
die Wortführer der Versklavung die "klugen" ,  "abwägenden" "Politiker",  in Wirklichkeit also 
die Wortführer der Zeit, soweit sie offiziell in Erscheinung treten. Und immer mußten dann 
die Völker schwere Lehren zahlen, bis sie die seichten parlamentarischen Windbeutel erkann­
ten, ihr durmnes, ebenso freches wie aufdringliches Geschwätz durchschauten und diesen " le­
galen" Verderbern das Vertrauen entzogen und sie endlich zum Teufel jagten. Der Zeitpunkt, 
an dem ein Volk seine Gesinnung ändern kann, ist stets vorhanden! Wer ihn in der Gegenwart 
nicht sieht, wird ihn auch in der Zukunft nie finden und selbst wenn er mit dem Kopf darauf 
stieße, er wird es endlich gar nicht mehr wollen. Das neue Young-Diktat ist ein so ungeheuer­
licher Vorgang, daß nur der in Gesinnungslosigkeit abgebrühte alte Parlamentarier auch darin 
keinerlei Anlaß zu einem Wandel der Gesinnung zu finden vermag. Wir Nationalsozialisten 
glauben, daß es notwendig ist, an diesem Wendepunkt der deutschen Geschichte die Meinun­
gen bewußt und klar zu spalten. Es ist uns vollkommen gleichgültig, wie das Volksbegehren 1 6  

ausgeht oder ausgehen mag, wesentlich aber ist, daß sich über dieser Tatsache die Meinungen 
klären und daß diejenigen vor aller Öffentlichkeit festgenagelt werden, die auch dieser Unter­
werfung das Wort zu reden wagen ! Es wird die Zeit einst kommen, in der unser Volk seufzt 
unter der Last dieses Vertrages, es wird dann wesentlich sein, daß das Volk durch dieses 
Volksbegehren weiß, wer gegen diesen Vertrag Stellung nahm und wer bereit war, auch ihn zu 
unterschreiben. Es ist eine Arbeit auf weite Sicht, eine Saat, die heute gelegt wird und die einst 
aber ausreift zu einer Ernte . Wenn heute im bürgerlichen Lager da und dort schon wieder die 
Angst vor der eigenen Courage entsteht, dann soll und darf uns dies erst recht nicht beirren . 
Ewig kann Deutschland nicht versklavt sein. Einmal muß also ein Wandel eintreten. Die alte 
Generation, die dieses alles verschuldet hat, glaubt selbst nicht mehr an sich. "Die Kinder" , 
hoffen sie, " sollen es einst machen" .  Den Herrgott versuchen sie mit dieser Aufgabe zu bela­
den, und wir? Wir sind die "unreife" Jugend. Wohlan denn : Da doch die Kinder es einst ma­
chen sollen, wollen wir, die "unreife Jugend" ,  gleich damit beginnen. Die alte Generation hat 
in der Geschichte vor unserem Volk und aller Welt den Nachweis für ihre hundertprozentige 
Unfähigkeit erbracht ! Es ist eine Frechheit, uns und die kommenden Generationen mit dem 

1 6  Vgl . Dok. 50, 5 1 .  
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Fluch der Unfähigkeit dieser bürgerlichen Politikaster beladen zu wollen. Wir verbieten [sie!] 

uns die ebenso blöde wie freche Unverschämtheit eines solchen parlamentarischen Affen, uns 
einen Vorwurf machen zu wollen, weil wir nicht geneigt sind, für die Sünden dieser politi­
schen Strohköpfe in der Zukunft aufzukommen. Wenn diese Herren Doktoren ihre Unfähig­
keit selbst begleichen wollten, könnte das ihre Sache sein. Die Generation, die schon auf dem 
Schlachtfeld blutete, kann es sich aber mit Recht verbieten [sie!] , ihr ganzes Leben Tribut zu 
leisten, weil ein in seiner Unfähigkeit erprobtes parlamentarisches Zeug an einer Stellung 
klebt, die nur der Genialität und der Fähigkeit zukommt. 60 Jahre lang ist durch diese Gesell­
schaftsschichte [sie!] Deutschland belastet worden. Es ist Zeit, daß sie verschwindet. Auch wir 
beten, "Herr, mach uns frei" ,  aber nicht von unserem äußeren Feind, denn dessen werden wir 
in dem Augenblick ledig sein, an dem uns der Herr von dem bürgerlich-parlamentarischen 
Übel im Inneren erlöst. Was an uns liegt, um dies zu erreichen, soll dabei getan werden ! 

12 .  Oktober 1929 

" Politik der Woche" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 1 2 .  l 0. 1 929. 

Dok. 83 

Es ist ein schlimmes Erbe, das der "Retter des Vaterlandes"  seinen Nachfolgern im Amte 
überlassen hat 1 • Eine spätere Zeit wird unsere heute regierende Generation als die des Ver­
schleuderns und der Preisgabe aller Hoheitsrechte unseres Volkes bezeichnen. Der Abgrund, 
der diese Regierungsgeneration von der unserer Schlachtfelder trennt, ist ein meilenweiter. 
Ihre vollendetste Repräsentation hat dieses Regierungs-Deutschland aber unzweifelhaft in Gu­
stav gefunden. Ganz gleich, ob man zugeben will, daß Männer Geschichte machen 2 oder ob 
man behauptet, daß die Geschichte die Männer fabriziert: Herr Stresemann ist der Typ unserer 
Zeit gewesen und wird als solcher ebenso fortleben wie ein Cäsar, ein Friedrich der Große, ein 
Napoleon oder ein Bismarck. Es ist nun einmal so, daß die Weltgeschichte nur die Extreme 
der Nachwelt aufbewahrt. Träger des größten Heroismus, kühnster Leidenschaft und wagemu­
tigster Entschlüsse, ebenso wie den Lederhändler Kleon 3 und seine weitverzweigte Sipp­
schaft. Bemerkenswert und für die Nachwelt beachtlich wird aber auch die Aufführung und 
das Getue unseres Bürgertums und insbesondere seiner Gazetten anläßlich des Todes seines 
Repräsentanten sein. Ähnlich charakterlose Züge wird man in der Geschichte immer wieder 
finden. S ie zeigen am besten die innere Hohlheit und Wertlosigkeit einer Gesellschaftsklasse 

Gemeint i st Gustav Stresemann, der am 3 . 1 0. 1 929 an den Folgen eines Schlaganfalls gestorben war. 

2 Nach dem 1 879 erstmals erschienenen Werk " Deutsche Geschichte im 1 9 . Jahrhundert" von Heinrich von 

Treitschke. Vgl. Heinrich von Treitschke, Deutsche Geschichte im 1 9 . Jahrhundert. Erster Tei l :  B is  zum 

zweiten Pariser Frieden, Leipzig 1 928 ,  S. 27 . 
3 Erster n ichtadeliger Politiker von Athen, Gegner von Perikles, Gerbereibesitzer. 422 v. Chr. im Kampf gegen 

die Spartaner gefal len. 
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an, deren ganzes Denken nur noch von Utilitätsgesichtspunkten aus bestimmt wird und die 
demgemäß Prinzipien grundsätzlich verleugnet und ablehnt. Im übrigen errichtet sich j eder 
Mensch sein Grabmonument selbst. Es spielt gar keine Rolle und tut nichts zur Sache, wie die 
Gegenwart die Größe eines Mannes sehen will . Wem hat das politische Pack nicht schon zu­
gejubelt? Vor welchen betreßten Strohköpfen zog unser Bürgertum nicht schon mit tiefsten 
Bücklingen seinen Hut, wen hat es nicht schon hochleben lassen und wie schnell ist die Min­
derwertigkeit dieser Geschöpfe dann entlarvt worden? Es wird diesmal nicht anders sein. Wer 
weiß, ob nicht schon zehn Jahre genügen, um den Mann des größten Unheils unseres Volkes 
auch als solchen zweifelsfrei festzustellen. Und wer weiß, wem unser Bürgertum dann zuju­
beln wird ! Der redliche Mensch kann ohnehin nur eine einzige Angst haben, den Beifall einer 
Masse zu finden, die einen Ludwig XVI. untertänigst verehrte und dann köpfte, einen Napo­
leon umjubelte und dann bespie, einem Bismarck zu Lebzeiten das Dasein sauer machte, um 
ihn später bei j eder Gelegenheit im schleimigen Mund zu führen, in der Praxis aber sein Werk 
zu zerschlagen und zu verraten. Herr Stresemann ist durch das Republikschutzgesetz durch 
Zuchthaus und Gefängnis vor der Kritik der Nationalsozialisten geschützt worden 4, vor der 
Kritik der Geschichte aber wird er sich nicht retten können. 

Es ist auffallend stille geworden um die "Bombenattentäter" 5 . Auf einmal ebbt das Ge­
schrei ganz sachte ab und alles ist, als ob nichts gewesen wäre . Ein "Attentäter" nach dem an­
deren wird auf freien Fuß gesetzt 6 und die Presse wendet sich wieder anderen wichtigen Din­
gen zu. Der ganze Schwindel schläft nun ein, um natürlich bei Bedarf in irgendeiner anderen 
Form wieder aufgezogen zu werden. Ich glaube nicht, daß es einen Menschen von einiger Ver­
nunft gibt, der unterdes den inneren Sinn und Zweck des Bombenschwindels nicht durch­
schaut haben wird. Was wir damals sofort voraussahen, ist eingetroffen. Die Bombenhetze 
war der gut gelungene Vorwand zur Einbringung des neuen Republikschutzgesetzes 7 . Ein 
Zuchthausgesetz, das den allergemeinsten Freiheitsbedrückungen historischer Art nicht nur 
gleicht, sondern überlegen ist, und zwar überlegen deshalb, weil kein Vergehen im einzelnen 
substanziert ist, sondern weil es sich nur um einen weitgefaßten Rahmen handelt, dessen Aus­
füllung der Einsicht, dem Ermessen und Wollen des jeweiligen Gerichtes anheimgestellt 
bleibt. Einer an sich durch und durch korrupten Justiz, die zur feilen Straßendirne der Partei­
macht geworden ist, wird künftighin die Beurteilung der Stellungnahme der Staatsbürger zum 
Staate übertragen 8 . Es sind richtige Inquisitionsmethoden, die hier ihre Wiederauferstehung 
feiern. Und doch sind sie auch der Beweis für die jämmerliche Hohlheit und Unsicherheit zu­
gleich des heutigen Regiments . Im zehnten Jahre der Herrschaft genügen den heutigen Macht-

4 Vgl.  Dok. 3 ,  Anm. 3 1 .  
5 Vgl .  Dok. 5 8 ,  Anm. l ;  Dok. 72, 74. 
6 Für einige Beschuldigte waren die Haftbefehle mangels Fluchtgefahr aufgehoben worden, die Ermittlungen 

gegen sie l iefen jedoch weiter. Vgl. Vossische Zeitung vom 20.9. 1 929 (PA), "Auch die freigelassenen Atten­

täter bleiben unter Verfolgung" .  

7 Nach dem Auslaufen des alten Republikschutzgesetzes am 22.7 . 1 929 (vgl . Dok. 29, Anm. 1 8 ) ,  legte die 

Reichsregierung am 25 .9 . 1 929 den Entwurf für ein neues Gesetz vor. Dieser sah bei einzelnen Tatbeständen 

ein schärferes Strafmaß vor. Vgl. Christoph Gusy, Weimar - die wehrlose Republik? Verfassungsschutzrecht 

und Verfassungsschutz in der Weimarer Republik, Tübingen 1 99 1 ,  S. 1 7 1  ff. sowie Akten der Reichskanzlei. 
Weimarer Republik, Das Kabinett Müller 11 , Bd. 2, S .  1 024 ff. 

8 Vgl . Dok. 6 1 ,  Anm. 1 1 . 
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habern die bisherigen Strafgesetze nicht, um sie vor dem Abscheu und der Verachtung des 
Volkes zu schützen. Das heißt, was sie trifft, ist ja nicht die Verachtung, sondern die aus ihr 
drohende Verantwortlichkeit, ja die Aussicht, einst zur Rechenschaft gezogen werden zu kön­
nen. So soll Zuchthaus und Verbannung, Vermögenseinziehung und Polizeiaufsicht mithel­
fen 9, den Staatsbürger der freiesten Republik in die Knie zu zwingen vor Parteimenschen, die 
der ärgste Abschaum unseres Volkes sind. Und sie werden sich alle verrechnen ! Wenn es zu 
Generalauseinandersetzungen kommt, ist es immer ein Glück für die Beteiligten, zu wissen, 
woran sie sind. Mancher unserer bürgerlichen Patrioten hat davon gar keine Ahnung. Dieses 
Zuchthausgesetz aber wird wieder vielen die Augen öffnen, es wird Fanatiker erziehen, es wird 
diesen den Kampf für später erleichtern und es wird endlich so j ene Grundstimmung her­
vorbringen, die eben zu grundsätzlichen Abrechnungen notwendig ist. Das junge Deutschland 
wird daran nicht scheitern. Tausende werden in die Gefängnisse gehen als halbe unsichere 
Menschen und werden sie verlassen als glühende Hasser des Verbrechergesindels, das unser 
Volk in dieses Unglück gestürzt hat ! Tausende werden durch die ewige Strafverfolgung der 
bedenklichen bürgerlichen Gemächlichkeit entrissen und zu verwendungsbereiten Menschen 
gemacht ! Für Tausende und Hunderttausende wird langsam das Gefängnis den bisher ihm 
anhaftenden Geruch verlieren und sie werden es als eine Ehre ansehen, in einem Lande, in 
dem das politische Verbrechertum, Landesverräter, Deserteure und Fahnenflüchtlinge, trium­
phieren, ins Gefängnis gesperrt zu werden. Das alte Republikschutzgesetz hat nicht im gering­
sten verhindern können, daß sich langsam in Deutschland trotzdem eine nationale Opposition 
zu formen begann. Das neue Zuchthausgesetz wird sie erhärten und ihre Schlagkraft erhöhen. 
Das einzige, was durch diese ganze Entwicklung beseitigt wird, ist unser politisches deutsches 
Bürgertum. Und da wird man auch erst einmal in der Zukunft im vollen Umfang erkennen, 
daß dies das größte Glück für unser Volk war ! 

Nun hat Österreich endlich seinen Kahr erhalten 1 0 . Denn ich weiß nicht, wer noch so blö­
de sein kann, um zu glauben, daß das neue Kabinett Schober 1 1  wirklich ein S ieg der Heim­
wehren 1 2  ist. Es war ja so vorauszusehen. Sowie die Heimwehr, statt die bürgerlichen Par­
teien abzuwehren, in ihnen eine wertvolle Zunahme der eigenen Kraft erblickte, war es um sie 

9 Der Entwurf für das neue Republikschutzgesetz sah in  schweren Fällen eine Höchststrafe von 10 Jahren 

Zuchthaus, den Verlust von aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Ämtern und den Verlust der Fähig­

keit vor, öffentliche Ämter zu bekleiden. Das Vermögen einer verbotenen verfassungsfeindlichen Organisa­

tion konnte zugunsten des Sitzlandes eingezogen werden. Druck der berichtigten Fassung vom 30. 1 1 . 1 929 :  
Verhandlungen des  Reichstags.  IV .  Wahlperiode 1 928 ,  Bd. 438 ,  Anlagen, Nr .  1 44 1 .  

1 0  I m  Angesicht der sich zuspitzenden politi schen Lage hatte die bayerische Regierung unter Ministerpräsident 

Eugen von Knilling den damaligen Regierungspräsidenten von Oberbayern Gustav von Kahr am 26 .9 . 1 923  
zum Generalstaatskommissar von  Bayern ernannt und  ihm damit sämtliche i n  Bayern l iegende Reichs-, Lan­

des- und Gemeindebehörden - mit Ausnahme der Gerichte und der Militärbehörden - direkt unterstel l t .  Vgl . 

Harold J. Gordon jr„ Hitlerputsch 1 923 .  Machtkampf in Bayern 1 923- 1 924, Frankfurt a. M. 1 97 1 ,  S .  1 93 ff. 
sowie Der H itler-Putsch. Bayerische Dokumente zum 8 ./9. November 1 923 .  Eingel. und hrsg. von Ernst 

Deuerlein, Stuttgart 1 962, S .  1 80 ff. 
1 1  Johannes Schober ( 1 874- 1 932) ,  Dr. jur„ 1 898 Eintritt in die Wiener Polizei, 1 9 1 8- 1 922 und erneut 1 922-

1 929  Polizeipräsident von Wien,  1 92 1 /22 Bundeskanzler und Außenminister, 1 929/30 Bundeskanzler, 1 930-
1 932 Vizekanzler und Außenminister. 

1 2  Vgl . Dok. 79, Anm. 1 1 . 
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geschehen 1 3 . Man täusche sich niemals darüber, daß unser politisches Bürgertum, ganz 
gleich, in welchem Lager es steht, gar nicht daran denkt, sich mit den Sozialdemokraten oder 
überhaupt dem Marxismus ernstlich auseinanderzusetzen. Juden und Freimaurer, die, wenn sie 
schon nicht überhaupt das große Wort führen, zumindest im verborgenen die bürgerlichen Par­
teigebilde dirigieren, haben wirklich verdammt kein Interesse daran, den Marxismus zu be­
kämpfen oder gar zu vernichten. Der ganze Krieg des Bürgertums gegen die Sozialdemokratie 
und den Kommunismus ist nur ein Kampf um den Futterplatz und weiter nichts . Eine so prin­
zipienlose Gesellschaft, wie sie unsere bürgerlichen Parteien umfassen, denkt gar nicht daran, 
das ganze Dasein auf eine einzige Entscheidung zu setzen. Gott bewahre davor !  Das deutsche 
Bürgertum hat überhaupt nur eine einzige Angst, und das ist die Angst vor dem starken Mann. 
Es ist zum Aufheulen, wenn man in bürgerlichen Blättern manchmal von der "Regierung der 
starken Hand" hört. Es ist das immer nur die bürgerliche " Stärke" ,  und dieses Bürgertum sieht 
alles als stark an, was in nächster Zeit die kleinen und großen politischen Schiebergeschäfte 
ermöglicht und garantiert. Nicht umsonst haben auch in Italien die bürgerl ichen Parteien den 
Faschismus gehaßt wie die Pest. Einern bürgerlichen Parteipolitiker ist der Marxist, soferne er 
dank dessen Korruption auch auf die Möglichkeit des eigenen Mitschiebens rechnen kann, 
tausendmal sympathischer als ein überzeugter fanatischer Nationalist, dem die Größe des Va­
terlandes höhersteht als die Gewinnstmöglichkeit [sie!] eines einzelnen. Daher ziehen sie auch 
tatsächlich j eden Juden jenem Deutschen vor, der starr und unverrückbar der Größe seines 
Volkstums alles andere unterzuordnen wünscht. Und daher erfaßt sie ja auch die größte Angst, 
sowie irgendeine Bewegung die endgültige Beseitigung des Marxismus befürchten läßt. Die 
Aufgabe des Herrn Schober in Wien ist selbstverständlich nicht die Aufgabe, die sich ein 
Mussolini gestellt hatte, nämlich: Rettung des Vaterlandes durch Vernichtung der Parteien 1 4 , 
als vielmehr die Rettung der Parteien durch Vernichtung der dem Vaterlande allein dienen 
wollenden Heimwehren. Das Bürgertum hat zu dem Zweck seinen "starken Mann" abkom­
mandiert. Die Heimwehrführer werden, soweit sie nicht ohnehin selbst parteipolitisch infiziert 
sind, in kurzer Zeit staunen, daß ihnen die Augen übergehen, wie sachte und sicher zugleich 
ihnen ihr Instrument aus der Hand gewunden wird oder im anderen Falle unter ihren Händen 
zerbröckelt. Für uns Nationalsozialisten muß das eine warnende Lehre sein. Der Herr behüte 
uns vor unseren bürgerlichen Freunden, der Feinde werden wir uns dann selbst erwehren. 

1 3  Vgl .  Dok. 79, Anm. 1 2 . 
1 4  Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 63 .  
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15 .  Oktober 1929 
" Rundschreiben an sämtliche Ortsgruppen der N.S.D.A.P. " 

Anordnung 

Masch. Abschrift; GStA Merseburg, Rep. 77 ,  Tit. 4043 ,  Nr .  297 .  
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Dok. 84 

Das rapide Fortschreiten der Bewegung stellt uns mehr und mehr auch in finanzieller Hinsicht 
vor Aufgaben, die einzig und allein aus Mitgliedsbeiträgen heraus nicht gelöst werden können. 
Mangels eines Dispositionsfonds mußte bisher eine Reihe von Projekten zurückgestellt wer­
den, deren Ausführung für die Bewegung mitunter von der größten Bedeutung gewesen wäre . 
Die Schaffung eines solchen Fonds ist bisher gescheitert, weil alle zu diesem Zweck eingelei­
teten Aktionen (Sonderumlagen, Spenden etc .)  nie den gewünschten Erfolg hatten. In jüngster 
Zeit sind Fälle eingetreten, die die Bereitstel lung solcher Mittel als unerläßlich erscheinen las­
sen. Die Reichsleitung hat sich jetzt zum Ziel gesetzt, durch Darlehenshergabe ihrer Mitglie­
der raschestens einen 

Dispositions-Fonds 

zu schaffen, und erwartet hierzu die Unterstützung sämtlicher Nationalsozialisten 1 • 

Wenn auch unsere Mitglieder im allgemeinen nicht mit Glücksgütern gesegnet sind, so 
können doch zu diesem Zwecke die meisten einen Betrag von wenigstens 1 0,- RM aufbringen, 
ja viele haben sicherlich größere Beträge auf Instituten jüdischen Charakters liegen, die dann 
ihrerseits wieder mit diesem Gelde wirtschaften können. Nun ist unseren Mitgliedern Gelegen­
heit geboten, ohne daß von ihnen ein Opfer verlangt würde, der Bewegung zu dienen. (S iehe 
beiliegende Bestimmungen über Darlehensvergabe und Verzinsung 2 .) 

Es wird von jedem Ortsgruppenführer [sie!] erwartet, daß er diese Finanzaktion der Reichs­
leitung durch rascheste und größtmögliche Werbung bei seinen sämtlichen Mitgliedern unter­
stützt, zu welchem Zwecke eine entsprechende Anzahl Ausführungsbestimmungen und Zahl­
karten beigelegt wird. Es liegt im Interessse der Bewegung, die Darlehen im Laufe der näch­
sten 1 4  Tage zur Verfügung zu stellen. 

Wenn die Ortsgruppe durch Werbung und die P[artei]genossen durch aktive Mitarbeit ihrer 
Ehrenpflicht gegenüber der Partei genügen, so wird binnen kurzem ein Betrag flüssig werden, 
der die Finanznot der Partei ein für allemal behebt und die Durchführung der Ziele Adolf Hit­
lers in greifbarere Nähe rückt. Dazu gehört der Ankauf eines Geschäftshauses für die Zen­
trale 3 , großzügiger Ausbau der Organisation und Propaganda sowie der S .A„ ferner die Mög­
lichkeit der Unterstützung der Hinterbl iebenen von gefallenen Pgn„ sowie in besonders ge­
lagerten Fällen Gewährung von Zuschüssen an Gauleitungen usw. 

Mit einem Rundschreiben des Reichsschatzmei sters Schwarz an sämtliche Gauleitungen vom 3 .4 . 1 930  wurde 

dieser Versuch eingestellt, der Partei Geldmittel zu verschaffen: " Der Erfolg hat den Erwartungen der Reichs­
leitung nicht entsprochen [ „ . ] " ;  GStA Merseburg, Rep. 77,  Tit . 4043,  Nr.  297 .  

2 Der Zinssatz sollte 1 /2% unter dem jewei l igen Reichsbankdiskont l iegen, Mitte Oktober 1 929 also 7%. Die 
Rückzahlung der Darlehen sollte erst nach einem Jahr möglich sein, für Beträge bis  1 00 RM mit 1 4tägiger, 
zwischen 1 00 und 500 RM mit monatlicher und für größere mit v iertelj ährl icher Kündigungsfrist. Vgl. Be­

stimmungen über die Hergabe von Darlehen durch die Mitglieder der Nationalsozialistischen Deutschen Ar­
beiterpartei , München, zur Errichtung eines Di spositionsfonds, o .  D.; BA, Slg. Schumacher 374.  

3 Am 5 . 7 . 1 930  konnte das Barlow-Palais in der Brienner Straße 45 als Parteizentrale erworben werden. Vgl . 
Bd. 1 1 1/3 . 
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Die Reichsleitung stellt, um die Ortsgruppen bei ihrer Werbetätigkeit anzueifem [sie!] , eine 
Reihe von Prämien in Aussicht. 

Der Dispositionsfonds wird bei der Reichsleitung durch ein von Adolf Hitler eingesetztes 
Kuratorium, bestehend aus den Pgn. 

Dr. Wilhelm Frick, M. d. R. 
Frz. Schwarz, Reichsschatzmeister 
Philipp Bouhler 4 , Reichsgeschäftsführer 

verwaltet. 
Die Zahlungen der Darlehen haben auf das Postscheckkonto der N.S .D .A.P.  München Nr. 
233 1 9  Kuratorium (siehe anliegende Bestimmungen) zu erfolgen. Jeder diesbezgl .  Schriftwech­
sel ist ausschließlich an die Reichsleitung zu richten. 

gez. 
Schwarz Dr. Frick Bouhler 

Ich erwarte von allen Führern, daß sie dieses Finanzprojekt der Reichsleitung mit allen Mitteln 
fördern. 

19 .  Oktober 1929 

" Politik der Woche" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 1 9. 1 0 . 1 929 .  

gez. A. Hitler 

Dok. 85 

Als im Jahre 1 9 1 9  Deutschland von der bolschewistischen Meute immer ärger heimgesucht 
wurde, entstanden an allen Ecken und Enden "Selbstschutzorganisationen" 1 . Die frevelhaften 
Revolutionsmacher wurden die Geister nicht mehr los, die sie erst gerufen hatten. Es war eine 
eigenartige S ituation. Auf der einen Seite drehte das Judentum mit allen Kräften der Bolsche-

4 Philipp Bouhler ( 1 899- 1 945),  Leutnant a. D„ 1 922/23 stel lvertretender Geschäftsführer der N S DAP, 1 924 

Geschäftsführer der GVG, 1 925- 1 934 Reichsgeschäftsführer der NSDAP, 1 934  Polizeipräsident von Mün­

chen, 1 934- 1 945 Chef der Kanzlei des Führers der NSDAP, 1 945 Selbstmord. 

Seit Mitte November 1 9 1 8  bi ldeten sich in Deutschland unter den Bezeichnungen Bürger-, Polizeihilfs-, 

Schutz- oder S icherheitswehren bewaffnete Verbände zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstel lung von Ru­

he und Ordnung, geduldet oder gefördert von der Reichsregierung und den Regierungen der Länder. Vgl . 

H ans-Joachim Sieber, Bürgertum in der Revolution. Bürgerräte und Bürgerstreiks in Deutschland 1 9 1 8- 1 920, 

Hamburg 1 992, S .  1 96 ff„ 323 ff. sowie Erwin Könnemann, Einwohnerwehren und Zeitfreiwilligenverbände. 

Ihre Funktion beim Aufbau eines neuen imperial istischen Militärsystems (November 1 9 1 8  bis 1 920),  Berlin 

(Ost) 1 97 1 ,  S. 45 ff. 
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wisienmg entgegen, auf der anderen empfand man aber doch, daß das damalige Deutschland 
in keinerlei Weise dafür genügend reif war. Ein bolschewistisches Chaos wäre damals an der 
eigenen Unmöglichkeit in kurzer Zeit zusammengebrochen, und wer weiß, ob dann nicht die 
Gewalt irgendein energischer Soldat erhalten hätte. So mußten die sozialdemokratischen No­
vembermänner in ihrer Angst, alles zu verlieren, das Ärgste zu verhüten versuchen. Es begann 
der Kampf um die "Ruhe und Ordnung" .  Das hatte auch noch das Gute, daß man damit einen 
Teil des an sich gedankenblöden Bürgertums mit den bisherigen Revolutionsmenschen aus­
söhnte. Während die rote Kanaille Moskauer Färbung auf der Straße tobte und das Bürgertum 
bis zum äußersten einschüchterte, riefen die Novemberusurpatoren zum Kampf für die "Ruhe 
und Ordnung" auf und gewannen damit einen Teil des deutschen Mittelstandes praktisch für 
die Republik. Denn der Kampf für die Ruhe und Ordnung war in Wirklichkeit der Kampf für 
die Stabilisierung des Novemberstaates . Nichts zeigt die innere Korruptheit der Revolutions­
macher nun besser als die Tatsache, daß ihr eigenes Gebilde von fremden Leuten geschützt 
werden mußte. Denn als die sozialdemokratischen Parteihäuptlinge ihren Scheinkampf für die 
"Ruhe und Ordnung" aufzuführen begannen, versagten deren eigene Parteigänger restlos. 
Idealisten bürgerlicher Zugehörigkeit sind es gewesen, die als Freikorpssoldaten den roten 
Terror brachen und damit die Republik befestigten 2 . Nicht wenige der Reichswehrgenerale 
von jetzt haben damals ihre Existenz den Augen der Öffentlichkeit gegenüber bescheiden ver­
heimlicht, zumindest soweit sie zur obersten Leitung gehören. Es ist deshalb verständlich, wie 
so manchen dieser militärischen Oberführer Grund und Ursache des Bestandes der Reichs­
wehr selbst nicht vollkommen klar zu sein scheint. Die jungen Freikorpssoldaten des Jahres 
1 9 1 9  haben mit Maschinenpistolen und Handgranaten an zahlreichen Orten Deutschlands die 
bolschewistischen Exzesse überwunden und damit ein allgemeines Fundament geschaffen, auf 
dem der neue Staat sich eine neue Wehrmacht aufbauen konnte. Die jungen Freikorps haben 
aber in Wahrheit aus nationaler Begeisterung, oder sagen wir aus nationalem deutschem Ge­
fühl heraus gefochten, sie waren deshalb auch auf die Dauer für die Republik unverdaubar. 
Was der Novemberstaat brauchte, war eine von allen gefühlsmäßigen Empfindungen losgelöste 
Truppe, die ausschließlich nach disziplinären Gesichtspunkten aufgebaut ist, die j edem ge­
horcht, der befiehlt, und die von vorneherein nicht bestimmt ist, den Schutz des Reiches nach 
außen als vielmehr den Schutz der Regierungen nach innen zu übernehmen 3 . Denn wie schon 
gesagt :  Seit dem November 1 9 1 8  heißt die leitende Parole einer deutschen Wehrmacht nicht 
mehr Ehre und Freiheit nach außen, sondern Ruhe und Ordnung nach innen. Zunächst ergab 
sich allerdings im Jahre 1 9 1 9  auf 1 920 ein Zustand, in dem tatsächlich zwei militärische F or­
mationen nebeneinander existierten: der letzte Ausklang der ehemaligen Armee des Freiheits­
kampfes und der werdende Beginn der kommenden Polizeitruppe.  Im Jahre 1 9 1 9  auf 1 920 

hatten sich aber die Freikorps zahlenmäßig mächtig erweitert und politisch zu orientieren ver­
sucht. Die unpolitischen Niederwerfer des Spartakusaufstandes waren langsam zur Überzeu­
gung gelangt, daß ihr B luteinsatz gar nicht die Folge hatte, die sie sich erhofften: Nicht ein na­
tionales Deutschland wurde geschaffen, sondern ein antinationales befestigt . Über den Umweg 

2 Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 20. 
3 Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 39 .  
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der Einwohnerorganisationen begannen Wehrverbände zu entstehen 4, die, wenn auch im ein­
zelnen vollkommen unklar, trotzdem die Notwendigkeit einer Verbindung des militärischen 
mit dem politischen Gedanken fühlten. Es war verständlich, daß eine solche langsame Umstel­
lung den Augen der Regierenden nicht verborgen bleiben konnte. Als sich das damalige Regi­
ment zu schwach fühlte, von sich aus eine Abrüstung dieser bewaffneten Wehrverbände her­
beizuführen, kam das Ausland zu Hilfe. Frankreich forderte die Entwaffnung der Einwohner­
wehren, die Auflösung bewaffneter Verbände 5 , und nun konnte man in Berlin hoffen, das po­
litisch an s ich so feige Bürgertum für eine solche Tat zu gewinnen. Es wurde damals der 
Reichsregierung vorgeworfen, daß sie selbst die französischen Forderungen veranlaßt habe, 
um einen Vorwand zur Auflösung der ihr gefährlich erscheinenden Verbände zu bekommen. 
Man ist die Antwort darauf bis heute schuldig geblieben. Jedenfalls aber begann seit damals 
die Verfolgung unbequemer nationaler Verbände unter Hinweis auf die Ausführungsbestim­
mungen zum Friedensvertrag. Das schamloseste und elendste Zeugnis, das sich ein Volk aus­
zustellen vermag. Und heute erleben wir dasselbe Zusammenspiel. Unter Hinweis auf diese 
damaligen Ausführungsbestimmungen hat der preußische Innenminister elf Jahre nach Frie­
densschluß in einzelnen Westgebieten des Reiches den Stahlhelm verboten 6 . Gleichsam als 
Verhöhnung alles Rechts und alles Rechtsempfindens [sie!] motiviert man dieses ungesetzli­
che Vorgehen im einzelnen noch damit, daß "Übungen" abgehalten worden seien. Seit Jahren 
übt das Reichsbanner 7, und zwar wirklich militärisch, vor aller Augen. Seit Jahren wird von 
sozialdemokratischen Parteiministern ganz offen erklärt, daß das Reichsbanner eine Schutz­
truppe der Republik ist, und doch ist es noch keinem dieser Minister eingefallen, daraus einen 
militärischen Charakter abzuleiten, der gegen die Friedensverträge verstößt. Es ist ja klar, das 
Reichsbanner ist ein Garant der sozialdemokratischen Parteimißwirtschaft in Deutschland und 
der Stahlhelm nicht. Wenn die Stahlheimleitung ihre Formationen bis an die Zähne bewaffnen 
würde, aber als Parole ausgäbe, den Schutz des sozialdemokratischen Schieber-, Gauner- und 
Korruptionsgesindels übernehmen zu wollen, dann wäre alles in Ordnung, und kein Hahn 
würde etwas nach "Übungen" krähen. Im Gegenteil ! Dann würden sozialdemokratische Partei­
minister Ehrenmitglieder des Stahlhelms sein. So ist das neue Stahlheimverbot nur ein neues 
Glied in der endlosen Kette des marxistischen Terrors, dem sich die blöde Hammelmasse un­
seres j ammervollen Bürgertums widerspruchslos unterwirft. Ein Terror, der dabei leider Got­
tes seine Kraft nicht durch seine eigene Stärke als vielmehr durch die suggestive Einbildung 
eben dieses Bürgertums erhält. Denn die wirkliche Macht dieser sozialdemokratischen Terrori-

4 Die nach den Berliner Märzkämpfen 1 9 1 9  in ganz Deutschland aufgebauten Einwohnerwehren wurden auf 

Druck der All i ierten 1 920/2 1 aufgelöst . Der Versuch, durch die Bi ldung von nichtstaatlichen Wehrverbänden 

die Auflösung zu umgehen, wurde zunächst durch die Reichswehr unterstützt . Die Wehrverbände entwickel­

ten sich zu einem selbständigen politi schen Machtfaktor mit zunehmend republikfeindl icher Tendenz. Nach 

dem gescheiterten H itler-Putsch verloren sie ihren Einfluß, radikale Elemente gingen in die l l legalität. Vgl . 

Könnemann, Einwohnerwehren und Zeitfreiwilligenverbände, S .  1 1 8 f„ 3 1 1  ff. ; Hans-Joachim Mauch, Na­

tionalistische Wehrorganisationen in  der Weimarer Republik .  Zur Entwicklung und Ideologie des " Paramili­

tarismus" ,  Frankfurt a. M.  1 982, S .  49 ff. 
5 Vgl . Dok. 38 ,  Anm. 7 .  
6 Vgl . Berghahn, Stahlhelm, S. 1 32 ff. 
7 Vgl . Dok. 2, Anm. 1 3 .  
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sten is t  in Wahrheit gleich Null .  Das nationale Deutschland brauchte nur einmütig zu wollen, 
und die marxistische Pest wäre morgen überwunden. Man muß es aber begrüßen, daß durch 
solche einzelne Maßnahmen in immer breitere Kreise die Überzeugung von der Unzulänglich­
keit der heutigen politischen Führung unseres Bürgertums getragen wird, daß immer mehr er­
kennen, wie unmöglich es ist, unter diesen jämmerlichen parlamentarischen Schwächlingen, 
die Nation vor dem Untergang zu retten, und wie notwendig es demgegenüber wäre, eine ge­
meinsame Front aus Stadt und Land zur Niederzwingung des frechen marxistischen Übermuts 
zu bilden. Wenn das nationale Deutschland unserer Städte morgen einem aktiven Bauerntum 
die Hand reicht, wird übermorgen die marxistische Seifenblase aufgeflogen und zerplatzt sein, 
und die Welt würde zweifelsfrei erkennen, daß es außer dem Deutschland der Barmat, Kutis­
ker 8 , Sklarz 9 , Heilmann 1 0 , Sklareks 1 1  usw. auch noch ein Deutschland der Ehre gibt, der 
Ehrlichkeit und des Anstandes, das tausendmal bedeutungsvoller ist als das der sozialdemo­
kratischen Schwindler. 

8 Julius Barmat und Iwan Kutisker, zwei Unternehmer ostjüdischer Herkunft, hatten von der Preußischen 

Staatsbank und anderen öffentlichen Kreditanstalten hohe Kredite erhalten, die sie nicht zurückzahlen konn­

ten. Zur Aufklärung dieser Spekulations- und Bestechungsaffären, die unter anderem zur Entlassung des 

Reichspostministers Anton Höfle führten, konstituierten sich im Januar 1 925 im Reichstag und im Preußi­

schen Landtag zwei parlamentarische Untersuchungsausschüsse, in deren Mittelpunkt vor allem die Bezie­

hungen Barmats zu führenden Sozialdemokraten standen. Kutisker wurde am 30 .6 . 1 926 zu fünf Jahren 

Zuchthaus und einer Geldstrafe von vier Mil l ionen RM, Barmat am 30 .3 . 1 928 zu elf Monaten Gefängnis ver­

urtei lt .  Vgl . Winfried Steffani, Die Untersuchungsausschüsse des Preußischen Landtages zur Zeit der Weima­

rer Republik .  Ein Beitrag zur Entwicklung, Funktion und politi schen Bedeutung parlamentarischer Untersu­

chungsausschüsse, Düsseldorf 1 960, S. 1 69 ff. 
9 Die Brüder Georg, Heinrich und Leon Sklarz waren in mehrere aufsehenerregende Betrugs- und Korruptions­

skandale mit politischem H intergrund verwickelt. Vgl . aus antirepubl ikanischer Sicht: Gottfried Zarnow, Ge­

fesselte Justiz. Politische Bilder aus deutscher Gegenwart, Bd. 1 ,  München 1 930, S. 1 2  ff. 
1 0  Ernst Heilmann ( 1 88 1 - 1 940), 1 909- 1 9 1 7  Chefredakteur der Chemnitzer "Volksstimme" ,  1 9 1 9  Mitglied der 

Verfassunggebenden Landesversammlung Preußens und MdL bis 1 93 3  (SPD) ,  seit 1 924 Vorsitzender der 

Landtagsfraktion, 1 928- 1 93 3  MdR, 1 940 im KZ Buchenwald ermordet. 

Heilmann war Verwicklung in den Barmal-Fall vorgeworfen worden. Vgl . Zarnow, Gefesselte Justiz, Bd. 2 ,  

München 1 932 ,  S .  96 ff. 
1 1  Anspielung auf den Ende September 1 929  von der KPD aufgedeckten Betrugs- und Korruptionsskandal um 

die Brüder Max, Willy und Leo Sklarek, in den auch der Berliner Oberbürgermeister Gustav Böß verwickelt 

war. Vgl . Christian Engel i ,  Gustav Böß. Oberbürgermeister von Berlin 1 92 1 - 1 930, Stuttgart 1 97 1 ,  S. 229 ff. 
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22. Oktober 1929 
" Betreff: Geistige Vorbereitung des zukünftigen 

nationalsozialistischen Staatsaufbaues" 

Anordnung 

Gedrucktes Exemplar; BA,  Slg .  Schumacher 373 .  

Dok. 86 

Dok. 86 

Die N .S .D .A.P .  hat bisher den Nachdruck ihrer politischen Tätigkeit darauf gerichtet, die den 
heutigen Staat und die heutige Gesellschaft beherrschenden volksfeindlichen Kräfte in ihrem 
verderblichen Wirken bloßzustellen und zu bekämpfen. 

Dieser Kampf muß auch in Zukunft mit gesteigerter Wucht und unter Ausnützung aller ge­
setzlichen Mittel bis zur Erringung der politischen Macht im Staate fortgesetzt werden. 

Daneben muß aber, entsprechend dem Anwachsen der Bewegung, allmählich immer mehr 
die geistige Vorbereitung für den Aufbau des zukünftigen nationalsozialistischen Staates 
treten. 

Wenn einmal die morsche Hülle des heutigen Staates zusammenbricht, dann müssen die 
Fundamente des nationalsozialistischen Staates fertig sein. Das geistige Material für den Neu­
bau und die geschulten Baumeister und Werkleute müssen bereit sein. 

Wir müssen uns also auf allen Gebieten des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens dar­
über klar werden, welche Neuordnung wir an die Stelle der heutigen Zustände setzen wollen. 

Die Mittel und Wege, die zu der erstrebten Neuordnung führen, lassen sich auf weit hinaus 
im einzelnen nicht festlegen: denn sie hängen von der nicht vorauszusehenden Art der Ent­
wicklung der innen- und außenpolitischen Lage ab, aber das als Fernziel dienende Wunschbild 

der Neuordnung läßt sich klar und scharf herausarbeiten und die verschiedenen Möglichkeiten 
und etwaigen Zwischenstufen für den Weg zum Ziel lassen sich studieren. 

Es handelt sich also j etzt darum, die Auswirkung unserer völkischen Weltanschauung und 
nationalsozialistischen Staatsauffassung auf die Grundanschauungen in den einzelnen Fachge­

bieten geistig durchzuarbeiten und auf diese Weise feste Grundlagen und bestimmte praktisch 

verwertbare Vorschläge für die zukünftige Neugestaltung des Staates zu gewinnen. 
Zu diesen Zwecken müssen die in der Bewegung vorhandenen geistigen Kräfte mehr als 

bisher planmäßig ausgenützt werden. 
Für die Bearbeitung der einschlägigen Probleme sind außer gefestigten nationalsozialisti­

schen Grundanschauungen auch gründliche Kenntnisse und Erfahrungen auf den einzelnen 
Fachgebieten notwendig. 

Die zu leistende Arbeit wird zunächst in der Eimeichung von Denkschriften an die Partei­
leitung (Org . -Abtlg. II 1 ) und in der Abhaltung von Vorträgen mit anschließender Bespre­

chung vor kleineren Kreisen von Parteigenossen und allenfalls der Bewegung nahestehenden 

Zweck der im Juni 1 929 gegründeten "Organisations-Abteilung I I "  war nach den Erinnerungen des Leiters 

Konstantin Hier! die "Vorbereitung künftiger Staatsaufbauaufgaben" .  Wesentliche Erfolge konnte die Abtei­

lung nicht vorweisen. 1 93 2  wurden die beiden Organisationsabteilungen unter Leitung von Gregor Straßer 

vereinigt .  Vgl. Konstantin Hier! , Im Dienst für Deutschland 1 9 1 8- 1 945 , Heidelberg 1 954, S. 64 sowie Wolf­

gang Horn, Führerideologie und Parteiorganisation in der NSDAP ( 1 9 1 9- 1 93 3 ), Düsseldorf 1 972, S. 3 8 1  f. 
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Fachleuten bestehen. In größeren Ortsgruppen wird sich hiefür die Bildung besonderer Ar­

beitsgemeinschaften unter zielbewußter Leitung empfehlen. 
Die Org .-Abtlg. II wird von Zeit zu Zeit bestimmte Aufgaben und Fragen bekanntgeben, 

deren Bearbeitung besonders empfohlen wird. Daneben können natürlich auch andere Stoffe, 
für die geeignete Fachbearbeiter vorhanden sind, behandelt werden. 

Für den Winter 1 929/30 werden zunächst folgende Aufgaben zur Bearbeitung empfohlen: 
1 . ) Besprechung des Buches "Das Erbe der Enterbten" von Rudolf Böhmer, (Verlag Leh­

mann, München-SW 4, Preis RM . 6 .50) 2 

Wie ist der von Böhmer 3 gezeigte Weg zur sozialen Befreiung grundsätzlich zu beurtei­
len? Wie sind seine praktischen Vorschläge im einzelnen zu bewerten? Können bessere Vor­
schläge gemacht werden? 

2.)  Besprechung der Schrift "Wirtschaftsauffassung und Gewerkschaftspolitik des Faschis­
mus" mit der Carta del Lavoro vom 2 1 .  April 1 927 .  Von R. Hönigschmid-Großich u. A. Dres­
ler. (Südostverlag A.  Dresler, München, Barerstr. 32/II, Preis 70 Pfg.) 4 

Wie ist die faschistische Wirtschaftsauffassung und Wirtschaftspolitik zu beurteilen? Ist 
die faschistische Gewerkschaftspolitik auch auf deutsche Verhältnisse anwendbar? Entwurf 
eines deutschen "Arbeitsgesetzes" .  

Besonders betont werden muß, daß e s  sich bei den erwähnten Vorträgen, Besprechungen 
und Denkschriften zunächst nur um vorbereitende Arbeiten innerhalb der Partei handelt 5 . 
Ob, wann und wie das Ergebnis solcher Arbeiten als "nationalsozialistische Auffassung" öf­
fentlich bekanntgegeben und für die Werbetätigkeit verwertet werden kann, muß sich die Par­

teileitung vorbehalten .  

gez. K. Hier/ 6 

2 Das Buch war 1 928  erschienen . Böhmer teilt das Volk in zwei, von Geburt an festliegende Gruppen: Diejeni­

gen, die erben oder Aussicht auf ein Erbe haben, nennt er die Besitzenden, al le anderen, die ihren Lebensun­

terhalt durch abhängige Beschäftigung aufbringen müssen, die Besitzlosen. Diese Spaltung sei durch die in­

dustrielle Revolution verursacht. Erbe und damit Privatbesitz ist für ihn Ausdruck sozialer Freiheit. Der Er­

werb von Raum soll Aufgabe des Staates sein, um alle Angehörigen des Volkes wieder zu Besitzenden zu 
machen. Nur auf diese Weise sei die soziale Frage zu lösen. Den Anspruch auf Raum begründet Böhmer ras­

sistisch mit der Tüchtigkeit eines Volkes. 

3 Rudolf Böhmer (geb. 1 875) , Bezirkshauptmann in Lüderitzbucht (Südwestafrika), völkischer Schriftstel ler. 

4 Das Buch von Rüdiger Hönigschmid-Großich und Adolf Dresler war 1 927 erschienen. Darin wird die faschi­

stische Wirtschafts- und Sozialpolitik sowie die ständische Ordnung des Staates und der Wirtschaft in  Italien 

als erfolgreich und beispielhaft dargestellt . 

Zur Carta del Lavoro, einem sozialpolitischen Programm der faschistischen Bewegung zur Neugestaltung des 

Arbeitsrechts, vgl . Lyttelton, The Seizure of Power, S .  344 ff. 
5 Ende Dezember 1 929 konkretis ierte sich das Projekt zur Herausgabe eines "Handbuches der nationalsozial i­

stischen Volkswirtschaftslehre " .  Vgl .  Dok. 1 1 7 .  
6 Konstantin Hier! ( 1 875 - 1 955) ,  1 895 bayerischer Leutnant, 1 9 1 1 - 1 9 1 4  Lehrer an der Kriegsakademie Mün­

chen, 1 9 1 9  Führer eines Augsburger Freikorps, 1 92 1 - 1 924 Reichswehrministerium, 1 924 als Oberst verab­

schiedet, 1 925- 1 927 Mitglied der Führung des Tannenberg-Bundes, 1 927 Eintritt in die NS DAP, 1 929- 1 932 
Leiter der  Organisationsabteilung I I  be i  der Reichsleitung der NS DAP, 1 930-33 MdR, 1 93 3  Staatssekretär im 

Reichsarbeitsministerium für den Arbeitsdienst, 1 934 Reichskommissar für den Freiwilligen Arbeitsdienst, 

1 93 5 - 1 945 Reichsarbeitsführer. 
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Ich ersuche die Herren Gauleiter und Ortsgruppenführer, von nun ab auch der vorbereitenden 
Arbeit im Sinne vorstehender Verfügung ein besonderes Augenmerk zu schenken. Stattfinden­
de Vorträge sind der Parteileitung (Org. -Abtlg. II) durch die Ortsgruppenführer vorher zeitge­
recht zu melden. 

23. Oktober 1929 
Anordnung 

VB vom 23 . 1 0 . 1 929. 

Bekanntmachung 

gez . :  Adolf Hitler 

Dok. 87 

Zum Leiter des Untergaues Groß-München 1 ernenne ich mit Wirkung vom 1 .  November 1 929 

Pg. Adolf Wagner 2 M.  d .  L„  Gauting bei München. 

gez. Adolf Hitler 

Der am 1 . 1 0 . 1 928  gebildete bisherige Untergau München unterstand direkt der Reichsleitung (Vgl . Bd .  1 1 1/ 1 ,  
Dok. 1 6) und besaß keinen eigenen Gauleiter. A m  1 . 1 1 . 1 929 wurde er i n  Untergau Groß-München umbe­

nannt. Vgl . Tyrel l ,  Führer, S. 378 .  
2 Adolf Wagner ( 1 890- 1 944), 1 9 1 9- 1 929 Direktor verschiedener Bergwerksgesell schaften, 1 923 Eintritt in die 

N S DAP, 1 924- 1 93 3  MdL in Bayern (Völki scher Block, ab September 1 925  NSDAP),  1 928 Gauleiter des 

Gaues Oberpfalz, 1 929 Untergauleiter des Gaues Groß-München, 1 930  Gauleiter von München-Oberbayern, 

1 93 3  stellvertretender bayerischer Ministerpräsident und Minister des Innern, 1 936- 1 942 Minister für Kultus 

und Unterricht. 
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25.  Oktober 1929 
Rede auf Kundgebung des bayerischen Landesausschusses 
für das deutsche Volksbegehren in München 1 

4 1 1  

Dok. 88  

VB vom 27 ./28 . 1 0 . 1 929,  "Wir kennen nur eine Verantwortung, die Verantwortung gegenüber dem deutschen 

Volk" 2. 

Wir hören unsere politischen Gegner heute sagen, daß sie vermeiden möchten, daß Deutsch­
land in einen Bürgerkrieg verwickelt wird. Und doch leben wir in einem Zustand, der in jedem 
anderen Staat als Bürgerkrieg bezeichnet würde. Zum Beleg dafür verliest Hitler die Liste der 
marxistischen Überfälle und Morde an S .A. -Leuten in den letzten drei Tagen und stellt fest, 
daß am ersten Tag die nationalsozialistische Bewegung 1 Toten und 15 Schwerverletzte, am 
nächsten Tag 1 Toten und 4 1  Schwerverletzte und laut Meldungen von heute 1 6  Schwerver­
letzte zu verzeichnen hat 3 . (Große Unruhe und Empörung. )  

Das erleben wir j etzt seit Wochen und Wochen, und diese ganze Presse, die sonst j eden 
Schmarren ihren Lesern auftischt, erwähnt mit keiner Silbe diesen Terror, der seinesgleichen 

noch nie gehabt hat 4. Was wir im Kleinen erleben, erleben wir an Terror auch im Großen . 

Im Zirkus Krone nach 1 9 . 30 Uhr. Die Kundgebung des Bayerischen Landesausschusses für das deutsche 

Volksbegehren (Anfang September 1 929 in München gegründet, vgl . Frankfurter Zeitung vom 3 .9 . 1 929 
(AA), " Hugenbergs bayrische Schar" ; zum Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren vgl . Dok. 50 ,  
Anm.  1 )  wurde von Robert Ritter von Xylander geleitet . Vor  Hitlers über einstündiger Rede sprach Alfred 

Hugenberg .  Wegen Überfül lung des Saals wurde eine Parallelveranstaltung abgehalten. Unter dem Motto 

"Gegen die Putschisten des Volksbegehrens" veranstaltete die SPD drei Gegenkundgebungen. Bei anschlie­

ßenden Zusammenstößen zwischen Reichsbanner und Stahlhelm wurde zwei Reichsbannerangehörige leicht 

verletzt. 

2 Vgl . Münchener Post vom 26 ./27 . 1 0 . 1 929, " 'Vaterländische' Zirkusvorstel lung" ;  Münchner Neueste Nach­

richten vom 26 . 1 0 . 1 929, " Die Kundgebung im Zirkus Krone"; Frankfurter Zeitung vom 26 . 1 0 . 1 929 (AA), 

"Resignation Hugenbergs" ;  Vossische Zeitung vom 27. 1 0 . 1 929 (PA), "Wieder einmal Zirkus Krone" .  

3 Am 20 . 1 0. 1 929  starb der am 5 . 1 0 . 1 929 bei einer Saalschlägerei in Schwarzenbach a. W. schwer verletzte 

SA-Mann Karl Rummer. Am 2 1 . 1 0 . 1 929 erlag der am 1 8 . 1 0 . 1 929 bei einer Schlägerei zwischen Kommuni­

sten, SA und Stahlhelm in  Duisburg durch einen Messerstich verletzte SA-Stunnführer Heinrich Bauschen 

seinen Verletzungen . Mitte Oktober 1 929 war es in  mehreren Städten Deutschlands zu von Nationalsozial i­

sten ausgelösten blutigen politischen Krawallen gekommen. Vgl . Vossische Zeitung vom 20. 1 0 . 1 929 (PA),  

"Wie lange noch? Bewaffnete Terrorbanden der Nationalsozialisten" ;  vom 22 . 1 0. 1 929 ( PA), "Neue Aus­

schreitungen der Nationalsozial isten" ;  VB vom 23 .  1 0. 1 929, "Wieder zwei Nationalsozialisten ermordet" ;  vom 

24. 1 0. 1 929, "B lut ! Blut! Blut ! " .  

A m  9 . 1 2 . 1 929 legte der Reichsminister des Innern, Carl Severing, den Ländern einen fü r  den Strafrechtsaus­

schuß des Reichstags angefertigten Bericht vor, in  dem, ohne Anspruch auf Vollständigkeit, Gewalttaten der 

radikalen politi schen Parteien seit Ende Juli 1 929 aufgelistet waren . Darunter sind auch zahlreiche Überfäl le 
und Angriffe von Nationalsozial isten dokumentiert. Druck: Gotthard Jasper, Zur innerpol itischen Lage in 

Deutschland im Herbst 1 929 .  I n :  VfZ 8 ( 1 960), S .  280-289 .  
4 In der Ministerbesprechung vom 3 .  1 0 . 1 929 hatte der Reichsminister des Innern, Carl Severing, Vorschläge 

für Maßnahmen gegen das Volksbegehren gegen den Young-Plan gemacht. Er schlug Rundfunkvorträge 

durch Reichsminister und Minister der Länder, einen Aufruf der Reichsregierung, der durch bekannte Per­

sönlichkeiten unterstützt werden sollte, Aufrufe von politi schen Parteien, besonderen Schutz für Versamm­

lungen und Flugschriften gegen das Volksbegehren vor. Darüber hinaus regte er an, den Beamten des Rei­

ches, der Länder und Kommunen, die sich für. das Volksbegehren einsetzen sol lten, mit Disziplinarmaßnah­

men zu drohen. Das Kabinett stel lte 3 50.000 RM für diese Zwecke außerplanmäßig zur Verfügung. Vgl . Ak­

ten der Reichskanzlei .  Weimarer Republik, Das Kabinett Müller II, Bd.  2 ,  S .  998 ff. 
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Rechtsbruch um Rechtsbruch in der freiesten Demokratie der Welt, Unterdrückung j edes ein­
zelnen seitens der Regierung, den sie zu unterdrücken vermag, Disziplinierung von Beamten 5 , 
Kündigungen von Unternehmern gegen Angestellte, die sich für ein gesetzlich zulässiges 
Volksbegehren einzeichnen. Dazu eine Flut von Verleumdungen und Verdrehungen, mit de­
nen diese feindliche Front arbeitet. 

Warum das alles? 

In der Münchener Presse wird es uns stark angekreidet, daß wir uns in einer Front  zusam­
mengefunden haben. Sie schreibt : Wie können die Nationalsozialisten zu Hugenberg gehen? 
Und die Bürgerlichen sagen: Wie kann Hugenberg mit Hitler gehen ? 

Ich frage sie etwas anderes :  Wie kann denn ein Erhard Auer 6, Breitseheid 7, Crispien, 

Paul Levi, Goldschmidt mit einem Wohlmuth gehen ? (Starker Beifall . )  Wie kann Paul Levi 
und Breitseheid mit einem Koch 8 gehen? Es hat sich schon längst eine Front in Deutschland 

gebildet, und dieser steht eine andere Front gegenüber. Wenn sie uns heute als die Front der 
Reaktion bezeichnen, müßten die anderen die Front der Revolution sein. Staunenswert ist nur, 
wie in dieser Revolution ein Herr Schäjfer 9 sich einfühlen kann. Man verfolgt uns doch, weil 
wir revolutionär sind ! Nein, 

5 Auf eine Anfrage des Reichsausschusses für das deutsche Volksbegehren hatte der Reichsmini ster des In­

nern, Carl Severing, Mitte Oktober 1 929 mitgeteilt :  " Die Reichsregierung ist bereit ,  die verfassungsmäßigen 
Rechte der Beamtenschaft vor jeder unzulässigen Beeinträchtigung zu bewahren . Nach der Rechtsprechung 
des Reichsdiszipl inarhofs muß sich jedoch auch der Beamte bei der Ausübung seiner staatsbürgerl ichen 
Rechte innerhalb des gebotenen Anstandes und insbesondere der Strafgesetze halten. Paragraph 4 des Volks­

begehrens überschreitet diese Grenze. Indem er die Tätigkeit von Reichspräsident und Reichsregierung als 

Landesverrat zu brandmarken sucht, enthält er eine Beschimpfung der höchsten Organe des Reiches. Die er­
drückende Mehrheit der deutschen Beamtenschaft teilt übrigens die Rechtsüberzeugung der Reichsregierung, 

wie sich aus den dankenswerten Aufrufen der Beamtenorganisationen ergibt . Die Reichsregierung ist ni cht in 

der Lage und nicht gewillt , Beamte, die durch Eintreten für diesen § 4 des Volksbegehrens die verfassungs­

mäßige Grenze überschreiten, vor disziplinarischem Einschreiten der zuständigen Behörden zu schützen . "  

Vgl . Frankfurter Zeitung vom 1 7 . 1 0 . I 929 ( 2 .  MA), " Severing über Beamtenschaft und Volksbegehren" . 

6 Erhard Auer ( 1 874- 1 945 ), Kaufmann, 1 907- 1 93 3  MdL (SPD) in Bayern, 1 908- 1 92 1  Geschäftsführer der 
SPD in Bayern, November 1 9 1 8  bis Februar 1 9 1 9  bayeri scher Innenminister (durch Attentat schwer verletzt) ,  

1 9 1 9  Mitglied der Nationalversammlung, 1 920- 1 932 l .  Vizepräsident und 1 932/3 3 I I .  Vizepräsident des 

Bayeri schen Landtags, 1 92 1 - 1 93 3  Chefredakteur der " Münchener Post", 1 929- 1 93 3  Stadtrat in  München, 

1 93 3/34 in Haft. 
7 Rudolf Ernst Breitseheid ( 1 874- 1 944), Journalist, 1 898 Dr. rer. pol„ 1 904 Stadtverordneter in Berl in, 1 908 

Mitbegründer der Demokratischen Vereinigung, 1 9 1 0- 1 9 1 2  Herausgeber der Wochenzeitung " Das freie 

Volk" ,  1 9 1 2  Eintritt in die SPD,  1 9 1 4- 1 920 Stadtverordneter in Berl in-Wi lmersdorf, 1 9 1 7  Übertritt zur 
USPD,  November 1 9 1 8  bis Januar 1 9 1 9  preußischer Innenminister, 1 920- 1 93 3  MdR (USPD, später SPD) ,  
1 926- 1 930  Mitglied der Völkerbundskommission, 1 928 im Fraktionsvorstand, 1 93 3  Emigration, 1 94 1  in 
Frankreich verhaftet und ausgeliefert, 1 944 im Konzentrationslager Buchenwald umgekommen. 

8 Erich Koch (seit 1 925  Koch-Weser, 1 875- 1 944), Jurist, 1 90 1  Bürgermei ster von Delmenhorst, MdL in Ol­

denburg (Nationall iberale Partei) ,  1 909 Stadtdirektor von Bremerhaven, 1 9 1 3  Oberbürgermeister von Kassel, 
1 9 1 8  Beitritt zur DDP, 1 9 1 9  Mitglied der Nationalversammlung, Mitglied des Parteivorstands, Oktober 1 9 1 9  
bis Mai 1 92 1  Reichsminister des Innern, 1 920- 1 930 MdR, 1 924 Fraktionsvorsitzender, Juni 1 928  bis  April 

1 929  Reichsjustizminister, 1 930  Mandatsrückgabe, Rücktritt von allen Parteiämtern, 1 93 3  Emigration nach 

Brasil ien. 
9 Fritz Schäffer ( 1 888- 1 967), Jurist, 1 9 1 7  Eintritt in den bayeri schen Staatsdienst, 1 920 in das Ministerium für 

Kultus und Unterricht berufen, 1 920- 1 93 3  MdL in  Bayern (BVP), 1 929- 1 93 3  Vorsitzender der BVP, nach 
1 93 3  mehrmals i n  Haft, Mai b is  September 1 945 bayerischer Ministerpräsident, 1 949- 1 957  Bundesfinanzmi­
nister, 1 957- 1 96 1  Bundesjustizminister. 
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die eine Front  heißt deutsche Front, die andere Young-Front I O_ 
(Starker Beifall . )  
Was wollen die beiden Fronten ? 
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Kurz gesagt, will d ie  Young-Front, daß es so bleibt, wie es jetzt seit 10  Jahren ist, und un­

sere Front will, daß es wieder anders wird. 

Da sagt ein Blatt wie die "M.N.N. " :  Dazu ist es jetzt zu spät, dazu wäre Zeit gewesen 1 9 1 9  

oder 1 920 !  1 1  Jawohl, wäre damals auch die Zeit dazu gewesen. Wir haben damals dasselbe 
vertreten, was wir heute vertreten. Wo war damals (mit einem Blick auf den vollbesetzten 
Pressetisch) die Presse in München? Auch damals hieß es: Dazu ist es j etzt zu spät, das hätte 
man 1 9 1 51 1 6  machen müssen ! Und in 1 0  Jahren wird eine solche Zeitung schreiben: Dazu ist 
es zu spät, das hätte man 1 929 machen können ! Jawohl, und deshalb machen wir es! (Stürmi­
scher Beifall . )  

Die Young-Front von heute ist nicht jung, es  ist dieselbe Front, die wir seit 1 1  Jahren ge­

nau kennen und die konsequent das verfolgt, was sie auch jetzt verteidigt. Sie ist eine alte 

Front, die eigentlich schon weit in den Friedenszustand zurückreicht, vielleicht im Jahre 1918 

ihren lebendigsten A usdruck fand in  den Kräften, die damals zum Zusammenbruch trieben 

und denen, die zu feig waren, sich dem Zusammenbruch entgegenzustemmen. Diese beiden 

Kräfte, die bewußt zerstören, sehen wir heute wieder nebeneinander. 

Gewiß hilft die Bayerische Volkspartei nicht aus innerer Absicht mit an der Zerstörung 
Deutschlands, dazu ist sie zu schwach, aber aus Liebe zur Gemächlichkeit geht sie einen Weg 
mit, der Deutschland in den Abgrund führen muß . Im Völker/eben ist feige Duldung ein ge­

nauso großes Verbrechen wie bewußte Zerstörung. 

Nun sagt man freilich: Das ist eine Angelegenheit der Regierungen. Das Wort Regierung 
ist ein Begriff mit verschiedenem Inhalt. Mit der Änderung der Regierung ändert sich auch der 
Inhalt, jede Regierung glaubt selbstverständlich an sich und ist überzeugt von der Unersetzbar­
keit und der Vorzüglichkeit ihres eigenen Daseins. Das Urteil ,  das die Regierungen sich selbst 
ausstellen, ist für die Geschichte belanglos. Dieses Urteil fällt erst die Nachwelt endgültig und 
für immer. 

Was heißt heute das Wort "Reichskanzler"? Einst hieß es alles, verkörpert in einem Mann 
namens Bismarck, heute heißt es gar nichts, denn es ist verkörpert in einem Namen - Müller. 

Regierungen sind aber nicht nur in ihrem Wert an sich im Laufe der Zeit verschieden, son­
dern vor allem vergänglich . Wer will sie rückwirkend zur Verantwortung ziehen? Wohl wird 
die Geschichte ihr Urteil fällen. Aber welchen Eindruck wird dieses Urteil machen auf Män­
ner, selbst wenn sie es erleben, die glücklich sind, wenn ein Republikschutzgesetz sie im 
Augenblick vor der Kritik der Mitwelt in Schutz nimmt 1 2 . Was heute Regierung spielt, sieht 

1 0  Zum Young-Plan vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 54, Anm. 5 .  

1 1  Gemeint ist  der Artikel "Young-Plan/Volksbegehren" von Prof. Dr. Walther Lotz (Universität München) der 

mit den Worten schließt: " Eine Volksbewegung hätte 1 9 1 9  Sinn gehabt, wenn sie in Unterstützung der Stel­

lungnahme des Grafen Brockdorff-Rantzau zur Verwerfung des Versai l ler Friedens oder 1 924 zur Ablehnung 
des Dawes-Planes eingesetzt hätte. Dazu hatten wir aber weder 1 9 1 9  noch 1 924 die Nerven. Heute können 
wir klar bei ruhigen Nerven uns entscheiden. Hoffentlich zeigt sich das deutsche Volk gegenwärtig als ein 
politisch reifes Volk bei der Entscheidung über sein Geschick . "  Vgl. Münchner Neueste Nachrichten vom 
20. 1 0. 1 929 .  

12  Vgl . Dok .  3 ,  Anm.  3 1 .  
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im Augenblick die Bedeutung, sie klammert sich an alle Möglichkeiten, die im Augenblick lie­

gen. Die Vergangenheit verurteilt sie so oder so. In der Zukunft wird ihr Name nichts sein, 
man wird sie einschreiben in das Buch der Raritäten der Weltgeschichte, die sich frägt, wie es 

möglich ist, daß ein Volk, wie das deutsche, so etwas als Regierung haben konnte. 

Ich sehe hier verschiedene Fahnen, Fahnen des alten Deutschlands 1 3  und Fahnen des kom­
menden Deutschlands 1 4 . Und für diese Fahnen sind einst viele gefallen, und ich glaube, für 
diese Fahnen werden noch viele fallen. Und setzen Sie die Fahnen der Republik derselben Be­
lastungsprobe aus, die die alten Symbole ausgehalten haben, sie würde zerfliegen wie Dunst. 
Heute ist es nicht der Glaube an diese Fahnen, der sie zusammenhält, sondern die Rentabilität, 

die damit verbunden ist. (Stürmischer Beifall . )  Die politische und wirtschaftliche Rentabilität .  
Gewiß, viele beten den heutigen Zustand an, denn sie haben erkannt, daß sich in ihm Ge­

schäfte machen lassen, die früher undenkbar gewesen wären. Aber eines Tages werden die 
Regierungen vergehen, andere kommen und wieder vergehen, 

was bleibt, ist das Volk. 

Und was sich diese Regierungen an Versagern leisten, löffeln nicht sie aus, sondern das 
Volk. Wenn heute ein Minister sagt 1 5 : Es ist eine Gemeinheit, daß man uns mit Gefängnis be­
droht, wenn wir etwas tun, was das Volk nicht will 1 6 , so antworten wir: Ist es nicht eine tau­
sendmal größere Gemeinheit, wenn man ein großes Volk lebenslang schlecht führt, wenn man 
immer wieder erklärt, daß es besser wird, und es tritt das Gegenteil ein, ist es nicht eine Ge­
meinheit, wenn man Millionen von Existenzen vernichtet, um dem Ausland Tribute zahlen zu 

können, wenn man Millionen von Deutschen den Spargroschen wegstiehlt 1 7 , eine Gemein­
heit, wenn man Menschen, die im Krieg Helden gewesen sind, als Kriegsverbrecher vor den 
Kadi schleppt 1 8 , oder wenn man ein Volk steuerlich zugrunde richtet, wieder um Tribute zah­
len zu können, wenn man ein Volk so zugrunde wirtschaftet, daß jährlich 60.000 Menschen 
den Gashahn aufdrehen müssen? 1 9  Oder wenn eine Regierung erklärt, daß Beamte kein Recht 
haben, für das Volksbegehren einzutreten, weil sie von der Regierung bezahlt werden 20? 
Nein, ihr Herrschaften, die Republik bezahlt gar niemanden, die Staatsbürger tun es mit ihrem 
Steuergroschen. 

1 3  Schwarz-weiß-rot quergestreift. Vgl. Dok. 6 1 ,  Anm. 5 .  

1 4  Bezieht sich auf die Hakenkreuzflagge. Vgl . Dok. 6 1 ,  Anm. 30 .  

15  Im Vorfeld der  Eintragung hatten s ich die Reichsminister Carl Severing, Theodor von Guerard, Georg Schät­

ze! und Hermann Dietrich im Rundfunk gegen das Volksbegehren ausgesprochen. Vgl. Friedenthal, Volksbe­

gehren, S. 24 1 .  
1 6  Bezieht sich auf den auch unter den Initiatoren umstrittenen § 4 des "Gesetzes gegen die Versklavung des 

deutschen Volkes" ,  der " Reichskanzler, Reichsminister und deren Bevollmächtigte" mit Bestrafung wegen 

Landesverrats bedrohte, die neue Verpflichtungen übernehmen würden, die auf der Anerkennung der Kriegs­

schuld beruhten. Druck: Verhandlungen des Reichstags. IV. Wahlperiode 1 928 ,  Bd. 438 ,  Anlagen, Nr.  1 429 .  
17  Vgl . Dok.  1 7, Anm.  23 .  

1 8  Zur Strafverfolgung deutscher Kriegsverbrechen durch das Reichsgericht in  Leipzig vg l .  Walter Schwengler, 

Völkerrecht, Versailler Vertrag und Auslieferungsfrage.  Die Strafverfolgung wegen Kriegsverbrechen als 

Problem des Friedensschlusses 1 9 1 9/20, Stuttgart 1 982. 
1 9  Möglicherweise Hörfehler bei der Mitschrift. Vgl . Dok. 7, Anm. 3 3 .  

2 0  Vgl. Anm. 5 .  
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In dieser Republik wird der Beamte entweder bezahlt wegen seiner Leistung, dann geht die 

Regierung das, was er außerhalb seines Dienstes tut, gar nichts an. Oder er wird bezahlt we­

gen seiner Gesinnung, dann ist das Korruption. (Stürmischer Beifall.) 

Wenn aber Beamte wegen ihrer Gesinnung gehalten werden, dann tritt das ein, was wir je­
den Tag in endloser Reihenfolge in der Presse lesen können: ein Skandal nach dem anderen, 

ein Betrug nach dem anderen, eine Bestechung nach der andern 2 1 . Die deutsche Regierung 
hat ein dickes Fell bekommen. Wenn diese Dinge vor 1 5  Jahren vorgekommen wären, so hätte 
das Ereignis eines Tages genügt, um eine Regierung wegzufegen. Sie steht heute so fest, daß 

hundert Skandale sie nicht wegzufegen vermögen. 

Verantwortungen 

Wenn die Bayerische Volkspartei sagt, daß es unverantwortlich sei, ein solches Volksbe­
gehren zu inszenieren 22 , so fragen wir: Wer ist von denen verantwortlich, wer übernimmt die 
Verantwortung für den Dawes-Plan 23 ? Herr Auer schreibt jetzt: Heraus aus dem Dawes­

Elend 24 ! Er, der uns früher angegriffen hat, wenn wir den Dawes-Plan als die Ursache des 
kommenden Elends bezeichnet haben ! Aber kein Mensch trägt die Verantwortung dafür. 

Wir werfen diesen Regierungen vor, erstens, daß sie der Welt das wahre Gesicht des deut­

schen Volkes unterschlagen haben. Was sie als Deutschtum darzustellen belieben, ist nicht 
Deutschland, sondern der Abschaum unseres Volkes . Wenn die Welt unser Volk kennen will, 
darf sie nicht achten auf das, was unsere deutschen Regierungen ihr in Freiheit dressiert vor­
führen. 

Es ist das 4 112 Jahre an der Front gewesene deutsche Volk, das diese Regierung der Welt 

seit 10 112 Jahren unterschlagen hat. 

Zweitens werfen wir dieser Regierung vor, daß sie den Charakter unseres Volkes um­

fälscht, um der Welt diesen verfälschten Charakter als Wesen unseres deutschen Volkes dar­
zustellen. Das deutsche Volk ist nicht identisch mit diesem erbärmlichen Kadavergehorsam 
und Helotentum, das man der Welt vorstellt. 

Drittens werfen wir ihr weiter vor, daß sie in der Innenpolitik keine Kraft will, j ede Kraft­
welle verbaut, um sagen zu können: Wir können keine Machtpolitik treiben, weil wir im Kern 
kein kraftvolles Volk besitzen. Der verstorbene Reichsaußenminister sagte: Wir dürfen nicht 
dulden, daß dieses militaristische Element die Oberhand gewinnt, und nach außen sagte er: Ich 
kann keine andere Politik betreiben, als die der Versöhnung, weil ich zu Hause kein Volk der 
Kraft besitze 25 ! 

2 1  Vgl . Dok. 85 , Anm. 1 1 . 
22 Am 1 5 . 1 0 . 1 929 hatten Zentrum und BVP in einer gemeinsamen Erklärung davor gewarnt, daß das Volksbe­

gehren geeignet sei, "eine riickläufige Entwicklung hervorzurufen, für deren Gefahren kein besonnener Staats­
mann die Verantwortung übernehmen kann" .  Druck:  Schulthess' Europäischer Geschichtskalender 1 929,  
S .  1 88 .  

23 Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 1 5 . 
24 Bezieht sich wahrscheinlich auf den Artikel " Die Machenschaften der Young-Plan-Töter" in der Münchener 

Post vom 1 9 ./20. 1 0 . 1 929, der die Vorteile des Young-Plans gegenüber denen des Dawes-Plans hervorhebt, 

allerdings nicht von Erhard Auer gezeichnet ist . 

25 Zur Außenpolitik Stresemanns vgl . Dok. 4 ,  Anm. 2. 
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Endlich werfen wir ihr vor, daß sie uns einen geistigen, kulturellen und moralischen Ver­

fall gebracht hat. Daß wir auf allen Gebieten kulturellen Lebens von allen anderen Völkern 
über die Schulter angesehen werden. 

Ferner werfen wir ihr vor, daß sie den Glauben an jedes Recht langsam zerbrochen hat. 

Millionen von Menschen existieren, die nicht mehr glauben, daß es in diesem Staate gerecht 
zugeht. 

Wir werfen ihr vor, daß sie dem Volke die gesamte Hoffnung untergraben hat, daß Millio­
nen Deutsche in den Tag hineinleben, von Verzweiflung getrieben. Wenn ein Volk kein ge­
meinsames Gefühl mehr kennt, beginnt die Jagd nach dem einzelnen Glück, beginnen diese 
Mantelgeschichten 26, dann zerfällt ein Volk in Berufe, Stände, Klassen und Parteien. Das ha­
ben wir heute vor uns . 

Das Programm der nationalen Ehre 

Wenn eine Regierung in 1 0  Jahren so versagt, bleibt nur eine Hoffnung, die Hoffnung auf 

den Urquell, das Volk, das das [sie!] Volk selbst. Es ist für uns das letzte, jenes deutsche Volk, 

das im Wandel der Geschichte bald oben, bald unten war, und immer wieder seine lebendige 

Kraft bewährte, nach Zeiten des größten Verfalls Proben der unerschöpflichen Lebenskraft 

gegeben hat. 

Dieses Volk allein wollen wir vertreten. Das Volk vertritt nur der, der in sich die Wesens­
züge dieses Volkes aufnimmt. Die Wesenszüge unserer Regierung hat Clausewitz gekenn­
zeichnet: sie sind schlimm und niemals die des deutschen Volkes 27 . Wenn die Wesenszüge 
unserer heutigen Regierung seit 2 .000 Jahren der Wesenszug des deutschen Volkes gewesen 
wären, dann wären wir überhaupt nicht mehr da. 

Wir gestehen feierlich, daß unser Programm ein Programm sein muß, das im Wechsel der 

Jahrhunderte unser Volk schon oft gekannt hat, immer dann, wenn es zertreten am Boden 

liegt: das Programm der nationalen Ehre, der nationalen Kraft, des nationalen Willens und 

des nationalen Widerstandes. (Lebhafter Beifall.) 

Was wollen wir in dieser Front? 

Den Kampf ansagen der allergrößten Lüge, die die Welt j e  gesehen, daß wir schuld seien 
am Weltkrieg 28 . Wir wollen hier den Kampf ansagen dem von unseren Regierungen geradezu 
proklamierten Recht unserer Versklavung, wir bäumen uns dagegen auf und werden j edes 
[sie!] Herz jedes einzelnen Deutschen aufstacheln, einpflanzen den Geist des Widerstandes, 

bis endlich aus diesem Widerstand ein gemeinsamer Wille wird, der es unmöglich machen 

soll, daß eine Regierung nach Paris oder London geht und dort einen Young-Plan unter­

zeichnet. 

Wir wollen den Kampf ansagen gegen ein System, das, um unersättliche Gläubiger zu be­

friedigen, die kein Recht auf Zahlung besitzen, ein ganzes Volk durch Steuern zugrunde rich-

26 Anna Böß, die Ehefrau von Oberbürgermeister Gustav Böß, hatte bei der Firma der Brüder Sklarek im 

August 1 928  eine Pelzjacke gekauft, dafür aber erst nach mehrmaliger Mahnung im Januar 1 929  eine - viel 

zu geringe - Rechnung erhalten. Vgl. Engeli ,  Böß, S. 237  f. 
27  Vgl .  Dok. 48 ,  Anm. 1 .  
2 8  Vgl . Dok. 28 ,  Anm. 4. 
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tet. Wir appellieren bewußt an die Kraft unseres Volkes, an alle guten Instinkte, an das deut­

sche Herz und Gefühl, und wollen aus diesen ewigen Werten die revolutionäre Kraft 

herausziehen, die unser Volk dorthin führt, wohin es aus einer ähnlichen Bewegung 1813 ge­

kommen ist 29. 

Wir gestehen feierlichst, wir wollen unser Volk bewußt in die Freiheit hineinführen und 

werden keinen Weg scheuen, der dazu führen könnte, und wir sind auch entschlossen, die Ver­

antwortung dafür zu übernehmen. 

Was will die Young-Front? 

Sie erklärt: Es geht  nicht! Was ist nicht schon alles gegangen, wenn kleinliche Charaktere 
an das Steuerruder der Völker gekommen sind ! Als Gneisenau und Schamhorst 1 807 und 
1 808 den Gedanken faßten, das preußische Volk wieder herauszureißen aus seinem tiefen 
Fall, haben die gleichen Schlaumeier gesagt: Es geht nicht ! Die alten italienischen Regierun­
gen hätten Italien nie zusammenfassen können, bei ihnen ging es freilich nicht ! Aber es ging 
in dem Augenblicke als andere Kräfte das Schicksal dieses Staates zu bestimmen anfingen 30. 
Heute sagen diese Menschen wieder: Es ist zu spät ! 

Ich frage die Jugend:  
Wird es dann nicht morgen erst recht zu spät sein ? Ist es nicht das Merkmal von charakter­

losen Zeiten, daß die Menschen immer sagen: Noch vor 5 Jahren wäre es gegangen, aber nur 

heute nicht! Muß nicht einmal irgendwann der Wandel eintreten ? 

Glauben Sie nicht, daß eines Tages Frankreich sagen wird : Nun, ihr Deutschen, nun habt 
ihr gezahlt, nun seid ihr frei. (Große Heiterkeit . )  Nun kommt an unser Herz, nun werden wir 
das, was wir uns von euch bezahlen ließen, selbst durch erhöhte Steuern aufbringen ! (Wieder­
holte Heiterkeit.) 

Der französische Steuerbüttel wird aus Deutschland hinausgehen an dem Tag, an dem wie­

der ein deutscher Musketier ihm den Weg nach außen weist, nicht früher. (Stürmischer Beifall.) 

Die Freiheit ist noch nie durch Arbeit erkämpft worden, noch nie durch geduldige Tribut­

leistungen. Auch die Mitglieder der Bayer[ischen] Volkspartei können, soweit es ihre be­
schränkten Geschichtskenntnisse zulassen, nicht behaupten, daß es anders sei .  B isher war es 
seit 7 .000 Jahren, seitdem wir Geschichte kennen, immer so, daß Völker, die erst einmal 
glaubten, durch brave, unterwürfige Arbeit die Freiheit zu erringen, endgültig in die Sklaverei 
gekommen sind, weil sie langsam die Eigenschaften von Heloten angenommen haben, die nie­
mals Freiheit hatten und auch nicht verdienten. 

Wer nicht Hammer sein will, muß Amboß sein 3 1 . 
Die Menschen, die uns vorwerfen, daß wir unser Volk wieder zum Hammer machen wol­

len, vergessen ganz, daß sie das Volk zum ewigen Amboß stempeln möchten. 

Sie sagen weiter: Wir sind zu schwach - etwa weil wir keine Waffen besitzen? Nein, weil 
wir eine so elendige Gesinnungslosigkeit haben, daß wir lieber j edes Diktat annehmen, als an 
die Kraft des eigenen Volkes zu appellieren. Ruhe ist des deutschen Tributbürgers erste 

29 Vgl .  Dok.  26, Anm. 45 .  

30 Vgl . Dok .  6, Anm.  48 . 
3 1  Vgl . Dok.  6, Anm. 28 . 
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Pflicht 32. Aus j eder Erregung könnte ein Funke kommen, vor dem man Angst hat, er könnte 
ein Feuer anzünden, und das Feuer fürchtet man, denn man will nicht den Brand einer Nation, 

sondern die kleinen Flämmchen der Republik, mit denen man die kleinen Süppchen kochen 
kann, die kleinen Geschäfte besorgen und die kleinen Geschenkehen zubereiten kann. Ein 

Volk, das sich in nationaler Leidenschaft erhebt, hat allerdings kein Verständnis für die Skan­

dale, die wir heute vor uns haben. 

Endlich sagt man: Wir sind selbst schuld an unserer Versklavung. Man schämt sich nicht, 
sogar die Kinder mit dieser Schuld zu belasten. Eine Regierung hat höchstens das Recht, für 
ihre Generation zu unterschreiben. Mit welcher Stirne kommt man dazu, aus einem Schuldbe­
kenntnis, das höchstens eine Generation umfassen könnte, Ketten für drei Generationen zu 

schmieden 3 3 ? 
Man sagt endlich, es sind falsche Methoden, die hier angewendet werden, falsch zur Ret­

tung der Nation, und deshalb regen sich die Zerstörer der Nation so auf? Wenn die Methoden 
richtig wären, würden sie demnach stille sein. Damit sagen sie, daß sie diese Methoden fürch­

ten und beweisen damit, daß sie richtig sind. (Starker Beifall . )  
Die  sauberen Young-Männer würden sich die Hände reiben, wenn sie ahnen würden, daß 

unsere Methoden falsch sind. 
Sie ahnen vielmehr, daß in Deutschland eine Saat gelegt wird, die einst aufgeht  und 

Deutschland die Freiheit bringen kann, und sie wissen, daß der Tag, an dem die Freiheit 

Deutschlands kommt, ihre Freiheit beendet. (Stürmischer Beifall.) Sie scheuen die Stunde der 

nationalen Erhebung, deshalb dieser gigantische Kampf der Lüge und Verleumdung. 

Groß sind unsere Opfer, und es muß wohl so sein, es ist der logische Gang der Weltge­
schichte. Für j eden, den sie unterdrücken, kommen zehn andere, j eden, den sie ins Gefängnis 
schleudern, formen sie um vom Staatsbürger zum nationalen Fanatiker. Sie haben nicht einen 

von uns ins Gefängnis geworfen, ohne daß er nicht herausgekommen wäre mit dem Schwur: 
Und jetzt erst recht. (Stürmischer Beifall.) 

Wir sind bereit, diesem System das erste große Veto entgegenzustellen, ganz gleich, wie 

der Erfolg sein wird. Wenn unsere Gegner meinen, daß uns irgend etwas erschüttern könnte, 

abbringen von unserem Ziel der Befreiung des Vaterlandes, dann täuschen sie sich. Wir sind 

gewohnt, gegen den Strom zu schwimmen. Seit zehn Jahren haben wir nichts anderes getan, 

als gegen die öffentliche Meinung gekämpft. Aus einer Gruppe von wenigen Köpfen sind wir 

emporgewachsen zu großen Verbänden. Und den Kampf nehmen wir jetzt erst recht auf! 

Dieses Volksbegehren ist für uns nur ein Schritt. Es hat den Sinn, die Menschen in 

Deutschland zu sieben, sie aus unserer parlamentarischen Anonymität herauszuziehen. Das 

könnte ihnen so passen, weder Ja noch Nein zu sagen. Wir zogen sie aus ihren Schlupfwinkeln 

heraus, und nun stehen sie vor der Nation und müssen erklären: Diese sind gegen den Young­

Plan, und wir sind für den Young-Plan. Sie können sich nicht mehr loseisen von dieser Tatsa-

32 Anspielung auf das Flugblatt, mit dem die Einwohner Berlins über die Niederlage in der Doppelschlacht von 

Jena und Auerstedt am 1 4 . 1 0 . 1 806 informiert wurden: " Der König hat eine Batai lle verloren. Jetzt ist Ruhe 

die erste Bürgerpflicht. Ich fordere die Einwohner Berlins dazu auf. Der König und seine Brüder leben ! Ber­

l in ,  der 1 7 . Oktober 1 806. Graf v .  d. Schulenburg . "  
3 3  Vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 . 
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ehe und sie werden diese Tatsache als ein Bleigewicht an  ihren Füßen fühlen, das sie i n  den 

Abgrund hinabziehen wird. 

Es wird die Stunde kommen, da niemand mehr verantwortlich sein will für diesen Plan und 
Vertrag. Das [sie!] können S ie überzeugt sein: Am 29 .  Oktober [1929] ist das Volksbegehren 
zu Ende 34 - am 30. Oktober [1929] beginnt der neue Kampf; so oder so beginnt er und wird 
der Nation Tag für Tag in die Ohren schreien: Wir sind dagegen und sie waren dafür! Wir 
wurden von ihnen dafür geschlagen, so und so viele Opfer haben wir dafür gebracht. Volk, 

wenn du die Last zu fühlen beginnst, erinnere dich derer, die sie dir aufgebürdet haben. (Stür­
mischer Beifall . )  Und erinnere dich derer, die gegen diese neue Versklavung aufzutreten den 
Mut hatten. 

Mißlingt uns der Sieg heute, er gelingt uns in einem Jahr. Mißlingt er uns in einem Jahr, 

dann gelingt er uns im zweiten Jahr. So werden wir forifahren, bis der Tag kommt, an dem 

der Young-Plan gebrochen werden kann, kraft des Vetos, das wir heute eingelegt haben. 

(Stürmischer Beifall . )  
Das soll die Welt schon heute wissen: 

Nicht ganz Deutschland unterschreibt, 

daß es schuld am Kriege ist, nicht ganz Deutschland unterschreibt das Recht zur Verskla­
vung des Volkes, das Recht der Ausplünderung auf 70 Jahre, ein Teil ist da und protestiert 

feierlichst vor Gott und der Welt gegen dieses neue Unrecht und erklärt, dieses Unrecht nie­
mals anzuerkennen und es nicht zu dulden, und die Welt wird erleben, daß diese Minorität 

von heute das deutsche Volk von morgen sein wird. 

Damit treten wir aus der Beengtheit einer Partei, einer Klasse, eines Berufes oder Standes 

heraus und setzen an Stelle dessen 

diese neue marschierende Front, 

die mit legalen Mitteln einst niederwerfen wird, was sich ihr illegal entgegenstellen wird. 

Es gibt noch eine andere Legalität als die in der Weimarer Verfassung: die Legalität, die im 
Völkerleben der Nation zuteil wird, der dieser Kampf zum Erfolg wird . 

Hitler appelliert nun an alle Männer und Frauen, unermüdliche Werber für die Einzeich­

nung zum Volksbegehren zu werden, und schließt seine hinreißenden [sie!] Ausführungen mit 
dem Ausblick auf j ene Stunde, wo aus Kampf und Jammer, aus Opfern und Terror heraus die 
Front geschmiedet wurde, die fähig ist, das neue Deutsche Reich zu gründen, auf die Stunde, 
da sich dieses neue Deutschland erhebt und der gegenüber wir Wert darauf legen, unter denen 
genannt zu werden, die sich einst nicht gefügt haben. Die in der Zeit, da es Mut bedurfte, 
Kämpfer zu sein, nicht den Beifall der öffentlichen Meinung hatten, nicht die Großmacht des 
Kapitals, sondern wo ihnen alle Quellen verschlossen wurden, in der sie, wie der Ritter ohne 
Furcht und Tadel 35 durch eine Hölle ritten, immer nur eins im Auge, das deutsche Vaterland . 

Dann kommt die Stunde, in der die Ketten sinken werden, in der dieses Deutschland sich 

dem Ausland zeigt als das, das es von jeher war, dann wird das Volk nicht mehr das demütige 

34 Die Einzeichnungsfrist für das Volksbegehren gegen den Young-Plan dauerte vom 1 6 . bis 29 . 1 0 . 1 929 .  Vgl. 

Akten der Reichskanzlei .  Weimarer Republik, Das Kabinett Müller II ,  Bd. 2 ,  S. 978 .  

3 5  Der  Ausdruck geht auf den Beinamen "chevalier sans peur e t  sans reproche" des  französischen Ritters Pierre 

Terrail ,  Seigneur de Bayard, ( 1 476- 1 524) zurück, dessen Lebensgeschichte 1 527 veröffentl icht worden war. 
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und unterdrückte sein, nicht das Volk des Young-Planes, dann wird das Ausland das deutsche 

Volk vor sich sehen als das Volk der tausend Schlachten, das Volk der tausend Siege und das 

Volk der Zukunft. (Stürmischer, anhaltender Beifall.) 

26. Oktober 1929 
"Politik der Woche" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 26. 1 0 . 1 929 .  

Dok. 89 

Etwas hat das Volksbegehren 1 schon jetzt erreicht: Während bisher alle großen Verskla­
vungsedikte in der anonymen Stille parlamentarischer Handlungen ihre Annahme fanden, sind 
die November-Parteien jetzt gezwungen worden, vor aller Öffentlichkeit Farbe zu bekennen. 
Die Herren der Linken und der bürgerlichen Mitte haben sicherlich geglaubt, auch dieses Mal 
mit einer rein parlamentarischen Abstimmung den neuen Tributplan samt ihrer eigenen Ver­
antwortlichkeit verabschieden zu können. Wer will die Herrschaften dann hinterher noch ver­
antwortlich machen? Das "souveräne Volk" ist politisch ja so vergeßlich und blitzdumm, daß 
man einige Jahre nach Erledigung einer solchen parlamentarischen Arbeit die Vaterschaft gar 
nicht mehr zuzugeben braucht. Die Sozialdemokraten, von jeher Inhaber aller Weltrekorde im 
Lügen und Schwindeln, bringen es zum Beispiel jetzt schon fertig, von einem "Dawes-Elend" 
zu sprechen 2 und den Dawes-Pakt 3 als eine Erpressung gemeinster Art an unserem Volke 
hinzustellen. Dieselben Sozialdemokraten sind das, die vor wenigen Jahren höchstselbst den 
Herrn General Dawes 4 ob seiner Weltrettungsaktion beweihräucherten und die dreimalver­
fluchten Hakenkreuzler wegen ihrer Opposition mit allen Bannflüchen belegten, die aus den 
Münden von sozialdemokratischen Parteivätern nur überhaupt herauskommen können. Damals 
war der Dawes-Pakt die einzige Rettung Deutschlands, die große Tat, der Tag des Beginns des 
Wiederaufstiegs, der Anfang der Beendigung der Arbeitslosigkeit. Geld sollte hereinströmen, 
Waren umgekehrt exportiert werden, kurz Deutschland stand nach den damaligen Behauptun­
gen der sozialdemokratischen Meisterschwindler am Beginn eines überwältigenden Auf­
schwungs 5 . Bekanntlich ist, schneller als sonst, auch dieser sozialdemokratische Humbug in 

Vgl .  Dok. 77 ,  Anm. 2 .  

2 Vgl . Dok. 88 ,  Anm. 24. 

3 Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 1 5 .  
4 Charles Gates Da wes ( 1 865- 1 95 1  ), 1 887  Rechtsanwalt, 1 895 als Comptroller of the Currency zuständig für 

das gesamte Währungssystem der USA,  1 902 Präsident der Central Trust Company of I l l inois, 1 9 1 8  Brigade­

general im Stab der American Expeditionary Force, 1 92 1 /22 Secretary of the Treasury, 1 923/24 Vorsitzender 

des ersten Sachverständigenkomitees der internationalen Reparationskommission, 1 925  Friedensnobelpreis 

(zusammen mit Austen Chamberlain), 1 925- 1 929 Vizepräsident der USA, 1 929- 1 932  amerikanischer Bot­

schafter in London, Februar 1 93 2  Präsident der Reconstruction Finance Corporation, seit Juni 1 93 2  Präsident 

der C ity National Bank and Trust Company. 

5 Vgl . Dok. 6, Anm. 22 .  
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seiner ganzen elenden Verlogenheit unterdes offenbar geworden. Es kam das Gegenteil von all 
dem Versprochenen. Aber heute bereits versichert der Herr Sozialdemokrat mit j ener eisernen 
Stirne, die die Natur dem Lügner aus Prinzip verleiht, daß am Ende die Sozialdemokratie kei­
neswegs die Partei war, die dem deutschen Volk die Dawes-Gesetze bescherte, sondern im 
Gegenteil die, die es vom Dawes-Elend erlöst. Und sie haben recht so. Was weiß denn die gro­
ße Masse von den damaligen parlamentarischen Kämpfen? Nichts, gar nichts weiß sie. Sie ist 
so unsagbar dumm, daß man ihr ohne weiteres eimeden kann, die Sozialdemokratie wäre über­
haupt nicht verantwortlich für das, was sie jetzt als "Dawes-Elend" bezeichnet. Eine solche 
Tatsache muß aber die parlamentarischen Taugenichtse immer leichtsinniger machen. Sie wer­
den immer leichtfertiger mit dem Schicksal der Nation umspringen, zeigt ihnen doch das Bei­
spiel der Vergangenheit, daß sie auch in der Zukunft nicht zur Verantwortung für ihr Handeln 
gezogen werden. Sie können heute ruhig den Young-Plan 6 unterzeichnen, natürlich wird in 
ein paar Jahren darauf alles stöhnen und schreien, aber was kümmert denn das den sozialde­
mokratischen Parlamentsschwindler? Heute redet der Lump vom "Dawes-Elend" ,  und in zwei 
Jahren wird er genauso unbekümmert vom "Young-Plan" sprechen, das heißt er würde es, 
wenn nicht durch das Volksbegehren ein Riegel vorgeschoben worden wäre . Der fromme Herr 
Prälat Kaas 7 des Zentrums hat in einer unglücklichen Sekunde sein Herz von dem erleichtert, 
was heute alle bedrückt. Er meint nämlich, der Herr Prälat, "daß man durch das Volksbegeh­
ren leider gezwungen worden sei, den Young-Plan mehr zu verteidigen, als er es an sich ver­
diene und als es auch an sich beabsichtigt gewesen sei" 8 . Natürlich wäre das sonst angeneh­
mer gewesen. Man hätte im Reichstag mit ein paar dummen Phrasen vom "Glauben an den 
Wiederaufstieg" und an die "unzerstörbare Lebenskraft" unseres Volkes, an das "Recht, das in 
den Sternen steht" und seinen Ausdruck im "Erwachen des sittlichen Weltgewissens" findet, 
das neue Diktat unterzeichnet, das heißt, die Nation einer sechzigjährigen furchtbaren Verskla­
vung unterworfen, um vielleicht schon ein Jahr später von sich aus vorsichtig gegen den Plan 
zu opponieren und damit der Opposition sachte den Wind aus den Segeln zu nehmen. Im übri­
gen zweifelt kein Mensch daran, daß die parlamentarischen Zuhälter der internationalen Hoch­
finanz tatsächlich in ein paar Jahren ohnehin wieder einer neuen Erpressungsmethode zustim­
men werden, wenn die alte nicht mehr hält, was man sich von ihr versprochen hat. Erst preßte 
man Deutschland nach der Methode des Versailler Vertrages 9 aus. Als das keine befriedigen­
den Ergebnisse mehr brachte, wandte man sich der Dawes-Methode zu, und jetzt, da auch 
nach dieser Methode wenig mehr zu holen ist, soll die Young-Methode Verwendung finden. 
Bringt man auch mit ihr nicht mehr genügend heraus, wird man vielleicht noch eine bessere 
entdecken, und immer werden sich parlamentarische Lumpen finden, die der Spinne unserer 
internationalen Hochfinanz helfen, das deutsche Opfer in eine neue Lage zu bringen, in der 
ihm weiter B lut abgezapft werden kann. So ist es verständlich, daß es die parlamentarischen 

6 Vgl. Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 54, Anm. 5 .  

7 Ludwig Kaas, ( 1 88 1 - 1 952) ,  1 909 Priesterweihe, 1 9 1 8- 1 924 Professor für Kirchenrecht an der Universität 
Trier, 1 9 1 9- 1 920 Mitglied der Nationalversammlung (Zentrum), 1 920- 1 93 3  MdR, 1 92 1  Mitglied des preußi­

schen Staatsrats, 1 928- 1 93 3  Vorsitzender der Zentrumspartei ,  1 93 3  Mitarbeit am Reichskonkordat .  

8 Am 1 7 . 1 0 . 1 92 9  in einer Rede in Dortmund. Vgl. Frankfurter Zeitung vom 1 8 . 1 0 . 1 929  (AA), " Dr. Kaas über 
Regierung, Saarverhandlungen, Opposition und Proletarisierung des Mittelstandes" .  

9 Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 56 .  
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Manager heute ärgert, auf ihren Vertrag so festgenagelt zu werden, daß sie ihn nicht mehr ver­
leugnen können. Durch das Volksbegehren sind die Young-Parteien gezwungen, sich vor aller 
Öffentlichkeit hundertprozentig für ihren Plan einzusetzen. Sie sind gezwungen, vor aller Öf­
fentlichkeit seine Verteidigung zu übernehmen, und sie werden sich aus dieser Verbindung 
auch in der Zukunft nicht mehr loslösen können. Es ist im politischen Leben häufig so, daß 
man oft mit schweren Opfern eine Haltung einnehmen muß, die im Augenblick bei vielen viel­
leicht kein Verständnis findet, aber nichtsdestoweniger die Voraussetzung für spätere Erfolge 
ist. Wer einen Volksstrom dem Abgrund entgegeneilen sieht, muß, wenn er wünscht, daß seine 
warnende Stimme gehört werden soll, sich dem Strom entgegenstemmen. So sichtbar entge­
genstellen, daß ihn j eder Mann zumindest sehen muß. Es mag dann ruhig der Strom seinem 
Unheil sich entgegenwälzen, so wird zumindest dann, wenn das Unheil eintritt, die Erinnerung 
plötzlich kommen an denjenigen, der sich allein sichtbar dem Verderben entgegenstellte. Das 
ist unsere große heutige Hoffnung. Durch unser Volksbegehren sind die Parteien gezwungen 
worden, sich entweder dafür oder dagegen zu entscheiden. Der Young-Plan wird in seinen 
Wirkungen nicht ausbleiben. Es kommt dann die Zeit der Ernüchterung, die Zeit, in der der so­
zialdemokratische Schwindler und sein Anhang aus dem bürgerlichen Lager, von der Wirk­
lichkeit entlarvt, in ihrer Blöße dastehen werden, und es kommt dann aber auch die Zeit, in der 
sich unser Volk erinnern wird derjenigen Männer, die das alles vorausgesagt haben und die 
man zwei Jahre vorher so schmählich verleumdete. Im übrigen tue j eder Deutsche heute seine 
Pflicht. Es vergesse weder der Städter noch der Bauer, daß die politische Mißleitung unseres 
Volkes schon einmal Millionen Deutsche um die Frucht der Arbeit von Jahrzehnten betrogen 
und bestohlen hat 1 0 . Es vergesse heute keiner, daß auch in der Zukunft j eder seines Glückes 
Schmied selbst ist. Wer den Menschen, die seit nunmehr über 1 0  Jahren unser Volk verelendet 
haben, auch für die nächste Zeit einen Freibrief ausstellen will, der bleibe dem Volksbegehren 
ferne. Wer aber wünscht, daß das verantwortungslose Verschleudern unseres Nationalvermö­
gens für die nächsten sechzig Jahre unterbunden wird, der erfülle seine Pflicht und zeichne 
sich gegen das Regiment der nationalen Schande und Ehrlosigkeit ein. Hundertzwanzig Mil­
l iarden beträgt heute kaum mehr unser Nationalvermögen alles in allem genommen 1 1 . Hun­
dertdreißig Milliarden sollen wir in den nächsten sechzig Jahren bezahlen. Was uns selbst 
noch bleibt, kann der ermessen, der sieht, wie der Steuerbüttel schon jetzt ohne Rücksicht auf 
den Bestand der eigenen Wirtschaft die Tribute für die internationale Hochfinanz eintreibt. 
Wer als Deutscher nicht entweder unheilbar verblödet oder zu faul ist, einen Schritt zu tun, der 
geht zur Liste hin und zeichnet sich ein. 

10 Vgl . Dok. 1 7, Anm. 23 .  
1 1  Vgl . Dok .  2 1 ,  Anm.  38 .  
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27. Oktober 1929 

"Nun erst recht! " 

Aufruf 

Der Stahlhelm vom 27 . 1 0 . 1 929 .  

2 7. Oktober 1 929 423 

Dok. 90 

Das Volksbegehren 1 ist im vollen Gange. Die zur Täuschung der öffentlichen Meinung von 
der Regierungspresse verbreiteten Eintragungsziffern sind irreführend, da sie die Ergebnisse 
des flachen Landes verschweigen 2 . Der gegen die Einzeichnung gerichtete Terror von Reichs­
regierung und Behörden hat gezeigt, daß Deutschland zur Zeit kein Rechtsstaat ist 3 . Alle 
Grundrechte der Reichsverfassung über die Wahlfreiheit sind praktisch außer Kraft gesetzt : 
den Beamten sucht man, die Einzeichnung zum Volksbegehren zu verbieten 4 . Die Anhänger 
des Volksbegehrens versucht man, wirtschaftlich zu schädigen. Die Machtmittel des Staates 
und das Geld der Steuerzahler werden mißbraucht. Der nackte Machtwille des Marxismus ist 
entlarvt . Man hat sich nicht gescheut, die Person des Herrn Reichspräsidenten, entgegen seiner 
klar ausgesprochenen Willensmeinung, in den Kampf hineinzuziehen 5 . 

Der Erlaß einer einstweiligen Verfügung des Staatsgerichtshofes gegen die fortgesetzte 
Mißachtung der Reichsverfassung durch Reichsregierung und preußische Regierung wurde 
aus formalrechtlichen Gründen versagt 6 . Die Preußische Regierung hatte nicht den Mut, sich 
der rechtlichen Entscheidung zu stellen, und versteckte sich hinter die Möglichkeit einer 1 4tä­
gigen Frist für den Urteilsspruch des Staatsgerichtshofes. 

Die Angst vor der Wahrheit treibt die Regierung in eine Schreckensherrschaft, die durch 
das vom Reichskabinett beschlossene Republikschutzgesetz mit seinen Zuchthausstrafen gesi­
chert werden soll 7 . Kein Staat der Welt, der auf Ansehen und Autorität vor dem Auslande 
Anspruch erhebt, kann sich derartiges leisten. 

Aus dem Volksbegehren ist somit selbst ein Kampf um die Rechte des Volkes geworden. 
Die einzige Antwort auf den Regierungsterror ist die Einzeichnung für das Volksbegehren. 
Wir stellen uns schützend mit allen Rechtsmitteln vor Gesinnungsfreunde in Stadt und Land, 
denen ministerielle Willkür aus der Ausübung ihrer verfassungsmäßigen Rechte einen Strick 

Vgl . Dok. 77, Anm. 2 .  
2 Vgl . z . B .  Frankfurter Zeitung vom 24. l 0. 1 929 (AA), "Hugenberg wird nervös"; Vossische Zeitung vom 

25 . 1 0 . 1 929 (PA), " Auch das Dorf lehnt ab" .  

3 Vgl . Dok. 88 ,  Anm. 4 .  
4 Vgl .  Dok. 88 ,  Anm. 5 . 
5 Die Person des Reichspräsidenten war sowohl von Befürwortern wie auch von Gegnern des Volksbegehrens 

gegen den Young-Plan propagandistisch eingesetzt worden. Am 1 6 . 1 0 . 1 929 hatte Paul von Hindenburg öf­

fentl ich seine Neutralität erklärt, am 1 8 . 1 0 . 1 929 den * 4 des Gesetzes (vgl. Dok. 88 ,  Anm. 1 6) jedoch als per­

sönlichen Angriff gewertet. Vgl. Schulthess '  Europäischer Geschichtskalender 1 929, S. 1 90 f. 
6 Die deutschnationale Fraktion im preußischen Landtag hatte beim Staatsgerichtshof beim Reichsgericht in 

Leipzig gegen die Disziplinarn1aßnahmen der preußischen Regierung (vgl . auch Anm. 4) für am Volksbegeh­

ren beteiligte Beamte geklagt. Am 23 .  I 0. 1 929 hatte der Staatsgerichtshof den Erlaß einer einstweil igen Ver­

fügung in der Sache abgelehnt, entschied jedoch am 1 9 . 1 2 . 1 929, daß die Maßnahmen der preußischen Regie­

rung die verfassungsmäßigen Rechte der Beamten beeinträchtigten. Vgl. Schulthess ' Europäischer Geschichts­

kalender 1 929, S. 1 93 f„ 229. 
7 Vgl .  Dok. 83 , Anm. 7, 9 .  
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drehen will. Keine Regierung darf denen, die vom Staate abhängig sind, die Beteiligung am 
Volksbegehren verwehren, ebensowenig wie sie die Wahl von Abgeordneten verbieten kann. 
Das wäre das Ende der im Artikel 1 25 der Reichsverfassung garantierten Wahlfreiheit 8 , der 
im Artikel 1 1 8 garantierten Meinungsfreiheit 9 , der im Artikel 1 30 garantierten Freiheit der 
politischen Gesinnung aller Beamten 1 0 . 

Wer sich einträgt, wahrt seine Rechte ! 
Das Volksbegehren ist Wahrzeichen und Denkmal derer, die Deutschlands Not erkennen 

und den Kampf gegen äußere und innere Knechtung ehrlich und tapfer aufnehmen. Der mit 
dem Volksbegehren eingeleitete Kampf wird durchgefochten bis zur Entscheidung ! 

Der Reichsausschuß für das Deutsche Volksbegehren 1 1  

Seldte Hugenberg Otto v.  Below Hittler [sie!] 

Schiele Schwecht 1 2  

8 Artikel 1 2 5  der Reichsverfassung lautete: "Wahlfreiheit und Wahlgeheimnis sind gewährleistet. Das Nähere 

bestimmen die Wahlgesetze. "  Druck: RGBI .  1 9 1 9, S. 1 407. 
9 Vgl. Dok. 7, Anm. 1 2 . 

1 0  Artikel 1 30 der Reichsverfassung legte unter anderem fest: " Die Beamten sind Diener der Gesamtheit und 

nicht einer Partei .  Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politi schen Gesinnung und die Vereinigungsfreiheit 

gewährleistet . "  Druck: Ebenda, S. 1 408 .  
1 1  Vgl . Dok .  50, Anm.  1 .  
1 2  Ludwig Schwecht ( 1 887- 1 960), Landwirt, Hauptmann a.  D . ,  1 924- 1 93 3  MdL in  Preußen (DNVP), 1 930-

1 93 3  MdR. 
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Während ich dieses niederschreibe, neigt sich die Frist des Einzeichnens für  das Volksbegeh­
ren ihrem Ende zu 1 • Ohne Rücksicht auf das Resultat kann man aber schon heute die Behaup­
tung aufstellen, daß dieser Appell an das Volk in keiner Weise den wirklichen Ausdruck der 
Gesinnung unseres Volkes wiedergibt. Mit mehr Terror ist in Europa bisher kaum eine Wahl 
gefälscht und unterdrückt worden als diese 2 . Reichs- und Landesbehörden wetteiferten mit­
einander, dem Staatsbürger die Überzeugung beizubringen, daß die Verfassung ein nichtssa­
gendes Etwas ist, das man drehen, wenden und auslegen kann, wie man will . Wenn schon in 
den letzten zehn Jahren die republikanischen Machthaber den Glauben an die Staatsgrundge­
setze immer wieder erschütterten, dann ist er heute beseitigt . Verfassung oder Staatsgrundge­
setze ! Man muß hell auflachen! Nicht Verfassung dürfte das heißen, sondern Auffassung ! 
Auffassung der j eweiligen republikanischen Regierungshäuptlinge !  Die freieste Demokratie 
der Welt hat j etzt auch wohl für den Allerdümmsten gezeigt, was unter "Demokratie" und 
"Freiheit" zu verstehen ist, und wie blödsinnig es ist, an die Unabänderlichkeit von Gesetzen 
zu glauben, und wie hirnverbrannt, auf eine unbeeinflußte Justiz zu hoffen. "Das Recht geht 
mit der Macht" 3 , sagte der Oberreichsanwalt 4 einst zu Leipzig, aber nicht nur das Recht geht 
mit der Macht, sondern auch die Gesetze und die Auslegung der Gesetze gehen mit der Macht, 
die staatsbürgerliche Freiheit ebenso, die Demokratie nicht weniger, kurz, es gibt nichts, was 
in diesem Staat, der sich deutsche Republik heißt [sie!] , nicht ausschließlich der Macht unter­
worfen wäre. Was aber das heißt, wenn sich die Macht in den Majoritäten verlumpter Parteien 
verkörpert, braucht nicht besonders gesagt zu werden. 

Ich habe mir schon einige Male herausgenommen, an verschiedenen Beispielen die durch 
und durch gehende Verlogenheit der marxistischen Parteien, Sozialdemokraten und Kommuni­
sten, nachzuweisen, indem ich ihre einstigen Forderungen mit ihrer heutigen Haltung verglich. 
Eine der marxistischen Grundforderungen von einst hieß : politische Freiheit des Beamten 5 . 

Man forderte also, daß j eder Beamte das Recht haben müßte, sich in der Monarchie zur Sozial­
demokratischen Partei zu bekennen und für deren Forderungen einzutreten, obwohl die Sozial-

Vom 1 6 . bis 29 . 1 0. 1 929 .  Vgl. Dok. 77, Anm. 2 sowie Dok. 88, Anm. 34 .  

2 Zu den Maßnahmen der Reichsregierung gegen das Volksbegehren gegen den Young-Plan vgl. Dok. 88 ,  

Anm. 4 .  

3 Bezieht s ich auf das vom Staatsrechtslehrer Georg Jellinek ( 1 85 1 - 1 9 1 1 )  formulierte Prinzip der "normativen 

Kraft des Fakt ischen" ,  mit dem die Gültigkeit der aus der Revolution hervorgegangenen Weimarer Verfas­

sung begründet wurde. Vgl. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. IV, S. 8 ff. 
4 Die Position des Oberreichsanwalts in der Weimarer Republ ik  hatten bis  1 92 1  Arthur Zweigert, 1 92 1 - 1 926 

Ludwig Ebermayer und seit 1 926 Karl August Werner inne. 

5 Die SPD hatte 1 9 1 1 in ihrem Aufruf " Beamtenschaft und Sozialdemokratie" die Koalitionsfreiheit, das Recht 

auf Beitritt zu einer Partei der eigenen Wahl und die Freiheit der politischen Meinung für Beamte gefordert. 

Vgl. Gabriele Hoffmann, Sozialdemokratie und Berufsbeamtentum. Zur Frage nach Wandel und Kontinuität 

im Verhältnis  der Sozialdemokratie zum Berufsbeamtentum in der Weimarer Zeit, Hamburg 1 972,  S. 26 ff. 
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demokratie als oberstes Ziel die Vernichtung der Monarchie proklamierte 6 und auch sonst ge­
gen alles zu Felde zog, was anständigen Menschen als ehrenwert und anständig erschien. Da­
mals erklärten die sozialdemokratischen Schwindler und Volksbetrüger, daß der alte Staat be­
seitigt werden müßte, weil es in ihm keine Gewissensfreiheit gäbe, und daß an seine Stelle ein 
neuer zu kommen habe, der als "freie Demokratie" jedem Bürger die Freiheit der persönlichen 
politischen Meinung gewährleiste . Die damaligen Schwindler haben im November 1 9 1 8  ge­
siegt 7 und das Reich ihren Ideen unterworfen. Die Freiheit allerdings ist vom Regen in die 
Traufe geraten. Elender und nichtswürdiger sind Versprechungen noch niemals verleugnet 
worden, als dies bei diesen Parteien heute der Fall ist. Einst versicherte der sozialdemokrati­
sche Freiheitsapostel, daß durch seine Partei ein Staat der Schönheit und Freiheit 8 entstehen 
würde, und heute, da der Apostel von einst zum mit Steuergeldern aufgemästeten republikani­
schen Mandarin emporgestiegen ist, setzt eine Unterdrückung der Freiheit ein, wie man sie im 
alten Reich überhaupt nicht gekannt hat. Es sind auch hier wahre Rekorde, die die Korrup­
tionsparteien vor aller Welt aufstellen. Tatsächlich besteht aber auch zwischen der allgemein 
um sich greifenden Korruption des republikanischen Verwaltungskörpers 9 und der Unter­
drückung der Gewissensfreiheit ein engster Zusammenhang. Wenn ein Ministerium die Stirne 
hat, öffentlich zu erklären, daß die Beamten kein Recht zur Betätigung ihrer eigenen politi­
schen Meinung besäßen, "weil sie von der Republik bezahlt würden" ,  so ist dies das Einge­
ständnis einer Auffassung, die selbst durch und durch korrupt ist 1 0 . Denn nur wer annimmt, 
daß die Beamten nicht wegen ihrer Arbeit und wegen ihrer Leistung bezahlt werden, sondern 
wegen ihrer parteimäßigen Gesinnung, kann sich zu dieser ministeriellen Auffassung beken­
nen. Denn es ist in einem nicht korrupten Staat selbstverständlich, daß man einem Beamten 
aus parteipolitischen Motiven nicht seine Bezahlung vorwerfen kann, da er j a  nicht aus partei­
politischen Gründen angestellt oder bezahlt wird, sondern auf Grund seiner abzuleistenden 
Arbeit. D ie Arbeit, sagen wir eines Finanzbeamten, hat nun gar nichts zu tun mit seiner Wahl­
auffassung. Bezahlt wird er für die erstere und nicht für das zweite . Wenn eine Regierung aber 
glaubt, daß er für das zweite bezahlt wird, dann bezeugt sie damit vor aller Welt, daß sie selbst 
durch und durch korrupt denkt, und niemand wundere s ich, wenn dann tatsächlich die Korrup­
tion Orgien feiert, wie das heute in der Weimarer Republik an tausend und tausendfältigen 
Beispielen der Öffentlichkeit gezeigt wird. Nur aus diesem korrupten Denken heraus resultiert 
dann der Mut zu j ener unerhörten Gewissensknebelung, die wir in diesen Tagen allgemein er­
leben. Es ist ohne Zweifel richtig, daß durch diese Knebelung viele und viele Hunderttausen­
de, ja Millionen abgehalten worden sind, ihrer inneren Gewissenspflicht zu genügen, und ge­
zwungen wurden, auf ihre Eintragung zu verzichten. Im übrigen ist dieser Regierungsterror 
gegen den Beamten aber um so unverschämter, als nicht die Republik die Beamten bezahlt, 

6 Die Sozialdemokratie betrachtete die vor 1 9 1 4  in Deutschland bestehende konstitutionelle Monarch ie als zeit­
l ich betristete Übergangsform in  der historischen Entwicklung zum Sozialismus. Vgl . Peter Domann, Sozial­

demokratie und Kai sertum unter Wilhelm I I .  Die Auseinandersetzung der Partei mit dem monarchi schen Sy­

stem, seinen gesellschafts- und verfassungspoliti schen Voraussetzungen, Wiesbaden 1 974, S. 5 ff. 
7 Anspielung auf die revolutionären Ereignisse im November 1 9 1 8 . 

8 Vgl . Dok. 7, Anm. 42 .  

9 Anspielung auf den Sklarek-Skandal . Vgl .  Dok.  85 ,  Anm. 1 1 . 

1 0  Vgl . Dok. 88 ,  Anm. 5 .  
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sondern die Staatsbürger ganz allein. Derselbe republikanische Minister, der, ohne schamrot 
zu werden, einem Beamten die Bezahlung durch die Republik vorwirft, steckt seelenruhig die 
herausgepreßten Steuergelder der republikanischen Untertanen anderer Gesinnung als "Ge­
halt" in seine Tasche. Es fällt diesen dickfelligen Ehrenmännern nicht im geringsten ein, daß 
sie selbst bezahlt werden, und zwar nicht von der Republik, sondern von allen Staatsbürgern, 
die das Unglück haben, ihren republikanischen Steuereintreibern in die Hände zu laufen. Aber 
das Geld der Opposition für Ministerpfründen riecht auch nicht übel, und hier spielt die repu­
blikanische Gesinnung dann auf einmal keine Rolle ! 

Der Verlauf dieses Volksbegehrens hat die Geister in Deutschland getrennt und geschie­
den. Er hat auch vieles beleuchtet und damit aufgeklärt. Daß die Machthaber der November­
republik es verstanden, sich der Zustimmung obskurer geistiger Größen zu versichern, ist kein 
Wunder 1 1 . Die Kunst schreit nach Brot, und am meisten dann, wenn sie selbst so dünn und 
schwindsüchtig ist wie die eines Gerhart Hauptmann 12 und Genossen. Auch der Herr Reichs­
präsident hat mit j enem politischen Scharfblick, der schon seit seinem Amtsantritt die Welt in 
immer neues Erstaunen versetzt, verschiedene Möglichkeiten wahrgenommen, den bürgerli­
chen Aufruhr wieder einzuschläfern l 3 . Der Herr Reichspräsident wirkt hier ersichtlich mit Er­
folg ansteckend. Das ist man aber alles gewohnt, und kein Mensch wundert sich deshalb mehr 
darüber. Schlimmer ist es aber, wenn sich nun auch Kronprätendenten zu ähnlichen Schritten 
mißbrauchen lassen. Eine Münchner Zeitung brachte groß in dickem Fettdruck die Mitteilung, 
daß zum Beispiel auch Kronprinz Rupprecht 14 das Volksbegehren als "verfehlt ansieht und 
ablehnt" 1 5 . Welche Gründe die Umgebung des bayerischen Kronprinzen bewogen haben mö­
gen, diese Nachricht in die Öffentlichkeit zu lancieren, ist belanglos, wesentlich ist aber, daß 
dadurch ohne Zweifel der Sache des Volksbegehrens Schaden zugefügt wurde. Es kann natür­
lich nur dem Ermessen des bayerischen Kronprinzen anheimgestellt sein, aus "taktischen" 

1 1  Am 1 5 . 1 0. 1 929 hatte die Reichsregierung einen Aufruf "an das deutsche Volk" gegen das Volksbegehren ge­

gen den Young-Plan gerichtet. Der Aufruf war von den Mitgliedern der Reichsregierung, mehreren Minister­

präsidenten der Länder, zahlreichen Oberbürgermeistern, Oberpräsidenten, hohen Richtern sowie anderen 

Persönli chkeiten des öffentl ichen Lebens aus ganz Deutschland, darunter Gerhart Hauptmann und Thomas 

Mann, unterzeichnet. Vgl . Frankfurter Zeitung vom 1 5 . 1 0 . 1 929 (AA), "Aufruf gegen das Hugenbergsche 

Volksbegehren" .  

1 2  Gerhart Hauptmann ( 1 862- 1 946), Ausbi ldung zum bi ldenden Künstler, 1 884 Bildhauer in Rom, 1 885 
Schriftstel ler in  Berl in ,  1 9 1 2  Literaturnobelpreis. 

1 3  Vgl . Dok. 90, Anm. 5. 
14 Rupprecht ( 1 869- 1 955 ), 1 887  bayerischer Leutnant, 1 889- 1 89 1  Studium in  München und Berl in,  1 9 1 3  baye­

rischer Kronprinz, 1 9 1 4  Generaloberst, Oberbefehlshaber der 6. (bayerischen) Armee, 1 9 1 6- 1 9 1 8  Oberbe­

fehlshaber der " Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht" ,  lehnte 1 92 1  beim Tod seines Vaters, Ludwig 1 1 1 . ,  die 

Ausrufung zum König ab, 1 939- 1 945 Exil in Ital ien. 

1 5  Die Münchner Telegramm Zeitung meldete am 24. 1 0. 1 929 unter der Überschrift "Kronprinz Rupprecht ge­

gen das Volksbegehren" im Fettdruck :  "Neuburg a. D„ 24. Oktober. Reichstagsabgeordneter [Martin] loibl 

teilt in einer öffentlichen Erkläning mit, daß Kronprinz Rupprecht von Bayern ein Ansuchen des Landesaus­

schusses für das Volksbegehren, den A ufruf zu unterzeichnen, abgelehnt habe mit der Begründung, daß er 

den Weg des Volksbegehrens für verfehlt halte. " Zur Auseinandersetzung über die Stellung des Kronprinzen 

Rupprecht zum Volksbegehren vgl . Paul Hoser, Die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Hintergründe 

der Münchner Tagespresse zwischen 1 9 1 4  und 1 934 .  Methoden der Pressebeeinflussung, Tei l 2,  Frankfurt 

a. M. 1 990, S. 672 ff. sowie Kurt Sendtner, Rupprecht von Wittelsbach, Kronprinz von Bayern, München 

1 954, S. 543 f. 
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oder aus "prinzipiellen" Gründen seine Stellungnahme zu  bestimmen. Aus "prinzipiellen" 
könnte sie nur gegen den Young-Plan l 6 sein. Auch in diesem Lager wird man vielleicht schon 
in ein paar Jahren eingesehen haben, daß der Young-Plan nur eine Etappe zur Vernichtung der 
letzten Eigenstaatlichkeit der Länder ist. Ja, er führt zwangsläufig zu dieser Vernichtung. 
Glaubt aber die Umgebung des Kronprinzen oder dieser selbst, aus taktischen Erwägungen da­
gegen Stellung nehmen zu müssen, dann hätte man zumindest erwarten dürfen, daß diese takti­
sche Stellungnahme nicht in Gestalt eines offenen Angriffs gegen die Bekämpfer des Y oung­
Planes stattfindet. Es wäre vielleicht vor zwei Jahren auch für manche Partei "taktisch" ange­
nehmer gewesen, für die Fürstenenteignung einzutreten als dagegen 1 7 . Diese Parteien haben 
damals allerdings die anständige Ehrlichkeit höher gestellt als fadenscheinige Zweckmäßig­
keitsmotive 1 8 . Die nationalsozialistische Bewegung zum Beispiel hat bisher bewußt und ge­
wollt die Frage Republik oder Monarchie nicht berührt 1 9 . Taktische Gesichtspunkte waren 
dabei verdammt nicht maßgebend. Wenn aber die Monarchen selbst wenig Wert auf eine sol­
che Gesinnung legen, dann wird das der Anlaß sein, eine gründliche Reform auch unserer Ein­
stellung vorzunehmen. Man kann es auf die Dauer dann nicht mehr verantworten, durch die 
Offenlassung der Frage Monarchie oder Republik den republikanischen Behörden Handhaben 
für die Unterdrückung und Verfolgung Hunderttausender braver Menschen zu geben, und in 
derselben Zeit aber auch Rückenstöße durch die berufensten Repräsentanten der Monarchie zu 
bekommen. Ich halte es bei solchen Erfahrungen für absolut richtig, dann auch von uns die 
Republik als Staatsform eindeutig anzuerkennen und nur ihren heutigen inneren Feinden und 
Zerstörern, der Novemberdemokratie, den rücksichtslosesten Kampf anzusagen und weiter 
fortzuführen. S ind aber die Monarchen für diese Veröffentlichung nicht verantwortlich, dann 
mögen sie sich von einer Umgebung befreien, die in wenig verantwortlicher und noch weniger 
genialer Weise vertritt, was Bismarck in seinem dritten Bande seiner Erinnerungen als Aller­
schlimmstes für einen Monarchen kennzeichnet: Um von unversöhnlichen Feinden gestrei­
chelt zu werden, fällt man ehrlichen Freunden in den Rücken 20. 

1 6  Vgl. Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 54, Anm. 5 .  
1 7  Vgl . Dok. 29, Anm. 22. 
1 8  Die Stellung zum Volksentscheid über die Fürstenenteignung war in  der NSDAP zunächst umstritten. Hitler 

selbst lehnte die Fürstenenteignung von Anfang an ab. Auf der Führertagung der N S DAP am 1 4 .2 . 1 926 in 

Bamberg konnte Hitler seinen Standpunkt gegen den durch Gregor und Otto Straßer sowie Joseph Goebbels 

vertretenen l inken Flügel der Partei durchsetzen und damit auch seinen absoluten Führungsanspruch in  der 

Partei festigen. Vgl. Bd. 1 ,  Dok. 1 0 1  sowie Schüren, Volksentscheid, S. 1 55 f. 

1 9  Das Parteiprogramm der N S DAP enthält keine eindeutige Aussage über die Staatsform. Vgl . Dok. 6 1 ,  
Anm. 27 .  

20 " Der Kaiser [ Wilhelm II. ]  zeigt das  Bestreben, durch Concessionen an seine Feinde d ie  Unterstützung seiner 
Freunde entbehrlich zu machen. "  Vgl. B ismarck, Gedanken und Erinnerungen. Dritter Band: Erinnerung und 

Gedanke, Stuttgart 1 9 1 9, S. 1 30 . 
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Trotz Severing, Braun und Genossen ist das Volksbegehren gegen Tributplan und Kriegs­
schuldlüge mit Erfolg durchgeführt 2 . Alle Verleumdungen der Erfüllungspolitiker haben es 
nicht vermocht, vier Millionen aufrechter Deutscher Männer und Frauen von dem offenen Be­
kenntnis ihres Freiheitswil lens abzuhalten. Beispielloser Terror und skrupelloser Gesinnungs­
zwang sind zuschanden geworden 3 . 

Die Eintragung in die Ehrenliste des deutschen Volksbegehrens war ein Bekenntnis und 
eine Tat. Der Dank kommender Geschlechter ist ihr Lohn! 

Die erste Schlacht ist gewonnen ! 
Der Kampf geht weiter! 

Otto v. Below Claß Döbrich Duesterberg Frhr v.  Gebsattel Graf von der Goltz 
Hepp Hitler Hugenberg Frau Annagrete Lehmann Lübbert 4 Frhr. v. Lüninck 5 

Möllers 6 v. Morozowicz 7 Frau Netz 8 Rüffer Schiele v. Schinckel 9 Erich Schmidt l O  
Schwecht Seldte Straßer Thyssen Wendhausen 1 1  Graf Westarp 1 2  v .  Winterfeld Wundt 1 3  

Vgl . VB vom 5 . l l . l  929, " Der Kampf geht weiter' ' .  

2 In  der  Eintragungsfrist (vgl .  Dok .  88 ,  Anm.  34) für das  Volksbegehren gegen den Young-Plan (vgl. Dok .  77, 
Anm. 2) hatten s ich 4 . 1 37 . 1 93 Wahlberechtigte { I 0,02%) eingeschrieben . Die erforderliche Zahl ,  um über 

das "Gesetz gegen die Versklavung des deutschen Volkes" einen Volksentscheid herbeizuführen, war damit 

knapp erreicht. Vgl .  Stati stisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 930, S. 566. 
3 Vgl .  z .  B .  Dok. 88 ,  Anm. 4. 
4 Erich Lübbert ( 1 883 - 1 963) , 1 906 Dr. jur„ 1 909 Rechtsanwalt in  Hamburg, 1 9 1 0  Rechtsanwalt in  Lüderitz­

bucht (Südwestafrika), 1 920- 1 924 Direktor der Consolidated Diamond Mines of South-West-Africa Ltd . ,  

1 924 Delegierter der  A .-G. für Verkehrswesen, Berl in ,  1 926 deren Generaldirektor, Mitglied des  Finanzrats 
bei der Bundesleitung des Stahlhelms. 

5 Hermann Freiherr von Lüninck ( 1 893- 1 979), Jurist, 1 9 1 4  Referendar, 1 92 1  Regierungsassessor im preußi­
schen Ministerium des Innern, 1 923 stellvertretender Sekretär des Rheinischen Bauernverbandes, 1 925 Präsi­

dent der Hauptlandwirtschaftskammer der Rheinlande, 1 93 3  Oberpräsident der Rheinprovinz, 1 93 5 Rücktritt . 

6 Alfred Möllers (geb . 1 883 ), Kaufmann und Jurist, 1 908- 1 9 1 1 Prokurist in der Hugo Stinnes AG, 1 9 1 1 - 1 9 1 4  
Direktor der Chemischen Fabrik Weyl i n  Mannheim, 1 9 1 8  Prokurist der Rütgerswerke i n  Berl in,  seit 1 923 
deren Direktor, 1 924- 1 940 Vorsitzender der Deutschen lndustriellenvereinigung (seit  1 926 :  Bund für Natio­
nalwirtschaft und Werkgemeinschaft). 

7 Elhard von Morozowicz ( 1 893 - 1 934), 1 924- 1 928 Landesführer des Stahlhelm in  Brandenburg, Landesführer 
des Wehrwolf in  Brandenburg, 1 932/3 3 MdL in Preußen (DNVP),  1 93 3  Gruppenführer beim Stab des Ober­
sten SA-Führers , 1 934 Tod durch Autounfall .  

8 Marie Netz, 1 923 Gründerin des Bundes Königin Luise. 

9 Max von Schinckel ( 1 849- 1 93 8), Kaufmann und Bankier, 1 869- 1 872 Prokurist in  St .  Petersburg, 1 872 Di­

rektor der Norddeutschen Bank in  Hamburg, 1 895 deren Inhaber, 1 9 1 9  Aufsichtsratsvorsitzender der Nord­

deutschen Bank und der Diskonto-Gesellschaft in  Berl in,  1 929 Ehrenpräsident des Aufsichtsrats der Deut­
schen Bank und Disconto-Gesell schaft Berl in .  

10 Erich Schmidt ( 1 897- 1 952), Schriftsteller, 1 922 Dr. rer. pol . ,  Jul i  1 932 bis November 1 93 3  MdR (DNVP), 

1 93 3  Verbot j eglicher journal istischer Tätigkeit, Haussuchungen, 1 944 Haussuchung.  
1 1  Albrecht Wendhausen ( 1 880- 1 945 ), Rittergutsbesitzer, Dr. jur . ,  1 928- 1 932 MdR (Christlichnationale 

Bauern- und Landvolkpartei, seit Dezember 1 93 1  Hospitant der NSDAP), Mitglied des Reichslandbundes. 



430 6. November 1 929 Dok. 93 

6. November 1929 Dok. 93 

" Kabinettspolitik und Volksbegehren / eine 

Antwort an den Grafen Soden" 1 

Rede auf NSDAP-Versammlung in München 2 

VB vom 8 . 1 1 . 1 929, " Der Mißbrauch der monarchischen Idee im Dienste der Young-Front" 3 .  

Ich glaube, es ist schon ein Unterschied zwischen der heutigen Zeit und derj enigen vor e lf  Jah­
ren 4 . Ich glaube, daß jetzt Millionen von Deutschen fühlen müssen, daß wir inmitten des Be­
ginnes eines großen Volkskamp/es stehen, eines Kampfes, der sich richtet nicht nur gegen das 
Ausland, sondern der zunächst Ordnung schaffen will im Innern Deutschlands selbst. Und 
eines dürfen wir auch wohl feststellen: Wenn heute so etwas möglich ist wie die Kundgebun­
gen der letzten Zeit, dann eigentlich nur dank der Arbeit der nationalsozialistischen Bewe­

gung. Wir haben es fertiggebracht, daß in großen Teilen Deutschlands heute überhaupt eine 
nationale Fahne flattern kann und daß in großen Teilen des heutigen Deutschland nationale 
Demonstrationen stattfinden können. In den Gebieten, in denen keine Nationalsozialisten sind, 
in denen sich große Städte befinden, ist der Zustand ähnlich der Zeit vor 10 und 1 1  Jahren . 
Besonders für Bayern dürfen wir das für uns beanspruchen. Ich muß hier betonen, in Bayern 
gab es auch vor 1 0  und 1 1  Jahren eine Bayer[ische] Volkspartei, aber dieses Schwänzchen der 
damals sozialdemokratischen Hoffmann-Regierung 5 hat verdammt wenig Einfluß auf die öf-

1 2  Kuno Friedrich Graf von Westarp ( 1 864- 1 945), Jurist, 1 886 Referendar, 1 89 1  Regierungsassessor, 1 893 
Landrat des Kreises Bomst, 1 900 des Kreises Randow, 1 903- 1 908 Polizeidirektor (später Polizeipräsident) in 

Berlin-Schöneberg, 1 908- 1 920 Oberverwaltungsgerichtsrat, 1 908- 1 9 1 8  MdR (Konservative), seit 1 9 1 3  Frak­

tionsvorsitzender, 1 920- 1 932 MdR (DNVP, ab 1 930 Konservative Volkspartei) ,  1 925- 1 929 Fraktions-, 1 926-
1 929 Parteivorsitzender der DNVP. 

1 3  Max Wundt ( 1 879- 1 963) , 1 903 Dr. phi l . ,  1 9 1 8- 1 920 außerordentlicher Professor der Philosophie in Marburg, 

1 920- 1 929 ordentlicher Professor in Jena, 1 929- 1 945 in Tübingen, Autor völki scher Schriften. 

Joseph Graf von Soden-Fraunhofen ( 1 883- 1 972), Jurist, 1 9 1 1 Legationssekretär an der bayerischen Gesandt­

schaft in Berl in ,  1 9 1 9- 1 92 1  Leiter der Polizeiabteilung Bamberg, November 1 923 während des Hitler-Put­

sches von den Putschisten als Geisel festgesetzt, 1 923- 1 933  Kabinettschef des Kronprinzen Rupprecht von 

Bayern . 
Titel laut Lagebericht und Plakatanschlag (BayHStA, Plakatslg. 1 0 1 1 8) .  Titel laut Ankündigung im VB vom 

6. und 7 . 1 1 . 1 929 :  " Kabinetts-Politik und Volksbegehren" .  

2 Im Bürgerbräukeller, von 20. 1 5 b i s  22 .30 Uhr. Die öffentl iche Versammlung, a n  der laut Polizeibericht zwi­

schen 2 .600 und 3 .000 Personen teilnahmen, wurde von Stadtrat Hermann Esser geleitet. Der Eintri ttspreis 
betrug 50 Pfennig, für erwerbslose Parteimitglieder 10 Pfennig .  Im Franziskanerkeller wurde wegen Überfül­

lung des Bürgerbräukellers eine Parallelversammlung abgehalten, auf der MdL Jul ius Streicher und MdR 

Franz Ritter von Epp sprachen. 
3 Vgl . Polizeiberichte Nr. 1 66 1 /29 sowie Nr. 1 663/29 vom 7 . 1 1 . 1 929; StA München, Pol . Dir. München 6740; 

Lagebericht N/Nr. 86 vom 1 3 . 1 1 . 1 929; ebenda; Münchener Post vom 7 . 1 1 . 1 929, " Hitlers Rückzieher" , 
Münchner Telegramm Zeitung vom 7 . 1 1 . 1 929, " Herr Hitler" sowie Vossische Zeitung vom 1 4 . 1 1 . 1 929 (PA) ,  
" Skandal um jeden Preis " .  

4 Anspielung auf d i e  revolutionären Ereignisse im November 1 9 1 8 . 
5 Bereits die Bildung der ersten Regierung unter Ministerpräsident Johannes Hoffmann in Bayern (Februar 1 9 1 9) 

war nur durch Duldung der DDP und der BVP möglich geworden. In der zweiten Regierung Hoffmann (Mai 

1 9 1 9  bis März 1 920) stellte die BVP einen Minister und vier Staatssekretäre. Vgl. Diethard Hennig, Johannes 

Hoffmann. Sozialdemokrat und Bayerischer Mini sterpräsident, München 1 990, S. 2 1 7  ff.,  3 3 1 ff. 
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fentliche Meinung gehabt; nicht nur das Land, auch München war vollkommen unter dem ro­
ten Terror gestanden, und erst 1 924 hat zum erstenmal dieser Terror gebrochen werden kön­
nen, nicht durch die Aufklärungsarbeit des Herrn Schäjfer - wir haben es fertiggebracht, daß 
endlich die rote Majorität zertrümmert wurde 6 . 

Wir haben das Gefühl, daß wir uns jetzt 
am Beginn eines Wendepunktes 

in der deutschen Geschichte befinden. Und es ist vielleicht angezeigt, den Blick kurz nach 
rückwärts zu werfen, besonders wenn sich Kräfte finden, die die Fehler der Vergangenheit 
verewigen wollen. 

Und nun skizziert Hitler in hinreißenden Ausführungen das tragische und unerbittliche Ge­

schick eines versklavten Volkes, wie er es in der Einleitung seines Offenen Briefes an den Graf 

Soden dargelegt hat 7, und in dem er die drei historischen Einwände der Gemeinschaft der 

Schwächlinge geißelt, die sich durch Jahrtausende hindurchziehen: nämlich, daß die Zeit un­

geeignet, der Anlaß nicht der gegebene und endlich die Methode nicht die richtige sei, um das 

Sklavenjoch abzuschütteln.  

Das deutsche Volk hat den Wahrheitsbeweis für seine Güte vor der Weltgeschichte gelie­
fert, die deutsche Regierung aber nicht. Was bei uns schlecht ist, ist nicht das Volk an sich. Es 
kann verdorben sein, verführt, im Taumel des Wahnsinns handeln, aber in seinem Kern ist un­
ser Volk gesund, und ich behaupte immer, am gesündesten, je weiter ich in dieses Volk hin­
einkomme. (Stürmischer, anhaltender Beifall.) Es ist das Volk, das uns etwas gab, was die 
ganze Welt nie gehabt hat : den deutschen Grenadier und Musketier des Weltkrieges ,  den un­
bekannten Soldaten in seinem lehmbeschmutzten Rock, mit seinem verbeulten Stahlhelm, ab­
gehärmte, ausgehungerte, hohlwangige, verdreckte, nicht ausgeschlafene Helden, wie sie die 
Welt nirgends gehabt hat, sie hat unser deutsches Volk hervorgebracht. (Stürmischer Beifall .) 

Wenn Regierungssysteme falsch sind und ihre Konstruktion darauf hinausgeht, nur das 

Schlimme zur Geltung zu bringen, dann gibt es nur eine Möglichkeit, dann muß das Volk sich 

selbst säubern, aus seinen unerschöpflichen Kraftquellen heraus muß die Reinigung kommen. 

Und die Spitze des Volkes muß das Volk seelisch und geistig verkörpern, der deutsche Grena­

dier muß auch eine analoge Führung [sie!] erhalten. (Stürmischer Beifall.) 

Hitler schildert nun als das Bemerkenswerteste der ganzen Entwicklung, daß ein Edikt nach 
dem anderen angenommen wurde, ohne daß die tiefen Schadenswirkungen in die Masse hin­
eingekommen wären. Ohne daß das Volk erfuhr, was während 11 Jahren in seinem Namen 

unterschrieben wurde. Kaum, daß es ahnt, für was der Steuerbüttel die Groschen holt. Das ist 
vielleicht das Schlimmste, daß 1 1  Jahre lang alle derartigen Entwicklungen sich in der parla­
mentarischen Anonymität vollzogen haben, bei der das Volk nie weiß, wer dafür und wer da-

Johannes Hoffmann ( 1 867- 1 930),  Lehrer, 1 908- 1 9 1 8  MdL in Bayern (SPD), 1 9 1 0- 1 9 1 8  Stadtrat und Stell­

vertreter des Bürgermeisters in Kaiserslautern, 1 9 1 2- 1 9 1 8  und 1 9 1 9- 1 930 MdR, November 1 9 1 8  bis März 

1 9 1 9  bayerischer Minister für Kultus und Unterricht in der Regierung Eisner, 1 9 1 9/20 MdL in Bayern, März 
1 9 1 9  bis März 1 920 bayerischer Ministerpräsident, Außen- und Kultusminister. 

6 Der gemeinsame Stimmenantei l  von SPD und USPD bzw. KPD sank von der Landtagswahl 1 920 bis  zur 

Landtagswahl 1 924 von 3 1 ,  l auf 25 ,6%, derjenige der BVP von 39 ,0 auf 32 ,8%.  Der Völkische Block, der 
1 924 zum ersten Mal antrat und dem auch Anhänger der verbotenen NSDAP angehörten, erreichte 1 7 , l % .  

Vgl . Falter, Wahlen und  Abstimmungen, S .  9 1 .  
7 Vgl.  Dok. 94. 
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gegen gewesen ist . Es war notwendig, einen Anlaß zu nehmen und die Frage in das Volk hin­
einzustellen: Du, habe den Mut und bekenne nun! Nun sollen sie eintreten, verteidigen oder 
verdammen. 

Warum ein Volksbegehren 8 ? 

Das ist für uns der Anlaß gewesen, warum wir uns zusammenfügten und ein Volksbegehren 

machten. Wenn man mir heute in der "Münchner Telegramm Zeitung" vorwirft: Sie haben j a  
selbst nicht an die Zweckmäßigkeit und den Erfolg des Volksbegehrens geglaubt 9, dann kann 
ich nur antworten: 

Meine Herren, Sie verkennen ganz unsere Gesinnung, Sie verkennen unseren Willen und 
Sie verkennen vollständig unsere Energie. 

Unsere Gesinnung: denn Sie glauben wirklich, daß wir das nur getan haben, weil wir uns 
einen billigen Erfolg versprachen. Herr Graf von Soden ! Als ich in Berlin das Resultat des 
Volksbegehrens bekam 1 0, da wurde mir natürlich für einen Augenblick auch im Herzen 
warm, aber ich sage Ihnen offen, ich sagte mir in dieser Sekunde: Vielleicht haben wir noch 
gar nicht alles getan, daß wir es wirklich verdient haben. Jetzt wollen wir erst recht arbeiten 

und das Volksbegehren als ein gütiges Geschenk des Himmels entgegennehmen, das uns ver­
pflichtet, uns noch mehr einzusetzen - aber nicht dieses Erfolges wegen (stürmische Kundge­
bungen) haben wir es getan, nicht weil wir einen billigen Ruhm glaubten zu ernten, sondern 
weil uns eine innere Stimme dazu verpflichtete. Und wenn Sie uns vorgerechnet hätten, daß 
wir verlieren müssen, wohlan, dann kämpfen wir eben, um zu verlieren. 

Niemals werden wir uns aus schwachen taktischen Gesichtspunkten fügen und beugen ! Seit 

1 0  Jahren kämpfen wir 1 1 . Haben wir jemals eine garantierte Anweisung auf den Erfolg ge­

habt? A ls wir mit 7 Mann anfingen 1 2, hätte man uns sagen können: Sie glauben, daß Ihre Be­

wegung ganz Deutschland überstrahlen wird? Wir taten es, weil wir uns sagten, wie soll 

Deutschland wieder auferstehen, wenn Millionen sich fügen ? Einmal ist es doch notwendig, 

und ich sagte mir: Nun, Herr, Gott, ich bin allein, ich kämpfe, und wer hinter mich treten will, 

tritt hinter mich, und wer es nicht will, läßt es bleiben! Aber ich habe gekämpft. (Stürmische 

Ovation.) 

Sie haben unterschätzt unseren Willen! 

Ein Wille, Herr Graf, der unerschütterlich ist ,  und den gar nichts brechen kann. Keine Ver­
leumdung, keine Schmähung, keine Lüge, kein Terror und kein sogenannter Mißerfolg, der an­
dere vielleicht wieder zurückscheu[ch]en würde in ihre Löcher. Unser Wille ist ein eisenharter. 

Und Sie haben drittens unterschätzt unsere Beharrlichkeit, Energie und Zähigkeit, ganz 
gleichgültig, wie die Waagschale des Erfolges gehen mag. 

8 Vgl . Dok. 77 ,  Anm. 2. 

9 " [  . . .  ) wobei Hitlers (nach eigenen Angaben 'ganz offizieller') Vertreter die merkwürdige Erklärung abgab, 

H itler sei selbst von Anfang an dem Volksbegehren sehr skeptisch gegenüber gestanden, habe aber schließ­

lich, dem Drängen anderer Seite folgend, seine Partei für das Volksbegehren eingesetzt. "  Vgl . Münchner Te­

legramm Zeitung vom I ./2 . 1 1 . 1 929, "Hitler bedroht den Kronprinzen Rupprecht" .  
1 0  Hitler hatte am 2 . 1 1 . 1 929 a n  der Tagung des Präsidiums des Reichsausschusses fü r  das deutsche Volksbe­

gehren in Berl in teilgenommen. Vgl . Dok. 92 . 
1 1  Vgl . Dok.  1 ,  Anm. 2 .  
1 2  Vgl . Dok.  1 ,  Anm. 4 .  
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Endlich bewog uns die Hoffnung, endlich in den unsauberen Mist unseres parlamentarisch­
parteipolitischen Lebens eine klare Parole hineinzuschleudem, die die Menschen scheidet und 

zwingt vor aller Öffentlichkeit Farbe zu bekennen 1 3 . Wenn heute Berliner bürgerliche Zeitun­
gen schreiben: nun aber Schluß, nun das Ganze sammeln, ein Strich hinter die Vergangenheit, 
wir dürfen nicht die Gräben zuschütten zu der großen nationalen Front 1 4 ! - so antworten wir 
ihnen: Sie glauben wohl in uns dieselben Schwachköpfe vor sich zu haben, die einst ein Wil­

son vor sich hatte, als er seine 14  Seifenblasen steigen ließ 1 5 ? Sie täuschen sich: Keines ist 
möglich, nicht daß wir unterliegen, nicht daß wir auseinandergehen, nur ein Drittes wird sein, 
daß Sie zerbrechen ! (Stürmischer Beifall . )  

Wir können und werden nie vergessen, wem wir dieses elj)ährige entsetzliche Unglück ver­

danken. Wir gehören nicht zu denen, die hier monarchisch sind und in Berlin mit Levi u[ nd] 

Crispien gehen l 6, die hier ihr monarchisches Herz entdecken und sonst die Republik als die 

von Gott eingesetzte Obrigkeit bezeichnen. 

So stehen wir heute am Beginn eines riesenhaften Kampfes gegen die Lüge, den Terror und 

die Verleumdung. In den wenigen Wochen Kampfes für das Volksbegehren haben wir zwei 

Tote und 400 Schwerverletzte gehabt 1 7 . (Bewegung.) In diesen wenigen Wochen haben unse­

re Redner und Kämpfer in 

über 7. 000 Versammlungen 

in Deutschland gesprochen 1 8  (Hört-hört-Rufe, große Bewegung) und haben dabei gegen 

sich gehabt eine gemeinsame Front: die gesamte Presse, das gesamte Kapital, die gesamte 

Wirtschaft l 9, die gesamten staatlichen Institutionen 20, die Institutionen des Rundfunks 2 1 , die 

ganze Gesellschaft 22 usw. Die Banken gegen uns, die Börse, Inland und Ausland gegen uns, 

und trotzdem sind über 4 Millionen deutscher Männer und Frauen hingegangen und haben 

ihre Namen eingeschrieben in das Grundbuch des Freiheitskampfes der deutschen Nation 23 . 
(Stürmische Kundgebungen.) 

1 3  Vgl . Dok. 29, Anm. 23 .  
1 4  Anspielung auf den Kommentar " Das Ganze Halt ! - Sammeln ! "  in der Deutschen Tageszeitung vom 

3 . 1 1 . 1 929, in dem ein "Graben quer durch das Bürgertum" erkannt und vor der Radikalisierung der nationa­

len Parteien und Verbände durch die Zusammenarbeit mit den Nationalsozial isten gewarnt wurde:  " Denn wir 

sind allerdings der Meinung, daß die Kreise der Rechten, die auf politische Ernsthaftigkeit Anspruch erheben, 

allen Anlaß haben, n icht in  einen Wettlauf des Radikali smus mit den Nationalsozialisten einzutreten, bei dem 

sie immer nur zweiter S ieger bleiben können . "  

1 5 V g l .  Dok. 73 ,  Anm. 4 .  
16  Vgl .  Dok .  6 ,  Anm.  33  sowie Dok .  35 , Anm.  1 2 .  
1 7  Vgl .  Dok. 8 8 ,  Anm. 3 .  
1 8  Nach parteieigener Angabe hatte die NSDAP i m  Oktober 1 929 reichsweit 7 .000 Versammlungen abgehalten . 

Vgl . VB vom 3 ./4 . 1 1 . 1 929, " Das Trommelfeuer unserer Versammlungsoffensive" . Zu Zahl und Ausbi ldung 

der Parteiredner der NSDAP vgl. Dok. 1 3 , Anm. 4 .  
1 9  Am 4 . 1 0 . 1 929 hatte sich der Hauptausschuß des Deutschen Industrie- u n d  Handelstages trotz Bedenken fü r  

die Annahme des Young-Plans ausgesprochen. Vgl. Frankfurter Zeitung v o m  5 . 1 0 . 1 929 (AA), "Hauptaus­

schuß des Deutschen Industrie- und Handel stages" .  

20  Vgl .  Dok. 9 1 ,  Anm. 1 1 . 
2 1  Vgl. Dok. 88 ,  Anm. 1 5 . 
22 Vgl. z . B .  Münchner Telegramm Zeitung vom 1 5 . 1 0. 1 929, "Kardinal Bertram gegen das Volksbegehren" .  
2 3  Vgl .  Dok. 92, Anm. 2 .  
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Hitler charakterisiert nun j ene Koalition der Young-Parteien 24 , die von der Sozialdemokra­

tie bis zur Deutschen Volkspartei reicht, wobei er 
die Bayer[ische] Volkspartei 

als das Türsteherchen des Zentrums bezeichnet, deren Beziehungen zu Kreisen, die das alte 
Deutschland repräsentierten, vier Jahre und 8 Monate ruhten, aber wieder aufgenommen wur­
den vom 9. Monat des vierten Jahres an. Bis dahin war sie eine republiktreue, auf dem Boden 
der Verfassung stehende Organisation. Vier Monate vor fünf Jahren ist sie dann eine mit ei­
nem weinenden Auge zur Monarchie zurückblickende Organisation [geworden] , nicht als ob 
sie dann restlos auf den Boden der Monarchie zurücktreten würde, sondern sie sieht nur trau­
rig zurück 25 . Bis zum Wahltag. Wenn der Wahltag vorbei ist, tritt sie wieder hinein in den 
Staat auf den Boden der Tatsachen, um mitzuregieren und eine Vermehrung des Ruhmes des 
Reiches und der Güter des Reiches vorzunehmen. (Große Heiterkeit.) Die Herren warten mit 

Sehnsucht darauf sich in München mit Herrn Auer zusammenzuschließen zu einer Gemein­

schaft im kommenden Stadtrat 26. 
Sie werden sehen, daß wir richtig prophezeien. In 6 Wochen wollen wir uns wieder hier 

versammeln 27 . (Heiterkeit.) 
Dem gegenüber erklärt die zweite Gruppe der Parteien: Wir erkenneh die Tatsachen, auf die 

die anderen sich gestellt haben, nicht an, d. h„ für uns ist die Revolution im Jahre 1918  nach 

wie vor ein Verbrechen. Wir wissen, daß nicht das Volk schuld ist, denn es stand an der Front. 

Aber wir werden, wenn uns das Schicksal die Macht verleiht, die verantwortlichen Schuldigen 

zur Verantwortung ziehen. Ungestraft sollen sie nicht das deutsche Volk des Weltkrieges 

entwaffnet und der internationalen Hochfinanz ausgeliefert haben 28. (Stürmischer Beifall . )  
Als wir unseren Kampf aufgenommen hatten, da traf es uns wie ein Keulenschlag, als ge­

gen uns 
der Name Hindenburgs 

ausgespielt wurde 29 . Wir haben ihn einst gewählt, von unserer nationalen Seite ist er auf­
gestellt worden 30. Wir haben ihn einst verteidigt, als er von den Young-Parteien vor den 

24 Gemeint sind die Parteien der Regierungskoal ition. Vgl. Dok. 94 . Zum Young-Plan vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; 
Dok. 54, Anm. 5 . 

25 Bezieht si ch auf das im Winter 1 923/24 von der BVP initiierte Volksbegehren zur Änderung der bayerischen 
Verfassung. Kern der Vorschläge war die Schaffung des Amts eines Staatspräsidenten für Bayern. Diese Ini­

tiative wurde als Versuch gedeutet, die Rückkehr zur Monarchie vorzubereiten. Beim Volksentscheid am 

6.4 . 1 924 wurde die notwendige Stimmenzahl nicht erreicht .  Vgl. Schönhoven, Bayerische Volkspartei ,  
S .  89 ff.; Karl Schwend, Bayern zwischen Monarchie und Diktatur. Beiträge zur bayeri schen Frage in der 
Zeit von 1 9 1 8  bis 1 93 3 ,  München 1 954, S. 2 1 2  ff. 

26 Die BVP hatte in München aufgrund der Erfahrungen bei der Kommunalwahl 1 924 auf ein erneutes Zusam­

mengehen mit der DNVP 1 929 verzichtet. Dieser Schritt ließ in der Presse Vermutungen über eine Koal ition 

zwischen BVP und SPD aufkommen. Vgl Peter Steinbom, Grundlagen und Grundzüge Münchener Kommu­

nalpolitik in der Jahren der Weimarer Republik .  Zur Geschichte der bayerischen Landeshauptstadt im 20. Jahr­

hundert, München 1 968 ,  S. 47 1 .  
27 Vgl . Dok.  1 1 6 .  
28 Vgl. Dok. 6, Anm. 40. 
29 Vgl . Dok.  90, Anm. 5 . 
30 Für den ersten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl (29.3 . 1 925 ) hatte die NSDAP Erich Ludendorff als 

Kandidaten aufgestellt, im zweiten Wahlgang (26.4 . 1 925), nach dem Verzicht Ludendorffs, zusammen mit 
DNVP, DVP und BVP Paul von Hindenburg unterstützt . Vgl. z . B .  Bd. 1 ,  Dok. 1 4- 1 6, 4 1 .  
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Staatsgerichtshof geschleppt wurde, wir haben seinen Namen in Schutz genommen. Wir ha­
ben ihm zugejubelt, als er nach München kam 3 1 und die anderen ihn verleumdeten und 
schlecht machten. Wieviele hier haben ihm ihre Stimme gegeben ! (Zuruf: Alle ! )  

Und jetzt müssen wir erleben, daß eine Umgebung des Reichspräsidenten es  fertigbringt, 

seinen Namen einer Partei zur Verfiigung zu stellen, deren Regiment Deutschland soviel Elend 

zugefügt hat, die alte Armee zerbrochen hat, das alte Reich zertrümmerte und den Herrn 

Reichspräsidenten selbst auf das gemeinste besudelt hat. 

Genauso war es, als wir hier plötzlich in der Presse lesen konnten, daß 

der Name des Kronprinzen 

in die Waagschale der andern geworfen wird. Dappelt entsetzlich, weil wir genau wußten, 

daß es nicht die Absicht des Kronprinzen ist, daß er es ablehnt, hineingezogen zu werden, und 

daß nur seine Umgebung diesen Namen der Öffentlichkeit preisgegeben hat. Das hat uns em­

pört, nicht gegen den Kronprinzen, der ist so unschuldig, wie irgend jemand, wir kennen den 

Herrn, der das gefingert hat, und plötzlich den Namen des letzten Wittelsbachers zugunsten 

der Parteien in die Waagschale warf. die einst vor elf Jahren auch das Haus Wittelsbach zer­

trümmert haben. 

Wir bekennen: Da kommt für uns Nationalsozialisten eine Grenze und das ist folgende: 
Wir Nationalsozialisten gehören zu j ener Partei, die feierlich erklärt : Die Monarchie ist durch 
die Revolution beseitigt worden, nicht durch uns .  Die Republik hat sich durch einen Gewaltakt 
eingesetzt . Allerdings haben die Parteien die Republik legalisiert. Aber wir behaupten, daß der 
Zusammensturz der Monarchie ein Verbrechen gewesen ist, das nicht etwa das Haus Hohen­
zollern oder das Haus Wittelsbach getroffen hat, sondern Deutschland. Seitdem sind wir nach 
unten gesunken. Nun haben wir Nationalsozialisten nicht aus taktischen Erwägungen, sondern 
aus anständiger Gesinnung in diesen Jahren nicht den Standpunkt verfochten: Für uns ist die 
Frage Republik oder Monarchie noch zu entscheiden, sondern wir erklärten feierlichst, daß 

wir diese Frage völlig zurückstellen. In unseren Reihen sind Kämpfer aus allen Windrichtun­
gen [sie!] unseres Vaterlandes und des Parteilebens . S ie sollen zusammenkommen können und 
ein Ziel im Auge haben: Deutschland, das deutsche Volk, das Deutsche Reich, das deutsche 
Vaterland. (Starker Beifall .) 

Dieses Bekenntnis hat uns schwersten Veifolgungen ausgesetzt. Die Bayer[ische] Volks­

partei hat mir jahrelang das Reden verboten 32, weil ich gegen den bestehenden Zustand ge­

kämpft habe (stürmische Zurufe), weil ich mich nicht auf den Boden der republikanischen Tat­

sachen gestellt habe. (Bewegung.) Sie wmfen uns jahrelang vor, wir müßten Farbe bekennen, 

Herr Hitler solle bekennen: Stellt er sich auf den Boden der Republik? Wenn nein, dann soll 

er den Mund halten, wenn ja, dann darf er reden! (Bewegung.) 

Das führte dazu, daß unsere Parteigenossen als antirevolutionär, als reaktionär, als anti-re­
publikanisch behandelt worden sind, daß Tausende und Abertausende unserer Parteigenossen 
dafür Verfolgungen ausgesetzt wurden, ihre Stellungen verloren haben, aus den Ämtern hin-

3 1  Nach seinem Amtsantritt als Reichspräsident eröffnete Paul von Hindenburg eine Rundreise durch die Länder 
am 1 2 . 8 . 1 925  mit einem Besuch in  München . Trotz schlechten Wetters hatte sich eine unüberschaubare Men­

schenmenge zu seinem Empfang eingefunden. Vgl. Münchner Neueste Nachrichten vom 1 3 .8 . 1 925 ,  " Begei­
sterter Empfang des Reichspräsidenten in München" .  

32  Vgl . Dok. 60, Anm.  1 1 . 
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ausgeworfen worden sind. Man hat Reichsbetriebe für sie gesperrt und Tausende brotlos ge­
macht 3 3 . Das haben wir ertragen aus unserer anständigen Gesinnung heraus. Ich persönlich 
kann versichern: Würde ich nach taktischen Gesichtspunkten gehandelt haben, so hätte ich 
1 9 1 8  erklärt : Die Revolution ist gemacht, die Fürsten haben sich mit ihr abgefunden, die alten 
monarchischen Parteien treten auf den Boden der Tatsachen - wir haben keinen Grund, nicht 
dasselbe zu tun, was die Bayer[ische] Volkspartei getan hat (lebh[afle] Zustimmung), und wir 
nehmen nur den Kampf auf gegen die Vernichter des Vaterlandes. Und nehmen ihnen die 
Handhabe, uns en bloc von vorneherein zu verurteilen, weil wir uns restlos auf den Boden des 
Staates stellen. 

Wenn ich das nicht getan habe,  so sind zwei Dinge die Ursache gewesen. 
Erstens, meine persönliche Einstellung. 4 1 /2 Jahre habe ich im Felde gekämpft 34 . Der alte 

König 35 hat mir gnädig die Erlaubnis gegeben, im deutschen Heere kämpfen zu dürfen 36 . Ich 

konnte nicht am 1 1 .  November [ 1918] verdammen, was ich am 9. [November 1918] als meine 

von Gott eingesetzte Obrigkeit angesehen habe. (Anhaltender Beifall ! )  Und ich konnte es 
nicht, weil die andern es verdammten. Je mehr sie brüllten und schimpften, desto mehr stand 
ich auf dem Standpunkt: j etzt erst recht nicht. Ich habe in keiner Sekunde diese Revolution an­
erkannt. Ich habe sie in keiner Sekunde auch nur als nicht strafwürdig hingestellt, sondern 
vom ersten Tag meiner politischen Tätigkeit an, als alles mit dem Strome schwamm, die These 
aufgestellt: Wir werden einmal mit den Verbrechern des 8. bis 1 1 .  November [ 1918] ab­
rechnen! 

Damit ist nicht gesagt, daß ich aus Zweckmäßigkeit oder taktischen Erwägungen für die 
eine oder andere eintreten müßte. Im übrigen kämpfe ich seit dem Jahre 1 9 1 8  37 für das deut­
sche Volk. Ich habe in einer Linie nur fortgesetzt, was ich im Jahre 1914 begonnen habe, vom 

gemeinen Infanteristen und Musketier aufivärts bis zum jetzigen Parteiführer. 

Das war ein zweiter Grund, daß es mir als schamlos erschien, etwas hinzunehmen, was das 

A usland uns diktierte. (Laute Zustimmung.) Ich stand auf dem Standpunkt, wenn die Monar­
chie sich auf das schwerste versündigt hätte, hätte man sich zuerst freimachen und sie dann 
entfernen können, um zu zeigen: Was wir tun, tun wir aus unserem Wollen und nicht, weil ein 
Franzose es wünscht ! Es schien mir damals maßlos feige zu sein, weil die ganze Meute j ohlte 
und schrie, sich da hineinzustellen und mitzuschimpfen. Ich habe mich die ganzen Jahre auf 
den Standpunkt gestellt, daß der November 1 9 1 8  ein Verbrechen ist, das noch nicht gesühnt ist. 

33 Vgl. z . B .  Dok. 57 ,  Anm. 1 5 .  

3 4  Vgl .  Dok. 6 ,  Anm. 44. 

3 5  Ludwig I I I .  ( 1 845- 1 92 1  ), 1 9 1 2  Prinzregent von Bayern, 1 9 1 3  König, 1 9 1 8. Entbindung der Beamten und Of­

fiziere vom Treueid. 

3 6  Nach eigenen Angaben hatte Hitler am 3 . 8 . 1 9 14 ,  einen Tag nach Kriegsbeginn, ein Immediatgesuch an Kö­

nig Ludwig III .  gerichtet, trotz seiner österreichischen Staatsangehörigkeit i n  die bayerische Armee eintreten 

zu dürfen. Diese Bitte soll i hm bereits am nächsten Tag erfüllt worden sein. (Vgl . Mein Kampf, Bd. 1 ,  

S .  1 72 )  I n  seinem für den Hochverratsprozeß gegen Hitler angefertigten Gutachten vom 1 3  . 1 0 . 1 924 stellte 

das Bayerische Kriegsarchiv allerdings fest, daß Hitlers Darstel lung unglaubhaft i st .  Am wahrscheinlichsten 

ist, daß Hitler in den ersten Kriegstagen als Kriegsfreiwill iger ohne Staatsangehörigkeitsprüfung in die bayeri­

sche Armee aufgenommen worden war. Vgl. Joachimsthaler, Korrektur einer Biographie, S. 1 0 1  ff. 
3 7  Zwei Tage nach Ausrufung der Räterepubl ik in München wurde Hitler Ersatz-Batai llons-Rat des Demobil­

machungs-Batail lons des 2 .  Infanterieregiments. Vgl . ebenda, S .  1 88 f. 
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Allerdings, im Laufe des Weltkrieges und des schweren Ringens von heute hat man immer 

mehr und mehr den Weg zu seinem Volk gefunden, und ich habe mich zu jener Überzeugung 

durchgerungen, daß weder die Staatsform, ja selbst der Staat [nicht] eine primäre Bedeutung 

besitzt, sondern daß 

an der Spitze das Volk 

steht. Das deutsche Volk wollen wir erhalten und [dafür] sorgen, daß es weiterlebt, nicht 

vergeht in Schimpf und Schande, nicht zu einem Sklavenjoch auf ewige Zeiten verdammt wird. 

Darin sind wir Manns genug, wir sind niemandem verpflichtet, keinem Menschen, als unse­

rem Gewissen und unserem Volk. Und die Staatsform wird einmal so kommen, wie sie dem 

deutschen Volk am meisten zuträglich ist. 

Die Monarchie hat in langen Friedensjahren ihre Vorzüge für Deutschland ausprobiert, und 
wenn das j etzige Regiment die Monarchie verdammt, so müßte es etwas Besseres herstellen. 
Das ist noch nicht geschehen. Wir können nicht erklären, daß wir die Monarchie auf Grund 
ihrer inneren Untauglichkeit ablehnen, sondern es ist denkbar, daß eine ausgezeichnete Mon­
archie unserem Volke weit mehr bietet als eine schlechte Republik; wie es denkbar wäre, daß 
eine nationalistisch durchgeführte Republik besser wäre als ein schlechtes Königtum. 

Ist die Monarchie beseitigt, dann tritt der Repräsentant und die Umgebung des Repräsen­

tanten in eine maßgebende Stellung ein. 

Es hat uns außerordentlich weh getan, daß in einem solchen Augenblick für Millionen 

Deutsche die Nennung eines alten Geschlechtes, an dem sie mit Verehrung hängen und an 

dessen Zuneigung sie unbedingt glauben, die Veröffentlichung in der Münchner Telegramm 

Zeitung ein schwerer Schlag gewesen ist. Denn sie mußten sich sagen: Wenn die Monarchie 

auf Seite der Republik steht, die bewußt die Monarchie zertrümmert, was hat es dann für 

einen Sinn, wenn der einzelne Mensch sich selbst noch in seiner Entscheidung frei hält und 

dafür schwersten Unterdrückungen ausgesetzt wird? 

Päpstlicher als der Papst kann man nicht sein. Wenn die Monarchen kein Vertrauen haben, 
sondern ihre Namen dem Nichtnationalen zur Verfügung stellen, dann wird die nationale Seite 
sich überhaupt nicht entscheiden wollen, sondern zwangsläufig dort hingedrückt, wo die Baye­

rische Volkspartei steht. Dies zu bedauern und die Gefahr aufzuzeigen, ist mein Recht, und ich 
lasse es mir nicht von einem Graf Soden bestreiten, den geht das nichts an. (Lebhafter Beifall . )  

Um so weniger, als wir alle wissen, daß nicht der Kronprinz seinen Namen hergegeben 

hat, sondern daß dieser Name ohne dessen Erlaubnis und Wissen in die Öffentlichkeit ge­

bracht wurde. (Bewegung, vielfaches Hört-hört!) Man hat später dementiert und gesagt, Herr 

Laib! 3 8  war nicht berechtigt 39  ! Also sie geben selbst zu, daß nicht der Kronprinz es gewollt 

hat. Wer sind dann die, die es gewollt haben ? 

Es ist wie immer, wenn Fürstenhöfe zugrunde gehen, daß der Großteil der Schuld nicht an 
den Trägem der Krone, sondern in deren Umgebung zu suchen ist. 1 9 1 8  wäre Bayern nicht 

38 Martin Loibl ( 1 869- 1 933 ), Besitzer des "Neuburger Anzeigeblattes" ,  1 905- 1 9 1 8  MdL in Bayern (Zentrum), 

1 924 MdR (BVP) .  

39  Loibl hatte am 27 . 1 0. 1 929 in  einer Rede i n  Donauwörth erklärt, d ie  Meinung des Kronprinzen Rupprecht 

zum Volksbegehren eigenmächtig, ohne vorherige Abstimmung mit dem Kronprinzen, bekanntgegeben zu 

haben (vgl .  Dok.  9 1 ,  Anm. 1 5 ) .  Vgl . Münchner Neueste Nachrichten vom 28 . 1 0 . 1 929, " Die Haltung des 

Kronprinzen Rupprecht" . 
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zugrunde gegangen, wenn die höchste Umgebung nicht so schmählich versagt hätte. Der alte 

König hat wirklich nicht die Schuld, wenn damals in Bayern von einem ostgalizischen Ju­

.den 40 das Königtum gestürzt werden konnte. Die Schuld hatten die, die sich damals vor ihren 
König hätten stellen müssen. Auch jetzt können wir immer wieder sehen, wie das Gewicht 
eines solchen Namens von einer Umgebung in unverantwortlicher und leichtfertiger Weise für 
parlamentarische Zwecke verwendet wird. 

Ich stelle mir vor, ein Kabinettschef, der es zuließ, daß der Name des Kronprätendenten 

überhaupt in diesen Konflikt hineingezogen wird, hätte den Beweis seiner Unzulänglichkeit 

erbracht. Ein Kabinettschef, der diesen Namen hingibt, um feststellen zu müssen, daß er nicht 

autorisiert war, ihn preiszugeben, ist für mich unverständlich. Es gibt Dinge, die, wenn sie 

einmal gemacht sind, nicht mehr repariert werden können. 

Wenn ein Vertreter des bayerischen Königshauses eine Münchner Telegramm Zeitung als 
Publikationsorgan benutzt, wenn das Haus Wittelsbach sich in einer Telegramm Zeitung äu­
ßert, wenn ein Tschuppik 4 1  Sachwalter, j ournalistischer Verteidiger des Hauses Wittelsbach 
wird (Zurufe: Pfui Teufel ! )  - glauben Sie mir, ich persönlich sage vor aller Öffentlichkeit, daß, 
wenn diese Umgebung dieses Verfahren weiterhin übt, sie dem Kronprinzen einen Schaden 
zufügt, der nicht mehr gutgemacht werden kann. Nicht wir tun das, sondern diese Umgebung, 
wenn sie nicht schleunigst umkehrt und dafür sorgt, daß der Name des Kronprinzen herausge­
zogen wird aus diesen traurigen politischen Streitigkeiten und Kämpfen. 

Und diese Umgebung untersteht sich, mir einen Vorwurf zu machen, wenn ich mich an 

meine Parteigenossen wende und sie auf den unerträglichen Zustand aufmerksam mache, die 

Monarchie offen zu lassen [sie!], um von den Vertretern derselben angegriffen zu werden. 

Das ist ausschließlich meine Sache als Führer der nationalsozialistischen Bewegung. 

In den letzten 1 1  Jahren hat trotz der Tätigkeit dieser Herren die Festigung der Republik 
Weimarer Verfassung [sie!] dauernd Fortschritte gemacht. Das einzige, was dem gegenüber 
standhielt, war unsere Bewegung. Und wir dürfen uns schon ausbitten, daß nicht ein Kabi­
nettsverwalter hergeht und mit uns zu spielen versucht. (Beifall .) Für uns ist ein bayerisches 
Königshaus nicht identisch mit einer Dynastie Soden oder Prinz Oettingen 42 . (Beifall .) 

Wie es wirklich war 

Und wenn dann jemand zu mir kommt und mich bittet (der Herr sitzt unter uns 43) :  "Glau­

ben Sie mir, der Kronprinz ist an alledem unbeteiligt, ich weiß das zu genau, er hat gar nichts 

40 Gemeint ist Kurt Eisner ( l  867- 1 9 1 9), Journalist, 1 898- 1 905 Redakteur des "Vorwärts" ,  1 907- 1 9  l 0 Chefre­
dakteur der "Fränkischen Tagespost " ,  1 9 1 7  Führer der USPD in München, 1 9 1 8/ l 9 bayerischer Ministerprä­
sident, am 2 1 .2 . 1 9 1 9  ermordet. 

4 1  Walter Tschuppik ( 1 899- 1 955 ), Journalist, 1 926- 1 93 3  Chefredakteur der "Süddeutschen Sonntagspost" ,  1 93 3  
Verhaftung, anschließend Emigration, 1 93 5 - 1 939 Journalist u n d  Verleger in Prag, 1 949 Chefredakteur der 

"Abendzeitung" in München. 
42 Eugen Prinz (seit 1 930  Fürst und Herr) zu Oettingen-Oettingen und Oettingen-Wallerstein ( 1 885- 1 969), bis 

1 930  Chef der Hof- und Vermögensverwaltung des Kronprinzen, Vorsitzender des Verwaltungsrats des Wit­
telsbacher Ausgleichsfonds, Vorsitzender der Landesabtei lung Bayern der Deutschen Adelsgenossenschaft. 

43 Gemeint ist  der Maler und Radierer Karl Reiche) ( l  874- 1 944), auf dessen Gut bei Micheldorf an der Krems 
in Oberösterreich Kronprinz Rupprecht Anfang 1 9 1 9  nach seiner Flucht aus Bayern Aufnahme gefunden 
hatte .  Vgl. Sendtner, Rupprecht von Wittelsbach, S. 439 f. 
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damit zu tun, das hat nur die Umgebung gemacht, halten Sie das zurück - ich werde versu­

chen, sofort Klärung zu verschaffen " - dann sagt der Kabinettschef, der König [sie!] wäre be­

droht worden 44 ! Kronprinz Rupprecht sei bedroht worden, wenn ich mich bewegen lasse, 

eine Anordnung an meine Partei hinauszugeben, die nur das andeutet, was die Bayerische 

Volkspartei vollzogen hat. Entweder die Herren sind bar aller Logik oder böswillig. 

Wieder bedient man sich der [Münchner] Telegramm Zeitung und sagt: Das ist ein Bevoll­
mächtigter von mir 45 ! Nein, der Herr ließ sich von mir nie bevollmächtigen! Er ist nur der 

Bevollmächtigte seines Herzens gewesen. Aus treuer Anhänglichkeit an seinen kronprinzli­

chen Freund hat dieser Herr sich bemüht, ein Mißverständnis aus der Welt zu schaffen. Wir 

werden im Prozeß alles haargenau nachweisen 46 ! (Stürmischer Beifall ! )  Ich freue mich, 
wenn die Herren einzeln herausrücken müssen mit der ganzen inneren Mache dieses V orge­
hens . Weil nämlich zugleich auch der Kronprinz wieder vollkommen frei vor allen unseren 
eigenen Parteigenossen stehen wird. 

Denn in unserer Partei sind viele, die von links gekommen sind und erklären : Wenn wir 
schon nicht Stellung für die Republik nehmen dürfen, so erwarten wir mindestens, daß wir 
von der anderen Seite nicht angegriffen werden. Diese Parteigenossen werden sehen, 

wer die treibende Kraft gewesen ist 

und wer vollkommen unschuldig in diese verhängnisvollen Angriffe hineingezogen wurde. 
Wenn die [Münchner] Telegramm Zeitung schreibt: Das habe nur die Kanzlei Hitler erklärt 47, 
daß geklagt wird, so sage ich ihr: 

Es ist schon geklagt! (Lebhafter Beifall ! )  
Bei uns ist das nicht so, daß die Kanzlei etwas tun könnte, was ich nicht weiß. (Stürmischer 

Beifall ! )  
Wir werden uns hier i m  Prozeß-Saal treffen und nachweisen, 1 .  wer bedroht hat, 2 .  wo­

durch bedroht worden ist, 3. wer unter die Räuber geschickt worden ist, und 4. wer einen Be­

auftragten geschickt hat. 

Nicht ich habe einen Beauftragten nach Berchtesgaden geschickt, sondern Graf Soden hat 

hier angerufen und dringendst gebeten, ihn zu sprechen! Also das reine Gegenteil von dem, 

was die Presse versichert. (Große Bewegung. Zurufe: Judenbande!) 

Glauben Sie, ich würde mich dabei nicht aufualten, wenn nicht jene Gründe mitspielen wür­
den, die ich angeführt habe, daß es mir persönlich entsetzlich wäre, mich umstellen zu 
müssen. Wenn man auf mich schlägt, dann glauben Sie nicht, daß ich mich nicht zu Konse­

quenzen bewegen lassen könnte. 

44 Bezieht sich auf die Schlagzei le der Münchner Telegramm Zeitung vom 1 ./2 . 1 1 . 1 929 : "Hitler bedroht den 

Kronprinzen Rupprecht" .  

45 Vgl . ebenda. 

46 Hitlers Klage gegen den Schriftleiter der "Münchner Telegramm Zeitung" ,  Karl Rabe, wegen Beleidigung und 

dessen Widerklage wurden am 1 4 . 1 . 1 930 verhandelt. Hitler und Karl Rabe wurden zu je  einer Geldstrafe in 

Höhe von 400 RM verurteilt, Hit ler hatte ein Viertel ,  der Angeklagte drei Viertel der Gerichtskosten zu tra­

gen . Vgl .  Bd. I I I/3 sowie Hoser, Hintergründe der Münchner Tagespresse, S. 672 ff.; Politik in  Bayern 1 9 1 9-
1 93 3 .  Berichte des württembergischen Gesandten Carl Moser von Fi lseck . Hrsg. und kommentiert von Wolf­

gang Benz, Stuttgart 1 97 1 ,  S. 229 f. 
47 Münchner Telegramm Zeitung vom 4. 1 1 . 1 929, "Hitler und der Kronprinz" . 
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Der Gedanke, daß es trüben Kräften wirklich gelingt, zwischen die große, nationale Front  

und Repräsentanten des alten Deutschland einen Keil hineinzutreiben, ist unerträglich. Des­

halb wollen wir diese Personen entlarven und vor Gericht der Öffentlichkeit preisgeben. (Leb­

hafter Beifall.) Sonst hätte ich keinen Grund. 

Denn unsere Bewegung marschiert, was ist ihr eine " [Münchner] Telegramm Zeitung" , ein 
Graf Soden, ein Prinz Oettingen, was ein Mann namens Loibl? (Große Heiterkeit.) Glauben 

Sie, daß die nationalsozialistische Partei von solchen Erscheinungen in ihrem Siegeszug auf 

gehalten werden kann oder die Bewegung, die heute vor uns steht, dadurch abgestoppt wer­

den könnte?  (Zurufe: Im Gegenteil ! )  Die Herren täuschen sich. 
Mit dem Volksbegehren treten wir in eine neue große Epoche ein. 

Es wird gearbeitet werden wie niemals zuvor. Wir wollen Millionen und Millionen Deut­
sche (stürmischer Beifall) zur Wahlurne schleppen. Wenn die Wahl vollzogen ist, glauben Sie 
dann nicht, daß am nächsten Tag die Ruhe eintreten wird ! Wie ich beim Volksbegehren sagte, 
so auch hier: 

Im Dezember oder Januar wird der Volksentscheid fallen 48 , wieder wird eine Schlacht be­
endet sein, aber der Kampf geht weiter. Er geht weiter Tag um Tag, Woche um Woche, Monat 
für Monat, Jahr für Jahr. 

Ich bin überzeugt, daß, wenn die große Stunde kommt, in der das ganze Volk antritt zur Er­

kämpfung seiner Freiheit, kein kleiner Geist sich mehr dazwischen schieben soll, und eine 

Harmonie hergestellt sein wird des deutschen Volkes vom kleinsten Mann in kleinster Hütte 

bis hinauf zum größten. Und es wird vor uns stehen nicht mehr ein Volk der Young-Front oder 

der Front des Volksbegehrens, sondern 

ein Volk des deutschen Begehrens, 

das da besagt: Frei wollen wir sein, Brot wollen wir haben, gebt uns Raum, oder ihr stoßt 

an unser Schwert! (Anhaltender, stürmischer Beifall.) 

7. November 1929 

" Graf Sodens Kabinettspolitik im Dienste der Young-Front" 
Schreiben an Joseph Graf Soden-Fraunhofen 

VB-Sondernummer (Nr.  258a) vom 7 . 1 1 . 1 929,  "Offener Brief Adolf H itlers an den Grafen Soden " .  

Herr Graf Soden ! 

Dok. 94 

S ie haben sich, Herr Graf, als Kabinettschef seiner Kgl .  Hoheit des Kronprinzen Rupprecht 
von Bayern veranlaßt gesehen, mich in der "Münchner Telegramm Zeitung" persönlich auf 
das schwerste anzugreifen, zu verdächtigen und zu verleumden 1 . Das Nachfolgende ist meine 
Entgegnung und meine Rechtfertigung. 

48 Der Volksentscheid war auf den 22 . 1 2 . 1 929 angesetzt . 

Vgl . Dok. 93 ,  Anm. 44. 
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Wenn ich mich nunmehr als Einleitung mit dem Young-Plan 2 sowie den Gründen meiner 
Ablehnung dieses Ediktes beschäftige, dann geschieht es, weil in ihm ja auch der Anlaß für 
den von Ihnen begonnenen Kampf zu suchen ist. Ich sage ausdrücklich: nur der Anlaß, denn 
die Ursache liegt natürlich tiefer. 

Als im November 1 9 1 8 , vorbereitet durch die zersetzende Tätigkeit sozialdemokratischer 
Minierarbeit und bewegt von den lügenhaften Versicherungen marxistisch-demokratischer und 
zentrümlerischer Parteiführer unser Volk die Waffen niederlegte 3 , begab es sich auf eine 
Bahn, die nur nach unten führen konnte. Mit der Unterzeichnung des Waf!enstillstandsvertra­

ges 4 verzichtete man zum ersten Mal auf die Sicherung des Bestehens unseres Volkes und 

Reiches durch Mittel eigener Kraft und setzte an Stelle dessen die Hoffnungen auf fremde 
Versicherungen, Erklärungen, auf ein fiktives Recht - und nicht zum letzten - auf die eigene 
Unschuld sowie auf den redlichen Vorsatz, in Zukunft noch mehr als früher der Welt ein Bei­
spiel und Vorbild friedlicher Gesinnung geben zu wollen. Den W arnern hielt man entgegen, 
daß, nachdem die Waffe die Freiheit nicht zu sichern vermocht hätte, nunmehr die Arbeit an 
ihre Stelle treten müßte. Fleißige, hingebungsvolle Arbeit, Sparsamkeit und Opferwilligkeit 
sollten nicht nur die Mittel zur Befriedigung der feindlichen Ansprüche schaffen, sondern die 
feindlichen Völker und deren Regierungen allmählich überzeugen, daß das kommende 
Deutschland den früheren Gedankengängen von der Notwendigkeit der Macht, endgültig ent­
sagt habe und deshalb einer anderen Behandlung würdig sei als das überwundene. "Durch Ar­
beit zur Freiheit" sollte die Parole dieses kommenden Deutschlands sein 5 . 

Die neue Parole 

wurde von Millionen sehender Deutschen sofort als wahnwitzig und verhängnisvoll 
erkannt. Sie widersprach jeder bisherigen historischen Erfahrung. 

Nicht einen einzigen Fall vermag uns die Geschichte in den halbwegs übersehbaren letzten 

siebentausend Jahren zu zeigen, in dem ein Volk auf dem Wege friedsamer Erfüllung feindli­

cher Ansprüche wieder zur Freiheit gekommen wäre. 

Statt dessen lehrt uns die Geschichte unzweideutig, daß Völker, die eine gewisse Zeit Tri­

bute leisteten, sich an diese Leistung ebensosehr gewöhnten, wie die Empfänger der Tribute 

an den Empfang. Ja, im Laufe der Zeit empfindet der S ieger die Fortdauer der Tributleistung 
ebensosehr als sein "Recht" ,  wie sie umgekehrt das tributäre Volk infolge des Fehlens der 
Macht zu Rechtlosigkeit verdammt und damit aber auch innerlich langsam entkräftet. Denn so, 

wie jedes Recht an eine Macht gebunden ist, führt jede auf die Dauer ertragene Entrechtung 

auch zu einer inneren Machtschwächung. Solche Völker gehen im Sklavensinn unter. Ihre Tri-

2 Vgl. Dok. 4 I ,  Anm. I I ; Dok. 54,  Anm. 5 .  

3 Vgl . Dok. 6, Anm. 40. 

4 Vgl . Dok. 30 ,  Anm. 4 .  

5 Reichskanzler Gustav Bauer äußerte am 22 .6 . 1 9 1 9  vor der Unterzeichnung des Versai ller Friedensvertrags in 

einem Aufruf unter anderem: "Nur dank einer Vertragstreue bis zur Grenze unseres Könnens, nur aus aller 

Entschlossenheit zum Zusammenbleiben in der deutschen Schicksalsgemeinschaft, nur im Willen zur Arbeit 

in  allen Schichten, nur mit Disziplin - so schlimm das Wort heute vielen klingt - und Pflichtbewußtsein kann 

aus dieser Stunde noch eine Zukunft für uns erwachsen . "  Druck: Ursachen und Folgen. Band I I I :  Der Weg in 

die Weimarer Republik, Berl in o .  J . ,  S .  3 8  I .  
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butleistung prägt ihnen auch seelisch und geistig den Stempel der Hörigkeit auf. Der hörige 
S inn aber macht sie immer noch reifer für die Ertragung ihres Joches. Wenn daher Völker wi­
derspruchslos sich erst einmal zu dem Gedanken bekennen, durch Tributleistung zur Freiheit 
gelangen zu können, wird dieser Gedanke zu ihrem Verhängnis. Am Ende steht dann eine 

Sklavenmasse vor uns, die schon infolge ihres Sinns und Wesens die Freiheit gar nicht mehr 

verdient! 

Zusammenbrechende Völker werden ihren Sturz natürlich immer gewissen Ursachen zu­
schreiben können. Immer wird irgend jemand verantwortlich sein für den Verfall .  Liegt der 
Grund in der ungenügenden Rüstung, so sind militärisch unzulängliche Erscheinungen dafür 
verantwortlich und müssen beseitigt und durch bessere ersetzt werden. Ist ein Volk in seinem 
allgemeinen Leichtsinn schuld am Unglück, ist die Regierung verpflichtet, diesen Leichtsinn 
zu beheben und, wenn nötig, mit Rutenschlägen auszutreiben. S ind aber Regierungen selbst 
oder auch Regierungssysteme die verantwortlichen Vernichter eines Reiches, dann muß sich 
das Volk ihrer entledigen und für einen besseren Ersatz Sorge tragen. Berufen für diese Reini­

gung sind dann alle diejenigen, die in sich den besseren Charakter des Volkes verkörpern und 

die Kraft und Fähigkeit zu dieser Mission besitzen. Verantwortlich sind damit aber j ene, die in 
sich diese Fähigkeiten und Tugenden vereinigen, weil sie dann verpflichtet sind zur Erfüllung 
dieser Aufgabe. Wenn Völker sich nach außen einer unwürdigen sklavischen Haltung befleißi­

gen, ist es Pflicht ihrer besseren Kräfte, einer solchen Gesinnung äußersten Widerstand ent­

gegenzusetzen, damit nicht der Fehler der tatlosen Unterwerfung nach außen zum selben Feh­

ler im Inneren führe. Denn so wie es falsch ist, zu meinen, daß unterwürfige Demut und ge­
duldige Arbeit den S inn äußerer Bedrücker ändert und zur Nachgiebigkeit mildert, so ist es 
aber ebenso unrichtig, im Innern zu glauben, daß Nachgiebigkeit und geduldige Erfüllung sei­
ner staatsbürgerlichen Pflichten im S inne des unterwürfigen Tragens seiner Steuerlasten 
schlechte Regierungsgrundsätze zu besseren verwandeln, schlechte Systeme in gute oder 
schlechte Menschen in anständige umgestalten könnte. So wie es nach außen nur die Möglich­
keit des Kampfes gibt, so auch im Innern. Die Waffen können dabei verschiedene sein, doch 
müssen sie es nicht ! Unterwürfigkeit einem schlechten Regierungssystem im Innern gegen­

über, kann zu gar nichts anderem führen als zur zusammenaddierten Unterwürfigkeit auch 

nach außen. Starker Freiheitsdrang und Nationalstolz eines Volkes äußern sich innen und 

außen gleich. 

Es hat deshalb in einem Volk keiner ein Recht, über die Versklavung nach außen zu jam­

mern oder den mangelnden Mut des Widerstandes zu beklagen, der nicht im Innern mutig den 

Erscheinungen des Verfalls ebenfalls den Kampf ansagt! Und jene "Klugheit" ,  die in der 
Nachgiebigkeit nach außen liegen soll und die ein Clausewitz einst als Feigheit kennzeich­
nete 6, ist auch im Innern genau so zu brandmarken: Die Klugheit nämlich, sich Zuständen zu 
fügen, die an sich verderblich sind, aber vom augenblicklich Stärkeren ausgehen. Daß der 

Klügere nachgibt, war zu allen Zeiten ein Kompliment des Feiglings zum Schwächling oder 

umgekehrt. 

6 Clausewitz griff in seiner Bekenntnisdenkschrift von 1 8 1 2  diejenigen an, die bereit waren, "das System der 

Feigheit öffentl ich zu bekennen und die verpesteten Grundsätze desselben tägl ich zu predigen" . Vgl . Dok. 48 ,  

Anm.  l .  
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Wenn Völker sich einer fremden Unterdrückung fügen, wird dies ohne allen Widerspruch 
natürlich niemals abgehen. Die Verfechter der Unterwerfung aber haben den Versuch des Wi­
derstandes immer damit abgetan, daß sie weniger die Notwendigkeit eines solchen bestritten 
als die Zeit und den Anlaß hierfür "als nicht gegeben" erachteten. Es klingt gut und männlich, 
dann zu sagen, daß man natürlich ebenfalls für den Kampf sei, aber nur in einem anderen Au­
genblick. Für den Feigling kommt erfahrungsgemäß dieser Augenblick ja doch niemals. Fast 
nie kann der Erfolg eines Kampfes im voraus mit S icherheit berechnet werden. Ja, die Größe 

eines Sieges liegt nicht zum letzten in der Größe der Widerstände, die überwunden worden 

waren. 

Man streiche doch aus der Weltgeschichte alle im Erfolg fraglichen Kämpfe, und die größ­

ten Siege der Menschheit [sie!] wären nie erfochten worden. 

Der Schwächling wird dabei immer gerade seine Zeit und seinen Augenblick als ungeeignet 
für den Beginn eines Widerstandes empfinden und feststellen und statt dessen mit Bedauern 
bemerken, daß die Vergangenheit den günstigen Moment versäumt und er demgemäß erst wie­
der in der Zukunft eingeholt und gutgemacht werden könne. Er wird Anlässe unerträglicher 
Art an sich stets verdammen, aber nie in ihnen die Berechtigung oder gar die Pflicht zum Be­
ginn eines Widerstandes sehen wollen. Und wird jemand trotz alledem einen solchen Wider­
stand fordern, dann wird er feierlichst - wenn die Notwendigkeit des Widerstandes an sich gar 
nicht mehr bestritten werden kann - zumindest die "Methode" als verfehlt bezeichnen und 
deutlich sichtbar von ihr abrücken. Alles in allem genommen aber wird aus solchen Herzen 

heraus niemals einer Nation die Kraft zur Abschüttelung eines fremden Joches zufließen. Im­
mer werden sie die Träger der Verzagtheit und der Erfüllung sein. S ie zu überwinden ist die 
innere Voraussetzung für die Überwindung des äußeren Feindes. 

Heute ist der deutsche Geist, die deutsche Seele, aber auch der deutsche Wille und damit 

auch die deutsche Kraft 

im Innern gefesselt. 

Wer diese Ketten bricht, schafft erst das gewaltige Element zum Kampf nach außen. 

Die Frage, ob nun ein gewisser Zustand des Verfalls oder der Unterdrückung einen berech­
tigten Anlaß zum Widerstande ergebe, wird von Schwächlingen stets und immer verneinend 
beantwortet werden. Denn sowie erst einmal der Nacken unnötigerweise gebeugt wurde, las­
sen sich nur zu leicht Gründe finden, daß nach Ertragung der ersten Demütigung der Wider­
stand wegen einer zweiten wenig Sinn mehr habe. Ist die Unterwerfung aber ein zweitesmal 
vollzogen, so sind in den Augen des Schwächlings die Bedenken gegen ein Aufbäumen bei 
einem dritten Anlaß nur noch mehr berechtigt. 

Und so steigert jede Unterwerfung die Bereitwilligkeit zu weiteren, da die Größe der bis­

her gebrachten Opfer stets erneut abgewogen wird und dann immer mehr gegen die A ufnah­

me des Kampfes wegen eines einzelnen weiteren Opfers spricht. 

Wenn nun Regierungen diesen Weg einschlagen, darf ihnen das Volk nicht folgen. Es ist 

dann Pflicht und Schuldigkeit aller einsichtigen und mutvollen Menschen, eine solche Ent­

wicklung zu verhindern. Und sie dürfen, was sie dann der Regierung im Großen vorwerfen, 
nicht im Innern selbst wiederholen. Sie dürfen niemals "die Zeit als nicht gegeben" oder die 
"Methoden als nicht richtig" ansehen, wenn der Anlaß an s ich gebieterisch nach einem Ein­
griff schreit ! 
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Seit zehn Jahren hat Deutschland ein Verdikt nach dem anderen entgegengenommen. Es ist 

eine Lüge unsrer offiziellen Regierungspropaganda, es so hinzustellen, als ob sich im Laufe 

dieser Zeit die Lasten etwa verringert hätten. Das Gegenteil davon ist wahr. Erst schloß man 
den Waffenstillstand auf der Basis der vierzehn Punkte eines Wilson 7 . Dann forderte man ei­
ne "Wiedergutmachung" ,  die damals mit 30 bis 40 Milliarden angegeben wurde 8 . Bis zum 
Dawes-Pakt erhöhte s ich diese Forderung schon auf über 1 00 Milliarden 9 . Im Young-Plan er­
reicht die zu unterzeichnende Verpflichtung bereits 1 3 8  Milliarden. Das heißt: 

Die laufende A uspressung Deutschlands der letzten zehn Jahre hat unsere Verpflichtungen 

nicht vermindert, sondern dauernd erhöht 1 0 ! 
Es ist der größte geschichtliche Beweis dafür, daß eine politische Schuld durch Arbeit 

überhaupt nicht abgetragen werden kann. Ebenso ist es eine Lüge, daß Deutschland fähig sei, 
diese Lasten auch nur zu tragen. Was unser Volk bisher an Tributen leistete , kam nicht aus sei­
nem Einkommen, sondern aus seiner Verschuldung 1 1 . Die Annahme des Young-Planes be­

deutet die langsame Veräußerung des gesamten deutschen Nationalvermögens. Das Ender­

gebnis wird nicht nur die Unmöglichkeit der Erfüllung dieses Vertrages sein, sondern zu­

gleich eine ewige Zinsbelastung unseres Volkes aus Anleihen, die als Hypotheken auf unserem 

Nationalvermögen lasten. Das deutsche Volk wird unter dieser Robotarbeit 1 2  und an diesen 

Zehnten 1 3  zugrunde gehen. 

Aber nicht nur wirtschaftlich ist dieser Vertrag unerfüllbar, er ist vor allem politisch uner­
träglich. 1 1  Jahre nach Kriegsende, in einer Zeit, da es vor aller Welt sonnenklar zu Tage l iegt, 
daß Deutschland nicht schuld gewesen sein kann am Kriege 1 4, soll erneut auf der Basis der 

gemeinsten und verkommensten Selbstbezichtigung aller Zeiten ein Vertrag abgeschlossen 

werden, der Kind und Kindeskinder bis in die fernste Zukunft zu Hörigen stempelt. 

7 Vgl . Dok. 73 ,  Anm. 4 .  
8 Artikel 23 1 bis 244 bildeten unter der  Überschrift "Wiedergutmachungen" Teil VI I I  des  Versailler Friedens­

vertrags vom 28 .6 . 1 9 1 9 . � 12 der Anlage I I  verlangte die sofortige Ausgabe von Inhaberanweisungen im 

Wert von 20 Mill iarden Goldmark, einzulösen bis zum Mai 1 92 1  ohne Verzinsung, und die Ausgabe von In­

haberanweisungen mit 2,5 bis  5% Verzinsung, deren Tilgung 1 926 beginnen sollte, weitere Anleihen zu 

nochmals 40 Mill iarden Goldmark wurden für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen. Die Festlegung der end­

gültigen Reparationssumme sollte 1 92 1  durch einem interall i ierten Ausschuß erfolgen. Druck: RGBI .  1 9 1 9 , 
S. 985 -995 , 1 009. 

9 Auf der Konferenz von Boulogne (2 1 ./22 .6 . 1 920) hatten die All i ierten zunächst eine Reparationssumme vom 

269 Mil l iarden Goldmark festgelegt, die auf der interal l i ierten Konferenz in  Paris (24. bis 29 . 1 . 1 92 1 )  auf 226 
Mill iarden verringert wurde. Der Dawes-Plan (vgl .  Dok. 1 ,  Anm. 1 5 ) legte die endgültige Summe der Repara­

tionsleistungen nicht fest. Vgl . Gerd Meyer, Die Reparationspolitik. Ihre außen- und innenpolitischen Rück­

wirkungen. In: Karl Dietrich Bracher, Manfred Funke und Hans-Adolf Jacobsen (Hrsg.) ,  Die Weimarer Re­

publ ik  1 9 1 8- 1 93 3 .  Politik, Wirtschaft, Gesel lschaft, Düsseldorf 1 987, S .  327-342, S .  330 ff. 

1 0  Vgl .  Dok. 50, Anm. 9 .  
1 1  Daß Deutschland d ie  Reparationen nicht wie  geplant aus Leistungsbilanzüberschüssen, sondern durch Ver­

schuldung bezahlte, machte die Revision des Dawes-Plans unumgänglich. Vgl. Meyer, Reparationspol itik, 

S .  3 3 8  f. 
1 2  Robot. S lawisch: Frondienst. 
1 3  Wiederkehrende Abgabe. Seit dem 1 3 .  Jahrhundert auch Geldabgabe. Seit Mitte des 1 9 . Jahrhunderts aufge­

hoben bzw. abgelöst. 

14 Vgl .  Dok. 28, Anm. 4 . 
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Wir erwarten von den heute Regierenden nichts anderes, als daß sie diesen Vertrag unse­
rem Volke empfehlen und selbst unterzeichnen. Wer im Jahre 1 9 1 8  unter dem Satze, daß die 
deutschen Fahnen nicht mehr siegreich aus dem Krieg zurückkehren dürfen 1 5 , unser Volk 
entwaffnete und wehrlos der internationalen Hochfinanz preisgab 1 6 , kann heute nicht seine 
machtpolitische Wiederauferstehung wünschen. 

Sie wollen unser Volk wirtschaftlich und seelisch zu weißen Weltnegern [sie!] machen. 

Das ist das Ziel der jüdischen Rasse, die heute über Deutschland herrscht. 
Im Dienste der Verwirklichung dieses Zieles sehen wir nun in Deutschland eine Koalition, 

die von der Sozialdemokratie bis zur Deutschen Volkspartei reicht. 
Es ist notwendig, Herr Graf Soden, die Front derer, die für den Young-Plan kämpfen und 

aus deren innerster, seelischer und geistiger Verfassung er erwachsen ist, kurz zu kennzeichnen: 
a) Die sozialdemokratische Partei. Sie lehnt die heutige Gesellschaftsordnung ab, lehnt den 

Staat und seine gesitteten Einrichtungen ab . S ie bekämpft in ihrer letzten Konsequenz jegli­
chen Glauben, j a, sie versucht den Gottesbegriff an sich zu zerstören 1 7 . Sie lehnt grundsätz­

lich die Monarchie als Staatsform ab 1 8, bezeichnet ihre Träger entweder als Verbrecher oder 

Trottel, ihre Anhänger als reaktionäre Lumpen oder Idioten. Sie protestiert gegen die Idee des 
Rechtes, der Selbstwehr und Verteidigung 19 und verschüttet alle Quellen, aus denen die Kraft 
zur nationalen Behauptung der Völker kommen kann. Sie leugnet die Bedeutung der Persön­
lichkeit, verwünscht die Gesundheit des Blutes, tritt ein für Massenregiment und Blutverpe­
stung ! Sie zerstört die große Linie der Entwicklung unserer Kultur, verleugnet und bekämpft 
die geistigen Schöpfer derselben, besudelt alle großen Heroen volksgebundener Herkunft, mö­
gen sie Dichter oder Denker, Staatsmänner oder Feldherren, Gelehrte oder Künstler, Könige, 
Fürsten oder Kaiser sein. Ihr Kampf gilt jeder gesunden Organisation, angefangen von der 

Familie bis zum Staat. 

b) Die [Deutsche] Demokratische Partei 20. Sie ist in allem und jedem Wegbereiterin des 

Marxismus, sie deckt ihn und hofft mit ihm gemeinsam Nutznießerin des Verfalls der Völker 

sein zu können. In ihrem Finanzjudentum ist der geistige Kopf zu sehen, dem die marxisti­

schen Fäuste die brachiale Gewalt liefern. Sozialdemokratie und Demokratie sind in Wirk­
lichkeit eines und dasselbe, nur in ihrer Verschiedenartigkeit berechnet auf die Unterschied­
lichkeit des Wissens, der B ildung des Charakters und der Stellung der Menschen ! 

1 5 Vgl .  Dok. 1 4, Anm. 2 1 .  
1 6  Vgl . Dok. 6, Anm. 40. 
17 Auf dem Magdeburger Parteitag der SPD im Mai 1 929 war es zu heftigen Diskussionen über das Verhältnis 

zwischen der Partei und den Kirchen gekommen. Die Forderung nach einem für Parteifunktionäre obligatori ­

schen Kirchenaustritt konnte jedoch nicht durchgesetzt werden. Vgl. Heinrich August Winkler, Der Schein 

der Normalität. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik 1 924- 1 930, Berlin 1 985 , S. 640 f. 
1 8  Das Heidelberger Programm der SPD von 1 925 forderte die "Abwehr aller monarchistischen und mil itäri­

schen Betrebungen" .  Druck: Mommsen, Parteiprogramme. Zweiter Tei l ,  S. 464 . 
1 9  Zum Wehrprogramm der SPD vgl . Dok. 6, Anm. 3 8 .  
2 0  A m  20 . 1 1 . 1 9 1 8  durch Zusammenschluß der Fortschrittl ichen Volkspartei mit Teilen der Nationalliberalen 

Partei gegründet. Vgl. Lothar Albertin, Liberalismus und Demokratie am Anfang der Weimarer Republ ik .  

Eine vergleichende Analyse der Deutschen Demokratischen Partei und der Deutschen Volkspartei ,  Düssel­

dorf 1 972; Druck des Parteiprogramms vom Dezember 1 9 1 9 : Mommsen, Parteiprogramme. Zweiter Teil ,  

S .  508 ff. 
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c) Das Zentrum vertritt rassepolitisch, wirtschafts- und staatspolitisch genau dieselben Zie­
le, unter Mißbrauch der Religion als Köder für die gedankenlose Masse 2 1 . Es ist ein treuer 
Schildknappe der marxistischen Führer und bereit, für den Bestand der eigenen Partei j eder­
zeit Gegenwart und Zukunft des Deutschen Reiches zu opfern. Selbst der A theismus des Mar­

xismus hindert nicht, die engste Verbindung einzugehen, wenn dem politischen Egoismus da­

durch geschäftliche Vorteile in Aussicht stehen. Der deutsche Marxismus ist ein Zentrum auf 
atheistischer Grundlage, das Zentrum ein Marxismus mit religiösen Vorspiegelungen! 

d) Die Deutsche Volkspartei ist eine bürgerliche Bewegung, das heißt, politisch charakter­
los, mehr feige als schlecht und in der Anhängerschaft mehr gedankenlos als gemein. Ihr na­

tionaler Gott heißt: Wirtschaft 22. 

e) Die Bayerische Volkspartei ist ein Teil des Zentrums, nicht aus prinzipiellen Erwägun­
gen davon getrennt, sondern nur durch den Zwang der Rücksichtnahme auf die besondere 
Veranlagung ihres hauptsächlichsten Wählermaterials 23 . Es ist aber ihr Ziel, durch unermüd­

liche Bearbeitung dieser Wahlmasse [sie!] die besondere Eigenart zu nehmen, um sie wieder 

zurückzuführen zur gemeinsamen Zentrumspartei. 

Diese Parteien sind es, die im wesentlichen Träger des Young-Plan-Gedankens sind, die 
diesen Plan verteidigen und in seiner Annahme einen Segen und ein Glück für die deutsche 
Zukunft sehen wollen. 

Seit zehn Jahren regieren, wenn auch in verschiedenen Koalitionsverhältnissen, diese Par­
teien. Sie sind verantwortlich für alles, was in diesen zehn Jahren geschah und auch heute 

noch geschieht. 

Diesen Parteien der Young-Front gegenüber hat sich nun eine 
Front gemeinsamer Abwehr 

gebildet. 
Die Verbände und Parteien der nationalen Opposition nehmen in ihren Programmen ver­

schiedene Stellungen ein, allein sie sind sich wenigstens in einigen ganz großen Zielen einig: 

Sie wollen ein starkes Reich, ein blutmäßig gesundes Volk, Ehre und Freiheit. 

Sie werden nun vielleicht, Herr Graf, bemerken, daß Sie das alles nicht interessiert und 
Ihnen das alles gleich ist. Und doch ist dann aber zumindest eines für Sie nicht gleich, der S ie 
nun einmal durch irgendein unerforschliches Schicksal zum Kabinettschef eines Kronprinzen 
avanciert sind, der zumindest in Ihren Augen berechtigter Anwärter auf eine Krone sein müßte. 

2 1  Das Zentrum entstand 1 87 1  als politische Organisation des deutschen Katholizismus. Zur Rolle des Zentrums 

in der Weimarer Republik vgl . Morsey, Zentrumspartei ;  Ruppert, Im Dienst am Staat von Weimar; Druck des 

Parteiprogramms vom 30. 1 2 . 1 9 1 8 : Mommsen, Parte iprogramme. Zweiter Teil ,  S. 48 1 ff. 

22 Am 1 5 . 1 2 . 1 9 1 8  aus Teilen der Nationall iberalen Partei gegründet. Vgl . Lothar Döhn, Politik und Interesse. 

Die Interessenstruktur der Deutschen Volkspartei ,  Meisenheim am Glan 1 970; D ruck der Grundsätze vom 
Oktober 1 9 1 9 : Mommsen, Parteiprogramme. Zweiter Tei l ,  S .  5 1 9  ff. 

23 Die BVP wurde am 1 2 . 1 1 . 1 9 1 8  auf einer Tagung in Regensburg als Ableger des bayerischen Zentrums ge­

gründet, zu der der Direktor der Landwirtschaftl ichen Zentralgenossenschaft bayerischer Bauernvereine, 

Georg Heim, der Landtagsabgeordnete Sebastian Schl ittenbauer und der Kreissekretär des Oberpfälzischen 

Bauernvereins, Georg Klier, die Vertrauensleute der Christlichen Bauernvereine eingeladen hatten. Vgl . 
Schönhoven, Bayerische Volkspartei , S .  1 7  ff.; Druck des Parteiprogramms vom November 1 9 1 8 : Momm­

sen, Parteiprogramme. Zweiter Tei l ,  S. 502 ff. 
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Nämlich, es kann für Sie nicht gleichgültig sein, wie sich diese beiden großen Gruppen zur 

Frage 

Monarchie oder Republik 

verhalten. Und da, Herr Graf, steht eines zweifelsfrei vor aller Welt fest: 
Sämtliche Parteien der Young-Front haben sich ohne Vorbehalte zumindest auf den Boden 

der Tatsachen gestellt und die Republik als die gegebene Staatsform eindeutig anerkannt. Ja, 

ein Teil dieser Parteien hat mitgeholfen, das Haus Wittelsbach vom Thron zu stoßen, während 

der andere die Tat als zu Recht geschehen bestätigt und entgegengenommen hat. Die Sozial­
demokratie hat den Herrscherthron, dessen letztem Prätendenten S ie als Kabinettschef zuge­
teilt sind, zusammengeschlagen, die Bayerische Volkspartei aber sieht das neue Regiment als 

"von Gott eingesetzte " und "von Gott gewollte Obrigkeit " an 24. 

Daran, Herr Graf, kann alle Sophisterei und Wortklauberei nichts ändern! 
Demgegenüber stehen heute in der Front des Volksbegehrens diejenigen Verbände und 

Parteien, die entweder überhaupt die Monarchie als richtige Staatsform anerkennen oder zu­
mindest die Revolution des Jahres 1918 verdammen und ihr Werk als nicht zu Recht beste­

hend ablehnen. Die nationalsozialistische Bewegung aber hat niemals einen Zweifel darüber 

gelassen, daß sie im Falle ihres Sieges die staatspolitischen Meuterer und A ufrührer des Jah­

res 1918 - und zwar die Führer und nicht die Geführten - in Haft nehmen und aburteilen las­

sen wird. Die nationalsozialistische Bewegung hat bisher die Frage Republik oder Monarchie 
nicht berührt, sie ist aber die erbittertste Feindin der Vernichter des alten Reiches und be­
kennt, daß sie ohne Vorurteil bei der Prüfung der Staatsform ausschließlich von Zweckmäßig­
keitsgesichtspunkten ausgehen wird. S ie sieht in der Erhaltung unseres Volkstums den Zweck 

unseres Daseins sowie die Aufgabe dieser Partei .  Staat und Staatsform haben nur diese Mis­
sion zu erfüllen und werden am Grade ihrer Vorzüglichkeit für diese Aufgabe gemessen. 

Das, Herr Graf, sind die Tatsachen. 
Obwohl ich nun persönlich der Auffassung bin, daß der Kampf gegen den Young-Plan eine 

Frage aufwirft, zu der j eder moralisch verpflichtet ist, Stellung zu nehmen, kann ich mir nun 
immerhin vorstellen, daß ein besorgter Kabinettschef seinem Könige oder einem Kronprinzen 
Neutralität anrät . "Klug" ,  Herr Graf, ist das natürlich nicht. 

Die Klugheit königlicher Ratgeber besteht eigentlich schon darin, den zu beratenden Herrn 

auf jene Kräfte aufmerksam zu machen, die nach menschlicher Einsicht die kommenden Trä­

ger der geschichtlichen Entwicklung sein werden. 

Das erfordert allerdings mehr als einen normalen Durchschnittsverstand. Wer diesen nicht 
besitzt, hat auch kaum den Instinkt, ihn woanders zu wittern. Im Gegenteil !  Es war zu allen 
Zeiten so, daß die Beschränktheit zur Warnerin vor einem überlegenen Können wurde. Bei 
Fürsten inbesonders ist  es nicht selten, daß eine wohlbestallte Umgebung das geruhsame Le-

24 Das Parteiprogramm der BVP vom November 1 9 1 8  beginnt mit den Worten : "Die Mitglieder der Bayerischen 

Volkspartei betrachten den gegenwärtigen staatspol itischen Zustand Bayerns, wie er durch die Ereignisse in 

der Nacht vom 7 .  zum 8. November [ 1 918] in  München geschaffen wurde, als eine gegebene geschichtl iche 

Tatsache . "  Im Oktober 1 922 war das Programm ergänzt worden. Zur Frage der Staatsform wurde jetzt gefor­

dert: "Anerkennung des Rechts der Einzelstaaten, in Rahmen der Reichseinheit ihre Verfassung und Staats­

form nach dem freien Willen des eigenen Volkes zu regeln . "  Vgl. Mommsen, Parteiprogramme. Zweiter Tei l ,  

S .  502 ff. 
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ben des kleinen Hofbetriebs den Aufregungen, die ein Kampf um Größeres mit sich bringt, 
vorzieht. Der Genuß der sicheren Hofpfründe eines nirgends anstoßenden Kronprätendenten 
ist für kleine Hofmarschälle wesentlich bekömmlicher als der Ruhm eines Kampfes um einen 
Thron, der seine Quittung statt aus der Privatschatulle vielleicht auch auf dem Schafott erhal­
ten könnte ! Nun bin ich überzeugt, Herr Graf, daß Sie sich einbilden, ein vorzüglicher Verwal­
ter der derzeitigen Güter Seiner Königlichen Hoheit zu sein, aber daß Sie auf keinen Fall be­

rufen sind mitzuhelfen, dem Hause Wittelsbach erneut ein Land Bayern zu erobern. Das müß­

te aber eigentlich doch Ihre A ufgabe sein. 

Ich, Herr Graf, bin nur ein Kämpfer für mein Volk. S ie sind Kabinettschef des letzten baye­

rischen Kronprätendenten und müßten eigentlich für diese Krone kämpfen. Ich weiß, daß Sie 
mir da im Geiste zur Antwort geben werden, daß Sie sich selbst dieser Aufgabe nicht gewach­
sen fühlen : Aber dann, verehrter Herr Kabinettschef, dürften Sie zumindest nicht verwirt­
schaften, was als Fonds für die Erfüllung dieses Zieles anderen übrig bleibt. Was S ie, Herr 
Graf, getan haben, kann nicht von einem Kabinettschef, sondern höchstens von einem Haus-, 
Hof- ,  Küchen- und Kellerverwalter verantwortet werden. 

Es war, wie gesagt, nicht klug, Ihren hohen Herrn in einer Frage zur stillschweigenden Ab­
lehnung zu veranlassen, deren Bej ahung ihm zumindest jenen Deutschen erst recht nahege­
bracht haben würde, die den Bruch mit der alten Tradition noch nicht restlos vollzogen haben. 
Allein, da ein solcher Entschluß eine außerordentliche Fähigkeit der Beurteilung der Entwick­
lung der Zukunft voraussetzen würde und Ihnen, Herr Graf, diese Fähigkeiten ersichtlich feh­
len, war es vielleicht richtig, Ihren königlichen Herrn, den Kronprinzen Rupprecht, zu bewe­
gen, der Sache des Volksbegehrens für seine Person fernzubleiben. 

Was Sie aber, Herr Graf Soden, unter gar keinen Umständen als Kabinettschef des Königs 

[sie!] tun durften, das war, das Gewicht des Namens des letzten Trägers [sie!] des Hauses 

Wittelsbach in die Waagschale jener Front zu werfen, die elf Jahre vorher den alten König 

vom Throne stieß, ja außer Landes jagte 25 . 

Ob Kronprinz Rupprecht für das Volksbegehren eintreten sollte oder nicht, kann verschie­
den beurteilt werden. Daß Sie, Herr Graf Soden, aber den Namen des Kronprinzen gegen das 

Volksbegehren auszuspielen den Mut hatten, stempelt Sie in meinen Augen zu einem ebenso 

unfähigen wie 

schädlichen Vertreter königlicher Interessen. 

Und der weitere Erfolg Ihrer Tätigkeit wird vor der Geschichte dereinst die Richtigkeit die­
ses meines Urteils noch bestätigen. 

Ich stelle zunächst folgendes fest: Als ich davon erfuhr, daß Oberst von Lenz 26 (nicht im 
Auftrag des Reichs- oder Landesausschusses für das Volksbegehren, - denn dieses lag über-

25 Nachdem am Abend des 7 . 1 1 . 1 9 1 8  die Wache der Münchner Residenz auseinandergelaufen war, floh König 

Ludwig l l l .  nach Schloß Wildenwart im Chiemgau. Wenig später rei ste er nach Schloß Anif bei Salzburg 

weiter, wo er am 1 3 . 1 1 . 1 9 1 8  die Beamten und Offiziere vom Treueid entband.  

26 Hermann (seit  1 9 1 7  Ritter von) Lenz ( 1 872- 1 959) ,  1 892 bayerischer Leutnant, 1 9 1 1 Major, Lehrer an der 

Kriegsakademie, 1 9 1 7  Oberstleutnant, Chef des Generalstabs der 6. (bayerischen) Armee, 1 92 1  Verabschie­

dung als Oberst, 1 920 Führer der Zeitfreiwil l igenverbände in  München, 1 92 1 - 1 923 Führer des Zeitfreiwill i­

genkorps (Organisation Lenz), Apri l  1 92 3  Beitritt zur Arbeitsgemeinschaft der Vaterländischen Kampfver­
bände, 1 929- 1 93 3  Führer des Stahlhelms in Bayern. 
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haupt noch gar nicht vor) versuchte, für die Ablehnung des Young-Planes die Namen bedeu­
tender deutscher Männer auch aus Bayern zu erhalten und dabei an den Kronprinzen Rup­
precht dachte, warnte ich davor, indem ich dies als nicht zweckmäßig bezeichnete. Ich war 
überzeugt, daß bei der Mittelmäßigkeit der ratgebenden und verantwortlichen Umgebung des 
Kronprinzen die Folgen eines solchen Hervortretens nur ungünstige hätten sein können. Die 
Umgebung schien mir nicht aus dem Holz geschnitzt, um den aus einem solchen Vorgehen si­
cher kommenden Angriffen die notwendige Abwehr entgegenzusetzen. Ich habe deshalb vor 

diesem Verfahren gewarnt, und tatsächlich hat der Reichsausschuß auch mit dieser Sache 

nichts zu tun !  

Obwohl Ihnen, Herr Graf, das ganz genau bekannt ist, schreiben Sie doch i n  Ihrem Artikel 

in der Münchner Telegramm Zeitung, durch ihren Mittelsmann Herrn Laib!, daß der Reichs­

ausschuß an seine Königliche Hoheit herangetreten sei. Es ist dies 

die erste Unwahrheit! 

Ich brauche mich nicht über das famose Zusammenspiel, dem der Artikel des Reichstagsab­
geordneten Loibl die Geburt verdankt, hier auszulassen. Diese Zusammenhänge werden im 
Gerichtssaal aufgezeigt und beweisen, daß Sie den Träger des Namens Wittelsbach in den 

Dienst der demokratisch-marxistischen Kampffront gestellt haben 27. Es ist dies eine Erniedri­
gung, für die man Sie, wenn schon nicht guillotinieren, dann aber zumindest pensionieren 
sollte ! 

So kam jener einfach für unmöglich gehaltene Zustand, 
daß der Name des Kronprinzen von Bayern von marxistischen Schandblättern als Beweis 

für die Richtigkeit von deren Politik angeführt werden konnte. 

Ich weiß nicht, Herr Graf, ob Sie die zahllosen Dokumente freudig erregter Zustimmung aus 
den gemeinsten Lumpenzeitungen, die wir in Deutschland überhaupt haben, auch Ihrem "Hohen 
Herrn" zur gnädigen Einsicht unterbreitet haben. Ich weiß es nicht, aber ich glaube es kaum! 

Als ich von diesem Meisterwerk Ihrer Kabinettskunst, Graf Soden, durch eine Münchener 
Boulevardzeitung 28 zum ersten Male Kenntnis erhielt, war ich natürlich empört und mit mir 
ungezählte andere. Und die Empörung hatte ihre Wurzel noch gar nicht in der Tatsache der 
Veröffentlichung dieser Auffassung des Kronprinzen an sich, als vielmehr in der Überzeu­
gung, daß hier in unverantwortlicher Weise der Name des Königs [sie!] mißbraucht wurde. 

Denn wenn auch Kronprinz Rupprecht, angeregt durch Ihre Ratschläge und beeinflußt durch 
Ihren Vortrag, das Volksbegehren als nicht geeignet, weil aussichtslos, angesehen haben soll­
te, dann zweifelte doch von uns allen keiner auch nur eine Sekunde daran, daß er damit noch 

lange nicht seinen Namen zu ungunsten der nationalen Front und zugunsten der marxistisch 

geführten hergeben würde. Diese Veröffentlichung konnte nur ohne Wissen des Kronprinzen 

erfolgt sein, und verantwortlich dafür war dann nur einer: 

Graf Soden. 

Nach diesem unglaublichen, ohne Wissen und ohne Absicht des Kronprinzen durch Sie er­
folgten Angriff gegen die nationale Front der Opposition, war eine Stellungnahme von meiner 
Seite aus selbstverständlich. 

27 Vgl. Dok. 93, Anm. 46 .  

28 Gemeint ist d ie  "Münchner Telegramm Zeitung".  
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Die Selbstaufgabe der Monarchie und ihre Folgen 

Die Monarchie kann, solange sie besteht, vielleicht, unabhängig sein von ihrem jeweiligen 
Repräsentanten. Es ist das Bemerkenswerte dieser Einrichtung, daß in normalen Zeitläufen 
auch kleine Geister ertragen werden. Es ist damit aber nicht gesagt, daß sie dieser Idee da­
durch nicht auch Schaden zufügen könnten. Jede Serie der Mittelmäßigkeit sollte deshalb von 
Zeit zu Zeit von einem überragenden Kopf abgelöst werden. Dynastien, die nur mehr Mitte/­

mäßiges an den Thron bringen, gehen daran endlich doch zugrunde. Es ist nicht nötig, daß 

Könige Genies sein müssen, wichtig aber, daß sie Menschen mit gesundem Menschenverstand 

sind und sich zumindest Ratgeber suchen, in denen sich ergänzt, was den Königen fehlt. Es ist 
aber traurig oder zumindest bemerkenswert, daß gerade Höfe zu allen Zeiten eine förmlich 
magnetische Anziehungskraft auf Menschen ausübten, deren Fähigkeit im übrigen Leben 
kaum zur Bekleidung bescheidener Posten gelangt haben würde. Bemerkenswert aber weiter, 
daß die mangelnden Fähigkeiten dieser Höflinge nicht selten ihre Ergänzung oder ihren Ersatz 
fanden in einer überreichlich zugemessenen Arroganz, wodurch j ene Erscheinungen aus 
Dummheit und Stolz gezeugt wurden, die man unter dem Titel Hofschranzen 29 zusammen­
faßte. Diese Spezies tragen in 99 von 100 Fällen Schuld und Verantwortung für den Verfall 

von Monarchien und den Sturz von Königen. 

Wenn also die Monarchie als Staatsform auch eine gewisse Zeit bei schlechter Repräsen­
tanz durch die oberste Spitze zu bestehen vermag, dann kann aber zumindest niemals durch 

eine Mittelmäßigkeit die Monarchie geschaffen werden oder erneut erstehen. Bis zum Jahre 
1 9 1 8  konnte man so und so lange mit Ratgebern von Ihrer Qualität und Ihren Ausmaßen, Herr 
Graf, auskommen, ohne daß der Staat sofort zerbrach, nachdem er aber am Ende an der Un­

möglichkeit solcher Erscheinungen doch zerschellte, ist an eine Wiederauferstehung unter 

solcher geistiger Leistung wirklich nicht mehr zu denken. Man sage deshalb nicht, daß die 
monarchische Idee unabhängig sei vom jeweiligen Träger. Höchstens solange die Monarchie 
besteht, teilweise und zeitweise. Ist sie aber erst einmal vergangen und die Republik an ihre 

Stelle getreten, dann ist die monarchische Idee überhaupt nurmehr eine Frage der Qualität 

ihres Trägers, und dazu ist in erster Linie mit die Umgebung zu rechnen [sie'] . 

Man kann in Deutschland keine monarchische Idee vertreten, ohne einen Monarchen im 

A uge zu haben. Ohne einen würdigen Kronprätendenten ist die monarchische Idee nichts an­

deres als eine sentimentale Erinnerung, die sich niemals in die Wirklichkeit umgestalten läßt, 

weil dann eben der geborene Monarch als Person in Erscheinung treten muß. 

Die nationalsozialistische Bewegung hat die Revolution des Jahres 1 9 1 8  nicht anerkannt 
und wird es nie tun. Ich erkläre aber hiemit feierlichst, daß unser Kampf ausschließlich 

dem deutschen Volke 

gilt. Nicht der Republik als Staatsform und nicht der Monarchie als Staatsform. Soll 
Deutschland j emals zur Monarchie zurückkehren, dann ist für uns die Qualität des Monarchen 

von ausschlaggebener Bedeutung. Niemals werden wir bereit sein, eine Monarchie zu restau­

rieren, um einen Ludwig den XVIII. [sie!] in den Sattel zu heben 30. Überhaupt sind in der Ge-

29 Verächtlich für: Höfling. 

30 Mit König Ludwig XVI I I .  ( 1 755 - 1 824), dem Bruder des 1 792 hingerichteten König Ludwig XVI . ,  wurde 

1 8 1 4 die Monarchie in Frankreich wiedereingesetzt . Trotz seines absolutistischen Anspruchs gewährte Ludwig 
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schichte die Begriffe Republik und Monarchie stets nebeneinander vorhanden. Republiken 
werden abgelöst, wenn sie die Interessen der Völker weniger wahren, als es ein einzelner er­
sichtlich zu tun vermag. Die Kraft des einen überwindet die Schwäche des anderen. Monar­

chien, die geistige Größen, wie z. B. einen Grafen Soden oder einen Prinzen Oettingen als 

verantwortliche Ratgeber des Throninhabers besäßen, würden durch Revolutionen vernichtet, 

und die Republik träte dann an ihre Stelle. Republiken, die sich zur Minderwertigkeit unseres 
heutigen demokratisch-marxistischen Regiments herabbegeben, können wieder Könige erhal­
ten. Doch ist mir kein Fall der Geschichte bekannt, in dem die Ratgeber eines solchen Über­

winders der Republik dem Format der Beamten der heutigen Kabinettskanzlei des Kronprin­

zen Rupprecht von Bayern entsprochen hätten. 

Die nationalsozialistische Bewegung hat bisher die Stellungnahme des einzelnen zur Frage 

Republik oder Monarchie vollkommen offen gelassen. Sie hat dadurch aber ihre Anhänger 

vielen Unbilden ausgesetzt, von denen die Mitglieder jener Parteien verschont bleiben, die 

sich zur Republik als heute gegebener Staatsform bekannt haben oder bekennen. 

Wenn nun künftighin es möglich ist, daß das Gewicht des königlichen Namens des Kron­
prinzen von Bayern von der Kabinettskanzlei aus, ohne Widerspruch in die Waagschale der 
Parteien geworfen wird, die entweder die Monarchie stürzten oder zumindest die Republik als 
Staatsform anerkannten, dann besteht künftighin keine innere Veranlassung mehr, die Ange­
hörigen einer Oppositionspartei gegen die Vernichter des deutschen Volkes Verfolgungen aus­
zusetzen, nur weil sie selbst diese Anerkennung der Republik (wie es zum Beispiel die Bayeri­
sche Volkspartei getan hat) noch nicht vollzogen haben. 

Der Gedanke einer Restauration ist damit absurd geworden, wenn die Träger einer sol­

chen Idee sich selbst mehr hingezogen fühlen zu den bewußt republikanischen Parteien als zu 

jenen, die in dieser Frage noch ungebunden sind. 

Es ist weiter aber unsinnig, dann noch in einer Zeit solche Hoffnungen überhaupt zu hegen, 
in der die Festigung der Republik als Staatsform und Idee bereits derartige Fortschritte ge­
macht hat, daß im Kampf gegen die nationale Opposition die hervorragendste Vertretung des 

Königsgedankens - und das müßte die Umgebung der Könige sein - die republikanische Idee 

mit ihrer Unterstützung legalisiert. 

Als Führer der nationalsozialistischen Bewegung habe ich mich deshalb nach Kenntnisnah­
me des durch den Grafen Soden und seine Mitarbeiter veranlaßten Angriffs gegen die natio­
nale Opposition zugunsten der auf dem Boden der Republik stehenden Young-Parteien ent­
schlossen, in der mir unterstellten Presse die Unzweckmäßigkeit einer weiteren Fortsetzung 
unserer heutigen unpartei ischen Haltung zu erörtern 3 l .  

Es ist eine unerhörte Anmaßung, Herr Graf Soden, wenn Sie nun sich unterstehen, mir vor-
zuwerfen, daß dies eine 

Bedrohung des Kronprinzen von Bayern 

sein soll .  
Was ich, Herr Graf Soden, in meiner Partei veranlasse oder nicht veranlasse, geht Sie gar 

nichts an. Ich verbiete [sie!] es mir, in meinen Entschlüssen Ihrer Beaufsichtigung unterstellt 

XVIII. die mit l iberalen Elementen versehene "Charte constitutionnel le" .  Seit 1 820 überl ieß er die Regierungs­
geschäfte seinem reaktionären Bruder Karl . 

3 1  Vgl . Dok. 9 1 .  



452 7. November 1 929 Dok. 94 

zu werden. Ich verbiete mir weiter j ede Zensur, und dies um so mehr, als Ihre geistigen Quali­
täten vielleicht genügen, die letzten Reste des Ansehens eines königlichen Hauses preiszuge­
ben, aber kaum, um vielleicht auch nur die kleinste Ortsgruppe der nationalsozialistischen Be­
wegung im Freiheitskampf zu führen. Sie, Herr Graf verwirtschaften durch Ihre Unfähigkeit 

und Ihre miserablen Ratschläge das Ansehen eines Königtums, und wir erarbeiten dem deut­

schen Volk zumindest wieder jene Achtung, die man denjenigen zollt, die sich nicht bedin­

gungslos unterwerfen. Denn ganz gleichgültig, wie S ie, Herr Graf, unseren Kampf gegen den 
Young-Plan beurteilen, in Frankreich wird man uns sicher mehr hassen als j ene, die diesen 
Plan unterwürfig und geduldig entgegennehmen. Im Völkerleben scheinen uns Haß und Ach­
tung genauso miteinander verwandt zu sein wie Verachtung mit freundlicher Liebe ! 

Wenn ich, Herr Graf Soden, die nationalsozialistische Partei im Jahre 1 918 genauso wie 

die anderen überhaupt als republikanische begründet hätte, dann hätte ich nur dieselben Tat­

sachen anerkannt, vor denen auch Sie sich gefügig beugen. Denn Sie haben seit dem Jahre 

1918 n icht zum Widerstand geraten, aber wir haben seit zehn Jahren nichts als Widerstand 

gepredigt. 

Ob die nationalsozialistische Bewegung monarchisch ist oder nicht monarchisch, republi­
kanisch oder nicht republikanisch, ist zunächst ausschließlich deren eigene Sache. S ie können 
sich dann unsertwegen darüber freuen, und S ie können es auch beklagen. Diese Bewegung 

aber ist auf keinen Fall die Ihre, und was sie tut, geht Sie deshalb nichts an und kann Sie auch 

gar nichts angehen. Denn wenn sie heute ebenfalls, wie die Bayerische Volkspartei, die Repu­

blik hundertprozentig anerkennen würde, dann hätten Sie erst recht kein Recht, von einer "Be­

drohung" zu reden. 

Die Nationalsozialistische Partei ist nicht geschaffen worden, um ein Instrument für geistig 
vertrocknete alte Hofschranzen abzugeben. S ie kämpft für das deutsche Volk und seine Zu­
kunft. Und nur wer sich diesem Volk entgegenstellt, wird einst von ihr "bedroht" sein. 

Sie werden, Herr Graf Soden, im Prozeßsaal versuchen müssen, mir den Beweis zu erbrin­

gen, womit und wodurch ich den bayerischen Kronprinzen bedroht haben soll, und ich werde 

Ihnen den Beweis liefern, daß diese Behauptung eine glatte Unwahrheit ist, für die das Kabi­

nett die Verantwortung trägt. 

Und dann schreiben Sie weiter, Herr Graf, in der von Ihrem monarchischen Auge für das 
Haus Wittelsbach zum publizistischen Organ ausersehenen "Münchner Telegramm Zeitung" ,  
daß i ch  einen "Unterhändler" ,  einen 

"Mittelsmann " 

zum König [sie!] mit einem "Ultimatum" geschickt hätte. Alles vom Anfang bis zum Ende 

eine glatte Verdrehung. 

Sie sind so bescheiden und verschweigen zunächst den Namen des "Mittelsmanns" ,  den ich 
geschickt haben soll. Und Sie tun sehr gut daran, hochweiser Herr Graf und Hofberater, denn 

es ist Ihnen genau bekannt, daß der fragliche "Mittelsmann " kein Nationalsozialist ist, son­

dern im Gegenteil ein 

persönlicher Freund des Kronprinzen 32. 

32 Karl Reiche! .  
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Nicht ich habe diesen Herrn veranlaßt, mit Ihnen zu sprechen, sondern dieser Herr hat 

mich gebeten, mit der Veröffentlichung meiner Stellungnahme, von der er Kenntnis erhielt, zu 

warten, da nach seiner Meinung und Überzeugung der Kronprinz an allem vollkommen un­

schuldig sei und nur durch seine Umgebung der Mißbrauch seines Namens erfolgte. 

Und dieser Herr, der nicht Mitglied meiner Partei ist, den ich aber trotzdem persönlich 
hochschätze, und der lediglich aus Besorgtheit für den Kronprinzen handelte, bat mich, damit 
kein Unrecht geschähe, den Artikel für meine Parteigenossen so lange hinauszuschieben, als 
die Drucklegung dies ermöglichte. 

Ich willigte ein, diese Bitte zu erfüllen, dem Manne gegenüber, von dem ich wußte, daß er 

einst in bösen Tagen der 

Gastgeber des Kronprinzen 

gewesen war, in jenen Tagen, als die heutigen Young-Parteien, auf deren Seite Sie sich 

stellen, die Monarchie zerbrachen 3 3 . Ich tat es weiter in der Erwartung, daß, wenn der Kron­

prinz vom eigenmächtigen Schritt seiner Umgebung Kenntnis erhalten würde, ein Dementi kä­

me. Denn in Wirklichkeit wurde Millionen von Deutschen damit ein schweres Unrecht zuge­
fügt. Und zwar zugefügt durch Sie, Herr Graf! 

Sie schreiben in Ihrem neuen Organ des Hauses Wittelsbach, daß unter den Gründen, die 
mein "Mittelsmann" für sein Ultimatum angeführt hätte, auch der gewesen sei, daß die Natio­
nalsozialistische Partei einst gegen die Fürstenenteignung aufgetreten wäre 34, wobei s ich hin­
terher dieser Kampf als taktischer Fehler erwiesen hätte. Herr Graf, reden Sie nicht von unserer 
damaligen Haltung, die Sie ersichtlich nie verstehen ! Für S ie war die Verwendung des Namens 
des Kronprinzen, also der Mißbrauch dieses Namens, durch den "taktischen" Zweck geheiligt. 
Wir haben einst nicht eine Sekunde an "taktische Erwägungen" gedacht . Denn es ist möglich, 
daß vielleicht Sie, Herr Graf, einige Monate gebraucht hätten, um die "taktischen Nachteile" 
eines Kampfes gegen die Fürstenenteignung für uns herauszufinden. Wir aber, Herr Graf, 
waren uns darüber nicht eine Sekunde im unklaren. Doch ebensowenig sind wir auch nur eine 

Sekunde schwankend gewesen darüber, daß es Dinge gibt, in denen nicht "taktische Zweck­

mäßigkeit", sondern der einfache Anstand entscheidet. Wir sind deshalb trotz aller "taktischen 

Nachteile " gegen die Fürstenenteignung aufgetreten, weil wir das andere als unanständig an­

gesehen hätten. Und da unterscheiden wir uns, Herr Graf Ich pfeife auf jede billige Populari­

tät und werde stets das tun, was ich vor meinem Gewissen als richtig ansehe, und mögen Sie 

meinetwegen um mich jaulen und brüllen und mich verdammen, soviel Sie wollen! 

Herr Graf Soden ! Meinen Freunden und mir ist mehr als ein Urteil des Kronprinzen Rup­

precht über die Parteien bekannt, die heute in der Young-Front sitzen, dessen Veröffentli­

chung zum Beispiel in einer Wahlzeit für diese Parteien vernichtend sein würde. A lle "takti­

schen Erwägungen " könnten vielleicht dafür sprechen, nur ein einziger Grund ist dagegen, 

Herr Graf. nämlich unsere anständige Gesinnung. Und deshalb wird nie ein Wort über unsere 
Lippen kommen. Jawohl, deshalb ganz allein. 

Ich glaube gern, daß Sie das nicht begreifen können, Herr Graf! So lassen Sie sich das eine 
gesagt sein: Der einzige Grund, der den Herrn, den S ie als meinen "Mittelsmann" zu bezeich-

33 Vgl. Dok. 93, Anm. 43 .  
34 Vgl . Dok .  9 1 ,  Anm.  1 8 . 
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nen belieben, zu seinem Schritt bewogen hat, war ebenfalls nicht "taktischer" Natur, sondern 
entsprang desgleichen nur der anständigen Gesinnung und den Gefühlen treu ergebener 

Freundschaft für den Kronprinzen. 

Daß er sich aus diesem Gefühl heraus bemühte, ein Dementi der von Ihnen eigenmächti­

gerweise veranlaßten unseligen Erklärung zu erreichen, lag bei diesem Herrn nicht in der 

Sorge um meine Bewegung begründet, als vielmehr in der Sorge für seinen kronprinzlichen 

verehrten Freund. 

Es war die Angst, daß der Kronprinz Rupprecht von Bayern durch Ihre Handlungsweise 
mit in eine Front hineingedrängt würde, mit der er innerlich schon aus Sauberkeitsgründen 
heraus nichts zu tun haben kann. Es war weiter die Angst, daß die nicht augenblickliche Fest­
stellung des am Kronprinzen begangenen Unrechtes diesen mit dem Unrecht identifizieren 
mußte und daß der Kronprinz dadurch ohne jedes eigene Verschulden in einen Konflikt ge­

drängt wurde oder zumindest in Gegensatz geriet zu Menschen, die sich bisher dem Schicksal 

unserer deutschen Monarchen gegenüber am anständigsten verhalten haben. Denn die mehr 
als 4 Millionen Männer und Frauen, die sich zum Volksbegehren einzeichneten 3 5 , und hinter 
denen viele Millionen anderer stehen, haben in ihrem Inneren am allerwenigsten zu tun mit 
den Verbrechern des Novembers 1 9 1 8 . A lle diese Menschen aber müssen es als eine förmliche 

Treulosigkeit empfinden, wenn in ihrem Kampf um die Freiheit des deutschen Volkes ihnen 

von solcher Seite aus in den Rücken gefallen wird! 

Dafür haben Sie, Herr Graf, vielleicht kein Verständnis. Und so fehlt Ihnen natürlich auch 
die Empfindung, daß ein Dementi, das nicht eindeutig und klar vor Abschluß der Wahl er­
schien, von j edem anständigen Menschen als ein unaufrichtiges Manöver aufgefaßt werden 
mußte. Als eine der üblichen kleinen Kabinettsschiebungen, mit denen man schon früher so 
viel Ansehen der Kronen verpraßt hat. 

Mißbrauch eines Königswortes zum Schaden der deutschen Front 

Wenn ich mich nun, Herr Graf, bewegen lasse, eine entsprechende Antwort an meine Par­
teigenossen, aus dem Gefühl einer anständigen Objektivität heraus, hinauszuschieben in der 
Hoffnung, daß eine klare Feststellung des Sachverhaltes einem diesen Schritt ersparen würde, 
dann haben Sie die Stirne, dies in Ihrer Boulevard-Gazette als 

Ultimatum 

zu bezeichnen ! ?  
Natürlich, Herr Graf Soden, habe ich auch einen Fehler gemacht. Ich hätte dem Herrn, der 

mich bat, zunächst keine Folgerungen für die Partei aus Ihrem Vorgehen zu ziehen, antworten 
sollen: Auch ich glaube, daß der Kronprinz von Bayern persönlich diesen Angriff gegen die 
nationale Front nicht veranlaßt hat, allein, es ist dessen Sache, dies richtigzustellen, und nicht 

meine Sache, nach Entschuldigungen zu suchen. Ein Kabinett, das es fertigbringt, den Namen 
des Trägers eines königlichen Hauses in solcher Weise zu mißbrauchen, wird auch kein Ver­
ständnis für eine solche Zurückhaltung unsererseits aufbringen. Im Namen des Kronprinzen 
wurden wir angegriffen, ich ziehe für meine Partei die Konsequenzen, und Seine Königliche 

Hoheit kann, wenn er es für notvvendig findet, die seinen ziehen, das heißt, den für diesen Un­

fug verantvvortlichen Menschen seiner Umgebung maßregeln und entfernen. 

35 Vgl. Dok. 92, Anm. 2. 
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Das, Herr Graf, hätte ich antworten sollen, und die Kenntnis der Dinge, die mir unterdes 
zuteil wurde, wird mich in Zukunft davor bewahren, noch einmal bei solchen Angelegenheiten 
auf Anstand zu rechnen, so lange S ie Ihr Amt bekleiden ! 

Im übrigen wird Ihnen vor Gericht bewiesen werden, daß das, was S ie als "Ultimatum" be­
zeichnen, sogar textlich nur ein "Vorschlag" war und 

Sie selbst in einem mir offiziell zugestellten Schreiben eines Beauftragten Ihrer Kanzlei 

versicherten, daß es sich um einen Textentwurf gehandelt habe 36 ! 
Wenn Sie weiter erklären, daß der "Mittelsmann" ausdrücklich von mir "bevollmächtigt" 

gewesen sei, so ist dies wieder eine Verdrehung, denn ich habe ihm nur auf dessen B itten ver­
bindlich versichert, daß ich solange meinen Artikel zurückhalte, bis entweder eine Richtigstel­
lung gekommen oder die Zeit zur Drucklegung eingetreten sei ! Das war aber dann meine 

eigene Angelegenheit und die Angelegenheit meiner Partei, die Sie, Herr Graf überhaupt 

nichts anging. 

Wenn Sie weiter in Ihrem Artikel, Herr Graf erklären, daß ich gedroht hätte, im Falle der 

Nicht-Annahme des von Ihnen erdichteten Ultimatums die Monarchie auf das schwerste anzu­

greifen, so ist auch das wieder eine Unwahrheit. Die Monarchie braucht man gar nicht anzu­
greifen, solange sie solche Vertreter hat, wie Sie, Herr Graf! Ich könnte mir gar keinen fürch­
terlicheren Angriff gegen die nationalsozialistische Bewegung denken, als wenn ich Männer 
wie Sie auch nur als Schreiber in den Dienst unserer Bewegung annehmen müßte. Gnade der 

Herrgott einer Monarchie, deren Berater das Renommee des Königs [sie!] so verwirtschaften, 

wie Sie es in diesem Falle getan haben ! Die ihren König so schlecht informieren und zu so un­
glücklichen Äußerungen veranlassen und diese geschäftig weitertragen und dann im Leicht­
s inn noch der Öffentlichkeit zur Kenntnis bringen, wie Sie, Herr Graf, es taten !  

Was Sie als Ultimatum bezeichnen, war nur  in  Wahrheit die durch den Anstand nun einmal 

gegebene zeitliche Begrenzung. 

Zu ungunsten des Volksbegehrens haben Sie, Herr Graf das Wort des Königs [sie!] der 
Öffentlichkeit vermittelt, ohne hierzu beauftragt, ja auch nur ermächtigt gewesen zu sein. 

Pflicht des Anstandes wäre es gewesen, ein klares Dementi in höchster Eile zu bringen, um 

vor Abschluß des Volksbegehrens wieder gutzumachen, was schlecht begonnen wurde. 

Und nicht nur Pflicht des Anstandes, sondern auch Gebot jeder klugen Vernunft. 
Allein, das ist des Pudels Kern 37, verehrter Graf und Kabinettsvorstand ! Um das Volksbe­

gehren zu schädigen, haben Sie 

den Namen des Königs [sie!] dagegen ausgespielt, 

und deshalb durfte auch jede Korrektur dieses Mißbrauchs nicht vor Schluß der Einzeich­

nungsfrist erscheinen. Ob das dem König [sie!] diente, war Ihnen offenbar gleich. Nur, daß es 

dem Volksbegehren schadete, schien für Sie bestimmend gewesen zu sein. Und Sie reden dann 
von monarchischem Gefühl? Sie wagen, anderen einen Mangel an monarchischem Gefühl 
vorzuwerfen? Wenn das monarchische Gefühl zu allen Zeiten eine so traurige Vertretung ge­
funden hätte wie in Ihnen, wäre die Frage : Monarchie oder Republik nie zur Diskussion ge­
stellt worden. 

36  Näheres n icht ermittelt. 

37 Nach " Faust. Der Tragödie erster Tei l "  von Johann Wolfgang von Goethe. 
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Das Unglaublichste aber an Verdrehung ist in Ihrem Artikel Ihre Behauptung, daß wir ver­

suchten, den Kronprinzen zu bestimmen, nun sich für das Volksbegehren zu erklären. A ls Sie 

darüber nun hart angefaßt wurden, da begannen Sie Ihrer Phantasie freien Lauf zu lassen 

und konstruierten aus "Annahmen" und "Empfindungen" ,  "Gefühlen" und "Andeutungen" 
einen Beweis, dessen Logik wirklich verblüffend ist. 

Herr Graf, auf dem geduldigen Papier konnten Sie Ihren Unsinn der gläubigen Menschheit 
zunächst vorsetzen. Ich freue mich deshalb darauf, Ihnen vor Gericht das Haarsträubende 

Ihrer Behauptung nachweisen zu können. 

Denn das Gegenteil von dem, was Sie behaupten, stimmt. Die nationalsozialistische Bewe­
gung insbesondere braucht überhaupt nicht die Zustimmung oder den Namen eines Königs für 
ihr Handeln und für ihren Erfolg. Wir haben nicht unser Werk unter der Gnade eines Königs 
begonnen, sondern durch die Kraft unserer Überzeugung sowie durch unseren Willen und un­
sere Entschlossenheit. Das einzige, was wir nicht um unserer selbst willen, sondern um der 

Offenhaltung der Frage "Republik oder Monarchie " wegen, erwarten und erwarten dürfen, 

ist, daß sich die Könige einer anständigen Neutralität befleißigen und nicht eines Tages ihren 

Namen einem Paul Levi, einem Crispien, einem Barteis 38, einem Grzesinski, Severing usw. 

zur Verfügung stellen. Das ist alles und mehr wollen wir nicht und brauchen wir nicht ! 
Allerdings gestehe ich auch, daß es mich innerlich mit Freude erfüllt, gelesen zu haben, daß 

wenigstens einzelne deutsche Prinzen, ein deutscher König, ein deutscher Herzog und viel­
leicht noch andere in diesen entscheidungsvollen Tagen sich mutig und offen zur Front der na­
tionalen Opposition im Kampfe gegen das neueste Versklavungs-Edikt bekannten 39 . Ich ver­
mute allerdings, daß dort eben nicht der böse Zufall Ratgeber angespült hat, die nur das Talent 
eines Büsumer Dorfschulzen als ihr eigen nennen. 

Lassen Sie sich eines gesagt sein, Herr Graf Soden: Wäre ich Ratgeber des Königs gewe­
sen, hätte ich vermutlich folgendes erklärt : 

"Königliche Hoheit, es hat soeben in Deutschland ein großer, vielleicht entscheidungsvol­

ler Kampf seinen Anfang genommen. Unser Volk hat als nationale Opposition einen Kern von 

Parteien und Verbänden bekommen, die allem Augenscheine nach der Kristallisationspunkt 

für das erwachende deutsche Volk in seinen besten Teilen sein können. Zum ersten Male, Kö­

nigliche Hoheit, seit elf Jahren, seit dem Tage, da Ihr hochseliger Herr Vater die Landes­

hauptstadt verlassen mußte und des Thrones und aller Rechte verlustig ging und niemand sich 

zu einem Widerstand bereit erklärte, scheint es, als ob unser Volk die Kraft zu einer erneuten 

Bejahung seines Lebenswillens erhalten hätte. Seit elf Jahren organisiert sich angesichts einer 

neuen, auf endlose Zeit hinaus wirkenden Versklavung, zum ersten Male ein allgemeiner na­

tionaler Widerstand. Wenn dieser Widerstand nicht siegreich bleibt, wird durch die Annahme 

des neuen Planes Deutschland so furchtbaren Bedrückungen ausgesetzt, daß schon, um die fi­

nanziellen Anforderungen zu erfüllen, zwangsläufig der letzte Rest an Hoheitsrechten der 

3 8  Gemeint ist  vermutlich Friedrich Barteis ( 1 87 1 - 1 93 1  ), Maler, 1 904- 1 9 1 3  Mitglied der Hamburger Bürger­

schaft (SPD) ,  1 9 1 3- 1 93 3  MdL in Preußen, 1 9 1 9  Regierungspräsident in  Frankfurt/Oder, 1 925 - 1 93 1  Präsi­
dent des Preußischen Landtags .  

39  Dem Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren gehörten unter anderen Albrecht Ludwig Prinz zu Ho­
henzollern ( 1 898- 1 977), Otto I I .  Fürst und Rheingraf zu Salm-Horstmar ( 1 867- 1 94 1 )  und Franz Josef, 
6. Fürst zu Ysenburg ( 1 869- 1 939) an. Vgl . Der Stahlhelm vom 30.6 . 1 929, 7 .7 . 1 929 und 28 .7 . 1 929, " Für das 
deutsche Volksbegehren" .  
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Länder verschwinden muß. Ich kann deshalb Euerer Königlichen Hoheit nur vorschlagen, in 

diesem Schicksalskampfe, der nun anhebt, sich für die Kämpfer um die nationale Freiheit zu 

erklären. Unterliegen Sie, Königliche Hoheit, wird Ihr Name zumindest ehrenvoll in der Ge­

schichte weiterbestehen. Siegen Sie, so kann - selbst wenn Königliche Hoheit nicht den Thron 

der Väter wieder aufzurichten in der Lage wären, - so doch zumindest das deutsche Volk den 

Weg zur Freiheit finden, mit all dem Segen, der von ihr ausgehen wird, nicht nur über das 

Reich, sondern auch über seine Länder. Ich halte es deshalb für richtig, Königliche Hoheit, 

sich in diesem Kampfe auf die deutsche Seite des Volkes zu stellen, und wenn schon nicht als 

König, dann zumindest als deutscher Mann den Namen einzutragen in das Grundbuch des 

deutschen Freiheitskampfes. " 

So, Herr Graf Soden, hätte ich dem Kronprinzen geraten. Sie aber hätten ihm natürlich 
etwa folgendes sagen müssen: 

"Königliche Hoheit, es ist ein großer Kampf im Anzug, dessen Ausgang mir unsicher er­

scheint. Ich bitte Eure Königliche Hoheit inständigst, sich in dieser Lage der vollkommensten 

Neutralität zu befleißigen und keiner Seite das Recht zu gewähren, sich auf Eurer Königlichen 

Hoheit Namen zu berufen. " 

Das wäre dann auch ein Rat gewesen, der immer noch Verantwortungsbewußtsein und 
Verantwortungsgefühl bewiesen hätte. Nicht im großen Stil, denn das könnte man bei Ihnen, 
Graf Soden, doch nie erwarten, aber zumindest im anständigen Maße. 

Und da ich nun die Könige nach ihrer Umgebung einschätze und die Umgebung des Kron­
prinzen immerhin so weit zu kennen glaubte, um ihr nicht Unmögliches zuzutrauen, habe ich 

auch vom ersten A ugenblick an eine andere Haltung des Königs als eine solche der Neutrali­

tät, - und zwar der striktesten Neutralität - als gar nicht möglich angesehen. 

Wenn Sie aber nun, Herr Graf Soden, erklären: Nachdem Seine Königliche Hoheit sich 

durch meine Ungeschicklichkeit nun einmal gegen das Volksbegehren ausgesprochen hat, so 

wäre eine Zurücknahme dieses A usspruchs ein Bekenntnis zum Volksbegehren, - so ist das, 

wie gesagt, eine Logik, die ebenso hanebüchen wie unanständig ist. Nachdem die Neutralität 
verletzt wurde, war natürlich j ede Wiederherstellung peinlich, aber das lag j a  nur an Ihnen, 
Herr Graf. S ie s ind so mit monarchischem Gefühl durchtränkt, daß Sie sich einmal in Ihrem 
Leben auch großer Vorbilder hätten erinnern können, um dementsprechend zu handeln. Wer 
ein wirklicher Diener seines königlichen Herrn ist, Graf Soden, muß bereit sein - wenn erfor­
derlich - ,  für diesen sogar zu sterben. Und Sie hätten in dem Falle Ihren kostbaren Leib noch 

gar nicht zu opfern brauchen, wenn Sie nur Ihre kostbare Stellung aufgegeben hätten. Der 

Herr Kabinetts-Chef Graf Soden durfte selbstverständlich Seine Königliche Hoheit nicht die 

Suppe auslöffeln lassen, die er selbst eingebrockt hat. Er mußte vor seinen Hohen Herrn hin­

treten und diesen decken, was um so selbstverständlicher gewesen wäre, nachdem der Kron­

prinz doch durch Sie in diese Angelegenheit hineingezogen wurde wie der Pontius [Pilatus] 

ins Credo. Sie hätten die Pflicht gehabt, Herr Graf, aus Ihrem eminenten monarchischen Ge­
fühl heraus sofort vor Ihren königlichen Herrn und Brotgeber zu springen und zu erklären: 

"Hier liegt ein Mißverständnis vor. Seine Königliche Hoheit der Kronprinz Rupprecht von 

Bayern lehnt es ab, in dieser Angelegenheit irgendwie weder für noch gegen verwendet zu 

werden; die in der Presse erschienene Ä
·
ußerung stammt von mir und nicht von Seiner König­

lichen Hoheit! " 
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Das, Herr Graf Soden, hätten S ie als Kabinetts-Chef, der verantwortlich zeichnet, tun müs­
sen. Statt dessen unterstehen S ie sich und wünschen andere zum Teufel und werfen ihnen ihre 
mangelnde monarchische Gesinnung vor! 

Herr Graf, ich wiederhole Ihnen nun zusammenfassend noch einmal, daß die Behauptung 
1. ich hätte den Kronprinzen bedroht, wie Sie in der Münchner Telegramm Zeitung zum be­

sten geben, unwahr ist, und ich werde Ihnen im Gerichtssaal den Beweis dafür erbringen 40; 

2. daß die Behauptung, ich hätte ein Ultimatum gestellt, unwahr ist, und ich werde Ihnen 

ein zweites Mal den Beweis hiefür erbringen, und daß die Behauptung 

3. ich soll verlangt haben, daß der Kronprinz von Bayern sich für das Volksbegehren er­

kläre, ebenfalls unwahr ist, und wieder werde ich Ihnen den Beweis dafür erbringen, und 

4. daß die Behauptung, ich hätte das Ultimatum durch einen Beauftragten 4 1  geschickt, 

desgleichen unwahr ist, und wieder werde ich Ihnen dies beweisen. Und es wird sich dann 

herausstellen, wer von uns beiden unrichtige Informationen gegeben hat. Ich der Öffentlich­

keit oder Sie dem Kronprinzen. 

Und wenn S ie, Herr Graf Soden, vielleicht erklären sollten, nicht allein für das alles verant­
wortlich zu sein, so zweifle ich keinen Augenblick an der Tatsache der Unterstützung durch 
Ihre Mitberater, aber ich sehe mich nicht veranlaßt, einen anderen verantwortlich zu machen 
als denjenigen, der als Kabinetts-Chef für diese Vorgänge offiziell verantwortlich ist. 

Im übrigen bin ich überzeugt, daß nicht wir zum Teufel gehen, sondern die monarchische 

Idee, wenn sie sich weiterhin so mittelmäßiger Ratgeber bedient. 

8. November 1929 

Erklärung 

Münchener Post  vom 1 2 . 1 1 . 1 929,  " Im Solde des Braunkohlensyndikats? 1 " .  

Adolf Hitler 

Dok. 95 

In Nr.  253 der Münchener Post vom 3 1 .  Oktober 1 929 befindet sich unter der Überschrift: Im 
Solde des Braunkohlensyndikats , folgende Behauptung: 

"Das ostelbische Braunkohlensyndikat 2 hat in den letzen Jahren der Deutschnationalen 
Partei ,  dem Stahlhelm und der Nationalsozialistischen Partei große Geldmittel zur Verfügung 
gestellt . . . " 3 

40 Vgl . Dok. 9 3 ,  Anm. 46.  

41  Karl Reiche! . 

Vgl. VB vom 1 3 . 1 1 . 1 929,  "H itler und das Geld Petscheks" (Gemeint ist vermutlich Ignaz Petschek, Aussig, 

Mitglied im Aufsichtsrat des Ostelbischen Braunkohlensyndikats G.m.b .H . ,  der als Besitzer zahlreicher Braun­
kohlenwerke den tschechischen und einen Teil des deutschen Braunkohlemarkts kontrol l ierte). 

2 Das Ostelbische Braunkohlensyndikat G.m.b .H .  hatte seinen Sitz in  Berl in .  Geschäftsführer war Oberstleut­

nant a.  D. Reinhold Kersten. 

3 Vgl . Münchener Post vom 3 1 . 1 0 . 1 929, "Im Solde des Braunkohlensyndikats" sowie Vorwärts vom 8 . 1 1 . 1 929 

(MA), "Die Braunkohlenhemden" .  
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Es ist unwahr, daß mir das ostelbische Braunkohlensyndikat "große Geldmittel zur Verfü­
gung gestellt" hat. 

Wahr ist, daß das ostelbische Braunkohlensyndikat weder direkt noch indirekt, weder mir 
noch der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, noch einer Untergruppe oder einer 
Zeitung derselben Geldmittel oder sonst etwas zur Verfügung gestellt hat 4 . 

München, den 8 .  November 1 929.  

8. November 1929 

"Bekanntmachung' '  
Erklärung 

VB vom 1 3 .  I l . 1 929, " Aus der Bewegung" .  

Die  H.J .  1 - einzige N.S . -Jugend-Organisation 

(Vorname unleserlich) [sie!] Hitler 

Dok. 96 

Vielfachen anders lautenden Gerüchten 2 entgegen erkläre ich hiermit, daß die einzige durch 
die Parteileitung der N .S .D .A.P.  offiziell anerkannte nationalsozialistische Jugend-Organisation 
die "Hitler-Jugend" mit ihrem Reichsführer Kurt Gruber 3 ist 4 . 

München, den 8 .  November 1 929 

Adolf Hitler 

4 Bis zum Anfang der dreißiger Jahre gelang es der NSDAP bis auf unerhebl iche Einzelfälle n icht, die deut­

sche Industrie zur Subventionierung der Partei zu bewegen. Eine direkte oder indirekte Finanzierung der 

NSDAP durch die deutsche Braunkohlenindustrie zum damaligen Zeitpunkt ist daher unwahrscheinlich. Vgl .  

Turner, Die Großunternehmer, S .  1 2 1  ff. 

Auf dem Weimarer Parteitag der NSDAP war am 4 .7 . 1 926 die Gründung einer Jugendorganisation unter dem 

Namen " Hitler-Jugend. Bund deutscher Arbeiterjugend" beschlossen worden. Am 27 .7 . 1 926 folgte die partei­

amtl iche Anerkennung. Vgl . Peter D .  Stachura, Nazi Youth i n  the Weimar Republic ,  Santa Barbara 1 975 , 
S. 22 ff. 

2 Bezieht s ich auf die Bestrebungen des Nationalsozialisti schen Schülerbundes, eine selbständige Parteiorgani­

sation zu werden.  Vgl. Daniel Horn, The National Socialist Schülerbund and the H itler-Youth, 1 929- 1 93 3 .  
I n :  Central European History 1 1  ( 1 978), S .  355-375 . 

3 Kurt Gruber ( 1 904- 1 943) , 1 926- 1 93 1  Reichsführer der HJ ,  1 93 1 - 1 932 Jugendfachberater der Reichsleitung 

der NSDAP, 1 932 zur Gauleitung Sachsen versetzt . 

4 In einer am 1 4 . 1 1 . 1 929 veröffentlichten Anordnung stellte Gruber unter anderem fest: "Adolf Hitler hat ge­

bil l igt, daß die Schülerbünde durch die H . J .  organisiert werden und nicht einen eigenen selbständigen Bund 

bilden sollen, sondern im Rahmen der H.J. (Amt für Schülerbünde) neben den übrigen Hi tlerjungen als Arm 

der Hitler-Jugend auf eigenem Sondergebiet kämpfen und arbeiten ."  Vgl . VB vom 1 4 . 1 1 . 1 929, "Nationalso­

zialistische Schülerbünde ! "  
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9. November 1929 

"Politik der Woche" 
Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 9 . 1 1 . 1 929 .  

9. November 1 929 Dok. 97 

Dok. 97 

Nun ist es doch ein Sieg geworden 1 . Als die Männer der nationalen Opposition vor Wochen 
zusammentraten, um das letzte Mittel zum Kampf gegen den Young-Plan 2 anzuwenden 3 , stie­
ßen sie gegen eine förmliche Verschwörung von Lüge, Verleumdung und Terror. Unter der 
Führung der alten Umsturzparteien hatte sich eine parlamentarische Front gebildet, die ent­
schlossen war, den Young-Plan in ähnlicher Form wie einst den Dawes-Pakt 4 zu erledigen. 
Sozialdemokratische Gottes- und Vaterlandsverleugner in engster Verbindung mit jüdischen 
Geldsackrnagnaten, zentrümlerischen Frömmlern und bayerischen Volksparteilern. Seit zehn 
Jahren ist man es nun in Deutschland gewohnt, daß diese Vereinigung ungestört die Rechte 
der deutschen Nation verludert, das Nationalvermögen verpraßt und die Ehre unseres Volkes 
mit Füßen tritt . Es sind Zustände eingerissen, die vor 1 5  Jahren einfach undenkbar gewesen 
wären. Versklavungsedikte auf Generationen hinaus, die zur vollkommenen Vernichtung un­
serer wirtschaftlichen Selbständigkeit führen müssen, wurden von dieser Vereinigung immer 
wieder unterzeichnet und damit als zu Recht bestehend angenommen. Der Name "Young­
Plan" ist ja in Wirklichkeit genau so falsch, wie die Bezeichnung "Dawes-Pakt " .  Richtiger 
müßte es immer heißen: "Versailler Methode" 5 , "Genfer Methode" 6 , "Dawes-Methode" ,  oder 
"Young-Methode" .  Denn der S inn aller dieser sogenannten Verträge ist derselbe. Deutschland 
soll ausgeplündert werden. Und wie die Spinne von Zeit zu Zeit ihr Opfer in eine neue Lage 
bringt, um es nur noch restloser aussaugen zu können, so verfahren unsere Feinde mit 
Deutschland. Sie erfinden eine Methode zu unserer Ausbeutung und saugen mit ihr aus 
Deutschland heraus, was man durch diese Methode heraussaugen kann. Läßt der Erfolg nach 
und erweist sich dadurch diese Methode als nunmehr unfruchtbar, geht man zu einer neuen 
über, nach der sich wieder ein gewisser Erfolg versprechen läßt. Bringt auch die neue Metho­
de die gewünschten Erträgnisse der internationalen Hochfinanz nicht mehr ein, dann wird 
auch diese wieder abgelegt, um einer noch besseren und raffinierteren Platz zu machen. Erst 
hat die rote Verbrechervereinigung mit ihren Zuhältern unser Volk durch die Inflation ausge­
blutet 7 . Nachdem sich hier keine Erfolge mehr versprechen ließen, sondern im Gegenteil die 
Gefahr einer nationalen Revolution vor der Türe stand, konnten die sozialdemokratischen 
Schwindler auf einmal das vollbringen, was ihnen vorher unmöglich war. Wenige Wochen 

Bezieht sich auf den knapp erfolgreichen Abschluß des Volksbegehrens zur Einleitung eines Volksentschei­

des über den Young-Plan . Vgl . Dok. 92, Anm. 2 .  

2 Vgl. Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 73 ,  Anm. 1 .  

3 Vgl .  Dok. 50 und 5 1 .  

4 Vgl .  Dok. 1 ,  Anm. 1 5 .  

5 Gemeint ist der Versai ller Friedensvertrag vom 28 .6 . 1 9 1 9 . Vgl . Dok. 3, Anm. 56 .  

6 Vgl . Dok. 82,  Anm. 1 3 .  
7 Die Nachkriegsinflation war durch die Finanzierung der deutschen Kriegskosten verursacht worden. Vgl . 

Holtfrerich, Die deutsche Inflation, S .  97 ff. 
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nach dem Münchener Aufstand 1 923 8 war die Währung stabilisiert 9 . Der Dawes-Pakt sicher­
te den Währungsbestand und gab so die Möglichkeit des erneuten Ansammelns gewisser Wer­
te. Die Ausplünderung wurde dazwischen durch andere Methoden vollzogen. Nun hat sich 
dieser Vertrag totgelaufen. Im neuen Young-Plan fällt der Währungsschutz wieder weg 1 0, 

und damit sind die Möglichkeiten für eine erneut kommende inflatorische Begaunerung unse­
res Volkes abermals gegeben. So versucht man es abwechselnd bald so und bald anders, und 
immer wieder findet sich eine korrupte Parteimasse, die Deutschland "frei" macht, indem sie 
es immer mehr in internationale Verpflichtungen verstrickt . Mit eherner Stirne lügen dann die­
se Parlamentsschwindler vom "Wiederaufbau der Wirtschaft" ,  während sie dieselbe zertrüm­
mern, lügen vom "Erarbeiten" der Freiheit, während sie tatsächlich die Nation auf immer grö­
ßere Perioden in Ketten legen, und betrügen solcher Art Millionen von Menschen am hellich­
ten Tage. Zehn Jahre ist dieser Schwindel ohne merklichen Widerstand gelungen. Nun haben 
sich zum erstenmal, trotz aller tiefgehenden Gegensätzlichkeiten im Programme, Weg und Zie­
le, eine Anzahl von Verbänden zusammengefunden, das Volk als solches zum Widerstand ge­
gen diese Entwicklung aufzurufen 1 1 . 

Wenn heute von gewissen Seiten oder von einem blasierten Kabinettschef 1 2  behauptet 
wird, daß wir selbst die Zweckmäßigkeit des Volksbegehrens 1 3  angezweifelt hätten, so zeigt 
dies nur den meilenweiten Abgrund, der diese Erscheinungen bedenklicher Art von uns trennt. 
Niemals haben wir dieses Volksbegehren gemacht deshalb, weil wir überzeugt waren, daß es 
gelingt, sondern einzig und allein nur, weil wir überzeugt sind, daß es unsere verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit ist, alles zu tun und mit jedem Mittel zu kämpfen, um die neue 
Young-Ausbeutungsmethode zum Scheitern zu bringen. Wir kämpfen hier einen Kampf nicht 
aus Opportunitätsgesichtspunkten heraus, sondern aus innerster Überzeugung. Wir zweifeln 
nicht, daß eine solche Überzeugung von sterilen alten Hofschranzen nie verstanden werden 
wird. Ebenso wenig, wie man sie in den Kreisen unserer parlamentarischen Feinde nicht ver­
stehen will . Ob wir in unserem Kampf gewinnen, liegt nicht in unserem Ermessen, aber in un­
serer Pflicht liegt es, diesen Kampf zu führen, auf daß wir ihn gewinnen. Die letzte Entschei­
dung hat der Herrgott. Wir sind aber überzeugt, daß niemandem ein S ieg zuteil wird, der ihn 
sich nicht durch einen ehrlichen Kampf verdient. Wir sagen dem heutigen System diesen 

8 Vgl. Dok. 3, Anm. 2 3 .  

9 Seit August 1 92 3  arbeitete die Reichsregierung a n  Konzepten zur Währungsstabil isierung. A m  1 5 . 1 0 . 1 923  

wurde d ie  Verordnung über d ie  Errichtung der Rentenbank im Kabinett verabschiedet. Die Institution nahm 
am 1 5 . 1 1 . 1 92 3  ihre Tätigkeit auf. Die neugeschaffene Rentenmark beruhte auf Deckung durch Rentenbriefe, 

die i hrerseits auf Sachwertbelastung aufgebaut war. Rechnungstechnisch schloß die neue Währung an die alte 

Goldmark an. Das bereits vor dem Hitler-Putsch eingeleitete Verfahren führte zu einer schnellen Stabil isie­

rung .  Vgl . Holtfrerich, Die deutsche Inflation, S .  3 1 1  ff. 

1 0  Der Dawes-Plan (vgl. Dok. 1 ,  Anm. 1 5 )  enthielt eine "Transferschutzklausel " ,  die es ermöglichen sollte, die 
Übertragung der in Deutschland aufgebrachten Reparationsbeträge an die Alli ierten zu unterbrechen, wenn 

die deutsche Währung und Wirtschaft gefährdet schienen. Die Entscheidung darüber traf ein internationales 

Komitee. Der Young-Plan sah nur für einen Teil der Reparationsleistungen einen Transferschutz vor, die in­

ternationale Kontrolle fiel j edoch weg. Vgl .  Link, Stabil isierungspolitik, S .  382 ff. 

1 1  Gemeint i st der Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren. Vgl. Anm. 3 .  

1 2  Joseph Graf von Soden. 
1 3  Vgl . Dok. 93, Anm. 9. 
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Kampf an und nehmen alle Unbilden dieses Kampfes auf uns , und glauben deshalb auch, daß 
das Schicksal uns den Sieg zusprechen wird.  

Und so ist  denn auch der erste S ieg gekommen. Trotz einem noch nie dagewesenen Terror, 
trotz einer Flut von Lüge und Verleumdungen, trotz aller Irreführungen der öffentlichen Mei­
nung, trotz dem Unterschlagen aller Wahrheit [sie!] , trotz dem Ausspielen aller sogenannten 
"berühmten deutschen Männer" [sie!] 1 4  gegen unsere Sache und die Sache des deutschen 
Volkes sind dennoch über vier Millionen hingegangen und haben ihren Namen für den Kampf 
um die deutsche Freiheit eingeschrieben 1 5 . Unvernunft und Haß wüteten gemeinsam gegen 
uns . Zwergenhafte Gesinnung, Gegensätzlichkeiten gegen einzelne Führer des Volksbegeh­
rens veranlaßten sogar "nationale" Deutsche mit historischem Namen, lieber diesen Namen 
einem Juden Levi zur Verfügung zu stellen als der nationalen Kampffront. Männer, die immer 
versuchen, den Anschein zu erwecken, als ob sie den Kampf gegen Tod und Teufel aufneh­
men wollten, bekannten sich zu der kleinen Gesinnung, gegen das Volksbegehren Stellung zu 
nehmen, weil ihnen der Ausgang unsicher vorkam. Als ob in einer Lage wie der unseren über­
haupt mit Prozenten gemessen werden könnte. Wichtiger sogar noch als der Ausgang ist die 
Entschlossenheit und der Mut zum Kampfe an sich. Selbst wenn wir im Volksbegehren unter­
legen wären, dann wäre in den Augen eines Clausewitz diese Niederlage immer noch ruhm­
voller gewesen als das schwache Räsonieren oder Nichtstun der anderen 1 6 . Man möchte 
wirklich heute im Geiste jedem einzelnen der vier Millionen, j edem Mann und jeder Frau die 
Hand drücken und danken für das Vertrauen, das sie der nationalen Sache zum ersten Male 
nach zehn Jahren wieder entgegengebracht haben. In ihnen verkörpert sich wirklich mehr 
Geist unseres Volkes im besten Sinne des Wortes als in den großsprechenden und großtueri­
schen "klugen" Politikern, Führern usw. ,  die in "klarer Erkenntnis des Mißerfolges" sich vor­
sichtig zurückgehalten oder gar dagegen Stellung genommen haben. 

Dabei muß aus dem allem besonders eine Lehre für die nationalsozialistische Bewegung 
abgeleitet werden: Im Jahre 1 9 1 8  hat die sozialdemokratische Revolutionsgesellschaft im Ver­
ein mit Kommunisten, Zentrümlern und Demokraten sich bemüht, den nationalen Nimbus aller 
großen Deutschen zu vernichten 1 7 . Damals stellte sich dieser Absicht und deren Ausführung 
das junge nationale Deutschland entgegen, bestrebt, die großen Deutschen unbefleckt der 
Nachwelt zu erhalten. Seit zehn Jahren aber können wir es nun erleben, daß ein Teil dieser nur 
vom nationalen Deutschland konservierten großen Namensträger das Gewicht ihres Namens 

1 4  Vgl . Dok. 9 1 ,  Anm. 1 1 . 
1 5 Vgl.  Anm. 1 .  
1 6  In  seiner Bekenntnisdenkschrift von 1 8 1 2  beschreibt Clausewitz die damalige Stimmung patriotischer Kreise: 

"Alle werden wünschen, Preußen möge wenigstens, wenn es fallen sollte, mit Ehren gekämpft haben und 

ruhmvoll untergegangen sein . "  Vgl. Dok. 48, Anm. 1 .  
1 7  Am 1 5 . 1 1 . 1 9 1 8  hatte das preußische Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung die Umstel lung 

des Geschichtsunterrichts verfügt und unter anderem angeordnet : 

" 1 .  Wo bisher der Geschichtsunterricht mit anderen Lehrfächern dazu mißbraucht wurde, Volksverhetzung zu 

betreiben, hat solches in Zukunft unbedingt zu unterbleiben, vielmehr einer sachgemäßen kulturhistorischen 

Belehrung Platz zu machen. Alle tendenziösen und falschen Belehrungen über den Weltkrieg und dessen Ur­
sachen sind zu vermeiden. 

2 .  Aus den Schulbibliotheken sind alle Bücher zu entfernen, welche den Krieg an sich verherrl ichen . "  Vgl .  

Ursachen und Folgen, Bd. 1 1 1 ,  S .  1 4 .  
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bei jeder Gelegenheit der antinationalen Sache zur Verfügung stellen. Es bleibt sich dabei 
gleich, ob es aus böser Absicht oder mangelnder Einsicht geschieht . Wir müssen hier in der 
Zukunft nun hart werden. Was innerlich faul ist, soll man nicht künstlich stützen. Wer sich 
nicht zur Idee des nationalen Freiheitskampfes bekennt, soll unseretwegen zur Hölle fahren. 
Wir haben keine Veranlassung, Namen zu erhalten, deren Gewicht in der kritischen Stunde im­
mer in die gegnerische Waagschale geworfen wird. Wir werden diese klare Einstellung auch 
in die Parlamente hineintragen müssen. Männer, die mit den sozialdemokratischen Blutmen­
schen und Terroristen, Rechtsverletzern und Gesetzesbrechern regieren, sind unsere Feinde 
und dürfen in keiner Angelegenheit auf eine Unterstützung von unserer Seite rechnen ! Wer 
nicht mit uns ist, der ist gegen uns, und wer nicht unser Hammer sein will, in dem sehen auch 
wir künftighin nur mehr den Amboß l 8 . 

Die nationalsozialistische Bewegung muß auch hier Schrittmacherin sein. Wir sind eine 
souveräne Partei und können jederzeit unseren Weg marschieren. Und wie dieser Weg ver­
läuft, das geht außer uns niemanden etwas an. Ein Schicksalskampf aber, wie er dem deut­
schen Volk bevorsteht, wird nicht mit Sentimentalitäten gelöst, sondern nur mit dem harten : 
Entweder-Oder. 

Die erste Schlacht ist nun geschlagen. Unsere Feinde rüsten zu einem neuen Lügenfeldzug. 
Wir wollen ihnen entgegentreten und uns durch gar nichts beirren lassen in unserem Streben. 
Und wenn sie uns tausendmal vorrechnen, daß wir keinen Erfolg erringen können, so haben 
wir ihnen immer nur zur Antwort zu geben: daß wir einen Erfolg erhalten, ist nicht so nötig, 
als daß wir unsere Pflicht tun. Unsere Pflicht aber ist es, mit zusarnmengekrampfter [sie!] 

Energie keine Möglichkeit fallen zu lassen, um die Feinde des Vaterlandes innen und außen zu 
stürzen. Der Quell, aus dem unsere Kraft komme, sei in der Zukunft noch mehr als heute bren­
nende Liebe zu unserem Volk und fanatischer Haß gegen seine Feinde. 

Was die heutige Schlacht nicht entscheidet, wird die morgige bringen. Und was die morgi­
ge uns versagt, gedenken wir uns übermorgen zu ertrotzen, und kämpfen wollen wir, ob der 
S ieg uns übermorgen kommt oder erst in späterer Zeit . Und keine Niederlage soll uns mürbe 
machen, sondern erst recht neue Kraft verleihen. Es werden Prüfungen sein, in denen wir be­
stehen wollen, um uns solcher Art auch das innere Anrecht zu erwerben, dereinst das Schick­
sal unseres Volkes nach außen zu bestimmen. 

Ein S ieg ist errungen, und der Kampf geht weiter. 

1 8  Vgl . Dok. 6 ,  Anm. 28 .  
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16.  November 1929 

Anordnung 

1 6. November 1 929 

VB vom 1 6 . 1 1 . 1 929, " Die Kandidaten für d ie  Münchener Stadtratswahl " .  

Dok. 9 9  

Dok. 98 

Für die am 8 .  Dezember [ 1929] stattfindende Wahl 1 von 50 ehrenamtlichen Mitgliedern des 
Stadtrates der Landeshauptstadt München wurden für die Nationalsozialistische Deutsche Ar­
beiterpartei folgende Kandidaten benannt: 

[ . . .  ] 2 

Zum Vertrauensmann für den Gemeindewahlausschuß und Wahlleiter wurde Pg. Hermann 
Esser bestimmt. 

gez . :  Adolf Hitler 

16.  November 1929 

"Politik der Woche" 

Artikel 

l l lustrierter Beobachter vom 1 6 . 1 1 . 1 929 . 

Dok. 99 

Jetzt sage noch ein Mensch, daß der Kampf gegen den Young-Plan 1 erfolglos gewesen sei 
oder überhaupt keinen S inn hat 2 ! Würden sich die nationalen Parteien und Verbände vor eini­
gen Monaten nicht entschlossen haben, in dieser Frage den Kampf aufzunehmen 3 , dann wäre 
vermutlich das Schicksal unseres Volkes schon jetzt besiegelt. Geräuschlos und in aller Schnel­
ligkeit würde der Reichstag zu einem Vertrag Stellung genommen haben, der unser Volk auf 
nahezu 70 Jahre zum Zins- und Tributsklaven verdammt 4 . So ist es nun anders gekommen. 
Nicht nur, daß sich zum erstenmal seit zehn Jahren große Massen unseres Volkes mit einer 
Frage zu beschäftigen begonnen haben, die ihr eigenstes Leben betrifft, wurden auch die ver­
antwortlichen Parteien gezwungen, der Öffentlichkeit gegenüber Rede und Antwort zu stehen. 
Wie innerlich faul die Front unserer Regierungsparteien ist, wird schon heute durch die Ergeb­
nisse dieses Kampfes bewiesen. Zentrum und Deutsche Volkspartei fühlen sich auf einmal 

Bei der Kommunalwahl am 8 . 1 2 . 1 929 konnte die N S DAP in München die Zahl ihrer Stadtratsmandate von 

vier auf acht der 50 Mandate verdoppeln .  In ganz Bayern steigerte die N S DAP ihr Ergebnis von 4,2 auf 8%, 
bzw. 1 97 .630 Stimmen. Vgl . Zeitschrift des Bayerischen Statistischen Landesamts 62 ( 1 930), S .  462 ff. 

2 Folgt Liste der Kandidaten, darunter Karl Fiehler, Hermann Esser, Max Amann, Christian Weber, Ulrich 

Graf, Franz Xaver Schwarz, Jakob Grimminger und Heinrich Hoffmann . 

Vgl .  Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 73 ,  Anm. 1 .  
2 Vgl .  Dok. 92, Anm. 2.  
3 Vgl . Dok. 50 und 5 1 .  
4 Bezieht sich auf die Dauer der Reparationszahlungen nach dem Young-Plan. Vgl . Anm. 1 .  
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nicht mehr recht sicher und nicht mehr recht wohl im Regierungshafen 5 . Bürgerliche Zeitun­
gen, die sich noch wenige Tage vor Abschluß des Volksbegehrens gegenseitig überboten hat­
ten im Rühmen des Young-Plans als der "staunenswertesten Tat" für den deutschen Wieder­
aufstieg, entdeckten schon eine Woche später allerlei Schattenseiten und bedenkliche Schwä­
chen an ihrem vorher so gepriesenen Auferstehungsplan 6 . Und noch etwas fanden sie auf ein­
mal : Das "tief Bedauerliche der neuen Zerreißung der nationalen Front" ! Es war wirklich er­
heiternd, in diesen früheren Young-Blättem nun auf einmal lange Episteln bittersten Schmer­
zes voll zu finden über die "drohende Verschüttung der Verbindungsgräben zwischen den ver­
schiedenen bürgerlichen Parteien" 7 . Daß es solche Laufgräben zwischen den bürgerlichen 
Parteien gegeben hat, konnte füglich nie bezweifelt werden. Daß aber auf einmal diese Lauf­
gräben zu einer solchen Bedeutung gelangen würden, war vermutlich nur dem Trommelfeuer 8 

zu verdanken, das das Volksbegehren 9 auf die vorderen Gräben der tapferen Young-Verteidi­
ger niedergehen ließ. Es ist begreiflich, daß die volksparteilichen Kämpfer angsterfüllt auf die 
Laufgräben zurückblicken, die bisher die Verbindungslinien zu den anderen bürgerlichen Stel­
lungen abgaben. Eigentlich müßte man nun gerade diese Laufgräben durch rücksichtsloses 
Sperrfeuer abriegeln. Für die deutsche Nation wird es ein Glück und ein Segen sein, wenn die 
Young-Parteien an ihr Werk festgenagelt werden. Überhaupt ist das gütige Zureden der 
[Deutschen] Volkspartei an die deutschnationalen Querköpfe geradezu köstlich. Was müssen 
diese Leute voneinander doch für eine Achtung haben und wie müssen sie sich gegenseitig 
einschätzen ! Diesmal allerdings hat sich die Stresemannvereinigung ersichtlich geirrt. Die na­
tionale Opposition pfeift auf die Laufgräben und sonstigen Verbindungsmöglichkeiten zur 
Young-Front und hält dafür diejenige Verbindung aufrecht, die am natürlichsten ist: die Bezie­
hung zum eigenen Volk. Der Kampf gegen den Young-Plan wird früher oder später die natio­
nale Opposition als die einzige aufrichtige Vertreterin der Interessen unseres Volkes feststel­
len. Der Kampf von j etzt ist der Garant des Erfolges für die Zukunft. 

Noch etwas Gutes hat der Kampf gegen den Young-Plan gebracht: Frankreich hat vorzeitig 
seine innersten Absichten preisgegeben. Als unsere Parteischwindler dem deutschen Volk den 
Young-Plan schmackhaft und mundgerecht zu machen versuchten, logen sie, wie gewohnt, der 
Öffentlichkeit vor, daß nunmehr Frankreich auf eine weitere Betätigung seiner unfreundlichen 
Gesinnung gegen Deutschland Verzicht leisten würde. Der Young-Plan sei - so faustdick wagte 
man die Wahrheit zu verdrehen - der Ausfluß einer sich festigenden Sympathie des demokrati­
schen Frankreich für das demokratische Deutschland. Frankreich sei nun entschlossen, die bis­
herige Feindschaft abzubauen, und es bedürfe nur der Unterschrift unter dieses Dokument, um 
zu einer endgültigen Verständigung mit Paris zu gelangen 1 0 . Ja, noch mehr, diese Verständi-

5 Bezieht sich vermutlich auf die Haltung des Zentrums zur geplanten Reform des Ehescheidungsrechts und 

den Widerstand der DVP gegen die Beitragserhöhung der Arbeitslosenversicherung.  Vgl. Akten der Reichs­

kanzlei . Weimarer Republik ,  Das Kabinett Müller II, Bd .  2, S .  986 ff.,  1 1 23 ff. 
6 Vgl.  Holz, Die D iskussion um den Dawes- und Young-Plan, S. 383  ff. 
7 Vgl . Dok. 93 ,  Anm. 1 4 .  
8 Vgl . Dok. 4 8 ,  Anm. 1 5 . 
9 Vgl. Anm. 2 .  

1 0  Die  bürgerliche Presse i n  Deutschland beurteilte den Young-Plan verhalten optimistisch; d i e  endgültige Nor­
malis ierung des deutsch-französischen Verhältnisses wurde nicht durch ihn erwartet. Vgl. H olz, Die Diskus­
sion um den Dawes- und Young-Plan, S. 305 ff.; Hagspiel, Verständigung, S. 44 1 ff. 
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gung sei dann eben da. Als Beweis dieser Verständigung wird Frankreich zunächst das besetz­
te Gebiet räumen.  Es wurde auch ein Termin genannt, an dem die Räumung endgültig, so oder 
so, vollzogen sein würde 1 1 . Und j etzt? Kaum merkt man in Paris, daß der Schwindel anschei­
nend doch nicht zieht, als man auch schon sein wahres Gesicht zeigt. Sie denken zunächst na­
türlich gar nicht im Ernst daran zu räumen und haben statt dessen als sichtbarsten Beweis der 
französischen S innesänderung die Forderung auf Zerstörung von einstweilen fünf Eisenbahn­
l inien gestellt 1 2 . Noch niemals sind die Behauptungen einer Regierungskoalition schlagender 
als Lügen und Schwindeleien entlarvt worden als diesmal . Was vor uns steht, ist der alte Erb­
feind, haß- und racheerfüllt wie immer. Aber man mache nur ja dem Franzosen keinen Vorwurf. 
Die französische Diplomatie kämpft pflichtgemäß im Interesse ihres Volkes, die französische 
Kammer vertritt nüchtern und kalt Frankreichs vermeintliche Lebensnotwendigkeiten, und nur 
die deutschen Parlamentsschwindler und Parteilumpen betrügen ihr eigenes Volk, belügen es, 
um es mürbe zu machen, und versuchen damit eine neue Unterschrift herauszulocken, die uns 
erneut mit namenlosem Unglück belastet. So wie schon im Kriege das französische Parlament 
die Zukunft des französischen Volkes verteidigte 1 3 , der deutsche Reichstag aber sich am Le­
ben unseres Volkes versündigte 1 4 , so ist es auch heute noch. Und es wird nicht anders wer­
den, bis nicht ein eiserner Besen ausmistet ! 

In Österreich wird dieses Ausmisten zur Zeit versucht 1 5 . Unsere Sympathien stehen hun­
dertprozentig auf Seite der Heimwehren 1 6 , unser Mißtrauen ebenso hundertprozentig auf Sei­
te der bürgerlichen Parteien. Wir sind durch Erfahrungen in Deutschland gewitzigt und wis­
sen, daß - von wenigen Ausnahmen abgesehen - die Mehrzahl unserer bürgerlichen Politiker 
heimtückische und verlogene Verteidiger des marxistischen Schandregimes sind. Sie sind in 
manchen Dingen sogar noch schlimmer als waschechte Kommunisten, weil sie unter der heuch­
lerischen Maske eines unwahren Nationalismus Millionen Deutsche gefangennehmen, auf ein 
falsches Geleise schieben und damit dem Kampf für die nationalen Interessen entziehen oder 

1 1  Der 30 .6 . 1 930 .  Vgl . Dok. 73 ,  Anm. 3 .  

1 2  Die Konferenz der Botschafter der USA,  Großbritanniens, Italiens und Japans i n  Pari s sowie eines Vertreters 
des französischen Außenministeriums, die sich vor allem mit der Durchführung der Entmilitarisierungsbe­

stimmungen des Versai ller Vertrages befaßte, hatte für den Fall der Räumung des besetzten Gebiets den 

Rückbau aller Bahnstrecken im Rheinland auf ein Gleis gefordert. Anfang August war es der Reichsregierung 

gelungen, eine Einigung herbeizuführen, in  der die Rückbauten auf ein Minimum begrenzt wurden, verbunden 

mit einem wirtschaftlich unbedeutenden, zeitlich befristeten Verbot des Streckenneubaus. Vgl. Akten zur 

deutschen auswärtigen Politik 1 9 1 8- 1 945 .  Serie B ,  Bd. XI I I ,  Göttingen 1 979,  Nr. 1 1 4 .  

1 3  Zur Kriegsmüdigkeit i m  französischen Parlament 1 9 1 7  vgl . Kupferman, L 'opinion frarn;aise et l e  defaiti sme, 

S. 97  f. 
1 4  Bezieht sich auf die Friedensresolution des Reichstags vom 1 9 . 7 . 1 9 1 7 . Druck: Der Interfraktionel le Ausschuß 

1 9 1 7/ 1 8 . Bearb. v.  Erich Matthias u .  Rudolf Morsey, Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der 

politischen Parteien, Erste Reihe, Von der konstitutionellen Monarchie zur parlamentarischen Republik, Bd .  

l / I ,  Düsseldorf 1 959 ,  S .  1 1 4 f. 
1 5  Am 1 8 . I 0. 1 929  hatte der österreichische Bundeskanzler Schober eine Verfassungsreform im Nationalrat ein­

gebracht, die mit deutlich zentral istischen Elementen die Schwächung des Nationalrats anstrebte und darüber 

hinaus ein polizei l iches Verordnungsrecht, ein Notverordnungsrecht für den Bundespräsidenten und die Neu­

ordnung der bundesrechtl ichen Stel lung Wiens vorsah . Vgl . Die Verfassungsreform von 1 929 .  Dokumente 

und Materialien zur Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle von 1 929 .  Hrsg. und mit einer Einleitung versehen 
von Klaus Berchtold, Wien 1 979,  Teil 1, S. 1 2  ff.;  Teil 1 1 ,  S. 1 ff. 

1 6  Vgl . Dok. 23 ,  Anm. 1 4 .  
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besser wegstehlen. Die Ausnahmen unter ihnen haben im eigenen Lager dann meistens den 
schwersten Stand. Ganz gleich, wie dem aber auch sei, hat in Österreich der Marxismus au­
genblicklich keine freudigen Stunden. Das schmutzigste Gesindel an politischem Führertum, 
das es in Europa bisher vielleicht überhaupt gab und das einen Sechs-Millionen-Staat 1 7  in 
einfach unglaublicher Weise tyrannisierte und erpreßte l 8 , sieht die Faust der Vergeltung sich 
erheben. Und genau so wie in Deutschland appellieren nun auch in Österreich die Väter der 
Korruption an die Hilfe des Auslandes. So wie man einst in Deutschland mit Hilfe Frankreichs 
die Einwohnerwehren entwaffnen ließ 1 9 , so versuchen jetzt die roten Wiener Spitzbuben, die 
derzeitige englische Regierung auf den Plan zu rufen zur Hilfe gegen die drohende Vernichtung 
durch das erwachende Volk 20. Und wieder ist es gut, hier auf bestimmte Zusammenhänge 
hinzuweisen. Während in Österreich unter dem Druck der Heimwehren, nach rund elfjähriger 
unumschränkter Herrschaft, der Marxismus zum erstenmal wenigstens in gewisse Schranken 
zurückgewiesen wird, beklagt ein sogenanntes "bürgerliches Organ" in München, die im Ver­
lage der "Münchner Neuesten [Nachrichten] "  erscheinende " [Münchner] Telegramm Zei­
tung" 2 1 , auf das tiefste die durch die Heimwehren hervorgerufene Beunruhigung des politi­
schen Lebens in Österreich und wünscht entsprechend den Anregungen der englischen Arbei­
terregierung eine "allgemeine Abrüstung" 22 . Der anonyme Haderlump weiß natürlich ganz 
genau, daß in Österreich j ahrelang das Land durch den republikanischen Schutzbund 23 sowie 
durch einen unerhörten Betriebsterror 24 vergewaltigt wurde. Dagegen hatte sich das saubere 
Bürgerorgan nicht zu wenden. Jetzt aber, da dem marxistischen Terror die Abwehr entgegen­
tritt, wird das B latt auf einmal lebendig, und nun vertritt der elende Flederwisch die Auffas­
sung, "daß in Österreich sofort abgerüstet werden müsse" .  Und fällt damit nicht nur der deut­
schen 25 Heimwehrbewegung, sondern dem ganzen nationalen Österreich auf das hinterhältig­
ste in den Rücken. (Was aber einen Kabinettschef des bayerischen Kronprinzen Grafen Soden 
nicht hindert, ausgerechnet dieses Mistblatt in den Dienst einer Diskreditierung des königlichen 

1 7  Österreich hatte zur Zeit der Volkszählung 1 923 6 .534 .48 1 Einwohner. Vgl. Statistisches Jahrbuch für das 

Deutsche Reich 1 930, S. 1 * .  

1 8  Vgl .  Dok. 7 9 ,  Anm. 4 .  

1 9  Vgl . Dok. 38 ,  Anm. 7 .  

20 Am 4 . 1 1 . 1 929  hatte der briti sche Außenminister Arthur Henderson vor dem Unterhaus d i e  Hoffnung seiner 

Regierung ausgedrückt, daß sich die Verhältnisse in  Österreich normal isieren werden und die Regierung alle 

paramilitärischen Organisationen entwaffnen könne. Ein Putsch stel le eine Gefahr für die internationale Sta­

bil ität dar. Vgl .  Frankfurter Zeitung vom 5 . 1 1 . 1 929 (AA),  "Henderson über die Vorgänge in Österreich " .  

Die Labour Party setzte sich dafür ein, d i e  Frage der Entwaffnung der Heimwehren m i t  der Gewährung einer 

neuen Anleihe zu verknüpfen. Vgl. Anne Orde, Großbritannien und die Selbständigkeit Österreichs 1 9 1 8-

1 93 8 .  I n :  Vtz 28 ( 1 980), S .  225-247, S .  2 3 3 .  
2 1  Beide Zeitungen erschienen i m  Verlag Knorr & Hirth GmbH. 

22 In der Münchner Telegramm Zeitung nicht ermittelt .  Gemeint ist vem1utlich der Artikel " Henderson urteilt 

über Österreich" in den Münchner Neuesten Nachrichten vom 5 . 1 1 . 1 929, i n  dem die britische Einmischung 

allerdings kritisiert wird. 

23 Der Republikanische Schutzbund war 1 923  unter der Leitung von Julius Deutsch als Selbstschutzorganisation 

der österreichischen Sozialdemokraten gegründet worden . Vgl. Chri stiane Vlcek, Der Republikanische Schutz­

bund in Österreich. Geschichte, Aufbau und Organi sation, Diss .  phi l .  Wien 1 97 1 .  

24 Zum Begriff des "Bet riebsterrors" vgl . Botz, Gewalt in der Pol itik, S .  74 f. 

25 Gemeint ist vermutlich: "deutsch orientierten" .  



468 1 6. November 1 929 Dok. 99 

Namens zu stellen 26 ! )  Mussolini hat gegen die Anmaßung der englischen Regierung, sich in 
die inneren österreichischen Verhältnisse einzumengen zugunsten der dort grassierenden Bol­
schewistenseuche, Stellung genommen 27 . In Wien scheint man nun auch hier langsam vom 
politischen Irrsinn soweit geheilt zu sein, daß man dies dankbar anerkannte 28 . Der Münchner 
Telegramm Zeitung paßt das aber selbstverständlich noch viel weniger in den jüdisch-freimau­
rerischen Kram. Sie ist wütend und empört, daß man in Wien nicht Mussolini einen Faustschlag 
versetzte als Antwort auf dessen Feststellung, daß es bisher nicht üblich gewesen sei, s ich in 
die innerpolitischen Vorgänge eines anderen Landes einzumengen. Daß mit anderem Wort es 
b isher Sache der Österreicher war, s ich marxistisch regieren zu lassen, genau so wie es aber 
auch umgekehrt Österreichs Sache sein wird, den Marxismus zu brechen. Aber daß nun in 
Österreich der marxistische Saustall ausgemistet werden soll, empört das Leiborgan des Herrn 
Grafen Soden dermaßen, daß es nicht nur die englische Intervention begrüßt, sondern gegen 
die Verschleuderung von Auslandskrediten zum Windjackenankauf Stellung nimmt 29 . 

Der jüdische Schmock kann nicht verstehen, daß es in Deutschland und Österreich Men­
schen gibt, die sich die Windjacken selbst kaufen, und zweitens will er nicht verstehen, daß, 
selbst wenn sie vom Staat bezahlt würden, das dem Volk immer noch billiger käme als die 
Millionengaunereien jener Vagabunden marxistisch-demokratischer Herkunft, die zum Stamm­
leserpublikum dieser Boulevardzeitungen in erster Linie zu rechnen sind. Der Kampf, den die 
Münchner Telegramm Zeitung auf diese Weise heimtückisch versteckt gegen die Heimwehren 
führt, entspricht der inneren Verfassung von Blättern, die in deutscher Sprache geschrieben, 
nie vergessen, was der jüdischen Sache zuträglich ist ! 

26 Vgl. Dok. 93 ,  Anm. 44. 
27 Vgl . Münchner N eueste Nachrichten vom 1 0 . 1 1 . 1 929, "Arnaldo Mussol ini  über Ungarn und Österrei ch" .  

D i e  italienische Regierung hatte zunächst die Putschpläne der Heimwehren unterstützt, verhielt sich zur Re­

gierung Schober abwartend, riet aber Ende Oktober 1 929, einen abermaligen parlamentarischen Kompromiß 

zu vermeiden. Vgl. Lajos Kerekes, Italien, Ungarn und die österreichische Heimwehrbewegung 1 928- 1 93 1 .  
In :  Österreich i n  Geschichte und Literatur 9 ( 1 965 ), S .  1 - 1 3 , S .  7 f. sowie Enzo Collott i ,  Fascismo e Heim­

wehren : La Lotta antisocial i sta nella Crisi della  prima Repubblica Austriaca. In: Rivista di Storia contempo­

ranea 1 2  ( 1 983 ), S. 3 0 1 -337 ,  S. 308 ff. 
28 Vgl . Vossische Zeitung vom 1 5 . 1 1 . 1 929 (PA), "Schober wirbt um Ital ien " .  

29 I n  der Münchner Telegramm Zeitung nicht ermittelt .  Bezieht sich vermutl ich auf d i e  unkommentierte Mel­

dung " Amaldo Mussol ini über Ungarn und Österreich" i n  den Münchner Neuesten Nachrichten vom 

1 0 . 1 1 . 1 929 .  Die Münchner Neuesten N achrichten berichteten al lerdings durchweg positiv über Aktivitäten 

und Ziele der Heimwehr. Vgl. Münchner Neueste Nachrichten vom 1 0. 1 1 . 1 929, " Staats-Feiern der Heimwehr" . 

Ende Juli  hatte die Wiener "Arbeiter-Zeitung" darüber berichtet, daß Italien und Ungarn der Heimwehr Aus­

rüstungen finanzierten und Waffenlieferungen zugesagt hatten. Vgl . Lajos Kerekes, Abenddämmerung einer 

Demokratie .  Mussolini ,  Gömbös und die Heimwehr, Wien 1 966, S. 40. 
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Dok. 1 00 

Die Gauleiter melden der R.L. unverzüglich die gesammelten Ergebnisse der Gemeindewahlen 
in den ihnen unterstellten Orten 1 • 

München, den 1 7 .  November 1 929 

20. November 1929 
"Wer ist Sieger? " 

Artikel 

VB vom 20. 1 1 . 1 929 .  

Das Versagen des Bürgertums im Kampf gegen den Marxismus -
Die Sendung des Nationalsozialismus 

Adolf Hitler 

Dok. 101  

Gemeinde- und Stadtratswahlen 1 sind a n  sich wenig geeignet, den Wert einer Bewegung zu 

erweisen, die ihrem Programm und ihrem Wollen nach weltanschauliche Ziele verficht. Für 
die nationalsozialistische Partei ist eine Reichstagswahl als Prüfstein für das Wachstum der 
Organisation und ihrer Anhänger wesentlich stichhaltiger. Umgekehrt wird eine Partei mit welt­
anschaulicher Verankerung gerade durch solche Wahlen auch am wenigsten erschüttert. Den 

Am 1 7 . 1 1 . 1 929  hatten Stadtrats- bzw. Gemeinderatswahlen in Preußen, Hessen, Sachsen und im Saargebiet, 

Provinziallandtagswahlen in  Preußen und Hessen sowie Kreistagswahlen in Hessen und im Saargebiet statt­

gefunden. Zum allgemeinen Trend vgl . Frankfurter Zeitung vom 1 8 . 1 1 . 1 929  (AA), " Die Wirkung des Volks­

begehrens: Nationalsozialistischer Gewinn - Deutschnationaler Verlust" sowie Jerzy Holzer, Parteien und 

Massen. Die politische Krise in Deutschland 1 928- 1 930, Wiesbaden 1 975 ,  S. 60 ff. 
Bei den preußischen Provinziallandtagswahlen erreichte die NSDAP im Durchschnitt 5 , 3% Stimmenantei l ,  

wobei s ie  in  der  Provinz Schleswig-Holstein am besten ( 1 0,3%) und in Oberschlesien am schlechtesten 
(2, 3%) abschnitt. Vgl .  Statistisches Jahrbuch für den Freistaat Preußen 26 ( 1 930), Berlin 1 930,  S. 352  ff. 
In Hessen erreichte die erstmals antretende NSDAP bei den Provinziallandtagswahlen insgesamt 5 ,  1 % der 
Stimmen. In den Kommunalwahlen waren der NSDAP landesweit 1 % der Mandate zugefallen, in Städten 

über 1 0 .000 Einwohner 4,45%. Vgl . Mitteilungen des Hessi schen Landesstatistischen Amtes 59 ( 1 929) ,  
S .  1 79 ;  Mitte i lungen des Hessischen Landesstatisti schen Amtes 60 ( 1 930), S .  76 .  
Bei  den Gemeindewahlen i n  Sachsen erzielte d ie  NSDAP landesweit 4,25% der abgegebenen Stimmen. Vgl.  

Statistisches Jahrbuch für den Freistaat Sachsen 49 ( 1 930), Dresden 1 93 1 ,  S .  334  ff. 
Im Saargebiet konnte die NSDAP in zwei Kreistage mit zusammen vier Gewählten einziehen, in drei Kom­

munen saßen insgesamt vier Nationalsozialisten in der Gemeindevertretung. Vgl. Paul, N S DAP des Saarge­

bietes, S. 52 f. 

Vgl.  Dok. 1 00, Anm. 1 .  
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schlagendsten Beweis dafür liefern die nun im Resultat im allgemeinen vorliegenden preußi­
schen und sächsischen Gemeindewahlen. Jeder Mensch hat angesichts des einfach zum Him­
mel schreienden Korruptionssumpfes der Sozialdemokratischen Partei mit einer schweren Nie­
derlage als Vergeltung gerechnet 2 . Sie ist gekommen, aber in einem Umfang, der nur einsich­
tige Menschen voll und ganz befriedigen wird. Sozialdemokraten und Kommunisten haben, 
soweit es sich j etzt übersehen läßt, rund 1 ,05 Millionen Stimmen verloren. Daß es bei dieser 
Niederlage blieb, ist freilich nur zum Teil der Sozialdemokratie selbst, zum weitaus größten 
aber ihren Gegnern zuzuschreiben. Noch niemals ist die Trägheit und Unfruchtbarkeit des bür­
gerlichen Parteilebens schlagender bewiesen und belegt worden als dieses Mal. Sechzig Jahre 3 

hat das Bürgertum mit dem Marxismus gerungen und wurde von Wahl zu Wahl zurückge­
drängt ! Selbst wenn das Schicksal dem Bürgertum einmal einen Mandatsgewinn brachte, war 
doch auch die Stimmenzahl seiner marxistischen Gegner gestiegen ! Und immer wieder schrit­
ten die bürgerlichen Parteien in die Wahlen hinein mit dem Geschrei, daß nunmehr die Stunde 
der letzten Entscheidung gekommen sei, und immer fiel diese Entscheidung negativ aus .  

Selbst nach der Revolution, der furchtbarsten Abwürgung des bürgerlichen politischen Par­
teigedankens und Parteilebens, versuchten die Wortführer dieses Bürgertums, sowie eine 
Wahlzeit herannahte, immer wieder von neuem die Möglichkeit eines bürgerlichen S ieges an 
die Wand zu malen. Dieses Mal war die Zeit für einen solchen bürgerlichen Sieg vielleicht 
günstiger als j emals zuvor. Seit den elf Jahren, in denen die Sozialdemokratie in Deutschland 
regierte, ist das restlose Versagen dieser Volksretter auf allen Gebieten noch nicht so scho­
nungslos enthüllt worden als heute . Eine zum Himmel emporstinkende Korruption auf allen 
Gebieten. Fehler über Fehler, Niederlagen auf Niederlagen, und nun die Enthüllung eines 
Schwindel- und Betrugsregiments, das zumindest in der deutschen Geschichte einfach einzig 
dasteht. Der Name Sklarek 4 ist auch ein Programm für sich! 

Und trotz alledem ist es dem Bürgertum nicht gelungen, dem Marxismus auch nur eine ein­

zige Stimme zu entreißen 5 . 
Trotz alledem gehen die bürgerlichen Parteien selbst aus dieser Wahl sogar noch geschwächt 

hervor. Nicht nur die Deutschnationalen, sondern prozentual noch mehr die Demokraten sowie 
die Deutsche Volkspartei !  Nun erwartet kein Mensch, daß die Demokratische Partei überhaupt 
auch nur beabsichtigt, den Marxismus zu erledigen oder zu überwinden. Sie ist j a, im Gegen­
teil, seine Schrittmacherin. Aber die Deutsche Volkspartei, die einst das schöne Sprüchlein 
(natürlich auch in einer Wahlzeit) aufsagte : 

"Von roten Ketten macht euch frei, allein die Deutsche Volkspartei! "  6, 
hätte doch zumindest etwas aus dem roten Zusammenbruch profitieren müssen, wenn sie 

ihn schon nicht restlos herbeiführen konnte. In der Zeit des größten marxistischen Skandals, 

2 Vgl .  Dok. 85 ,  Anm. 1 1 . 
3 Anspielung auf den Reichstag, der seit 1 87 1  die Volksvertretung ganz Deutschlands war. 
4 Max, Wil ly und Leo Sklarek. Vgl . Anm. 2 .  

5 Nach den vorläufigen Wahlergebnissen hatten die DDP,  die DVP und die DNVP gegenüber dem Ergebnis 

der preußischen Landtagswahl von 1 928  Verluste, Zentrum und Wirtschaftspartei konnten sich leicht verbes­

sern. Vgl. Münchner Neueste Nachrichten vom 1 9 . 1 1 . 1 929, " Die Parteien-Stärke in Preußen" .  

6 "Von roten Ketten macht uns frei / allein die Deutsche Volksparte i . "  Textwiedergabe: Gerd Müller, Das 

Wahlplakat. Pragmatische Untersuchungen zur Sprache in der Politik am Beispiel von Wahlplakaten aus der 
Weimarer Republ ik und der Bundesrepublik, Tübingen 1 978,  S. 293 . 
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der größten Korruptionsaffären, können die bürgerlichen Parteien nicht nur keinen Zusam­
menbruch des Marxismus herbeiführen, sondern nicht einmal aus dem Zusammengebrochenen 
etwas für sich retten. Ja, darüber hinaus, sie verlieren noch selbst ! 

Ich brauche mich nicht mit dem blöden Gefasel unserer Ganz- und Halbjudenzeitungen 
aufzuhalten, daß dies "die Folge des Zusammengehens der Deutschnationalen mit den Natio­
nalsozialisten in der Young-Planbekämpfung" 7 sei. Denn die bürgerlichen Demokraten haben 
mit uns den Young-Plan nicht bekämpft und sind trotzdem von rund 840.000 auf rund 600.000 

heruntergesunken 8 . Und die Deutsche Volkspartei, die uns haßt wie der Teufel das Weihwas­
ser, ist von 1 . 600.000 auf 1 .260.000 abgerutscht 9 . 

Nein ! Die Herren Redakteure und Macher dieser jüdischen Parteizeitungen mögen sich 
doch nicht noch dümmer stellen, als sie es ohnehin sind. Was das Bürgertum dieses Mal Wäh­
ler verlieren ließ, ist die politische Unzuverlässigkeit, die Halbheit, Feigheit, Prinzipienlosig­
keit und die Trägheit der bürgerlichen Parteien. 

Man kann einer Bewegung, wie sie der Marxismus nun einmal ist, nicht durch bürgerliche 

Jammerorganisationen Menschen wegnehmen! 

Wenn heute, durch irgendwelche Umstände bedingt, die Hälfte aller Anhänger von den 
marxistischen Parteien davonliefe, dann käme immer noch nicht einmal ein Prozent davon in 
das bürgerliche Lager ! Das begeistert heute wirklich nur mehr die Allerschwächlichsten. 

Ich verstehe jeden Sozialdemokraten und jeden Kommunisten in seinem inneren Abscheu 

vor den bürgerlichen Parteien. Und wäre ich nicht Nationalsozialist, so könnte ich, da ich 

Marxist nicht zu sein vermag, überhaupt keiner Partei angehören! 

Diese Wahl aber hat nicht nur bewiesen, daß das Bürgertum selbst unter günstigsten Um­
ständen nicht mehr in der Lage ist, dem Marxismus irgendeinen Abbruch zu tun, nein, sie hat 
darüber hinaus auch gezeigt, daß zu dieser Mission einzig und allein die nationalsozialistische 
Bewegung berufen sein kann. 

Seit unsere Partei aus einer S ieben-Mann-Gruppe I O  zu wachsen begann, war ihre Entwick­
lung eine ununterbrochen gleichmäßig fortschreitende. Wenn auch das Experiment des Jahres 
1 924 1 1 zunächst zu einem Rückschlag führte, so betraf dieser Rückschlag doch nicht den 
Kern der nationalsozialistischen Bewegung. Es wurde wohl ein Teil des Zeugs, das sich im 
Jahre 1 924 an die Bewegung anhängte, wieder weggespült, allein der eigentliche Kern blieb 
unverändert erhalten. Er war der Träger der seit dem 27. Februar des Jahres 1 925 wieder ins 
Leben gerufenen Partei 1 2 . Und seitdem wuchs die Organisation, allem Spott und Hohn, aller 
Verleumdung, aller Lüge und allem Terror zum Trotz, gleichmäßig empor. Phantastischen 

7 Zum Young-Plan vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 54, Anm. 5 .  

8 Nach dem vorläufigen Wahlergebnis entfielen 600 .550  Stinunen bei der Provinzial landtagswahl vom 

1 7 . 1 1 . 1 92 9  auf die DDP gegenüber 839 . 530  bei der preußischen Landtagswahl 1 928 .  Vgl. Münchner 

Neueste Nachrichten vom 1 9 . 1 1 . 1 929, "Die Parteien-Stärke in Preußen" .  

9 Nach dem vorläufigen Wahlergebnis  entfielen 1 .243 .723 Stimmen bei der Provinzial landtagswahl auf die 

DVP gegenüber 1 . 602 .070 bei der preußischen Landtagswahl 1 928 .  Vgl . ebenda. 
1 0  Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 4. 

1 1  Bezieht sich auf die von Hitler mißbi l l igte Verschmelzung der verbotenen NSDAP mit der DVFP zur Natio­

nalsozialistischen Freiheitsbewegung Großdeutschlands. Vgl . Dok. 3, Anm. 7 3 .  
1 2  Vgl .  B d .  1 ,  Dok. 2 ,  4 ,  6 .  
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Köpfen kann das alles zu  langsam vorkommen, allein sie haben eben dann gar keine Ahnung 
davon, was es heißt, aus dem Nichts heraus eine Bewegung zu schaffen. 

Naseweise Kritiker, die alles verstehen wollen und in Wirklichkeit noch nie bewiesen ha­
ben, daß sie etwas können, aufgeblasene Besserwisser, sie mögen über das Erreichte spöttisch 
die Achsel zucken, allein sie können die Tatsache einfach nicht aus der Welt schaffen, daß 

sich im Deutschland des allgemeinen Verfalls und Zerfalls eine Organisation von Menschen 

eines bestimmten nationalen Wollens gebildet hat, die ununterbrochen wächst und heute in 

die Reihe der großen alten Parteien eingerückt ist. 

Und allen diesen Besserwissern zum Trotz wird die Bewegung weiter wachsen und größer 
und größer werden, bis endlich die Stunde ihrer Mission gekommen sein wird. Wenn die bür­
gerlichen Wirtschaftsparteien der marxistischen Weltanschauung keinen Abbruch tun konnten, 
dann ist das natürlich. Wenn die nationalsozialistische Bewegung aber sich in kaum anderthalb 
Jahren verzweieinhalbfacht 1 3 , dann ist das der Beweis für die wirklich vorhandene Werbe­
kraft ihrer Idee und die Schlagkraft ihrer Organisation. Und wenn der Marxismus über eine 
Million Stimmen verloren hat 1 4 , dann dürfen sich diesen Erfolg wahrhaftiger Gott die bürger­
lichen Parteien nicht auf ihr Konto buchen. Wäre dies so, dann hätten sie zumindest nicht 
selbst abnehmen dürfen. Es ist aber schon sehr vermessen zu glauben, daß man einem Gegner 
Anhänger genommen hat, während man selbst solche verlor. 
Wenn heute die bürgerlichen Parteien nach Gründen für ihren eigenen Mißerfolg suchen, dann 
können sie die in ihren eigenen Schwächen finden. In ihrer eigenen Zersplitterung, die wieder 
begründet ist im Mangel j eder großen bindenden und auch begeisternden Überzeugung. Wenn 
sich heute in einem Ort gleich auf einmal drei Wirtschaftsparteien, zwei Mittelstandsgruppen, 
vier Hausbesitzer- und Mietervereinigungen sowie Vertretungen von Altpensionisten, 
Kleingewerbetreibenden, Gasabnehmern und Hundezüchtern auftun und zur Wahl schreiten 
und dabei noch sogar Erfolge erringen können, dann ist das eben der Beweis für die absolute 
politische Minderwertigkeit des bürgerlichen Parteilebens. Glaubt man etwa, daß alle diese 
Gruppen dem Marxismus auch nur einen einzigen Mann nehmen werden? Das Bürgertum hat 
wirklich verdammt keinen Grund, auf den Proleten hochnäsig von oben hinunter zu blicken. 
So politisch verdummt wie die große Masse des deutschen Bürgertums ist er trotz aller marxi­
stischen Gehirnverseuchung dennoch nicht. Er hat eine, wenn auch verrückte, aber immerhin 
geglaubte Weltanschauung als Basis seines politischen Handelns. Es ist daher auch bemer­
kenswert, daß außer der nationalsozialistischen Bewegung nur noch das Zentrum seine Stel­
lung behaupten, ja teilweise sogar verbessern konnte. Auch hier ist es eine innere weltan­
schauliche Kraft, die diese verderblichste Partei Deutschlands vor einer inneren Zersplitterung 
rettet, der die übrigen bürgerlichen Parteien wehrlos verfallen. 

Im übrigen kann man feststellen, daß überall dort, wo die deutschnationale Partei einen ganz 
klaren nationalistischen Kurs gegangen ist, und zwar nicht nur von oben gewollt, sondern auch 

1 3  Bezieht sich auf die Zahl der Wählerstimmen der NSDAP bei der Reichstagswahl 1 928  einerseits und den 

unmittelbar zurückliegenden Landtags-, Provinziallandtags-, Kreistags- und Gemeindewahlen andererseits 

(vgl. Dok. 1 00,  Anm. 1 ) . 

1 4  SPD und KPD erreichten nach dem vorläufigen Wahlergebnis bei der Provinziallandtagswahl vom 

1 7  . 1 1 . 1 92 9  ein um 1 . 1 56 .0 1 8  Stimmen geringeres Gesamtergebnis als bei der preußischen Landtagswahl 

1 928 .  Vgl . Münchner Neueste Nachrichten vom 1 9. 1 1 . 1 929, "Die Parteien-Stärke in  Preußen" . 
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von unten befolgt, die Stellungen im großen und ganzen gehalten worden sind 1 5 . Wäre in der 
deutschnationalen Partei nicht eine aller Welt und auch natürlich den eigenen Parteigenossen 
sichtbare Fronde gegen den klaren nationalsozialistischen Kampf vorhanden, 1 6  dann hätte die­
se Wahl auch für diese Partei wenigstens einen gewissen Achtungserfolg bringen können 1 7 . 

Eines aber soll man sich im bürgerlichen Lager für immer merken: Die Nationalsozialisti­
sche Deutsche Arbeiterpartei wird zu allen Zeiten einen nationalistischen Fanatismus vertreten, 
der die bürgerlichen Parteien zwingen wird, entweder mit ihm Schritt zu halten oder das Eisen 
und Metall aus den eigenen Reihen zu verlieren. Ob diese Parteien dann mit uns gehen oder 
nicht, ob sie mit uns kämpfen oder nicht, ist vollkommen einerlei . Das Ziel der nationalsoziali­
stischen Bewegung wird für alle Zukunft die Zertrümmerung des heutigen Parteiregiments 
sein und der Aufbau eines starken kraftvollen Deutschen Reiches, gestützt und getragen von 
einer zusammengeschmolzenen Volksgemeinschaft. 

Diejenigen Gebilde, die diese Mission erkennen und ihre Notwendigkeit fühlen und ihre 

Kraft diesem Kampfe widmen, bleiben am Leben. Wer dies nicht tut, wird, weil positiv selbst 

unfruchtbar, dann auch zwangsläufig absterben. 

Unsere Bewegung hat in Preußen und in Sachsen außerordentliche Fortschritte gemacht 1 8 . 

Wir können fast j edes Jahr eine Verdoppelung unserer Mitglieder und eine Verdoppelung un­
serer Wählerzahl feststellen. Unser Zuwachs kommt aus dem sozialistischen Lager 1 9 , wenn 
dort die sozialen Lebensnotwendigkeiten unseres Volkes mit Füßen getreten werden, und er 
kommt aus den bürgerlichen, wenn man dort die nationalen Pflichten vergißt ! 

Dieses Mal können wir Nationalsozialisten folgendes mit Stolz feststellen und für uns buchen. 
Wir haben verhindert, daß die marxistische Welle weitergewachsen ist! 

Wir haben diese marxistische Welle zum Stillstand gebracht ! Wir haben diese Welle zu­
rückgedrängt und ihr allein in Preußen über eine Million zweihunderttausend Menschen ent­
rissen. Und wir haben aus diesen Entrissenen heraus Hunderttausende in unsere Front einge­
fügt, haben ungezählte Zehntausende in ihrem Entschluß gewendet und sie nicht nur abgehal­
ten, als Jungkämpfer zum Marxismus zu stoßen, sondern sie auf unseren Glauben verpflichtet. 
S ie kämpfen nun nicht mehr gegen, sondern für Deutschland, nicht mehr für eine Internationale, 
sondern für ein deutsches Volk, nicht mehr für Pazifismus, sondern für Freiheit und Brot 20 ! 

Das ist das Verdienst der nationalsozialistischen Bewegung ! 

1 5  Al lgemein läßt sich für die Zeit zwischen 1 924 und 1 932  die Aussage treffen, daß in den Wahlkreisen, in de­

nen die NS DAP ihren stärksten Zuwachs hatte, auch die DNVP überdurchschnittliche Ergebnisse erzielte, 
sich andererseits ein statistischer Zusammenhang zwischen den Verlusten der DNVP und den Gewinnen der 
NSDAP herstellen läßt. Vgl. Jürgen W. Falter, Hitlers Wähler, München 1 99 1 ,  S .  1 0 1 ff. , 1 24 .  

16  Im VB vom 24 ./25 . 1 1 . 1 929 erschien folgende Berichtigung: 

" In  unserer Nr. 269 vom 20.  November blieb i n  dem Aufsatz Adolf Hitlers 'Wer ist Sieger?' bedauerlicher­

weise ein sinnentstel lender Druckfehler stehen. Es mußte an der entsprechenden Stelle lauten:  

' . . .  Wäre in der deutschnationalen Partei n icht eine aller Welt und auch den eigenen Parteigenossen sichtbare 
Fronde gegen den klaren nationalistischen Kampf vorhanden, . . .  " ' 

1 7  Bezieht sich auf den Widerstand gegen den § 4 des Gesetzentwurfs gegen den Young-Plan (vgl .  Dok. 88 ,  

Anm.  1 6) innerhalb der Reichstagsfraktion der DNVP. Vg l .  Berghahn, Volksbegehren, S .  443  f. 
1 8  Vgl . Anm. 1 .  

1 9  Zur Herkunft des Wählerzustroms der NSDAP, des Anteils der Arbeiter unter den NSDAP-Wählem und die 
Schwierigkeit der Rekonstruktion vgl. Falter, Hitlers Wähler, S .  1 0 1  ff. ,  22 1 ff. 

20 Vgl .  Dok. 4 1 ,  Anm. 1 3 .  
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Und das ist das Verdienst all der Führer, Leiter und Beamten der Bewegung, der Redner 
und Agitatoren und nicht zum letzten das Verdienst des opfermutigen S .S . - und S .A.-Mannes, 
die beide zum Schutz unserer Bewegung so oft ihr eigenes Ich der Not und Gefahr aussetzten. 
Was in ihnen an Opfersinn und Heldenmut lebt, werden die bürgerlichen Parteien nie erfassen, 
weil sie es nicht selbst besitzen. 

Eine große Arbeit liegt nun wieder hinter uns , und während noch der Redner glücklich auf 
den errungenen Erfolg zurückblickt, erhält er schon die Order zum neuen Einsatz. Denn der 
Kampf geht weiter. 

2 1 .  November 1929 

Diskussionsbeitrag auf Versammlung 

der Wehrpolitischen Vereinigung in München 1 

PND-Bericht vom 29 . 1 1 . 1 929 Nr. 68 1 ;  StA München, Pol .  Dir. München 1 0080. 

Dok. 102 

Hitler, der mit seinem Privatsekretär Heß 2 erschienen war, führte aus, daß es heute nicht dar­
auf ankomme, welche Geschütze und wieviele vorhanden seien, sondern maßgebend sei, wer 
die Macht habe. Die Reichswehr sei in Deutschland nur mehr zu einer reinen Polizeitruppe ge­
worden 3 . Auch der Reichswehrminister Groener werde den alten Geist der Reichswehr nicht 
halten können 4 . Die heutige politische Lage sei trostlos u[nd] die Aufgabe der N.S .D.A.P.  sei 
kämpfen und wieder kämpfen. Wenn wir durchdringen, bemerkte Hitler weiter, werde das 
Volk schweigen lernen, wenn es auch notwendig werde, einigen Tausend den Kopf herunter­
zunehn1en. Das eine sei aber gewiß, daß dadurch Deutschland von der jüdischen Herrschaft 
befreit und daher aufatmen werde. Wenn im Inland Ruhe eingetreten sei, werde Deutschland 
von seinen ehemaligen Feinden respektiert werden. Schließlich richtete Hitler an die Anwe­
senden den Appell, "unsere" Sache weiter aufzubauen, bis der Tag der Erfüllung komme. 

Im Restaurant " Bauerngirg l " .  Die Versammlung der von Ernst Röhm im Dezember 1 928 gegründeten "Wehr­

politischen Vereinigung" ,  an der laut PND-Bericht etwa 40 Personen, Mitgl ieder von N S DAP und wehrpol i ­

tischen Verbänden, teilnahmen, wurde von Oberst a.  D .  Konstantin Hier! geleitet. Zu Beginn referierte Gene­

ral leutnant a.  D. Erich Freiherr von Botzheim zum technischen Entwicklungsstand der Arti llerie in  den euro­

päischen Armeen. 

2 Rudolf  Heß ( 1 894- 1 987), kaufmännische Lehre, 1 9 1 9  Angehöriger des Freikorps Epp, 1 920 Eintritt in  die 

N S DAP, 1 924 wegen Tei lnahme am H itler-Putsch zu 1 8  Monaten Festungshaft verurtei lt ,  1 925- 1 932 Privat­

sekretär H itlers, 1 932 Vorsitzender der Pol itischen Zentralkommission der N S DAP, 1 93 3 - 1 94 1  " Stellvertreter 

des Führers ' ' ,  1 93 3 - 1 93 8  Reichsminister ohne Geschäftsbereich, 1 938  Mitglied des Geheimen Kabinettsrats, 

1 93 9  Mitglied des Ministerrats für die Reichsverteidigung, 1 94 1  Flug nach England und Gefangennahn1e, 

1 946 in N ürnberg zu lebenslängl icher Haft verurteilt .  

3 Vgl .  Dok. 3, Anm. 39 .  

4 Zur Traditionspflege in der Reichswehr vgl . Dok. 6, Anm. 7 1 .  
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Schreiben an Robert Wagner 

Masch . Abschrift o .  D. ;  GStA Merseburg, Rep. 77 ,  Tit . 4043 ,  Nr. 297 .  

4 75 

Dok. 103 

Wir treten für die Rückgabe der wichtigsten deutschen Kolonien ein 1 , schon deshalb , weil wir 
den Raub unserer Kolonien nicht als Recht anerkennen und weil wir die verlogene, diesem 
Raub als Vorwand dienende ungeheuerliche Behauptung, daß dem deutschen Volke die Fähig­
keiten zur Verwaltung von Kolonien fehlen, als frechen Angriff auf unsere nationale Ehre zu­
rückweisen 2 . 

Unsere Stellung zur Kolonialfrage im allgemeinen ist durch den 3 .  Punkt des nationalsozia­
listischen Programms bestimmt: "Wir fordern Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung un­
seres Volkes und Ansiedlung unseres Bevölkerungsüberschusses 3 . " 

Die für das eingeengte deutsche Volk notwendige Erweiterung seines Lebensraumes erstre­
ben wir in erster Linie durch Landerwerb in Mitteleuropa im Anschluß an das bestehende 
Reich. Solcher Landgewinn ist für den Bestand und die gesunde Entwicklung unseres Volks­
tumes und für die machtpolitische Stellung des Deutschen Reiches ungleich wichtiger als 
überseeischer Landbesitz . 

Den Wert, den überseeische Kolonien für S iedlung und für Belieferung unserer Volkswirt­
schaft mit kolonialen Produkten und Rohstoffen haben können, leugnen wir nicht. 

Wir lehnen auch einen etwa möglichen zukünftigen kolonialen Neuerwerb keineswegs ab , 
soweit er den genannten Zwecken dienlich ist. 

Wir müssen aber darüber wachen, daß nicht durch koloniale Bestrebungen der Blick des 
deutschen Volkes - unter Umständen absichtlich - von Wichtigerem abgelenkt wird. 

Solange das Deutsche Reich selbst tributäre Ausbeutungskolonie des Auslands und der in­
ternationalen Hochfinanz ist 4 , müssen koloniale Bestrebungen zurücktreten vor der Notwen­
digkeit, zunächst unsere volle staatliche Selbständigkeit wiederzugewinnen. Und wichtiger als 
die Zufuhr überseeischer Produkte bleibt die Möglichkeit, das deutsche Volk in Mitteleuropa 
im Kriegsfalle von eigenem Grund und Boden ernähren zu können. 

Etwaige koloniale Erwerbungen dürfen niemals durch Verzicht auf solche Lebensnotwen­
digkeiten des deutschen Volkes erkauft werden. 

gez . Adolf Hitler 

Zur Entwicklung der Haltung der NSDAP zu den deutschen Kolonien vgl . Klaus Hi ldebrand, Vom Reich 

zum Weltreich. Hitler, NSDAP und koloniale Frage 1 9 1 9- 1 945 ,  München 1 969, S. 1 22 ff. 

2 Artikel 1 1 9 des Versai ller Friedensvertrages vom 28 .6 . 1 9 1 9  bestimmte : " Deutschland verzichtet zugunsten 

der al l i ierten und assoziierten Hauptmächte auf alle seine Rechte und Ansprüche bezüglich seiner übersee­

ischen Besitzungen . "  Eine Begründung für diese Abtretung nennt der Vertrag nicht. Druck: RGBl .  1 9 1 9, 

S. 895 .  

3 Vgl . das 25 -Punkte-Programm der NSDAP vom 24.2 . 1 920. Druck: Tyrel l ,  Führer, S. 23 ff. 

4 Gemeint sind die Reparationsverpflichtungen Deutschlands. 
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23. November 1 929 
"Die Wahlen des 17 .  November" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 23 . 1 1 . 1 929 .  

Dok. 1 04 

Dok. 1 04 

Wieder ist in Deutschland eine Wahlschlacht geschlagen 1 . Und wieder ist die nationalsoziali­
stische Bewegung in ihrem Fortschreiten geblieben. Die Prophezeiungen, die bürgerliche und 
marxistische Blätter aussprachen, erscheinen damit abermals als widerlegt 2 . Es ist vielleicht 
gut, aus einem solchen Anlaß einige Betrachtungen anzustellen. 

Es gibt bekanntlich sogenannte "Wunderkinder" . Kinder, die so Erstaunliches leisten, daß 
sie damit den normalen Durchschnitt der Erwachsenen nicht nur erreichen, sondern häufig 
übertreffen oder wenigstens zu übertreffen scheinen. Es ist aber doch bemerkenswert, daß die 
wenigsten aller sogenannten Wunderkinder im späteren Leben hielten, was sie in ihrer Jugend 
versprachen. Die Ausnahmen scheinen auch hier nur die Regel zu bestätigen. Das ganz Große 
und Gediegene an Köpfen ist zumeist sehr langsam gewachsen. Natürlich ist die Entwicklung 
eines solchen Kopfes, gemessen an der übrigen Menschheit, dann trotzdem immer noch eine 
ganz außerordentliche. Was hier bei Köpfen zutrifft, liegt bei Bewegungen fast immer ebenso. 
Politische Parteien, die von heute auf morgen entstehen, und zwar ohne besondere sichtbare 
Arbeit, pflegen vergängliche Gebilde zu sein, Konjunkturerscheinungen. Wenn jemand glaubt, 
daß eine politische Partei einfach durch die Güte ihres Programms oder die Richtigkeit ihrer 
Gedanken im Laufe weniger Monate zur Macht gelangen kann, dann ist dies eine Selbsttäu­
schung. Was bisher auf solchem Wege entstand, ging ebenso schnell auch wieder zugrunde. 
Es gehört eine unendliche Arbeit, eine sehr große Beharrlichkeit dazu, um eine politische Idee 
in die Wirklichkeit umzusetzen. Wenn zum Beispiel im heutigen Deutschland Wirtschaftspar­
teien wie die Pilze aus dem Boden schießen 3 , dann handelt es sich dabei immer um außeror­
dentlich fragwürdige Gebilde. Natürlich kann eine bestimmte Not sowie die geschickte propa­
gandistische Ausnützung derselben im Handumdrehen ein paar Millionen [sie!] Menschen zu­
sammenführen, allein man kann sie nicht im Handumdrehen miteinander verbinden. 

Es ist ein Unfug, wie heute Wahllisten aufgestellt werden. Ehrgeizige Kandidaten, die ge­
wöhnlich zu dumm sind, um eine Idee zu haben, und zu faul, um sie zu vertreten, tauchen plötz­
lich auf, verschaffen sich die notwendigen Unterschriften und reichen einen "Wahlvorschlag" 
ein. S ie spekulieren dabei nicht selten auf die Arbeit anderer. Wenn die Wissenschaft irgend­
eine neue Möglichkeit entdeckt oder auch nur andeutet, finden sich erfahrungsgemäß so und 
so viele Schwindler, die die nunmehr wachgewordene Empfänglichkeit der Menschen sofort 
ausnützen und sie betrügen. Seit man die Möglichkeit einer Verwandlung von Elementen wis­
senschaftlich zu beweisen versuchte, tauchen Hunderte von geriebenen Spekulanten auf und 

Vgl.  Dok. 1 00, Anm. 1 .  

2 Im Gegensatz zu dieser Feststel lung die sozialdemokratische Münchener Post vor den Wahlen: " Bei den zur 

Entscheidung reifenden Kommunalwahlen spielen zum erstenmal die Nationalsozialisten, die Bundestruppen 

des Geheimrats Hugenberg, eine nicht unbedeutende Rolle . "  Vgl . Münchener Post vom 1 5 . 1 1 . 1 929,  " Die 
Nazi s " .  

3 Anspielung auf die deutschen Splitterparteien. Vgl. Dok. 37 ,  Anm. 9 .  
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produzieren s ich vor einer leichtgläubigen Zuhörermenge bald als  Goldmacher 4, dann wieder 
als Energieentdecker, Verwerter natürlicher Kräfte usw. Auf politischem Gebiete ist das nicht 
anders . Wenn durch eine Bewegung eine Idee durch unermüdliche Arbeit populär gemacht 
wird, kann man todsicher [damit] rechnen, daß sich politische Schwindler finden, die nun für 
sich diese Idee zu verrealisieren [sie!] trachten werden. Noch einfacher ist es, wenn sie irgend­
eine allgemeine Not zu wittern vermögen. Dann schreiben sie sich flugs auf ihre Fahnen hin­
aus, was die Masse in solchen Zeitläuften gerne hört. Zum Beispiel "Aufwertung" ,  "Wirt­
schaft" ,  "Mittelstand" ,  "Hausbesitz" ,  "Mieter" usw. Und da sterben dann die Dummen wirk­
lich nicht aus .  Als der bekannte, verrückte Naturapostel Haeusser 5 seinerzeit eine eigene Kan­
didatenliste für die Reichstagswahl aufstellte, brachte er nicht wenig Stimmen zusammen, weil 
ein Teil unserer anscheinend politisch besonders geschulten Hausbesitzer sofort vermeinte, 
daß es sich hier um eine Bewegung zugunsten der notleidenden Zinshausinhaber handeln wür­
de. Auch bei den diesmaligen Wahlen haben diese Volksrettungsparteien in zwölfter Stunde 
wieder ihr Unwesen getrieben. 20 und mehr Wahllisten wurden an vielen Orten eingereicht. 
Während nun die linke Seite von dieser Proselytenmacherei 6 kaum berührt wird, weil sie im­
merhin ein gewisses weltanschauliches Rüstzeug besitzt, wird die rechte oder besser bürgerli­
che dadurch nicht wenig zerrieben. Die bürgerlichen Parteien, die sich selbst so gerne als 
"wirtschaftliche" bezeichnen, zerfallen, sowie der nächstbeste Schwindler mit einem noch bes­
seren Wirtschaftsprogramm auftaucht. Weltanschauung spielt bei diesen Parteien keine Rolle. 
Nachdem dieses Gemengsel aber bislang die sogenannte "nationale" Idee vertreten hat, braucht 
man sich nicht wundem, daß auch diese dabei wenig an Ansehen gewinnen konnte. Die natio­
nalsozialistische Bewegung ist gegen solche Beschädigungen gefeit. S ie ist eine Partei mit 
weltanschaulichen Zielen und kann deshalb nicht von solchen Spekulanten auf wirtschaftliche 
Nöte getroffen werden. Sie wächst gesund und natürlich. Es ist das Erfreuliche, daß nach der 
Überwindung der Katastrophe des Jahres 1 924 7 die Bewegung von Wahl zu Wahl an innerer 
Festigung und äußerer Kraft zunimmt. Nicht wie dies bei Wunderkindern zu sein pflegt, son­
dern wie es bei gesunden kräftigen Menschen erfolgt. 

Es ist deshalb auch nur natürlich, daß die nationalsozialistische Bewegung bisher als einzige 
in der Lage war, dem Marxismus wirklich Abbruch zu tun. Wo die marxistische Welle zum Still­
stand gekommen ist oder wo sie zurückgedrängt wurde, ist es immer das Ergebnis der national­
sozialistischen Arbeit 8 . Auch die letzten Wahlen bieten dafür zahllose Beispiele. Wenn aber 
aus bürgerlichen Lagern der nationalsozialistischen Bewegung ebenfalls Mitglieder und Wäh-

4 Wahrscheinl ich Anspielung auf den "Goldmacher" Franz Tausend, der im November 1 929  im München we­
gen Betrugs vor Gericht stand. 

5 Ludwig Christian Haeusser ( 1 88 1 - 1 927) ,  Kaufmann, 1 900- 1 9 1 3  Aufenthalt in Paris, verschiedene kaufmän­

nische Tätigkeiten, 1 9 1 3 - 1 9 1 9  Aufenthalt in der Schweiz, seit 1 9 1 7  antideutsche Agitation, 1 9 1 9  Ausweisung 

aus der Schweiz, Verbreitung eigener rel igiöser Vorstel lungen in  Vorträgen, Sammlung von Anhängern, 1 922 

Gründung der Christlich-radikalen Volkspartei und der Zeitschrift " Haeusser" , anarchi stisch-antirepubl ikani­
sche Agitation, 1 924 Auflösung der Partei ,  Gründung des Haeusser-Bundes, Betei l igung an der Mai-Wahl 

1 924 (25 .000 Stimmen) und der Dezember-Wahl 1 924 ( 1 0 .000 Stimmen), 1 925  Kandidat bei der Reichsprä­

sidentenwahl .  Mehrere Verurtei lungen wegen Verstoßes gegen das Gesetz zum Schutz der Republik .  Vgl . 
Ulrich Linse, B arfüßige Propheten. Erlöser der zwanziger Jahre, Berlin  1 983 ,  S. 1 56 ff. 

6 Aufdringl iches Werben für einen Glauben oder eine Anschauung. 
7 Vgl . Dok. 1 0 1 ,  Anm. 1 1 . 
8 Vgl .  Dok.  1 0 1 ,  Anm. 1 9 . 
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!er zuströmen, dann ist dies ausschließlich der grenzenlosen nationalen Unzuverlässigkeit unse­
rer bürgerlichen Parteien zuzuschreiben. Dort, wo zum Beispiel die Deutschnationale [ Volks]­

partei eine wirklich energische nationalistische Politik betrieben hat, vermochte sie ihren Be­
sitzstand glatt zu wahren. Nur dort, wo besonders in ihrer Presse eine der eigenen Partei 
gegenüber zwiespältige Haltung eingenommen wurde, der nationalistische Kurs eine teils offe­
ne, teils versteckte Ablehnung erfuhr, hat ein Teil der Wählerschaft auch die Konsequenzen 
gezogen. Darüber müssen sich alle bürgerlichen Parteien ins klare kommen: Die nationalsozia­
listische Bewegung wird den höchsten nationalen Fanatismus vertreten. Es wird für j ede bür­
gerliche Partei eine Stunde der Entscheidung kommen. Wer gegen die nationalsozialistische 
Partei Stellung nimmt, wird zwangsläufig die Nationalisten aus seinem Lager verlieren ! Was 
die bürgerlichen Parteien aber ohne dieses Element anzufangen gedenken, erscheint mir rätsel­
haft. Mit Hausherren, Universitätsprofessoren und Rittergutsbesitzern allein wird man auf die 
Dauer schwerlich den Marxismus erschüttern und den deutschen Reichstag erobern können. 

So wird die bürgerliche Parteiwelt an zwei Übeln zugrundegehen : Erstens am Mangel jeder 
festen Weltanschauung, der sie zum Opfer der Splitterparteien werden läßt, und zweitens am 
Fehlen eines wirklich ehrlichen und radikalen Nationalismus, das sie um ihre besten nationali­
stischen Anhänger bringt. 

Noch etwas wurde durch diese Wahl bestätigt : Die sogenannte völkische Zersplitterung ist 
einmal für immer vorbei. Vor wenigen Jahren hat unsere bürgerliche Presse im Tone eines be­
klagenden Schmerzes immer wieder auf diese "trostlose Zersplitterung im völkischen Lager" 
hingewiesen. Ich glaube, diese Hinweise sind den Herrschaften nun vergangen. Die immense 
redliche Arbeit der nationalsozialistischen Bewegung hat die völkischen Zersplitterer hinweg­
gefegt. Zum Teil haben diese es selbst verschuldet. Es war schon mehr als schlecht, es war 
dumm, wie diese völkischen Eigengänger [sie!] vollständig vergaßen, daß man eine völkische 
Bewegung, ganz gleich ob politisch oder religiöser Art, nicht durch gemeines und elendes An­
stänkem des völkischen Gegners ins Leben rufen kann. Auch ihre Hoffnung, den verhaßten 
völkischen Konkurrenten zu vernichten, indem man den Judenpatieien und dem Zentrum in 
freundlicher Weise die Waffen zur Verfügung stellte, war dumm und blöde. Im günstigsten 
Fall hätte ihnen das selbst keinen Nutzen gebracht, tatsächlich aber schadete es der nationalso­
zialistischen Bewegung gar nicht. Es kommt wirklich auf ein paar Verleumdungen und Lügen 
mehr oder weniger gar nicht darauf an. Seit acht Jahren werden wir fortlaufend so unflätig be­
schimpft, daß es s ich ganz gleich bleibt, ob ein paar Sachen noch mehr dazugelogen werden 
oder unterbleiben. Die Verfechter dieser Kampfati haben sich aber selbst entwürdigt .  S ie sind 
vom Niveau eines Weltanschauungskampfes herabgeglitten in die Ebene des Anstänkerns, Be­
schmutzens, Besudelns usw. Sie haben dabei ganz vergessen, daß der Gegner die Waffen, die 
sie ihm bereitwilligst l ieferten, selbstverständlich auch gegen sie selbst zur Anwendung brin­
gen würde. Und sie selbst sind denn auch den eigenen Waffen zum Teil erlegen . 

Die nationalsozialistische Bewegung ist nun neuerdings einen großen Schritt vorwärtsge­
kommen. Fast j edes Jahr findet eine Verdoppelung ihres Mitgliederstandes und, wie die Wah­
len zeigen, auch eine solche ihrer Anhänger statt 9 . Wenn diese Entwicklung 5 Jahre anhält, 

9 Im Oktober 1 928  war die Mitgliedsnummer 1 00.000, im September l 929 die Mitgl iedsnummer l 50 .000 ver­

geben worden, die tatsächliche Mitgliederzahl dürfte um etwa ein Zelrntel geringer gewesen sein.  Vgl .  

Dok. 26 ,  Anm. 5 3 .  
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wird die nationalsozialistische Bewegung ein ausschlaggebender Machtfaktor geworden sein. 
Vielleicht werden dann auch j ene völkischen Kreise, die sich heute gegen uns stellen I O , zur 
Einsicht gelangt sein, wie falsch und schädlich ihr Tun war, und vielleicht werden dann auch 
sie wieder den Anschluß suchen an die marschierende Front des erwachenden Deutschland. 

29. November 1929 

Anordnung 1 

VB vom 29 . 1 1 . 1 929 ,  " Bekanntmachung" .  

Dok. 1 05 

In Anerkennung der Leistungen der S . S .  als Ordnertruppe auf dem Nürnberger Parteitage 2 ge­
nehmige ich derselben das Tragen besonderer "S . S . -Zivil-Abzeichen 3 " . 

29. November 1 929 

"Weltanschauung und Kommunalpolitik" 

Rede auf NSDAP-Versammlung in München 2 

VB vom 1 ./2 . 1 2 „  3 . 1 2 . und 4 . 1 2 . 1 929 3 .  

Dok. 1 06 

Ich glaube, es eignet sich kein Mensch in Deutschland schlechter zum Wahlredner als ich: Er­
stens kann ich dabei nie in Versuchung geraten, für meine eigene Person zu sprechen 4 - und 

Bei der Landtagswahl in Baden am 27 . 1 0 . 1 929, der Bürgerschaftsswahl in Lübeck am 1 0 . 1 1 . 1 929,  den Ge­

meinde- Kreistags- und Provinzial landtagswahlen in Preußen, Hessen, Sachsen und dem Saargebiet am 
1 7  . 1 1 . 1 929 ,  der thüringischen Landtagswahl und den bayerischen Gemeindewahlen vom 8 . 1 2 . 1 929  hatte die 

NSDAP insgesamt etwa 1 ,3 Mil l ionen Stimmen erhalten. Die genaue Anzahl der Stimmen ist aufgrund der 

unterschiedlichen statist i schen Erhebungsmethoden n i cht zu ermitteln .  Vgl . Statisti sches Jahrbuch für das 
Deutsche Reich 1 930,  S. 564 f.; Statisti sches Jahrbuch für den Freistaat Preußen 26 ( 1 930),  S. 352 ff.; M it­

teilungen des Hessi schen Landesstatistischen Amtes 59 ( 1 929), S. 1 79 ;  Statistisches Jahrbuch für den Frei­

staat Sachsen 49 ( 1 930) ,  S. 3 3 7 .  

1 0  Vermutl ich Anspielung auf d i e  Deutschvölkische Freiheitsbewegung und den Tannenberg-Bund. 

Einleitender Vem1erk des Obersten SA-Führers Franz von Pfeffer: " Hiennit gebe ich folgenden Erlaß A dolf 

Hitlers öffentl ich bekannt und beglückwünsche die S .S .  zu dieser Anerkennung : "  

2 Vom 1 .  b i s  4 . 8 . 1 929.  Vgl . Dok. 60-65 ,  67 .  

3 Abbildung : Organisationsbuch der NS DAP. Herausgeber: Der Reichsorganisationsleiter der N S DAP,  
München 1 936 ,  Tafel 1 7 . 

Titel laut Ankündigung im VB vom 27 . ,  28 .  und 29 . 1 1 . 1 929, Plakatanschlag (BayHStA, Plakatslg .  1 0 1 3 3 ) .  

2 Im Löwenbräukel ler, von 2 0 . 3 0  b i s  22 . 1 5  Uhr. D i e  laut Polizeibericht öffentl i che Versammlung wurde von 

Stadtrat Hem1ann Esser geleitet. Eintrittspreis 50 Pfennig, Kriegsbeschädigte und Erwerbslose 10 Pfennig.  
3 Vgl . Polizeiberi cht VJ/d Nr. 1 885/29, o .  D. ;  StA München, Pol . Dir. München 6740. 

4 Als Staatenloser (vgl .  Dok. 26,  Anm. 42) besaß Hitler weder aktives noch passives Wahlrecht. 
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nach der Auffassung meiner politischen Gegner verteidigt man nichts so sehr, als was einem 
selbst am Ende Vorteile einbringen könnte. Zweitens glaube ich gar nicht an die Bedeutung 

von Wahlen , glaube gar nicht, daß, wie die anderen immer versichern, das Schicksal der Na­

tion an solchen Tagen entschieden wird. Wenn das deutsche Volk nichts anderes tut, als nur 
zur Urne geht und dort von Zeit zu Zeit wechselnde Majoritäten bildet [sie!] , dann ist diese 
ganze Tätigkeit so zwecklos als nur irgend etwas. Sechzig Jahre lang 5 hat man das getrieben, 

und das positive Ergebnis ist nicht so, daß es begeisternd wirken könnte. Im Gegenteil :  Man 
staunt eigentlich, daß sich überhaupt immer wieder Leute finden, die zur Urne gehen. 

Wenn wir Nationalsozialisten trotzdem auch den Weg beschreiten, dann nur, weil wir heute 
einen anderen Weg leider nicht gehen können, um nicht dem schärfsten staatlichen Terror zu 

verfallen. Wir sind überzeugt, daß jedes Wahlresultat nur Maßstab ist, an dem man messen 
kann, wie weit die Bewegung gewachsen ist. Wesentlich wird sein, daß die ganze deutsche 
Nation zu einem grundsätzlichen [sie!] anderen Denken umgestellt wird, zumindest der Teil, 

der in sich Tatkraft und Energie verkörpert, daß man also in Deutschland die Energien aus der 
ganzen Masse herauszieht, die vereinzelt nur in der Gesamtheit leben und aus diesen die histo­

rische Minorität bildet, j ene Gemeinschaft von Menschen, die genau wissen, was sie wollen 
und ein klares Ziel unverrückbar im Auge haben. 

Als Nationalsozialist muß ich bei solchen Dingen immer vier Punkte voranstellen: 
1 .  Wir glauben nicht, daß das gemeinsame Schicksal des Volkes bestimmt wird durch das 

Schicksal der einzelnen, sondern umgekehrt, 
das Schicksal der einzelnen ist abhängig vom Schicksal der Gesamtheit. 

Daher müssen wir ablehnen alle Parteien, die sich nur an einzelne Personen oder Gruppen 
wenden. Es ist unendlich leicht, eine Wählerversammlung abzuhalten vor ganz bestimmt um­
rissenen Volksmassen und Berufsständen 6 . Es ist leicht, in der Stadt vor Handwerkern, vor 
Beamten, leicht, vor Mietern und Vermietern zu reden. Man weiß genau, was die Mieterpartei 
wünscht: Erniedrigung [sie!] der Mieten, und man weiß genau, was die Vermieter wollen: 
erhöhte Zinse 7 . Der Landmann will die Erhöhung der Lebensmittelpreise, der Städter ihre Er­
niedrigung [sie!] . Der eine schwört auf Erhöhung der Löhne, der andere auf Verbilligung der 
Produkte. Immer sind es, man möchte sagen, Schlagwörter, mit denen man die Masse einfan­
gen kann. Es ist leicht, Propaganda zu machen, wenn man weiß, was die Menschen gerne hören. 

Wenn aber eine Bewegung wie die unsere vor die ganze Volksmasse hintritt und erklärt : 
Wir erkennen eure Berufe nicht an, ihr seid bei uns nicht mehr Arbeiter, Bauern, Handwerker, 
Mieter oder Vermieter, j etzt seid ihr nur Menschen, Angehörige eines Volkskörpers, Deut­

sche, weiter gar nichts (stürmischer Beifall), nur in dieser Eigenschaft sprechen wir zu euch -
dann natürlich ist es schwer. Wir können auch nicht sagen, wir haben vor uns nur Protestanten 
oder Katholiken, auch darüber gehen wir hinweg, wir haben vor uns nur Deutsche, und nur ei­

ne Grenze kennen wir: Wer nicht zu unserem Volke gehört, für den rühren wir keinen Finger 

(stürmischer Beifall), der mag für sich selber sorgen, mag seine Volksgemeinschaft für seine 

Zwecke einspannen, von uns hat er nichts zu erwarten. 

5 Vgl . Dok.  1 0 1 ,  Anm. 3 .  

6 Anspielung auf die deutschen Splitterparteien. Vgl. Dok. 37 ,  Anm. 9 .  

7 Süddeutsch: Miete. 
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Das ist allein schon eine unendliche Erschwerung der ganzen Propaganda. Freilich, etwas 
haben wir als Vorzug: Ich kann nicht dem einen etwas vorlügen, was dem andern im selben 
Augenblick die Existenz kosten würde. Wir stehen auf einem Boden, der uns verpflichtet, den 
Weg zu suchen, der einer gesamten Volksgemeinschaft am Ende dienlich und nützlich sein 

kann. 

2 .  Wir glauben nicht, daß ein Ortsschicksal herausgehoben werden kann, aus dem gemein­

samen Volksschicksal. Man kann nicht sagen, das Schicksal von München ist maßgebend für 
Deutschland. Wir glauben auch nicht, daß man sagen kann: Wenn Deutschland zugrunde geht, 
wenn wir aber nur an einem Orte eine gute wirtschaftspolitisch richtige Kommunalverwaltung 
haben, kann uns nichts passieren. Nein: Wenn das Reich in seiner Gesamtheit zugrunde geht, 
kann sich keine Ortsgemeinschaft, kein Bezirk, nicht einmal ein einzelnes Land von diesem 
Zusammenbruch ausschließen. Wir sind nicht in der gleichen Lage wie andere Parteien, die in 

Berlin für den Einheitsstaat eintreten, während sie in München für den föderativen Staat 

schwärmen, die hier gegen die Reichsregierung die Faust ballen und in Berlin fromm und bie­

der in der Reichsregierung sitzen 8 . (Heiterkeit.) Das sind lauter Dinge, die uns unmöglich 
sind. Unsere Bewegung geht über die Grenze des Landes hinaus ; soweit das deutsche Sprach­
gebiet reicht, ist diese Fahne (Hitler zeigt auf das Hakenkreuzbanner 9) das Symbol unserer 
Partei. (Stürmischer Beifall . )  

3 .  Wir können uns natürlich auch nicht nur damit beschäftigen, auf einzelne Personen ein­
zuhauen. Gewiß, der Persönlichkeitswert ist bestimmend für alles, was auf dieser Erde ge­

schieht. Allein, es gibt Zeiten, in denen kein Persönlichkeitswert vorhanden ist, sondern Ideen 

von Personen sich in Systeme verwandelt haben. Was wir heute vor uns sehen, sind Systeme 
von Ideen, die an sich falsch sind, so daß es sich gleich bleibt, ob sie von einer anständigen 
oder unanständigen Person vertreten werden. Daher können wir auch einem kleinen Gernegroß 
keine so große Bedeutung zumessen, wir beschäftigen uns vielleicht einmal mit ihm, geben 
ihm eine Abreibung, die ihm auf längere Zeit genug zu tun gibt. Dann ist die Sache für uns 
vorbei. Wir heben die Person nur dann hervor, wenn sie typisch für einen Zustand ist, wenn 
eine Idee eine symbolische Darstellung in einer Person erhält. So war es mit der deutschen 
Außenpolitik, die wir einst als Bismarcksche bezeichnen konnten und in der vergangenen Zeit 
mit ebenso großem Recht als Stresemännisch bezeichnet wurde 1 0 . Auch hier ist das Wesentli­
che die Idee, aus der diese ganze Tätigkeit entsprang. Die Ideenwelt, aus der B ismarck seine 
Entschlüsse ableitete, seine Gedanken herauszog, war eine andere als die Ideenwelt des Berli­
ner Salons, in dem Frau von Kleefeld 1 1  die Welt darstellte, aus der ein Herr Stresemann seine 
außenpolitisch beflügelten Ideen ableitete. (Große Heiterkeit.) Es ist so, daß solche Persön­
lichkeiten selbst wieder im Weltanschaulichen wurzeln. Es ist nicht so, daß hier plötzlich ein 
wunderbarer, unverständlicher Bruch vorhanden wäre . Was bei Stresemann scheinbar als 
Bruch erscheint, ist nur die Wankelmütigkeit und Unsicherheit des Charakters. Wir können 
also sagen, daß es heute gar nicht mehr darauf ankommt, daß man nachweist: Der Bürgermei-

8 Gemeint ist die BVP.  
9 Vgl .  Dok. 6 1 ,  Anm. 30 .  

10 Zur Außenpolitik Gustav Stresemanns vgl .  Dok.  4 ,  Anm. 2 .  

1 1  Käte Stresemann, geb. Kleefeld ( 1 885- 1 970), 1 903 Heirat m i t  Gustav Stresemann.  I h r  Vater, Dr .  Kurt Klee­
feld, war am 1 2 . 1 1 . 1 9 1 8  in den lippischen Adelsstand erhoben worden. 
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ster ist anständig oder nicht, der Staatsmann so und so ist anständig. In Deutschland ist es 

schon ein fabelhaftes Renommee als Staatsmann, keine silberne Löffel gestohlen zu haben. 

(Stürmische Heiterkeit.) 
4 .  Wir hören in solchen Fällen die Antwort : Sie sehen ja  vor sich die Tatsache des Beste­

hens unseres Zustandes. Die Geschichte sagt :  Was in der Gegenwart besteht, hat noch nicht 
bewiesen, daß es zu recht besteht. Es herrscht in der ganzen Welt das Trägheitsgesetz . Eine 
Volksgemeinschaft hat eine gewisse robuste Gesundheit und kann nicht gleich vernichtet wer­
den. Das Ergebnis einer gesunden Ahnenreihe hat einem Menschen die Gesundheit gegeben, 
und auf sie sündigt er nun [sie!] . Er darf aber nicht sagen, daß sein Handeln deshalb auch als 
gesund bewiesen ist. 

Was wir heute vor uns sehen, ist ein Zustand, der nur erträglich ist, weil Generationen eine 

gewisse völkische und staatliche Gesundheit angesammelt haben. Auf diese Gesundheit haben 

wir heute gesündigt [sie!] .  Daß dieser Zustand besteht, verdanken wir nicht der Richtigkeit 

unserer Ideenwelt, sondern dem richtigen Handeln langer [sie!] Generationen vor uns. Diese 

Generationen haben durch ihre Sparsamkeit angesammelt, was man heute verschleudert, ha­

ben das Volksgut gesteigert, das man heute verpraßt, eine Kultur gegeben, die man heute 

langsam verkitschen [sie!] kann. (Stürmischer Beifall . )  
So sind wir heute noch als  Kulturvolk geachtet, während wir auf Grund der Leistungen der 

eigenen Zeit eigentlich zu Hottentotten herabgesunken sind. Man wird nicht behaupten wol­
len, daß die Größe Münchens begriffen wird auf Grund der Leistungen von heute. Es ist eine 
Vorleistung, von ihr zehrt und auf sie sündigt man [sie!] , weil man das große Gut der Ahnen 
nicht in wenigen Jahren verwüsten kann, glaubt man, selbst etwas Großes geleistet zu haben 1 2 . 

(Starker Beifall .) 

Nicht die Gegenwart ist ein Maßstab, 

sondern der Maßstab ergibt sich durch die Betrachtung für die Zukunft. Und vieles, was im 
Augenblick als erträglich erscheint, ist trotzdem falsch. Die Zukunft wird es erweisen. Man 
muß immer zu primitiven Beispielen zurückgreifen, z .  B. auf die heutige Steuergesetzgebung, 
die nun drauflossündigt, die Substanz planmäßig vernichtet und sich damit rechtfertigt, daß sie 
sagt, daß es geht. Dreißig Prozent unseres N ationalverrnögens sind einfach verpfändet worden 1 3  

- allerdings - , aber es geht ja! Aber wie lange geht das? Glauben Sie, wenn unsere Vorfahren 
auch so gehandelt hätten, sie könnten uns heute ihre Kunststücke so vormachen? Es ist aber 
nichts unerschöpflich. So sehen wir, daß in einem so reichen Agrarland wie Rußland j etzt im 
zwölften Jahre der tausendjährigen Seligkeit des tausendjährigen Reiches, das jetzt begonnen 
hat, Zehntausende und Hunderttausende von Bauern sich auf die Beine machen, weil sie alles 
verloren haben 1 4 . 

1 2  Vgl . Hitlers grundsätzliche Ausführungen zur Kulturpolitik in Dok. 1 7  und 2 1 .  

1 3  Bezieht sich auf die Verpfändung der Reichsbahn nach dem Dawes-Plan. Vgl . Dok. 26,  Anm. 6 .  

1 4  Anfang November 1 929  hatten s i ch  in  Moskau Tausende deutschstämmiger Bauern, größtentei ls  Mennoni­

ten, aus Sibirien und dem Wolgagebiet versammelt, um ihre Ausreise durchzusetzen . Ihr Protest richtete sich 

gegen die Agrarpolitik der sowjeti schen Regierung und den drohenden Verlust ihrer religiösen Freiheit. Vgl . 

Schulthess '  Europäischer Geschichtskalender 1 929,  S. 392 .  
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Und lassen Sie die norddeutschen Regierungsmethoden zehn weitere Jahre fortwirtschaf 

ten wie jetzt, und zählen Sie dann, was in Deutschland noch an Eigenbesitz vorhanden ist, 

dann wird mancher lernen, daß es nicht gleichgültig ist, ob ein Volk Nationalbesitz hat oder 

hörig ist einer unangreifbaren, unfaßbaren Hochfinanz, ob es gleichgültig ist, daß ein Volk 

sein Leben mit eigener Kraft schützen kann, oder der Hilfe des Völkerbundes bedarf, der nur 

die konzentrierte Macht unserer Gegner darstellt. 

Die "Tagesfragen " 

Die einen diktieren über das Elend und die anderen regieren über das gleiche Elend. Das 
bezeichnen die einen als Diktatur des Proletariats und die andern als Herrschaft der bürgerli­

chen Mitte. Wir sagen deshalb , das Einzelschicksal, das sich heute vor uns abrollt, auch in den 
Kommunen, ist für uns nur verständlich vom Standpunkt einer Weltanschauung aus . Die Geg­
ner sagen: Damit drückt ihr euch vor den Tagesfragen. Es scheint heute so, als ob die Lösung 

unserer Tagesfragen der Beweis für die Genialität unserer jetzigen Staatsmänner wäre . Sie sa­
gen: Was haben wir alles gemacht ! Und verweisen auf die großen technischen Werke, die 
nicht das Ergebnis ihrer höchst persönlichen Genialität sind, sondern im Zug der Zeit liegen 
und auch im Trägheitsgesetz begründet sind. Die Maschine läuft, die Frage ist nur: in welcher 

Richtung und in welchem Tempo ? Mir scheint, daß die Räder immer schneller laufen und das 

Tempo immer langsamer wird. Ja, daß sie zurückrollen! Je weniger sie nach vorne läuft, desto 
mehr Dampf gibt sie von sich, damit die Öffentlichkeit nicht sieht, daß sie nicht mehr nach 
vorne läuft, sondern längst nach unten. 

Die Entwicklung eines Volkes ist eine lange Linie, die von der grauesten Vorzeit bis heute 
mit Schwankungen verläuft. Die Zeit kann niemals klar beurteilen, ob diese Linie aufwärts 

oder nach unten verläuft, weil sie nur einen ganz kleinen Abschnitt überblickt. Die meisten 
Menschen sehen kaum von heute auf morgen. Auch die Menschen, die schon zehn Jahre über­
blicken, vermögen nicht zu erkennen, ob die Linie der Entwicklung aufwärts oder abwärts 
geht . Wenn heute die Gegenwart eine bestimmte Frage löst, so ist sie überzeugt, daß es auf 

wärts geht, und doch ist das schon ein Irrtum. Denn wenn ein Volk im Laufe von Jahrtausen­
den sich emporgearbeitet hat, dann gibt es nur ein Weiterarbeiten oder ein Abstürzen überhaupt.  

Wenn j emand zu mir sagt : Ich kann den Antisemitismus nicht verstehen, und er ist Groß­
kaufmann, so antworte ich ihm: Wenn Ihre Vorfahren 300 Jahre lang dieselbe Tendenz ver­
folgt hätten, dann wären Sie nicht Großkaufmann, sondern ein Jude säße an Ihrer Stelle. Oder: 
Der Dirigent eines großen Orchesters verachtet den Antisemitismus . Im Laufe einer Zeitge­
schichte ist es möglich gewesen, daß die Dirigenten zur Hälfte aus Juden bestehen. Wenn 
unsere Vorfahren das gemacht hätten wie Sie, und von jedem Juden sich die Musik aufspielen 
ließen, nach der Sie zu tanzen haben, dann könnten Sie heute nicht dirigieren . (Starker Beifall . )  

Die  Vergangenheit durfte Dinge nicht tun, du aber nimmst s ie  dir als Recht heraus. Du 
siehst gar nicht, daß das, was du tust, Zusammenbruch und Verfall ist, weil du sagst, wir exi­
stieren so auch noch - du hast ja noch dein Geschäft. Was morgen wird, das kümmert dich 
nicht - nach uns die Sintflut 1 5 . 

1 5  Der Ausspruch : "Apres nous le deluge ! "  geht auf die Marquise de Pompadour zurück, die ihn  angesichts der 

verlorenen Schlacht bei Roßbach 1 757  geprägt hat. 
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Heute unterschreiben wir den Young-Plan 1 6 . Wir wissen, wir können ihn nicht erfüllen n 
Was nachher kommt, - da wehrst du ab und sagst, hört doch auf, die Gegenwart ist schon 

traurig genug. Warum ? Weil man schon 12 Jahre vor uns so gedacht hat: Wir wollen Ruhe 

haben, was nach uns kommt, ist uns gleichgültig, aber nachher kommt das Ende. 

Das Nationalvermögen ist zu einem Drittel verpfändet 1 8 . Du sagst: Wir haben schon wie­
der etwas gefunden - Zündhölzer haben wir gefunden, daraus bekommen wir 450 Millionen 
Mark 1 9 . Es geht wieder eine Weile, dann sagst du: Wir haben noch etwas - das Tabak-Mono­

pol! Gut, daraus bekommst du vielleicht 2 Milliarden Mark 20. Wir haben noch ein paar Sa­
chen: den Kraftverkehr, den Flugverkehr - aus ihrer Monopolisierung bekommen wir wieder 
einige Milliarden, was dann? Dann beginnt das Verpfänden von Staatseinnahmen überhaupt. 

130  Milliarden unterschreibt ihr - und unser ganzes Nationalvermögen beträgt nicht ein­

mal mehr 1 00 Milliarden 2 1 . Ihr könnt im Jahre nicht 2 Milliarden abliefern, aber ihr werdet 

einmal für die 13  0 Milliarden 2 5 Milliarden Zinsen jährlich zahlen müssen. 

Aber nur nicht soweit denken ! Das geht Herrn Schäffer weit über den geistigen Bereich sei­
nes Kopfes. (Stürmischer Beifall.) Nur nicht in die Zukunft denken ! Es hat mancher seinen 
Beruf verdammt verfehlt. Wenn die Bezeichnung des Namens stimmt und von einer angebore­
nen Tätigkeit abgeleitet ist, so muß ich sagen: Schäffer, kehre zurück zu deinen Schafen! 
(Stürmischer Beifall.) Das ist das Niveau, von dem aus man heute die Sache beurteilt. Nur 
nicht in die Zukunft sehen ! Lieber verzichten wir auf die ganze Zukunft und kommen doch um 
die Gewaltanstrengung nicht selbst herum. 

Man hat noch nie erlebt, daß einem Volk der schwerste Gang erspart geblieben wäre da­

durch, daß es ihm auswich. Dann hat es mit der ungedeckten Rückenseite die Speere empfan­

gen. Mir scheint es zweckmäßiger: Man hält dem Feinde die Brust entgegen, deckt sie mit 

dem Schild und greift an mit dem Speer. Ich glaube nicht an den Erfolg einer Tätigkeit, die 

zwangsmäßig zum Zusammenbruch führen muß. Was man heute damit vielleicht der Nation 

ersparen will, halst man ihr eines Tages tausendfach wieder auf 

Instinkt und Erkenntnis 

Es gibt zwei Möglichkeiten, um die Richtigkeit oder Umichtigkeit der Entwicklung zu er­
kennen. Die eine Möglichkeit liegt im gesunden, erdverbundenen Instinkt. Solange ein Volk 

1 6  Vgl. Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ;  Dok. 54, Anm. 5 .  
1 7  Auch die Parteien, die sich fü r  die Annahme des Young-Plans einsetzten, waren der Überzeugung, daß es 

sich bei diesem Plan nur um eine Interimslösung handeln könne, deren Revision auf längere Sicht unabdingbar 

sei . Vgl . Gerd Meyer, Die deutsche Reparationspolitik von der Annahme des Young-Plans im Reichstag ( 1 2 .  

März 1 930) b i s  zum Reparationsabkommen auf der Lausanner Konferenz ( 9 .  Juli 1 932) ,  Bonn 1 99 1 ,  S .  1 1  ff. 

1 8  Vgl .  Anm. 1 3 .  
1 9  Vgl . Dok. 82 ,  Anm. 7 .  

20 In  der  Presse wurde seit Anfang November 1 929  über d ie  Möglichkeit eines Tabakmonopols berichtet . Am 

20. 1 2 . 1 92 9  wurde darüber anläßlich einer Tabaksteuernovelle im Reichstag diskutiert, d ie  I dee ging aber 

n icht in die Haushaltspläne der Reichsregierung ein. Vgl . Verhandlungen des Reichstags. IV .  Wahlperiode 
1 928 ,  Bd. 426, S. 3 760 ff. 

2 1  Das deutsche Volksvermögen wurde für 1 924 auf etwa 1 50 Mil l iarden RM geschätzt. Zu den Problemen der 

Berechnung vgl . Wilhelm Winkler, Volksvermögen. In :  Handwörterbuch der Staatswissenschaften. Hrsg. von 

Ludwig E lster, Adolf Weber und Friedrich Wieser, Bd. 8, Jena 4 1 928 ,  S. 770-786 sowie Holtfrerich, Die 
deutsche Inflation, S .  274 ff. 
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diesen Instinkt besitzt, geht es keinen falschen Weg. Vielleicht hat den meisten Instinkt der 
Bauer, der den Risiko-Gedanken kennt, der es wagen muß zu säen, ganz gleich, ob der Him­
mel seinen Segen gibt. Er weiß, daß nur eines bleibt : die Erde, die bepflanzt werden muß, Jahr 
für Jahr, und geerntet werden muß, Jahr für Jahr. Das Volk hat heute im Asphaltgift unserer 

Großstädte den Instinkt langsam verloren 22. 

Wenn ein Instinkt nicht da ist, muß die Erkenntnis einsetzen. Es gab Zeiten, in denen die 
Gefahr einer jüdischen Bastardierung eines Volkes nicht bestand. Noch ein Goethe hatte den 
naturgemäßen Instinkt zu sagen: Eine Heirat zwischen Jude und Christ erscheint mir naturwid­
rig, ist unmöglich und kann nicht sein 23 . Generationen brauchten keine Gesetzgebung deshalb . 
Der Rasseinstinkt schützte sie von selbst, der Geruch der Rasse hielt die Christen von der Ver­
heiratung mit einem Juden fern 24 . Heute in unserer parfümierten Zeit, wo j eder Laffe gleich 
riechen kann, geht das Gefühl für diese feineren Unterschiede der Menschheit verloren. Dar­
auf spekuliert der Jude. Auch das Auge gewöhnt sich an die Differenzierung der Menschheit. 
Hier muß die Erkenntnis einsetzen. Was Generationen instinktmäßig getan haben, müssen wir 

erkennen aus Notwendigkeit, um nicht selbst zugrunde zu gehen. 

Und damit begeben wir uns auf den 
Boden der Weltanschauung. 

Der Instinkt ist die gesunde Weltanschauung des primitiven, naturgeborenen Menschen. 
Solange sein Instinkt gesund ist, ist seine Weltanschauung richtig. Der Instinkt bewahrt ihn 
vor falschen Gedankengängen. 

Die Weltanschauung des einzelnen ist in Wirklichkeit nur ein Standpunkt, den er einnimmt, 
von dem aus er die Welt dann betrachtet, eine grundsätzliche Schulung in der Richtung des In­
stinktes hin. Der gesunde Mensch wird die Welt so betrachten, wie sie für ihn nützlich ist. Die 
Wissenschaft muß den einzelnen lehren, große primitive Grundgesetze, die Lebensgesetze, bei 
deren Mißachtung wir uns keine Entwicklung vorstellen können, Grundgesetze, die überhaupt 
erst das Emporsteigen der Menschen verständlich werden lassen und die Entwicklung des ein­
zelnen Volkes, Grundgesetze, die deshalb von vorneherein einfach sein werden, wie etwa: 

daß auf der Welt, solange sie besteht, noch nie die Schwäche gesiegt hat, sondern immer 

die Kraft, die Gestalterin alles [sie!] Lebens, daß es sich selbst nur äußert im Spiel der Kräfte, 

22 Zur Bedeutung der Stadt in der national sozial istischen Weltanschauung vgl. Werner Durth, Architektur und 

Stadtplanung im Dritten Reich. In: Nationalsozial ismus und Modernisierung. Hrsg. von Michael Prinz und 

Rainer Zitelmann, Darmstadt 1 99 1 ,  S. 1 3 9- 1 7 1  sowie lost Dülffer, NS-Herrschaftssystem und Stadtgestaltung. 

Das Gesetz zur Neugestaltung deutscher Städte vom 4 . 1 0 . 1 937 . In: German Studies Review 12 ( 1 989), S. 69-
89 .  

23 Bezieht s ich  auf ein Gespräch, das Goethe 1 823 mi t  Friedrich von Müller geführt haben sol l .  Mögliche Quelle 

H itlers: Handbuch der Judenfrage, S .  72. 

24 Bis  ins  1 9 . Jahrhundert setzte die Eheschließung zwischen Partnern verschiedener Religionszugehörigkeit in  

der Regel den Übertritt eines der beiden Heiratswil l igen zum anderen Glauben voraus . Mischehen wurden 

erst ab Mitte des 1 9 . Jahrhunderts durch die Einführung der Zivilehe in einigen deutschen Staaten möglich. 

Für ganz Deutschland wurden Mischehen seit 1 900 statistisch erfaßt. Von 485 .906 1 905 geschlossenen Ehen 

waren 805 jüdisch-christl iche Mischehen, 1 928 von 587 . 1 75 Eheschließungen 1 . 3 84 .  Vgl. Jacob Toury, So­

ziale und polit ische Geschichte der Juden in Deutschland 1 847- 1 87 1 .  Zwischen Revolution, Reaktion und 

Emanzipation, Düsseldorf 1 977,  S. 64 ff.; Statisti sches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 907, Berlin 1 907,  

S .  1 7 ; Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 930,  S .  3 3 .  
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das Widerstand erweckt. Und im ewigen Ringen der Kräfte schält sich das Höchstwertige her­

aus als Element des Weiterbauers [sie!] der ganzen Welt, ob es sich um Sonnensysteme oder 

um Einzelwesen handelt, immer und überall ist die Stärke das Elementare, niemals das Volu­

men allein. 

Niemals hat die Feigheit Menschenschicksal zum Guten gelenkt. Was S ie heute sehen an 
Menschheit, ist der Überrest der kämpfenden Lebewesen. Auf 1 . 800 Millionen Menschen, die 
heute die Erde zählt 25 , treffen ungezählte Milliarden, die, noch kaum geboren, bereits gestor­
ben sind, ungezählte Milliarden, die später dem Lebenskampf nicht Stand zu halten vermoch­
ten. Und was wir heute sehen ist die Auslese an Kraft. 

Die Herrschaft der weißen Rasse ist nicht das Ergebnis gegenseitiger Völkerverständigung, 

aus blutigem Kampfe hat sie sich langsam emporgehoben und der Welt das gegeben, was wir 

mit Kultur bezeichnen. Im Kampf ist jede Leistung auf der Welt entstanden. 

Menschen und Völker mit richtiger Weltanschauung gehen ständig den Weg nach oben, 

und Menschen ohne jegliche Weltanschauung sind schwankend wie die Spreu. Unerklärlich 
sind ihre Entschlüsse, in Wirklichkeit vielleicht am besten dargestellt durch unsere heutigen 
politischen bürgerlichen Parteien in Deutschland, an denen man am schärfsten ersehen kann, 
wie es Gebilden ohne Weltanschauung geht. 

Der Marxismus hat eine klare Weltanschauung, die rapid nach unten führt. 
Auch wir haben eine Weltanschauung und sind überzeugt, daß sie unser Volk nach aufwärts 

führen wird. 

Richtig ist eine Weltanschauung dann, wenn sie ein Volk nach aufwärts führen kann. Diese 

Richtigkeit kann sich ergeben durch Erforschung der allgemeinen Gesetze in der gesamten 

Natur, durch Überprüfung der ganzen Gesetze, die unserem eigenen Leben zugrunde liegen, 

durch logische Überprüfung des Schicksals anderer Nationen, die zugrunde gegangen sind, 

durch wissenschaftliche Erforschung bestimmter Methoden, die Völker zur Herrschaft zu 

bringen vermögen, und der Methoden, die Völker zugrunde richten, aus Erfahrung, Logik und 

seherischer Phantasie, aus dem Blick, der in die Zukunft sieht, der sich freihält von den Bäu­

men und allen Bäumen zum Trotz niemals den Wald vergißt. 

Wir Nationalsozialisten sagen: Wir haben uns eine Weltanschauung aufgebaut, die sich nur 
in ganz wenigen Sätzen zusammenfassen läßt: 

1. Was unsere Bedeutung ausmacht und die Bedeutung der Völker überhaupt, ist nichts Er­

zieherisches an sich, ist nichts, das in der künstlichen Bildung läge, sondern etwas, das im 

Blut an sich ursprünglich da sein muß: Der Blutswert ist unser menschlicher Grundwert, un­

ser spezifisches Gewicht, das wir Menschen einmal besitzen. 

Hitler erläutert diesen Begriff an dem Beispiel eines Negers, der wohl ein Mensch ist mit 
Kopf und Armen und Beinen, aber das ist das Volumen, die äußere Form. Der Inhalt, das spe­
zifische Gewicht ist nicht das gleiche. Der eine ist ein Blutsträger der Rasse, die auf Grund ih­
res Wesens fähig ist, das zu gestalten, was wir heute vor uns sehen, eine arische Kultur. Und 
das andere ist auch Menschentum, allein grundverschieden von den andern und nie bestimmt, 
die Palme des Enderfolges [sie!] auf dieser Erde zu erhalten. Im Gegenteil :  Würde die Welt 

25 Die Bevölkerungszahl der Erde nach den jeweils letzten Volkszählungen betrug damals 1 . 848 Mil l ionen 

Menschen. Vgl . Stati stisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 929, S. 1 * ff. 
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nur aus anderen Rassen bestehen, dann käme niemals ein Kulturbegriff über sie, den wir heute 
haben, und keine Erziehung könnte das ändern. Nein, sowenig Sie aus einer Heuschrecke 
durch Züchtung ein Kaninchen machen können, sowenig aus einem Neger durch Züchtung ei­
nen Skandinavier. 

Gleichheit und Freiheit sind zwei Begriffe, die nebeneinander nicht denkbar sind. Du kannst 
nur den Größeren kleiner machen, aber du kannst nicht den Dummkopf geistreich machen 
oder den Kleinen in die Länge ziehen. 

Die Blutserhaltung ist das erste und wesentliche. Wenn ein Volk seinen Blutswert verliert, 

geht es endgültig zugrunde. 

Das zweite ist die Person. Wir sagen, daß unter den Völkern nicht Majoritäten entscheiden, 
sondern 

der Einzelwert des Menschen, 

nicht die Summe, sondern der Kopf Nichts Großes ist in der Welt, das nicht der schöpferi­
schen Fähigkeit eines einzelnen Menschen seinen Ursprung verdankt. 

Damit muß ein Volk seine Verfassung und politisches Leben so organisieren, daß der Wert 

der Persönlichkeit in höchstem Maß zum Ausdruck kommt. Sie darf nicht in einer künstlichen 

Konstruktion durch das System der parlamentarischen Demokratie, die die kleinen Zwerge 

[sie!] kultiviert, vernichtet werden, die die ewige Verschwörung der Knirpse gegen den darstellt, 

dessen Kopf über die Meute herausragt. 

Das dritte ist der Kampf. ohne den nichts auf der Welt entsteht und nichts erhalten wird. 

Entwicklung heißt ringen. Das ist der höhere Gesichtspunkt der nationalsozialistischen Welt­

anschauung. 

Was hat das mit der Kommunalpolitik zu tun? 
Weil ich auf dem Rassestandpunkt stehe, wende ich mich z. B .  in allen Dingen des öffentli­

chen Lebens gegen die Verjudung unseres Volkes, gegen die Vergiftung unseres Volkes mit 
fremden B lut. Ein Nationalsozialist wird niemals dulden, daß ein Fremder - und das ist der Ju­
de - eine Stelle im öffentlichen Leben einnimmt. Er wird nie dulden, daß ein Fremder in ein 
Amt kommt. Er wird gar nicht fragen: Ist er tüchtig? Nein, meine Weltanschauung sagt mir, 
daß ich unseren Volkskörper freihalten muß von fremdem Blut. 

Als Nationalsozialist werde ich daher in der Kommune oder im Staat alle Erziehungsfragen 
beurteilen vom Standpunkt der Erhaltung meines Blutes, d. h. der Erhaltung meines Volkes. 
Das Volk steht an der Spitze, der Staat ist das Sekundäre. Das Volk ist das an der Spitze ste­

hende, alles andere hat nur ihm allein zu dienen. Eine Erziehung ist richtig, wenn sie meine 
Volksgenossen auf allen Gebieten widerstandsfähig macht im Erkennen der Grundgesetze des 
eigenen Lebens. Niemals wird ein Nationalsozialist dulden, daß ein Nichtdeutscher Erzieher 

eines Deutschen werde, daß ein Jude Lehrer unseres Volkes sein kann. (Starker Beifall .) 
Wenn die [Deutsche] Volkspartei sagt : Wir haben keine gesetzliche Handhabe, so antworten 
wir, das ist unser Staat, 

in unserem Staat kann nur Bürger sein, der Deutscher ist, und nur der Staatsbürger kann 

öffentliche A
"
mter bekleiden 26. 

26 Bezieht sich vermutlich auf einen Änderungsantrag der DVFP zum Gesetzentwurf zur Personal-Abbau-Ver­

ordnung vom 25 . 8 . 1 924, der forderte, "Angehörige der jüdischen Rasse sind von allen öffentlichen Ämtern im 
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Ihr sagt uns : Wir haben keine Mittel ,  um das zu unterbinden! Wir meinen: daß alle Schritte, 
die zur Erhaltung eines Volkes in seiner Substanz notwendig sind, berechtigt sind. Kein Ge­

setz und Recht kann über die Existenz eines Volkes hinweggehen. Den Grundsatz, daß die Ge­
rechtigkeit bestehen muß, auch wenn die Welt zugrunde ginge, erkennen wir nicht an. Er ist 
zu allen Zeiten der Deckmantel für die faulste und verlogenste Justiz gewesen. Für uns hat al­
les nur einem Zweck zu dienen: Das Volk, die Substanz, muß erhalten bleiben und alles, was 
dem dient, ist nützlich, alles was schädlich ist, muß gebrochen werden. 

Daher werden wir in allen 
Fragen der Kunst 

von vomeherein klare Stellung nehmen. Was wir nicht verstehen können, weil es uns fremd 
ist, das brauchen wir nicht zu verstehen, das wollen wir auch nicht verstehen. (Stürmischer 
Beifall . )  Wenn mir der kubistische 27 oder dadaistische 28 Maler sagt: Versenken Sie sich in 
das B ild, es stellt die Urordnung und den Uräther dar - dann sage ich dem Maler: Willst du 
malen, dann will ich mit dem Auge sehen, willst du philosophieren, dann will ich mit dem Ge­
hirn dir folgen, willst du aber, daß ich Unverständliches durch unverständliches Denken be­
greifen soll, dann gehe zum Teufel, deine Kunst brauchen wir nicht und wollen wir nicht. Wir 
wollen unserem Volk keine Kunst geben, die dem gesunden Menschen einfach unverständlich 
ist. Wir haben die Verwegenheit zu sagen, daß wir einmal diesen Augiasstall 29 ausmisten 
werden, so oder so. Und wendet man ein: dann kann auch Gutes mitgehen, so sagen wir: Im 
Krieg sind stets auch Gute erschossen worden ! Es ist keine Frage für uns, ob man Reinhardt­

Festspiele bewilligen soll oder nicht 30. Nein, fremdes Gift bleibe von unserem Volke fern. 

Daher sind wir auch bereit, das Volksgut in seiner Substanz zu schützen. 

Ich bin Nationalsozialist, weil ich den Blutswert meines Volkes schütze. Wenn er durch ei­
ne dumme Sozialpolitik zugrunde geht, nützt euch alle Wirtschaft nichts. Das Volk steht an 

der Spitze, die Wirtschaft ist die Dienerin des Volkes und das Kapital der Diener der Wirtschaft, 

nicht umgekehrt. (Stürmischer Beifall.) 
Daher treten wir ein für den Schutz der Arbeit, die den Mann ernähren soll, für den Schutz 

der Mutter, die gesund bleiben soll, um ein gesundes Kind ernähren zu können, für den Schutz 

des Kindes, nicht weil eine andere Fraktion das beantragt hat, nein, weil uns unsere Einsicht 

sagt, daß alles andere zwecklos ist, wenn unser Volk als Substanz zugrunde geht. 

tern im Reich, in den Ländern und in den Selbstverwaltungskörpern auszuschl ießen und sofort dem Abbau zu 

unterstellen" .  Druck :  Verhandlungen des Reichstags. I I .  Wahlperiode 1 924, Bd. 3 83 ,  Anlagen, Nr. 464. 

27  Richtung der modernen bi ldenden Kunst, die die Umsetzung der Motive aus geometrischen Grundformen und 

Flächen als gestalterische Prinzipien hat. 1 907 / 1 908, zunächst unabhängig voneinander, durch Georges 

Braque und Pablo Picasso entwickelt, wurde der Kubismus in den 20er Jahren von der europäischen Avant­

garde übernommen. 

28 Der Dadaismus war eine nach dem Beginn des Weltkriegs sich entwickelnde, Literatur, Musik, Malerei und 

Film umfassende, revolutionäre künstlerische Bewegung. Seit 1 9 1 8  waren i n  Berlin George Grosz und John 

Heartfield, in  Köln Max Ernst und Hans Arp seine herausragenden Vertreter. 

29 In der griechischen Mythologie war es Aufgabe des Halbgottes Herakles, die Stal lungen des Königs Augias, 

die 3 . 000 Rinder beherbergten und seit 30  Jahren nicht gereinigt worden waren, auszumisten. Herakles löste 

die Aufgabe durch die Umleitung zweier Flüsse. 

30  Vgl . Dok. 1 7, Anm. 5 .  
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Auch in der Wohnungsfrage 3 1  gehen wir nicht aus von der Frage, was eine andere Stadt 
getan hat, sondern: Kann unser Volk existieren, wenn wir über den Umweg eines zerrütteten 
Wohnungswesens die Bildung der Familie verhindern, die Geburtenzahl einschränken? Unser 
Volk wollen wir erhalten - so stehen wir aus dem einzigen Grundgedanken heraus in zahllosen 

Fragen von vorneherein gefestigt da. 

Was uns alle gleichmäßig eintreten läßt, ist die Weltanschauung. Daher erleben wir das 

Wunderbare: Wenn heute in Deutschland eine Frage auftaucht, so brauche ich nie mit mei­

nem Chefredakteur zu reden oder mit meinen Mitarbeitern oder mit den Gauleitern, denn 

morgen wird diese Frage von Dutzenden von Rednern gleichmäßig beantwortet. Die Weltan­

schauung als granitenes Fundament des Denkens zwingt sie zu gleichen Schlüssen. (Stürmi­
scher Beifall.) 

Der Wert der Persönlichkeit 

In der Organisation der Verwaltung erkennen wir zwei verschiedene Tendenzen: die Ten­
denz der Demokratie und die Autorität der Persönlichkeit. Immer werden wir eintreten für die 

Bedeutung der Person, für die Verankerung der Verantwortlichkeit der Personen, für die her­
vorragende Bedeutung der Person in bezug auf Fach- und Sachkenntnisse. Über Kunst ent­

scheidet der Künstler. Als in Dresden das neue Forum nach den Plänen von Semper 32 gebaut 
werden sollte, der so über die Zeit Hinausragendes schuf, daß selbst die sächsischen Landstän­
de dagegen nichts einwenden konnten, wollte der Landtag doch zeigen, daß er die letzte Ent­
scheidung hat, indem er die Bauten wenigstens anders aufstellte und damit den grandiosen 
Plan verkitschte 3 3 . 

Auch am deutschen Reichstagsgebäude wurde solange herumgemurkst, bis der erste beste­
chende Entwurf soweit zusammensank, daß auch die große Wandelhalle, die aus Granit ge­
dacht war, in Gips ausgeführt werden sollte. Gips paßt freilich besser für ein Parlament als 
Granit 34 . 

Es ist kein Wunder, daß alles, was wir an großen Kunstwerken sehen, sein Entstehen der 

Gnade einzelner Köpfe, der Unterstützung einzelner Mäzene verdankt. Wehe, wenn eine 

Majorität über Kunstfragen entscheidet. 

Wir werden immer eintreten für den freien Wettbewerb. 

Wenn sich in tausend Fällen erweist, daß hier die Freunderlswirtschaft (sie!] beginnt, wird 
unsere Stellungnahme nicht von persönlichen Interessen diktiert sein, sondern weil uns ein 
Grundgedanke durchbrochen erscheint, das Spiel der freien Kräfte aufgehoben ist. Wie wo!-

3 1  Zu den spezifischen Problemen des deutschen Wohnungsmarktes seit 1 9 1 9  vgl. Peter-Christian Witt, Infla­

tion, Wohnungszwangswirtschaft und Hauszinssteuer. Zur Regelung von Wohnungsbau und Wohnungsmarkt 

in der Weimarer Republik .  In :  Lutz Niethammer ( Hrsg . ) ,  Wohnen im Wandel .  Beiträge zur Geschichte des 

Alltags in der bürgerlichen Gesellschaft, Wuppertal 1 979, S. 385 -407. 
32  Gottfried Semper ( 1 803- 1 879) ,  Architekt. 

33 Der Auftrag zum Neubau des H oftheaters an Gottfried Semper wurde vor allem wegen dessen Teilnahme am 

Dresdner Maiaufstand 1 849 kritisiert und behindert. Vgl. Dresden. Geschichte der Stadt in Wort und Bild,  

Berl in  (Ost) 2 t 984,  S .  1 1 3 .  

3 4  Für den B au des 1 894 eingeweihten Reichstagsgebäudes wurde Granit aus bayerischen und schlesischen 

Steinbrüchen für den Sockel, für Teile der Westfront, für Treppen, Stufen, Podeste und die Rampenanlage 

verwendet. Vgl. Michael S. Cullen, Der Reichstag. Die Geschichte eines M onumentes, o. 0.  1 983 ,  S. 428 .  
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len Sie den Künstlern die Bahn freimachen, wenn von vorneherein die Politik eingesetzt wird, 
wenn Sie nicht Talente wünschen, sondern verwandte Hoch- und Tiefbauunternehmungen ha­
ben, denen Sie Ihre Aufträge zuzuschanzen gedenken? 

Warum sind wir gegen die Warenhäuser 35 ? 
Die Bayerische Volkspartei sagt : Wir sind auch dagegen, aber wir können nichts machen, 

wenn sie entstehen, wir können den Fortschritt nicht aufhalten 36 ! Vor und während der Wahl 
ein Nachteil, nach der Wahl ein Fortschritt ! Sie haben keinen Standpunkt als höchstens den 
der Rentabilität, wobei mancher Stadtrat die Rentabilität der Gemeinde verwechselt mit der 
Rentabilität der Person. 

Wir lehnen das Warenhaus ab, weil es Zehntausende von kleinen Geschäften demoliert. 

Diese sind die Brücke, über die im Volksleben im Laufe der Zeit Tausende, ja Zehntausende 

von fähigen Menschen von unten langsam sich emporheben in höhere Lebensstellungen. Sie 

sind ein Mittel zur A uslese einer tüchtigen Schicht. (Stürmischer Beifall. ) Unterstützen Sie die 

Warenhäuser, dann zerstören Sie diese Brücke. 

Natürlich sind wir auch noch gegen die Warenhäuser, weil sie nicht unserem Volke zugute 

kommen. Der Karstadt-Konzern hat bei einem Umsatz von 450 Millionen einen Reingewinn 
von einem Dutzend Millionen, mit den verschiedenen Abschreibungen 40-50 Millionen 
Mark 3 7 . Diese 450 Millionen gehen über die Leichen von Hunderttausenden von Einzelexi­

stenzen. (Stürmische Zustimmung.) Es kommt hinzu, daß in diesen Warenhäusern die unteren 
Angestellten so miserabel bezahlt werden, daß sie kaum das Nötigste zum Leben haben 3 8 _ 
A us Weltanschauungsgründen wende ich mich dagegen, denn wenn wir unseren gesamten 

Bauern- und Mittelstand vernichten, geht die Proletarisierung so weit, daß jeder Emporstieg 

auch des Fähigsten unmöglich wird. 

Münchens Zukunft 

Münchens Schwäche ist seine Wirtschaft, der Mangel an Kohlen, Eisen, an Schiffahrtswe­
gen, überhaupt durch die ungünstige Lage. Wenn man glaubt, seine wirtschaftliche Stärke läge 
vielleicht in der Möglichkeit einer besseren Ausnützung der Wasserkraft, so trifft das nicht zu. 
Der Fremdenverkehr selbst hat mit unserer Lage wenig zu tun. Er ist mehr gebunden an unsere 

35 Vgl. Dok. 1 7 , Anm. 26 . 
36 Die BVP versuchte, ihrem Selbstverständnis als Mittelstandspartei entsprechend, die Ausbreitung der Waren­

häuser durch Auflagen zu erschweren. Vgl. Steinborn, Grnndlagen und Grundzüge der Münchener Kommu­

nalpolitik, S. 407 . 
37 Die Rudolf  Karstadt AG war 1 920 aus dem Zusammenschluß der Fim1en Rudolf Karstadt und Theodor 

Althoff entstanden und war 1 929 mit 95 Fil ialen der größte deutsche Warenhauskonzern. Vgl . Heinrich 

Uhl ig ,  Die Warenhäuser im Dritten Reich, Köln 1 956, S .  225 . 
Die Rudo lf  Karstadt AG wies für 1 928  300 Mill ionen RM U msatz und ei nen Reingewinn von 1 0,65 Mil l io­

nen RM aus. Vgl . Vossische Zeitung vom 24.4. 1 929 (PA), "300 Mil l .  Karstadt-U msatz " .  

3 8  Ledige Verkäufer im Münchner Einzelhandel bezogen 1 929 e in  monatliches Anfangsgehalt von  98 RM und 

ein Endgehalt von 1 89 RM, Frauen 1 0% weniger. Vgl . Statistisches Jahrbuch für den Freistaat Bayern 1 930, 
S .  233 .  
Das E inkommen der Angestellten i n  kleineren Geschäften war i m  allgemeinen geringer als das der Angestel l ­

ten in Warenhäusern. Vgl. Hans Speier, Die Angestel lten vor dem Nationalsozialismus. Ein Beitrag zum Ver­

ständnis der deutschen Sozial struktur 1 9 1 8- 1 933 ,  Frankfurt a. M. 1 989, S. 30 ff. 
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wirklichen Leistungen. Dem Fremdenverkehr zuliebe soll man aber nichts leisten, sondern der 

Fremdenverkehr soll nur die Belohnung für eine Leistung sein 3 9. Durch Kinkerlitzen [sie!] 

Fremdenverkehr erzeugen zu wollen, ist eine Täuschung. München hätte keinen Fremdenver­

kehr, wenn Ludwig der !. [sie!] sich solche Experimente geleistet hätte wie Oberbürgermeister 

Scharnagl unter der obersten Aufsicht des Staates. Wenn der Fremdenverkehr nur nach mo­
dernen Dingen sich hin orientiert, dann haben wir wenig zu erwarten. Wenn moderne Kitsch­
aufführungen das Wesen des Fremdenverkehrs bedingen, verspreche ich mir nichts. 

Münchens Stärke ist seine Kunst, die durch lange Zeit planmäßig gefördert wurde. Was 
München einst Bedeutung gab, gemessen am Kunstschaffen des übrigen Deutschland, ist un­
geheuer gewesen und ragte über alles hinaus. Das ist das erste, was in meinen Augen auch 
heute noch Münchens Stärke ausmachen kann, wenn man nämlich in Deutschland ein Volk 
bekommt, das wieder deutsch denken und deutsch fühlen lernt, weil nur ein solches Volk Ver­

ständnis haben wird für Münchens Kunst. 

Und damit möchte ich dieser Stadt heute eine zweite und größere Mission zuerteilen: Mün­

chen soll nicht nur sein die Stadt der deutschen Kunst, sondern soll werden die Stadt des deut­

schen Willens. (Starker Beifall.) So wie sie einst die Stadt der deutschen Seele gewesen ist im 

besten Sinne des Wortes. 

Unserer Überzeugung nach gehören Kunst und Politik zusammen, wie nichts auf Erden zu­
sammengehört. Alles was an großen Kulturstätten gebaut worden ist, entstand unter einem 
mitbestimmenden politischen Willen. Glauben Sie nur nicht, daß die Pharaonen ihre Pyramiden 
gebaut haben, damit die Cookschen Reisegesellschaften 40 etwas verdienen oder die Dampfer­
linien Geschäfte machen ! Es waren politische Gedankengänge. Und wenn S ie sagen: Nein, re­
ligiöse, so ist zu erwidern: 

Damals war die höchste Aufgabe der Religion noch die Erhaltung des Staates. (Stürmischer 

Beifall.) Die Zeit, in der politische Parteien die Religion benützen zur Vernichtung von Staa­

ten, ist erst später gekommen. (Tosender Beifall.) 

Staatserhaltung und Volkserhaltung war damals Zweck dieser Bekundung eines königlichen 
Willens, in Wirklichkeit eines großen monumentalen Rasse- Willens einer Herrenschicht. 

Nichts an all den Kultur-Denkmälern steht vor uns , das nicht einer politischen Absicht seine 
Entstehung verdankt. Rom oder Hellas, keine Kulturstadt ist anders geworden als durch poli­

tische Hoffnung und Willen, damit zusammenfügende Monumente zu erhalten, Denkmäler der 

Vereinigung von Völkern, um zu bekennen die überragende Macht der politischen 

Zentralgewalt. Dieser Gedanke hat vorgeherrscht bis in die Kaiserzeit hinein und in die neuere 
Zeit, und wenn Ludwig der I. [sie!] eine Kunststadt gemacht hat, dann nicht nur aus bloßer 
Liebe zur Kunst, sondern aus Stolz und Glaube, daß das, was München sonst nicht hätte errei­
chen können, auf diesem Wege erreicht wird :  München wurde hineingerückt in eine Bedeutung, 
die weit über seine Größe hinausgegangen ist. 

So ist für uns Politik und Kunst immer enge verbunden. Der politische Verfall eines Volkes 

reißt auch die Kunst zutiefst danieder [sie!] .  Der politische Emporstieg reißt auch die Kunst 

39  Vgl . Hitlers grundsätzliche Ausführungen zum Fremdenverkehr in Dok. 1 7  und 2 1 .  

40 Bezieht sich auf die Firma Thomas Cook & Son, dem ältesten Rei sebüro der Welt, 1 845 in  Leicester gegrün­

det. 1 928 hatte es sich mit der Internationalen Schlaf- und Spei sewagengesellschaft zusammengeschlossen. 
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mit sich. Ich könnte mir den Sieg unserer Weltanschauung nicht denken, ohne daß er  sich ver­

körpert in Denkmälern, die Zeiten überdauern, als Beweis des Sieges dieser Überzeugung. 

Wir sehen im Süden Europas einen Staat, der auch auf dem Gebiete der Kunst sich große 
Denkmäler schafft, weil ein Volk hinaufgeführt wurde in allen seinen Leidenschaften und 
Kräften 4 1 . Der bürgerliche Halbschlummer erstickt alles, was Fähigkeit bedeutet, aus Angst 
vor dem, was die Masse überragt. Nur in Zeiten, in denen die Völker sich aufzuschwingen be­

ginnen, von neuen Ideen gepackt werden, pflegen die Monumente des Triumphes zu erstehen, 

dann beginnt auch die Kunst wieder zu leben. 

Das würde für uns die einzige Zukunftsmöglichkeit für München sein. 

München soll werden das Zentrum des deutschen Freiheitswillens, der Ausgangsort des 

einstigen deutschen Freiheitskampfes und die Stätte der Verherrlichung der Erhebung der 

deutschen Nation. Dann wird München wieder werden, was es war: Die Stadt, die man gese­

hen haben muß, um Deutschland zu kennen. (Stürmischer, anhaltender Beifall.) 

30. November 1 929 

"Politik der Woche" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 30 . 1 1 . 1 929 1 .  

Dok. 1 07 

In Berlin tagt die Länderkonferenz 2 . Unitaristen und Föderalisten führen den üblichen Kampf 
auf, und ausgehen wird er wie immer: Die Unitaristen werden siegen. Dieser S ieg ist so gera­
dezu natürlich, weil er mehrfach begründet erscheint. Zum ersten in der größeren inneren Ehr­
lichkeit der Unitaristen. Denn die Leute, die heute den deutschen Einheitsstaat vertreten, wol­
len ihn auch wirklich. Nicht etwa wegen einer dadurch zu erreichenden größeren Einheit der 
deutschen Nation - das ist ihnen ganz Wurst - ,  sondern nur wegen der damit bedingten und ge­
währleisteten größeren Sicherheit ihres marxistisch-demokratischen Regiments . S ie brauchen 
den Einheitsstaat, weil sie sich dabei erhoffen, daß durch ihn die vorhandenen staatlichen Wi­
derstandszellen endgültig abgetötet werden. Recht und Gesetz ist diesen Leuten einerlei .  Was 
sie scheuen, ist nur die Macht. Eine nationale Opposition, die auf dem einfachen Boden des 
Rechtes und Gesetzes stehend, ohne reale Macht Kritik übt, wird von ihnen kurzerhand abge-

4 1  Gemeint i st I tal ien. Zur faschistischen Baupolitik vgl. Dok. 1 7 , Anm. 42 . 

Vgl. auch Bayerischer Kurier vom 30. 1 1 . 1 929, "Hi tler und der Föderal ismus" .  

2 Aufgabe der Anfang 1 928  gebildeten Länderkonferenz war die Beratung einer Reichsreform. Am 

1 8 ./ 1 9 . 1 1 . 1 929  hatte in Berlin der Verfassungsauschuß der Länderkonferenz getagt. In  dieser S itzung hatte 

der bayerische Ministerpräsident Heinrich Held noch einmal betont, daß sich Bayern allen Bestrebungen, ei­

nen dezentral isierten Einheitsstaat zu schaffen, widersetzen würde. Vgl. Schulthess ' Europäischer Geschichts­

kalender 1 929,  S. 200 f. ;  Gerhard Schulz, Zwischen Demokratie und Diktatur. Verfassungspol itik und 

Reichsreform in  der Weimarer Republik, Band 1 :  Die Periode der Konsol idierung und der Revision des Bis­

marckschen Reichsaufbaus 1 9 1 9- 1 930,  Berlin 1 963 ,  S .  585 ff. 
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tan. Gefährlicher aber erscheint es ihnen, wenn eine solche Opposition sich der realeren Kräfte 
eines Staates bedient, also als bundesstaatlicher Widerstand fühlbar wird. Das ist ihnen viel­
leicht das einzig auf die Nerven Gehende. Folglich sind sie Unitaristen. Planmäßig versuchen 
sie diese einzelstaatlichen Widerstandsnester unter der Parole des Kampfes für den Einheits­
staat auszuheben. Es ist ihnen dieser Kampf daher ein sehr ernster und aufrichtig gemeinter. 

Die Föderalisten sind (in ihrer heutigen parteimäßigen Vertretung ! )  demgegenüber ein in­
nerlich unaufrichtiges verlogenes Pack. Die Parteien, die nach außen das föderative Prinzip 
auf ihre Fahnen geschrieben haben, beschwindeln durch ihr wirkliches Verhalten ihre Wähler­
massen in einer schon einfach seltenen Weise. Ganz abgesehen davon, daß sie nie j ene Kon­
sequenzen aus ihrem Handeln ziehen werden, zu denen die Unitaristen immer bereit sind. Der 
Unitarismus appelliert an die Gewalt, der Föderalismus an ein fiktives Recht. Ja, unsere verlo­
genen föderalistischen Parteien bauen bewußt alle Machtmittel ab , die sie der Gewalt des an­
deren entgegenstemmen könnten ! Herr Schäffer zum Beispiel, wie der Name besagt, Hirte der 
bayerischen Filservereinigung 3 , möchte sogar das letzte Braunhemd verbieten 4 und statt 
dessen den preußischen Einheitsteufel durch Beten, Weihrauch und Beschwörung austreiben. 
In München wird föderalistisch geredet und in Berlin mit den Unitaristen zusammenregiert. 
Wenn in Deutschland in den letzten elf Jahren der Berliner Unitarismus unerhörte Fortschritte 
gemacht hat, dann darf man auch hier eine Entscheidung der höheren Gerechtigkeit erkennen. 
Diese höhere Gerechtigkeit, die füglich von Gott ausgeht, durchschaut nämlich die föderalisti­
schen Spitzbuben und Lügenbolde und bestraft sie deshalb auch. Der liebe Gott im Himmel 
kann von der Bayerischen Volkspartei doch noch nicht so bemogelt werden, wie das christ­
gläubige Volk zwischen Berchtesgaden und Regensburg. Der liebe Gott weiß ganz genau, daß 
das föderalistische Getue der Bayerischen Volkspartei eitel Schwindel ist, bestimmt, dem Volk 
einen blauen Dunst vorzumachen, daß in Wirklichkeit diese Partei bei den scheinbar von ihr 
so bekämpften Unitaristen seit Jahr und Tag im Bett liegt, daß sie in Wirklichkeit die sogenann­
ten bayerischen Belange mit Füßen getreten hat und nur zu Wahlzeiten, vom schlechten Ge­
wissen gepeinigt, sich ihrer wieder erinnert! 

Zum zweiten ist der Sieg der Unitaristen begründet durch die von ihnen vertretene deutsche 
Außenpolitik. Sie haben seit Jahren durch die Art ihrer Außenpolitik, die selbst wieder nur die 
Ergänzung ihrer alle nationale Kraft zerstörenden Innenpolitik ist, unser Volk so furchtbaren 
Erpressungen ausgeliefert, daß ihre Erfüllung überhaupt nur der Einheitsstaat garantieren 
kann. Daher ist auch hier das Handeln der Unitaristen von ihrem Standpunkte aus gesehen ein 
folgerichtiges. Mit Absicht zerstören sie jede deutsche Widerstandskraft, und zwar auf tausend 
Wegen. Angefangen von der Einschränkung des Nachwuchses bis zur Vergiftung der lebenden 
Generation, versäumen und verschmähen sie kein Mittel, das Mark unseres Volkes auszuhöh­
len oder zu verpesten, unsere Stärke zu schwächen und unseren Geist zu verderben. Dieser in 
seiner inneren Kraft zerstörte Volkskörper wird dann reif zu einer Außenpolitik der Unterwer­
fung und der Versklavung. Die ungeheuren Erfordernisse dieser Unterwerfung können nur er­
füllt werden bei konzentrierter Zusammenfassung und Erschöpfung aller Finanzquellen des 

3 Anspielung auf die von Ludwig Thoma in der Kaiserzeit geschaffene satiri sche Figur des Landtagsabgeord­
neten Josef Filser. 

4 Auf einer Wahlveranstaltung in Bamberg. Vgl. Bayerischer Kurier vom 20. 1 1 . 1 929,  "Uniformverbot für poli­
tische Verbände? " .  
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Reiches .  Wirtschaftlich und politisch zwingt unsere Außenpolitik die Unterwerfungspolitiker 
zur unitaristischen Gestaltung des Reiches. Nur ein Einheitsstaat kann diese enormen Opfer 
mobilisieren zur Erfüllung der Unterwerfungspolitik, und nur im Einheitsstaat kann man hof­
fen, die Widerstände brechen zu können, die sich gegen eine solche Steuererpressung mögli­
cherweise erheben. Die Unterwerfungspolitiker müssen deshalb Unitaristen sein. 

Dieser geradlinigen und konsequenten Einstellung und Haltung unserer Unitaristen steht 
wieder gegenüber die faustdick verlogene unserer "föderalistischen" Parteien. Wer in Berlin 
die heutige deutsche Außenpolitik der Unterwerfung deckt und im Inneren mithilft, den natio­
nalen Widerstand dagegen zu brechen, ist ein hundsgemeiner Schwindler, wenn er dann nach 
der anderen Seite hin vorgibt, "Föderalist" sein zu wollen. Das sind dann j ene Charaktere, die 
die Politik in ihren schlechten Ruf gebracht haben. Wenn so ein durch und durch verlogenes 
Parteisubjekt hier in München in föderalistischen Tönen redet, in Berlin aber den Young-Plan 
gutheißt und für seine Unterzeichnung wütet, dann ist das wirklich der Gipfelpunkt von politi­
scher Schwindelei. Denn es ist selbstverständlich, daß die Durchführung des Young-Planes 
überhaupt nur möglich wird bei vollständiger Vernichtung der Selbständigkeit der Länder. 
Und das wissen diese verlogenen Parteispitzbuben und Parlamentsschwindler auch ganz ge­
nau. So dumm kann selbst ein Abgeordneter der Bayerischen Volkspartei nicht sein, um das 
nicht genau zu erkennen. Allein trotz alledem: Sie mobilisieren alles für die Erfüllungspolitik 
und mogeln vor den Wahlen dann in "Föderalismus" ! Und da wundere sich dann noch einer, 
wenn dem lieben Herrgott der Geduldfaden reißt und er sich sagt :  Na, wartet, ihr Schwindler 
von der Bayerischen Volkspartei ,  ich werde euch helfen, mein liebes gläubiges Volk so zu be­
lügen und dumm zu machen und ins Unglück zu jagen. Ich werde solange den Unitaristen die 
Waagschale halten, bis es den Nationalsozialisten gelungen ist, mein Volk soweit sehend zu 
machen, daß es euch zum Teufel haut ! 

Tatsächlich nimmt denn auch der Fortschritt der nationalsozialistischen Bewegung immer 
größere Dimensionen an. Man kann schon wirklich von einer Fügung Gottes reden, wenn es 
einer Gruppe von sieben Mann gelingt 5 , in wenigen Jahren zu einer Millionenbewegung em­
porzuwachsen 6 , und das trotz der ungeheuerlichsten Verschwörung von Lüge, Dummheit, 
Gemeinheit und Feigheit, die sich dagegenstemmen. Und nicht zu vergessen auch noch das 
Geld. Mit was für Mittel haben nicht die schuldigen Parteien versucht, das Werden und das 
Emporsteigen dieser Bewegung zu verhindern. Verleumdungen und Unterdrückungen feierten 
Orgien in ihrem Kampf gegen die werdende Freiheitsbewegung des deutschen Volkes . Und es 
ist alles zuschanden geworden. Die Bewegung wuchs trotz allen Verboten 7 in Werkstatt und 
Fabrik, in den Büros und auf den Hochschulen, in den Städten und auf dem flachen Land un­
unterbrochen, und alle Verfolgungen von seiten ihrer Gegner haben nur eines erreicht : Sie ha­
ben in Hunderttausenden von Deutschen die Überzeugung hineingebrannt, daß unser Parteire­
giment das erbärmlichste und niederträchtigste ist, was es an Ähnlichem heute in der Welt 
gibt ! So sind wir durch tausend Fährnisse hindurchgegangen und aus jeder doch immer stärker 

5 Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 4 .  

6 Bezieht sich auf das Ergebnis der Gemeinde-, Kreistags- und Provinziallandtagswahlen in Preußen, Hessen, 

Sachsen und dem Saargebiet. Vgl . Dok. 1 00 ,  Anm. 1 .  

7 Vgl . Dok. 26 ,  Anm. 52,  Dok. 1 4 , Anm. 1 3 .  
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herausgekommen, und so wird auch unser künftiger Weg allen Verfolgungen zum Trotz ein 
solcher nach aufwärts sein. 

Man lese nur die Ergebnisse unsrer letzten Wahlen und man muß wieder einen inneren 
Glauben bekommen. Es gibt doch eine höhere Gerechtigkeit ! 
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Rede auf NSDAP-Versammlung in München 1 

VB vom 5 . 1 2 . 1 929, " Die Riesenkundgebung der Dreißigtausend" 2 .  

Ich weiß nicht, ob Sie sich in unseren Glauben hineinversenken können, den wir vor 10 Jahren 
hatten, damals ,  als wir zu siebent 3 die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter-Partei gründe­
ten 4 ! Wenn einer das mitfühlen kann, was es heißt, mit sieben Mann zu wagen, einer ganzen 
Entwicklung in einem Volk den Kampf anzusagen, dann müssen Sie verstehen, daß dieser un­
bändige Glaube uns niemals verläßt, in keiner Sekunde, im Gegenteil, daß dieser Glaube stets 
nur Steigerungen fähig ist und daß nichts geschehen kann, was nicht für uns immer als Peit­
sche, als ein Antrieb wirken würde . 

Wir haben es heute gewagt, in 20 Sälen zu Ihnen zu sprechen. Ich habe 5 Säle hinter mir -
alle 5 Säle waren gedrückt voll . (Tosender Beifall.) Wir werden vielleicht in einem Jahr das 
bisherige Experiment wiederholen und wir werden es ein drittes Mal wiederholen, und unsere 
Gegner werden sehen, daß es uns tatsächlich gelingt, 20 Säle zu füllen. Das, was heute an 
Menschen im Zirkus ist, würde die Bayerische Volkspartei nicht einmal insgesamt auf die Bei­
ne bringen 5 . (Starker Beifall.) Der Glaube an die Kraft unserer Bewegung ist unerschütterlich, 

Die NSDAP veranstaltete ab 1 9 .00 Uhr nahezu gleichzeitig 20 Versammlungen, auf denen auch Hitler 
sprach. Vorlage ist die am ausführlichsten überl ieferte Rede im Zirkus Krone. Neben Hitler traten zahlreiche 

Reichstagsabgeordnete, Landtagsabgeordnete aus verschiedenen Ländern und Mitgl ieder der Reichsleitung 
der N S DAP als Redner auf. Einberufen wurden die Versammlungen von Gauleiter Adolf Wagner. Der VB 
nennt insgesamt 30.000 Teilnehmer, der Lagebericht schätzte die Gesamtteilnahme auf rund 8 .000 Personen . 

Nach Ankündigung im VB vom 1 ./2 . 1 2 . 1 929, "Alle sind gegen uns " ,  Polizeiberichten und Lage der Veran­
staltungsorte läßt sich die wahrscheinl iche Reihenfolge von Hitlers Auftritten erschließen : H itlers erster Auf­
tritt fand vermutlich im Gasthaus Zum Hirschen in Solln statt, danach folgte die Deutsche Eiche in Thalkir­
chen, und um 1 9 .40 Uhr erschien Hitler im von etwa 1 00 Personen besuchten Neuhofer Garten. Im Bürgerbräu 

in Laim sprach Hitler um 20.00 Uhr vor 200 Zuhörern zehn Minuten. Wahrscheinl ich folgten der Auftritt im 

Gernerbräu, Gern, im Zirkus Krone, wo laut VB 5 .000 Menschen versammelt waren, in  der Gartenlaube, im 
Augustinerkeller, und im Hackerbräumalzhaus.  Von 2 1 .20 bis 2 1 . 3 5  Uhr sprach Hitler im Thomasbräukeller 
vor 500 bis 600 Besuchern; im Salvatorkeller erschien H itler um 22.00 Uhr, sprach etwa fünf Minuten vor et­

wa 1 50 Personen. Danach trat er vermutlich im Franziskanerkeller auf. Um 22.20 Uhr erschien Hitler im 

Bürgerbräukeller, der von rund 1 .000 Teilnehmern besucht war. Anschließend dürfte er im Hofbräukeller 

aufgetreten sein. Im Kreuzbräu sprach er um 22.40 Uhr etwa zehn Minuten vor wenig über 1 00 Zuhörern und 
ist danach vermutl ich zum Wagnerbräufestsaal gewechselt .  I n  der Schwabinger Brauerei traf er um 23. l 0 Uhr 

ein, wo ihn 1 . 800 bis 2.000 Menschen erwarteten. Die nächsten von ihm besuchten Veranstaltungen dürften 
die im Restaurant Blüte und die im Löwenbräukeller gewesen sein. Die Rede im Arzbergerkel ler um 0.00 
Uhr vor rund 1 50 Zuhörern schloß die Reihe der Auftritte an diesem Abend. Die Besucherzahlen sind, soweit 
nicht anders angemerkt, Polizeiangaben. 

2 Vgl . Bayerischer Kurier vom 5 . 1 2 . 1 929, "Zahlenrausch und Wirkl ichkeit"; Münchner Zeitung vom 

4 . 1 2 . 1 929, "20 Hitlerversammlungen" sowie Auszug aus Lagebericht München vom 1 7 . 1 2 . 1 929; BayHSta, 

Minn 8 1 582 ;  die Polizeidirektion München hatte elf der Veranstaltungen überwachen lassen. Berichte vom 

4 . 1 2 . 1 929 in: StA München, Pol . Dir. München 6740. 
3 Zur Sieben-M ann-Legende vgl . Dok. 1 ,  Anm. 4. 
4 Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 2 .  
5 Für den 1 2 . 1 1 . 1 929 hatte die BVP zu zehn öffentlichen Wahlversammlungen in München eingeladen, die 

nach Schätzung der Münchner Neuesten Nachrichten von insgesamt etwa 5 .000 Menschen besucht waren . 

Vgl. Bayerischer Kurier vom 1 3 . 1 1 . 1 929, "Die Bayer. Volkspartei in Staat und Gemeinde" ;  Münchner 

Neueste Nachrichten vom 1 4 . 1 1 . 1 929, "Die Bayerische Volkspartei im Wahlkampf" . 
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heute mehr als j e  zuvor. Wenn S ie die Entwicklung Deutschlands heute ansehen, dann müssen 
S ie zugeben, daß das Regiment der bisherigen Parteien, man mag es entschuldigen mit was im­
mer, am Ende restlos versagt hat. Das Ergebnis ist ein Trümmerhaufen, nicht von uns , denn es 
gab früher keine Nationalsozialisten, und wir waren auch jetzt wieder j ahrelang tot 6 , wie der 
"Bayerische Kurier" versicherte. Und doch sehen Sie vor sich das Bild vollkommenen Verfal­

les der deutschen Nation. Und was als Trümmerhaufen vor uns liegt, wird nicht von denen 

aufgebaut werden können, die diesen Trümmerhaufen geschaffen haben. Die Parteien, die 
Deutschland so weit brachten, daß es endlich zerfiel, werden es niemals wieder zusammenfügen. 
Die Parteien, die die Schuld haben daran, daß Deutschland seine Kraft und seine Macht verlor, 
werden ihm nicht plötzlich wieder Kraft und Macht zu verschaffen vermögen. Das wäre wider 
die Natur und gegen alle Vernunft. 60 Jahre lang 7 haben diese Parteien gewählt [sie!] - und es 
ist ihnen nur gelungen, Deutschland zum Zerfall zu bringen. Was Sie heute sehen, ist kein 
deutsches Volk mehr, sondern ein Gemengsel von Parteien, Berufen, Ständen und Klassen. 
Glauben S ie ,  daß die Parteien, die das fertigbrachten, plötzlich wie ein Zauberer dieses zer­
trümmerte Volk zusammenfügen können? Sie können es nicht, j a, sie werden es vielleicht 
nicht einmal wollen. Denn sie haben gelernt, in dem jetzigen Zustand zu gedeihen, der für 
manchen sehr erträglich ist, sie haben sich gut gemacht in der Zeit, in der Millionen deutsche 
Volksgenossen um ihre Existenz gekommen sind. Sie bleiben, weil sie bleiben müssen, solan­
ge dieses Regiment existiert. Jeder, der nüchtern denkt, muß sagen, daß sie nicht eine einzige 
Antwort auf die Schicksalsfrage der deutschen Zukunft geben können. Wenn nicht eine neue 
Bewegung entsteht, die wieder zusammenfügt, was zerbrochen ist, dann wäre die deutsche Zu­
kunft hoffnungslos .  Das deutsche Schicksal kann man schon jetzt als grauenhaft bezeichnen. 
Und daß diese neue Bewegung nicht eine der alten, morschen, parlamentarischen Parteien sein 
kann, ist selbstverständlich. Es kann nur eine junge Bewegung 8 sein, die bereits da ist und die 
sich durchsetzen wird allen Teufeleien zum Trotz. 

Seien Sie überzeugt, was auch unsere Gegner tun werden, die nationalsozialistische Bewe­

gung bringt niemand mehr zum Verschwinden, sie ist da und wird sich durchsetzen. (Anhal­
tender Beifall .) Wenn jemals die zusammengeballte Kraft von Menschen ein Werk zu fördern 
vermag, dann ist es unsere Kraft und ist es dieses Werk. Dafür setzen sich im Reich Hundert­
tausende ein, und der Erfolg wird und kann nicht ausbleiben. Wenn jemand in einem Volk be­
harrlich ringt und von Wahl zu Wahl seine Anhängerschaft verdoppelt, in einem Staat, dessen 
Volkszahl sich j ährlich nicht um ein 1 /4 Prozent erhöht 9 , dann muß diese Bewegung einst das 
Schicksal eines Volkes bestimmen. 

Wir sind überzeugt, daß die Stunde der Herrschaft dieser Bewegung kommen wird und 
muß, und kein Teufel kann das verhindern. 

6 Vgl.  Dok. 26, Anm. 52 .  
7 Vgl . Dok. 1 0 1 ,  Anm. 3 .  
8 Von ihrer Mitgliederstruktur her war die damal ige NSDAP eine eminent junge Partei , nur die KPD besaß ei­

nen vergleichbar hohen Anteil an Mitgliedern unter 30 Jahren. Lag das Durchschnittsalter der Mitglieder der 

NSDAP 1 920 noch bei 34, so sorgte der hohe Zugang an jungen Leuten dafür, daß sich das Durchschnittsalter 

in  der NSDAP zumindest bis 1 927 weiter verjüngte. Vgl. M ichael H. Kater, The Nazi Party. A Social Profile 

of Members and Leaders 1 9 1 9- 1 945 ,  Oxford 1 983 , S .  1 3 9  ff. 
9 Vgl .  Dok. 30 ,  Anm. 1 1 . 
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Auch heute bettle ich nicht um Stimmzettel. Ich bin kein Hundezüchter, kein Mieter, kein 
Vermieter usw. I O  Um was ich ringe, sind Anhänger, Mitkämpfer, Seelen, die wir erobern 

wollen. Und wer uns Stimmzettel allein geben würde, hätte gar nichts getan. Mitkämpfen, mit­
werben, zu jedem hingehen und sagen: Deine Pflicht ist, daß du dich an die Seite des völki­
schen Kampfes stellst, das ist es, was wir wollen. 

Das will ich Ihnen auch sagen: Wer zu uns kein Vertrauen hat, mag es bleibenlassen. Wir 
flennen nicht und betteln nicht. Nur wer glaubt, daß es in Deutschland so nicht mehr weiter­

gehen kann, und das Vertrauen zu uns hat, daß wir es einmal anders machen, der soll kom­

men. (Stürmischer Beifall .) 1 1  

5.  Dezember 1929 

Anordnung 

VB vom 1 0 . 1 2 . 1 929,  "Aus der Bewegung" .  

Dok. 109 

1 .  Jeder Abgeordnete und Kommunalvertreter (Gemeinderat, Stadtrat usw.) der N .S .D.A.P .  be­
zieht ab 1 .  Januar 1 930  das "Mitteilungsblatt der Nationalsozialisten in den Parlamenten und 
gemeindlichen Vertretungskörpern",  herausgegeben von der Bayerischen Landtagsfraktion 1 • 

2. Die Partei gibt für j eden neugewählten Kommunalvertreter der Partei die Bestellung bei 
der Post auf. Die Post kassiert den monatlichen Bezugspreis von 1 .20 [ R]M ein. 

3. A lle Mandatare 2 der Partei werden zur Mitarbeit an den "Mitteilungsblättern der Natio­
nalsozialisten" aufgefordert. 

4. Diese Anordnung ist von allen Parteiblättern abzudrucken. 
München, den 5. Dezember 1 929.  

10  Vgl .  Dok. 37 ,  Anm.  9 .  

1 1  Folgt Bericht über den  weiteren Versammlungsablauf. 

gez . :  Adolf Hitler 

Die erste Ausgabe des Mitteilungsblatts der Nationalsozialisten in den Parlamenten und gemeindlichen Ver­

tretungskörpern war im Mai 1 927  erschienen. Herausgeber war der Fraktionsvorsitzende der N S DA P  im 

bayerischen Landtag, Rudolf  Buttmann. 
2 Mandatar. Eigentlich :  Bevollmächtigter, österreichisch :  Abgeordneter. 
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5 .  Dezember 1929 
" Coburg im Brennpunkt der marxistischen Presse" 

Rede auf NSDAP-Versammlung in Coburg 1 

Coburger Zeitung vom 7 . 1 2 . 1 929, "Massenversammlung der NSDAP" 2 .  

Dok. 1 1 0 

Dok. 1 1 0  

Politik gehöre nicht in die Gemeinden und Kommunen. Das höre man s o  oft, weil sich die we­
nigsten darüber klar sind, was Politik bedeute. 

Politik ist Dienst am Volke. 

Politik heißt Kampf um die Lebenserhaltung eines Volkes. Der Kampf um die Lebenserhal­
tung bewege nicht nur den Staat an sich, sondern die gesamten Staatsträger, ganz gleich, wo 
sie sich befinden. 

Wenn eine Volksgemeinschaft zusammenbricht, dann stürzen mit ihr auch die Kommunen 

zusammen. 

So leide unter dem Young-Plan 3 nicht nur der Begriff "Deutsches Reich" ,  sondern die ein­
zelnen Bürger, die Menschen an sich. Das Schicksal, das uns bedroht, wirke sich selbstver­
ständlich nicht nur auf die einzelnen Menschen, sondern auch auf die Kommune aus .  

Es ist ein Wahnsinn, wenn jemand glaubt, die Kommunen nach anderen Gesichtspunkten 

zu leiten als das Reich. Die Gesetze für die Regierung eines Volkes seien gleich, ob man Reich 

oder Kommunen nehme, soweit es sich um prinzipielle Gesetze handele. 

Wenn die Entwickelung eines Volkes, das führend war und die Weltgeschichte dirigierte, 
plötzlich zusammenbricht und 

zum Spielball fremder Willkür 

geworden ist, dann müsse etwas falsch gemacht worden sein. Wer oberflächlich in seiner 
Zeit fußt, sieht manchmal gar nicht, ob die Entwicklung vorwärts gehe. Wer das erproben will, 
müsse einen anderen Maßstab anlegen. 

Der erste und sicherste Maßstab liege im Instinkt. 

Wenn Völker den Instinkt verlieren, dann hängt es damit zusammen, daß durch B lut­
mischung und Kreuzung das Volk nicht mehr einheitlich fühle. Es beginne dann der 

Widerstreit der Seele. 

Was wir in Deutschland als Individualismus bezeichnen, ist der Notschrei des B lutes. 
Wenn nun ein Volk in diesem Zustand sich befindet und dann noch künstlich verbildet wird, 
dann muß 

anstelle des Instinktes 

die erkannte Weltanschauung 

treten. Stets müsse ein Volk auf die 
eigene Kraft 

bauen, die der Gestalter seines Lebens ist. "Hilf Dir selbst, dann hilft Dir Gott 4 ! " Deutschland 
sei heute das beste Beispiel dafür, wohin man komme, wenn man auf alles andere, nur nicht 

I n  den Hofbräugaststätten, abends. Die öffentliche Versammlung, an der laut Bericht des Bezirksamts 2 .000 
(VB:  3 .000) Personen teilnahmen, wurde von Stadtrat Werner Faber geleitet. Vor Hitler sprach Gregor Straßer. 

2 Vgl . auch VB vom 8 ./9. 1 2 . 1 929,  "H itler in Koburg " ;  Schwede-Coburg, Kampf um Coburg, S. 1 7 1 - 1 75 sowie 
Beri cht des Bezirksamts Coburg vom 6 . 1 2 . 1 929, V 270; BayHStA, M lnn 8 1 582 .  

3 Vgl .  Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 54, Anm. 5 .  
4 Nach Justus Georg Schöttel ( 1 6 1 2- 1 676) :  "Mensch, hilf dir selbst, so hi lfet Gott mit . "  
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auf die eigene Kraft baue. Hätte Deutschland nur auf das Wort "Hilf Dir selbst, dann hilft Dir 
Gott" gebaut und Solidarität gezeigt, dann wären wir heute wo anders, als wir jetzt sind. 

Der Nährboden des Volkes müsse gesund bleiben, frei von fremden Blutmischungen. So 
ginge es nicht an, daß an der Spitze einer der verantwortlichsten Ämter ein Jude säße. 

Die Zukunft der Völker ist nicht abhängig von der Schwere der Masse, sondern ihrer Köpfe. 

Der Demokratie und dem Marxismus müsse man eine Weltanschauung des Wahnsinns vor­
werfen. Sie habe es fertiggebracht, Güter, die andere in 1 00 Jahren aufgebaut haben, in der 
kurzen Zeit von zehn Jahren zu vernichten, während die bürgerlichen Parteien an einer Un­
konsequenz [sie!] und Unsicherheit leideten [sie!] . Der Marxismus habe wenigstens noch eine 
Weltanschauung, wenn sie auch eine Weltanschauung des Wahnsinns sei, während die bürger­
lichen Parteien keine Weltanschauung hätten und unter einer ständigen Zersplitterung litten, 
wie man es auch jetzt wieder gesehen habe 5 . 

Wenn man glaube, durch Parteien und Parteiehen den Marxismus wirksam zu bekämpfen, 

dann täusche man sich. 

Der Marxismus habe sich immer mehr befestigt, während die Bürgerlichen immer mehr zu­
sammengeschmolzen seien 6 . 

Statt gegen das heutige System Kampf anzusagen, predige man Mitarbeit. 

Aus dieser Zerrissenheit heraus sei die nationalsozialistische Bewegung entstanden, die ei­
ne klare Weltanschauung vertrete und in der kurzen Zeit ihres Bestehens, eben weil sie einen 
festen Weg vorgezeichnet habe, trotz härtestem Kampf immer weiter vorgeschritten. Weil sie 
nie zu Kompromissen bereit ist, sondern immer ihr Ziel verfolge und weil sie schließlich auch 

Schläge nicht nur auszuteilen, sondern auch auszuhalten verstehe. 

Es müsse die Stunde kommen, wo die Welt das Deutschland wieder sieht, das sie einmal 

gekannt hat. Nicht das Locarno- 7 und Young-Deutschland, sondern das Deutschland von 

Lüttich 8, Skagerak 9, Tannenberg I O  und all der anderen heldenhaften Schlachten, wo unser 

Vaterland noch eine Macht war, die die Welt fürchtete. 

Wenn heute seine politischen Gegner sagen, daß seine Politik eine 
Katastrophenpolitik 1 1  

sei, dann könne ihnen nur die Frage vorgelegt werden: "Was ist katastrophaler als die Politik 
der bürgerlichen Parteien? " Die Katastrophe ist nur furchtbar für den, der seine Nerven ver-

5 Vgl . Dok. 1 00, Anm. 1 .  
6 Vgl . Dok. 1 0 1 ,  Anm. 5 ,  1 4 .  
7 Zur Konferenz von  Locamo vgl . Dok .  3 ,  Anm. 27 .  
8 Vgl . Dok .  6 1 ,  Anm.  8 .  
9 Vom 3 1 .5 .  bis 1 . 6 . 1 9 1 6  entwickelte s i ch  aus einem zufälligen Zusammentreffen der  deutschen Hochseeflotte 

mit der britischen Grand Fleet vor dem Skagerak die größte Seeschlacht des Ersten Weltkriegs. 37 britische 
trafen auf2 l deutsche Großkampfschiffe. Obwohl die deutsche Seite mit 1 1 5 .000 t versenkten britischen Schiffs­
raums gegen 6 1 .000 t deutscher Verluste einen taktischen Erfolg errang, änderte die Schlacht nichts an der stra­
tegischen Seekriegslage: Großbritannien schnitt Deutschland weiterhin den Zugang zu den Weltmeeren ab . 

1 0  Zwischen dem 26 .  und 3 1 . 8 . 1 9 1 4  hatte die 8 .  deutsche Armee unter Führung von Generaloberst Paul von 
Hindenburg und Generalleutnant Erich Ludendorff die russische Narew-Arrnee bei Tannenberg, zwischen 
dem 5. und 1 5 .9 . 1 9 1 4  die russische Njemen-Arrnee bei den Masurischen Seen vernichtend geschlagen . 

1 1  Nach der von i hnen erzwungenen Neuwahl des Coburger Stadtrats (vgl .  Dok. 3 3 ,  43 und 44) hatte die na­
tionalsozialische Mehrheit, trotz eines bereits defizitären Haushalts, einerseits Steuersenkungen und anderer­
seits erhebl iche Mehrausgaben beschlossen. Der Begriff "Katastrophenpolitik" soll erstmals von deutsch natio­
naler Seite gefallen sein. Vgl . Münchener Post vom 26 ./27 . 1 0 . 1 929, "Wenn Hakenkreuzler regieren" ;  Mün­
chener Telegramm Zeitung vom 1 ./2 . 1 1 . 1 929, "Die Wirtschaft der Nationalsozial isten" .  
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braucht habe. Wenn man hier in Coburg sage, die NSDAP treibe Katastrophenpolitik, weil sie 

nichts mehr verschleiere, dann könne er sagen, daß diese Politik auch weiter im Reiche getrie­
ben und dem Volk endlich einmal gesagt werde, wie es belogen und betrogen wird. Immer 
werde sich die NSDAP einsetzen für die Reinheit und Sauberkeit und solange kämpfen, bis 
wieder Sauberkeit im deutschen Volke herrsche und Deutschland frei sei. 

7. Dezember 1 929 

"Politik der Woche" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 7 . 1 2 . 1 929 .  

Dok. 1 1 1  

Es sind nun endlich die genauen prozentualen Verluste und Gewinne der Parteien anläßlich 
der letzten Wahlen in Preußen 1 errechnet worden. Es haben danach verloren : 

Demokraten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Deutsche Volkspartei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Sozialdemokraten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Kommunistische Partei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Deutschnationale Volkspartei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Wirtschaftspartei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Es haben gewonnen: 
Bauern 2 . . . . . . . . . . . . . . . . • . . . • . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

26,3 Prozent 
20,9 Prozent 
1 5 ,3  Prozent 
1 4 ,2 Prozent 
1 0,7 Prozent 
3 ,4 Prozent 

1 ,9 Prozent 
Zentrum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8, 1 Prozent 
Nationalsozialisten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 5 5 ,0 Prozent 3 

Warum ich das hier anführe? Es ist wieder ein kleines Beispiel, wie die Judenpresse es fer-
tigbringt, die öffentliche Meinung zu verfälschen oder, eigentlich richtiger ausgedrückt, einfach 
zu verblöden. 

Millionen von Deutschen wandeln heute unter uns , die felsenfest überzeugt sind, daß die 
letzte Wahl in Preußen bewiesen habe, wie wenig glücklich der nationale Radikalismus für die 
Deutschnationale Volkspartei gewesen sei 4 . Denn so wissen sie es alle: Die Deutschnationale 

Am 1 7 . 1 1 . 1 929 .  Vgl . Dok. 1 00, Anm. 1 .  

2 Gemeint sind die Christlich-Nationale Bauern- und Landvolkpartei und der Nationale Bauern- und Mittel­

standsblock. 

3 DDP erhielt 2,4% der in ganz Preußen für die Provinzial landtage abgegebenen Stinunen gegenüber 4 ,5% bei 

der preußischen Landtagswahl 1 928 .  Bei der DVP lag das Verhältnis 5 ,2 zu 8 , 5 ,  bei der SPD 23 ,3  zu 29,0,  

bei der KPD 7,2 zu 1 1 ,9 ,  bei der DNVP 1 5 ,5 zu 1 7 ,4 und bei  der Wirtschaftspartei 4,2 zu 4 ,5%.  Die Bauern­

parteien errangen 3 ,7 gegenüber 2 ,9 ,  das Zentrum 1 9 ,4 gegenüber 1 5 ,2 und die NSDAP schl ießlich 5 , 3  ge­

genüber 1 ,8%. Vgl. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 929, S. 486 f. sowie Statisti sches Jahrbuch 

für den Freistaat Preußen 1 930, S. 352  ff. 

4 Vgl .  Frankfurter Zeitung vom 1 8 . 1 1 . 1 92 9  (AA), " Die Wirkung des Volksbegehrens: Nationalsozialistischer 

Gewinn - Deutschnationaler Verlust " .  
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Volkspartei hat wahnsinnig verloren, und die Haltung der gemäßigt nationalen Deutschen 
Volkspartei erscheint damit als glänzend gerechtfertigt. So ist es dieser bürgerlichen Juden­
presse gelungen, in ein paarmal vierundzwanzig Stunden Schwarz in Weiß und Weiß in 
Schwarz zu verdrehen. In der Wirklichkeit hat die letzte Wahl gerade den bürgerlichen schein­
nationalen Parteien die vernichtende Niederlage zugefügt. An der Spitze marschieren hier, wie 
es recht und billig ist, die Demokraten. Sie haben über ein Viertel ihres ganzen Bestandes 
überhaupt eingebüßt. Die Deutsche Volkspartei verlor ein Fünftel, die Sozialdemokraten über 
ein S iebtel ,  die Deutschnationale Volkspartei etwa ein Zehntel ihres früheren Bestandes .  

Der Gewinn der Bauern ist wohl in erster Linie ausschließlich der großen bäuerlichen Not 
zuzuschreiben 5 und kommt vielleicht hundertprozentig aus ehemals deutschnationalen Kreisen. 

Der Gewinn des Zentrums folgt ebenso zu einem großen Prozentsatz aus der Einwirkung 
der heutigen Not, zum andern aus neu erfaßten Wählerschichten und wohl auch der heran­
wachsenden katholischen Jugend. Mächtige Zutreiberdienste für das Zentrum leisten alle kul­
turkämpferischen Angriffe. Hier können sich die großen Weisen bei der Nase nehmen, die von 
Zeit zu Zeit im Handumdrehen Kirchen zerschmettern 6 . Sie ahnen gar nicht, wie innig dank­
bar ihnen das Zentrum für diese Kraftäußerungen ist. Wieviel Grund es dazu hat, beweisen die 
letzten Ergebnisse dieser Wahl. 

Die nationalsozialistische Bewegung hat die weitaus größten Erfolge zu verzeichnen. Wohl 
nur ein Bruchteil unseres Zuwachses kommt aus dem bürgerlichen Lager, der weitaus größte 
aus dem marxistischen 7 . Es sind Arbeiter und kleine Angestellte, denen dank der ungeheuren 
Aufklärungsarbeit unserer Partei langsam die Augen aufgehen, die den Schwindel ihrer bishe­
rigen sozialistischen Organisationen durchschauen und nun innerlich die Konsequenzen zie­
hen. Aus bürgerlichem Lager haben wir nur j ene energischen national eingestellten Menschen 
bekommen, denen der waschlappige [sie!] Kurs unserer bürgerlichen Parteien allmählich auf 
die Nerven geht und unerträglich wird. 

Ich weiß zum Beispiel heute wirklich nicht, was ich mehr sein soll, freudig oder traurig. 
Wenn ich die Haltung der deutschnationalen Fraktionen [sie!] im Reichstag vom Gesichtspunkt 
des Volksbegehrens 8 beziehungsweise des Volksentscheids 9 ansehe I O , dann kann einem wirk­
lich alles leid tun. Wie will man hoffen, eine Nation zu einer heroischen Tat aufzureißen, an 
die man selbst nicht glaubt. Ich bin kein Parlamentarier und gestehe, daß mich angesichts einer 
solchen Entwicklung der Ekel immer mehr behütet, j emals einer zu werden. Allein ich weiß 
auch, daß solche Vorgänge in unserer nationalsozialistischen Partei von vornherein einfach 

5 Vgl . Dok. 26, Anm. 8 .  
6 Wahrscheinlich Anspielung auf die antikirchli che Agitation von Erich und Mathilde Ludendorff. Vgl. z .  B .  

Ludendorffs Volkswarte vom 1 7 . 1 1 . 1 929, "Jesuit und 'Nationale"' . 

7 Vgl . Dok. 1 0 1 ,  Anm. 1 9 . 
8 Vgl . Dok. 92, Anm. 2 .  
9 Vgl . Dok .  93 ,  Anm.  48 .  

10  Am 29./30. 1 1 . 1 929 wurde vor  dem Reichstag der durch das Volksbegehren eingebrachte "Gesetzentwurf ge­

gen die Versklavung des deutschen Volkes" beraten. Bei der namentlichen Abstimmung über den � 4 hatten 

sich 1 9  Abgeordnete der DNVP in namentl icher Abstimmung der Stimme enthalten. Vgl . Verhandlungen des 

Reichstags. IV .  Wahlperiode 1 928, Bd. 426, S. 3369 ff. 
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unmöglich wären ! Und zwar in j eder Fraktion unmöglich ! Und ich gestehe auch, daß ich per­
sönlich lieber mutterseelenallein meine politische Idee vertreten würde als im Verein mit einer 
so wenig verläßlichen und standhaften Vereinigung. Als Kämpfer gegen den Young-Plan 1 1  

und für den Volksentscheid empfinde ich die parlamentarische Entwicklung der bürgerlichen 
nationalen Parteien als wirklich tieftraurig. Als Nationalsozialist, der nur die Hoffnung auf 
den S ieg der eigenen Partei hat, fühle ich den Erfolg kommen als Folge dieses bürgerlichen 
Handelns . Eines können wir den Parlamentariern der Deutschnationalen [ Vo/ks-]partei heute 
sagen: Die letzte Wahl in Preußen hat uns fast keinen Gewinn aus dem deutschnationalen La­
ger gebracht.  Wer das Gegenteil behauptet, kann entweder nicht sehen und lesen, oder will 
s ich nicht zur Wahrheit bekennen 1 2 . Das Verhalten der deutschnationalen Fraktion anläßlich 
der Abstimmung über das Freiheitsgesetz 1 3  wird uns aber, ohne daß wir auch nur einen Fin­
ger zu rühren brauchen, für die nächste Wahl aus der deutschnationalen Wählermasse eine 
halbe Million Stimmen im Reiche zuführen ! Das können sich die klugen Parlamentarier in 
Berlin gesagt sein lassen: Glänzender hat noch nie eine Partei für uns gearbeitet . Sie sollen 
sich nicht wundem, wenn alles, was nationales Rückgrat hat, den bürgerlichen Parteien lang­
sam den Rücken kehrt. Daß das aber unbedingt zur deutschen Rettung notwendig ist, hat am 
schlagendsten diese letzte kurze Reichstagsitzung bewiesen 1 4 . Oder glaubt man wirklich, mit 
so morschen Gebilden, mit so innerlich uneinigen und zerfahrenen Parteiinstrumenten den 
Marxismus zerbrechen zu können? In der Deutschnationalen Volkspartei befindet sich heute 
ein Mann, dem ich meine Hochachtung und meinen Respekt nicht versagen kann 1 5 . Es ist ein 
guter deutscher Patriot von anständiger und ehrenhafter Gesinnung. Allein ich glaube,  daß hier 
ein zu guter Kopf s ich an einem zu schlechten Instrument abmüht. Die Zukunft mag zeigen, ob 
es ihm gelingt, aus dieser untauglichen Waffe noch einmal eine verwendbare zu machen. 

Wir Nationalsozialisten können mit einem förmlichen inneren Stolz in die nächste Zukunft 
hineinmarschieren. Noch nie war unsere Bewegung innerlich einheitlicher und disziplinierter 
als jetzt. Es gibt auf der Welt nichts vollkommen Vollendetes, und so bleibt stets ein genügend 
großer Spielraum für den Kritiker und sein Wirken. Allein, was man aus nichts heraus in we­
nigen Jahren überhaupt schaffen kann, das haben wir Nationalsozialisten wohl als einzige ge­
schafft. Und das fühlt auch die noch nicht durch tausend Wenn und Aber verbildete Jugend. 
Und das ist der wahre Grund, weshalb sie uns heute an Universitäten und Techniken [sie!] ihr 
Vertrauen schenkt und in immer steigendem Maße ihre Stimmen gibt 1 6 . 

Während unser nationales Bürgertum zerfällt, nimmt die nationalsozialistische Bewegung 
den nationalen Gedanken in ihre Hut und Pflege und wird mit eisernen Fäusten die Flagge der 

1 1  Vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; 54, Anm. 5 .  
1 2  Vgl . Dok. 1 0 1 ,  Anm. 1 5 .  
1 3  Das "Gesetz gegen die Versklavung des deutschen Volkes" wurde i n  der Propaganda der Initiatoren des Volks­

begehrens auch " Freiheitsgesetz" genannt. 
14 Über die Paragraphen des Gesetzentwurfs wurde einzeln abgestimmt. Zwischen 306 und 3 1 7  Stimmen wur­

den dagegen, 82 bis 60 dafür abgegeben. Vgl . Verhandlungen des Reichstags. IV .  Wahlperiode 1 928 ,  Bd. 

426, S. 3 374. 
1 5  Gemeint ist vermutlich Alfred Hugenberg. 

1 6  Bei den Wahlen der Studentenschaften im Wintersemester 1 929/ 1 930 konnte der NSDStB z .  B. an der TH 

Berl in  neun gegenüber vier S itzen erringen, in München die Zahl seiner Sitze von drei auf fünf, in  Jena von 
zwei auf drei steigern und in Bonn erstmals fünf gewinnen. Vgl . Faust, Studentenbund, S. 1 40 ff. 
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deutschen Erhebung 1 7  an die Spitze unseres Volkes tragen. Einst wird die Stunde kommen, in 
der das beriihmte Kommando Lord Seymours 1 8  "Germans of [sie!] the front" 1 9  in Deutsch­
land eine Wiederauferstehung erleben wird. Nicht wir, sondern das deutsche Bürgertum selbst 
wird es schreien: 

Nationalsozialisten vor die Front ! 

7. Dezember 1 929 

"Die Rettung des Marxismus durch das Bürgertum" 

Schreiben an Fritz Schäffer 

VB vom 7 . 1 2 . 1 929, "H itler gegen Schäffer" . 

Herr Schäffer! 

Dok. 1 1 2  

In einer soeben erschienenen und von Ihnen, Herr Schäffer, unterzeichneten Parteiverlautba­
rung stellen Sie die Behauptung auf, daß die Bayerische Volkspartei als einzige wirklich den 

Marxismus bekämpfe 1 . Dieser Kampf war, wenn er jemals überhaupt ehrlich geführt wurde, 
zumindest im Erfolg ein negativer. Die Bayerische Volkspartei, einst ein Teil des Zentrums 2, 
hat trotz ihres Kampfes, dessen Existenz ihrer Behauptung nach vorliegen soll [sie!], den Sieg 

des Marxismus nicht zu verhindern vermocht. Als im Jahre 1 9 1 8  die sogenannte "Revolution " 

ausbrach, mußte sie als ein Werk marxistischer Arbeit angesprochen werden 3 . Es ist also zu­
nächst unzweifelsfrei feststehend und vor jeder Verdrehung gesichert: 

Die Bayer[ische] Volkspartei hat durch ihren angeblichen Kampf gegen den Marxismus 

die Vernichtung des alten deutschen Reiches durch den Marxismus nicht verhindert! 

1 7  Gemeint ist die Hakenkreuzflagge. Vgl . Dok. 6 1 ,  Anm. 30 .  
18 Sir Ed ward Hobart Seymour ( 1 840- 1 929), 1 852 Eintritt in d ie  britische Marine, 1 889 stellvertretender Kom­

mandeur der Kanalflotte, 1 897- 1 90 1  Oberbefehlshaber der britischen Streitkräfte in China, 1 90 1  Admiral , 

1 905 Ruhestand. 

1 9  "The Germans to the front . "  Mit diesen Worten schickte Seymour, der Oberbefehlshaber des europäischen 
Expeditionskorps während des Boxeraufstands in China, am 22.6 . 1 900 eine deutsche Abtei lung an die Spitze 
seiner Truppen . 

Im seinem Wahlaufruf als Vorsitzender der BVP vom 4. 1 2 . 1 929 schrieb Fritz Schäffer: 

" Der Nationalsozialismus i st , wie sein Wort sagt, Nationalismus und Sozialismus. Er ist unser Feind, weil 
der Sozialismus unser Feind ist . Er ist aber auch unser Feind, weil dieser chauvinistische und unchristliche 

Nationalismus, der sich an der Phrase berauscht, keine aufbauenden Kräfte enthält, sondern die nationalen 
Kräfte der Deutschen vollends zereißt. 

So hat sich die Bayerische Volkspartei dem marxistischen und dem nationalistischen Sozialismus und allen 

ihren Schleppenträgern zum Kampf gestellt. Anscheinend zwei Fronten, in Wirklichkeit nur eine Front. " Vgl .  
Bayerischer Kurier vom 4 . 1 2 . 1 929, "Der Tag der Verantwortung" .  
Vgl . auch Otto Altendorfer, Fritz Schäffer a ls  Pol itiker der  Bayerischen Volkspartei 1 888 - 1 945 . Teilband I I ,  
München 1 993 ,  S .  420 f. 

2 Vgl.  Dok. 94, Anm. 2 1 .  
3 Vgl . Dok. 7, Anm. 56 .  
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Daraus kann man zwei Folgerungen ziehen: Entweder der Kampf des alten Zentrums - plus 
heutiger Bayerischer Volkspartei - war von vornherein nicht ehrlich gedacht oder nicht richtig 
geführt. Das Resultat ist aber jedenfalls in beiden Fällen das gleiche : Ein großes Reich und ein 

einst freies stolzes Volk sind zusammengebrochen ! 

Als ich einst nach schweren inneren Kämpfen mich endgültig entschlossen hatte, parteipo­
litisch aufzutreten 4, lag das positive Resultat des Kampfes Ihrer Partei gegen den Marxismus 

grauenhaft vor uns, Herr Schäjfer. Da eine innere Wesensänderung im Zentrum nun nur inso­
weit erfolgte, als ein Teil, der bayerische, die alte Tradition unter einem neuen Namen - Baye­
rische Volkspartei - fortzuführen versprach, während der andere als gleichbleibendes Zentrum 
sich dem behauptungsweise bisher bekämpften marxistischen Feind in engster Umarmung hin­
gab, war nach menschlicher Voraussicht sowohl [sie!] , als nach den Gesetzen aller Logik auch 
für die Zukunft von dem angeblichen "Kampf gegen den Marxismus " nichts mehr zu erwarten . 

Tatsächlich ist j a  auch seitdem der Marxismus weder durch die Tätigkeit des Zentrums 
noch durch die der Bayerischen Volkspartei auch nur im geringsten wirksam bekämpft worden. 

Das Zentrum und die Bayerische Volkspartei haben nicht vermocht, die Anhänger der 

Marxisten auf ihren Boden herüberzuziehen, sondern im Gegenteil: 

Sie sind auf den Boden der vom Marxismus geschaffenen Tatsachen getreten 5 ! 
Das Bild des im Jahre 1 9 1 8  und [19] 1 9  vor Augen liegenden Verfalls sowie der Blick in 

die nach allen Gesetzen der Logik vermutlich gleichlaufende Entwicklung in der Zukunft, ver­
anlaßten mich im Jahre 1 9 1 9 , einer Hand voll Menschen beizutreten 6 mit dem Ziele, eine Be­
wegung ins Leben zu rufen, die erfüllen soll, was Sie, Herr Schäffer, von der Bayerischen 
Volkspartei behaupten, in Wirklichkeit aber zumindest bisher erfolglos blieb : Den Kampf ge­
gen den Marxismus . 

Es war in diesen Jahren meine heilige Absicht, die ganze Kraft meines kommenden Lebens 
nur dieser einzigen Aufgabe zu widmen. Ich habe die Existenz der bürgerlichen Parteien viel­
leicht als bedauerlich, aber noch nicht als verderblich angesehen. Ich hielt sie damals für 
schlecht geleitet, im Wollen vielleicht gut, im Handeln schwach, im Kampfe für unzuverlässig, 
um nicht zu sagen feige. Ich habe es damals noch für unmöglich angesehen, daß eine soge­

nannte nationale oder gar behauptungsweise "christliche "  Partei jemals mit dem Marxismus 

ernstlich paktieren könnte. Ich glaubte damals noch an die Aufrichtigkeit der sogenannten 
"monarchischen Einstellung" 

unserer sogenannten bürgerlichen Parteien. Was immer mich daher von diesen Gebilden 
auch trennen mochte, so glaubte ich doch nie, mich ihnen eines Tages im Kampfe entgegen­
stellen zu müssen. Und zwar in einem Kampf der Abwehr deshalb , weil dieselben bürgerlichen 
Parteien sich zu Schützern des Marxismus hergeben würden. 

Ich habe dann jahrelang gekämpft und dabei die bürgerliche Parteiwelt seitwärts liegen las­
sen. Ich habe sie nie geschätzt, da der Beweis des geringen positiven Wertes für die Nation 
auch die Tätigkeit dieser Gruppen für jeden Sehenden klar erbracht worden war. Ich empfand 

4 Vgl . Dok. 3 5 ,  Anm. 29 .  
5 Vgl . Dok. 94, Anm. 24. 

6 Hitler war am 1 6 .9 . 1 9 1 9  Mitglied der damal igen DAP (vgl .  Dok. 1 ,  Anm. 2) geworden. Vgl. Joachimsthaler, 

Korrektur einer Biographie, S. 25 1 f. 
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aber keinen Zwang zu einem offenen Streit, da ich es als selbstverständlich ansah, daß im Fal­
le einer Auseinandersetzung der jung emporstrebenden nationalsozialistischen Bewegung mit 
dem Marxismus, das Bürgertum, unfähig selbst offensiv zu kämpfen, zumindest eine anständi­
ge Neutralität wahren würde. Und ich bin blutig enttäuscht worden 7 . 

Je mehr der Nationalsozialismus wuchs und je größer seine Gefahr für den Marxismus 

wurde, um so näher rückten die sogenannten "bürgerlichen ", "nationalen ", "christlichen " Par­

teien zum Marxismus hin! Gegen den eigenen Willen wurde die nationalsozialistische Bewe­
gung in ihrem Kampf um die deutsche Zukunft von den Parteien angefallen, die eigentlich an 
ihrer Seite hätten stehen müssen, wenn nicht alle die Behauptungen von "christlich-nationaler" 
Gesinnung eben reiner, purer Schwindel waren. 

Es kam die Zeit, in der die bürgerlichen Parteien den marxistischen Reichsverderbern bei 

jeder Gelegenheit und in jeder kritischen Stunde traurige Handlangerdienste leisteten. Unter 
Verzicht auf alle in den Programmen versprochenen weltanschaulichen und religiösen Ziele, 
sahen sie ihre höchste Aufgabe nur in der Erhaltung des gegebenen marxistischen Zustandes. 

Wer diesen Zustand bedrohte, wurde gemeinsam mit dem Marxismus als Feind behandelt. 
Unter dem verlogenen Schlagwort der Ruhe und Ordnung setzte man die Politik der Vor­

kriegszeit fort: Man knebelte den Widerstand gegen die marxistischen Volksverderber! 

Es war in diesen Jahren nie meine Absicht, einen offenen Kampf gegen die bürgerlichen 
Parteien gleich welcher Art zu führen. Ich wurde aber von ihnen selbst bekämpft und mußte 
mich endlich verteidigen. Es kam die Zeit, da der Marxismus zu schwach gewesen wäre, sein 
eigenes Werk zu schützen. Es wurde von bürgerlichen Parteien gerettet! Was aus den Reihen 
dieser Parteiwelt uns an Verfolgungen zugefügt wurde, nur weil wir uns nicht bereiterklärten, 
auf den Boden der marxistischen Tatsachen zu treten, ist unerhört .  Es gab Zeiten, in denen 
selbst marxistische Regierungen fast anständiger waren in der Behandlung ihrer politischen 
Gegner als "bürgerliche" in der Verfolgung der erklärten Feinde des Marxismus. 

Und Tatsache ist, daß denn auch das Werk des Marxismus, unter dauernder fördernder 

Beihilfe des restlos auf den Boden der Tatsachen getretenen christlichen und nationalen Bür­

gertums, immer mehr und mehr stabilisiert wurde und heute bereits als von "Gott gewollt " 

den frechen Anzweiflern hingestellt wird. 

So wurde ich durch ewige Angriffe und Verfolgungen von seiten dieser bürgerlichen Par­
teien oft und oft zur Abwehr gedrängt und gezwungen. Und da allerdings glaube ich auch hier 
an die Gültigkeit des Satzes, daß die beste Parade dann im Hieb liegt. 

Als ich im Jahre 1 925 wieder die Führung der Partei übemornn1en habe 8 , versicherte ich, 
um nur ja keinen Zweifel über die unverrückbare Zielri chtung meines politischen Wollens auf­
kommen zu lassen, erneut, den Feind ausschließlich im Marxismus zu erblicken und diesen 
demgemäß zu bekämpfen. Und ich hatte noch kaum diese klare Feststellung getroffen, als 
auch schon unter Zuhilfenahme plumper Fälschungen der bürgerliche Kampf gegen mich ein­

setzte 9. 

7 Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 2 3 .  

8 Vgl.  Bd .  1, Dok. 2 .  

9 Die Polizeidirektion München hatte am 9 . 3 . 1 925  fünf für den nächsten Tag angekündigte Versammlungen 

der NSDAP,  auf denen Hitler sprechen sollte, mit der Begründung verboten, daß H itler in seiner Rede zur Neu-
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Ihrem ingeniösen Kopf, Herr Schäffer, ist damals die glänzende Idee entsprungen, meinem 
Kampf gegen den Marxismus die in ihren Augen wirksamste Fessel des Redeverbotes anzule­
gen 1 0 . Dieser Geistesblitz, dessen Wirksamkeit sich nach 5 Monaten ins Gegenteil verkehrte 1 1 , 

entsprang also nicht einem marxistischen, sondern einem bürgerlichen Gehirn. Es war für 
mich j a  allerdings eine große Ehre, in solche Behandlung genommen zu werden. Ich bin nach 
Ihrer heiligsten Überzeugung, weiser Herr Regierungsrat, ja nur ein Esel, aber selbst vor ihm 
scheint S ie das Gefühl der Inferiorität nicht verlassen zu haben 1 2 . Sie hatten Angst vor seiner 
Rede. 

Es bleibt für ewig ein Ruhmestitel, als bürgerlicher Parteipolitiker seinem politischen anti­

marxistischen Gegner als erster im neuen Deutschland den Mund verbunden zu haben. 

Der von Ihnen, Herr Schäffer, und Ihrer Partei so sehr "bekämpfte" Marxismus hat sich 
denn auch dankbar beeilt, das vorgezeigte Experiment nachzuahmen. Es kam die Zeit, in der 
die nationalsozialistische Bewegung sich dank dieser Methode wiederfand. 

Natürlich haben S ie mich gezwungen, die Verteidigung aufzunehmen. Gegen meinen Wil­

len und gegen meine Absicht wurde ich erneut zu einem Kampf gedrängt, dessen Sinn und 

Zweck sonst unverständlich wäre. 

Das "katholische Christentum " der Bayer[ischen] Volkspartei: Bündnis mit atheistischen 

Marxisten - Kampf den Nationalsozialisten 

Und heute ist es genauso . 
Ich hatte nicht die Absicht, persönlich oder gar rednerisch mich im Kampf um das Münche­

ner Rathaus mit den bürgerlichen Parteien abzugeben 1 3 . Ich wollte mich nur dem Volksbe­
gehren 1 4  und der Aufgabe widmen, die ich heute und für immer als die Schicksalsfrage des 
deutschen Volkes ansehe : 

Kampf dem Marxismus 

Diesen Augenblick, Herr Schäffer, fanden Sie als den richtigen, wieder den Kampf gegen 
die nationalsozialistische Bewegung und insbesondere gegen meine Person als vordringlichste 
Aufgabe zu beginnen. Über die Methoden Ihres Vorgehens will ich mich weiter unten auslassen. 

Zunächst, Herr Schäjfer, haben Sie vor aller Welt festgestellt, daß, solange sich die Bayeri­

sche Volkspartei unter Ihrer Führung befindet, sie niemals mit Nationalsozialisten zusammen­

arbeiten werde 1 5 . Sie haben ausdrücklich diese Feststellung auf unsere Partei beschränkt 

gründung der NS DAP am 27 .2 . 1 925  (Vgl . Bd.  1, Dok. 6) " in nicht mißzuverstehender Weise" versucht habe, 

"die Massen zu Gewalttätigkeiten aufzupeitschen oder doch auf solche Gewaltakte vorzubereiten" .  Vgl. 

Münchner Neueste Nachrichten vom 9 . 3 . 1 925 ,  "Versammlungs-Verbot" .  Hitler bestritt diesen Vorwurf und 

legte erfolglos Beschwerde bei der Regierung von Oberbayern ein. Vgl . VB vom 8 .4 . 1 925 ,  "Gegen die Knech­

tung der national sozial istischen Bewegung" .  

10 Vgl . Dok. 60, Anm. 1 1 . 

1 1  Möglicherweise Anspielung auf die Gründung des Nationalsozial isti schen Deutschen Arbeitervereins e. V .  

am 2 1 .8 . 1 929,  die der NSDAP Rechtscharakter verl ieh. Vgl . B d .  1 ,  Dok. 63 ,  64.  

12 Am 5 . 1 1 . 1 929  hatte Fritz Schäffer auf einer Wahlversammlung in Würzburg Hit ler heftig angegriffen. Vgl . 

Bayerischer Kurier vom 7 . 1 1 . 1 929, "Abg. Schäffer stellt H itler" . 

1 3  Vgl . jedoch Dok. 1 06 ,  1 08 .  
14  Vgl . Dok .  77 ,  Anm.  2 .  

1 5  Vgl. Anm. 1 .  
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und damit die Möglichkeit einer solchen Zusammenarbeit mit anderen Parteien für Ihre Person 

offen gelassen! 

Herr Regierungsrat ! Mit dieser ersten Feststellung haben S ie bewiesen, daß die geistigen 
Ausmaße, die einen Menschen zum wohlbestallten Regierungsrat zu erheben vermögen, doch 
nicht immer genügen, einen Politiker daraus zu machen. Ich persönlich halte eine solche Er­
klärung tatsächlich für eine Eselei ! Sie sollen nun nicht meinen, Herr Schäffer, daß die natio­
nalsozialistische Bewegung Ihnen das Unglück zufügen wird, Sie von Ihrer eingenommenen 
Stellung wegzudrängen. Sie haben das erklärt und wir nehmen es zur Kenntnis. 

Ich habe die steigende Tendenz in Ihrer Partei hin zum Zentrum selbstverständlich genauso 
verfolgt wie alle anderen denkenden Menschen. Ich finde es als natürlich, schon jetzt für die­

sen Fallfestzustellen, daß damit ein Bündnis mit dem Marxismus möglich, mit dem National­

sozialismus ausgeschlossen ist. 

Sie motivieren dies damit, daß der "Sozialismus unchristlich" sei 1 6 . Mir ist eine große Par­
tei bekannt, die das umgekehrte behauptete. Die christlichsoziale Bewegung in Österreich 1 7  

hat im Gegenteil den wahren Sozialismus als eine eminent christliche Angelegenheit hingestellt 

und auch in die Namensbezeichnung aufgenommen. Sie lehnen den "Nationalismus" ab . S ie, 
Herr Schäffer, republikanischer Regierungsrat aus Bayern, dozieren, daß 

ein Zusammengehen oder Zusammenarbeiten mit dem Nationalismus, weil unchristlich und 

unkatholisch, nicht in Frage käme. Das Oberhaupt der katholischen Kirche, der Papst 1 8, hat 

hier ebenfalls ersichtlich eine andere Meinung. Das vertragsweise Vergleichen [sie!] mit dem 

italienischen Faschismus ist die eminenteste Zusammenarbeit der Kirche mit dem ausgepräg­

testen Nationalismus, den es heute überhaupt in der Welt gibt 1 9 . 
Aber nicht die Kirche ist ja hier entscheidend, sondern Herr Schäjfer aus München! 

Zusammenfassend kann ich hier noch folgendes feststellen: 
Nach Ihrer endgültigen, für die Bayerische Volkspartei bindenden Entscheidung ist ein Zu­

sammengehen und Zusammenarbeiten dieser Partei kraft Ihres Befehls mit der nationalsozia­

listischen Bewegung, die prinzipiell auf dem Boden des Gottesglaubens steht und sich zum 

Christentum bekennt 20, ausgeschlossen, mit den atheistischen Gottesleugnern des grundsätz­

lich antireligiösen Marxismus aber zumindest denkbar. Es ist dies Ihrer Überzeugung nach 
dann der lebendige Ausdruck eines wahrhaft "katholischen Christentums" ! 

1 6  Vgl . Anm. 1 .  
1 7  In Österreich hatten sich 1 890/9 1 mehrere Verbände mit rel igiös begründeter sozialreformerischer Zielsetzung 

und deutl ich antisemitischer Tendenz zur Christl ichsozialen Partei zusammengeschlossen. Geprägt wurde die 

neue Partei zunächst von ihrem Organisator Karl Lueger. In  der Republik Österreich war die Partei eng mit 

der kathol ischen Kirche und kathol ischen Laienorganisationen verbunden, vertrat einerseits ständestaatl iche 

und autoritäre Vorstel lungen, setzte sich andererseits für sozialpolitische Maßnahmen ein und pflegte zeitwei­

se engen Kontakt zur Heimwehr. Vgl . Anton Staudinger, Christl ichsoziale Partei .  In :  Österreich 1 9 1 8- 1 938 ,  
Bd. 1 ,  S .  249-276 .  

1 8  Pius X I .  (eigentl ich:  Achil le Ratt i ,  1 857- 1 939), 1 88 8  Bibliothekar an der Ambrosiana in  Mai land, 1 9 1 2  Bi­

bl iothekar an der Vatikanischen Bibliothek, 1 9 1 9  Nuntius in  Polen,  1 92 1  Erzbischof von Mailand, 1 922-
1 93 9  Papst. 

1 9  Bezieht sich auf die Lateranverträge. Vgl . Dok. 4, Anm. 23 .  
20  Zum damaligen Verhältnis von Nationalsozial ismus und  christ l icher Religion vgl. Scholder, D i e  Kirchen und 

das Dritte Reich, Bd.  1 ,  S .  1 1 0 ff. 
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Ich erinnere mich hierbei eines Prozesses, der vor einigen Jahren zwischen Marxisten und 
Nationalsozialisten in der Au stattfand. Als es zur Vereidigung kam, forderten die Nationalso­
zialisten den religiösen Eid, die Marxisten lehnten ihn ab und verlangten die weltliche Ver­
pflichtung 2 1 . Aber dennoch stellen Sie, Herr Schäffer, fest, daß Sie als Christ und Katholik 
mit den einen niemals zusammenarbeiten können, sondern verpflichtet sind, sie auf das furcht­
barste zu bekämpfen, während die anderen für Sie als bündnisfähig erscheinen und tatsächlich 
auch im Zentrum unzertrennliche Bundesgenossen gefunden haben 22 ! 

Wir sind Ihnen zu Dank verpflichtet, daß Sie diese Ihre innere Überzeugung schon beizeiten 

vor der Wahl bekanntgegeben haben. Vielleicht wird es Ihren Bemühungen gelingen, in Mün­

chen einem roten Bürgermeister in den Sattel zu helfen oder wenigstens mit dem marxistischen 

A theismus zusammen christlich-katholische Politik zu machen. Vielleicht wird es Ihnen auch 

gelingen, Bayern zu jener sittlich-christlichen Kulturhöhe zu heben, in die Zentrum und Mar­

xismus große Teile des übrigen Reiches, an der Spitze unsere in wahrhaft christlicher Kultur 

und Moral voranleuchtende Reichshauptstadt 23, bereits gebracht haben. Von uns Nationalso­

zialisten ist Ihnen die Bahn nach Ihrer Erklärung freigemacht! 

Sie haben, Herr Schäffer, diese allgemeine, grundsätzliche Kampfansage aber auch benützen 
zu müssen geglaubt, den persönlichen Kampf gegen mich in aller Schärfe aufzunehmen. Ich 
bin diese Art von Kampf gegen einen politischen Gegner von seiten Ihrer Partei gewöhnt. 

Es sind Jahre her, seit Ihre Partei mit der Behauptung operierte, ich wäre in meiner Jugend 
in der "Los-von-Rom-Bewegung" 24 tätig gewesen. Als dieser Schwindel sich nicht mehr auf­
rechterhalten ließ, zerrte man meinen alten seligen Vater 25 aus dem Grabe und verleumdete 
ihn, indem nun dieser einer der Führer dieser Bewegung von einst gewesen sein sollte. Gemäß 
dem Spruch: "Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm ! " ,  konnte man hoffen, damit auch meine 
erblich vorbelastete Minderwertigkeit allgemein sichtbar zu demonstrieren. Nachdem auch 
dieser lumpenhafte Versuch als erbärmliche verleumderische Erfindung vom Anfang bis zum 
Ende als unwahr festgestellt werden konnte, verbreitete aber man wenigstens, daß der Geburts­
ort, von dem ich herstamme - Braunau a. Inn - ,  einer der berüchtigtsten Ausgangsorte der Los­
von-Rom-Bewegung gewesen sei ! ! Nach einiger Zeit allerdings verlor auch dieser himmel­
schreiende Unsinn seine Wirksamkeit, und man erfand eine andere Möglichkeit der Verleum­
dung : Ich hätte die Hostie ausgespuckt und dadurch schon mit 1 3  Jahren bewiesen, wie elend 

2 1  Näheres nicht ermittelt .  

22 Seit Januar 1 925 war die BVP zusammen mit  dem Zentrum in  acht Reichsregierungen vertreten; davor hatte 

s ich jedoch das Zentrum an neun Reichsregierungen ohne die BVP betei l igt. Zu den Spannungen zwischen 

BVP und Zentrum, die während des Wahlkampfs zur Reichspräsidentenwahl 1 925 ihren Höhepunkt erreichten 

und eine Wiedervereinigung der beiden Parteien verhinderten, vgl. Schönhoven, Bayerische Volkspartei ,  

S . 1 72 ff. 
23 Berl in .  

24 Die "Los-von-Rom-Bewegung" propagierte, unterstützt vom Alldeutschen Verband und dem Evangel i schen 

Bund, den Beitritt der deutsch-österreichischen Länder zum Deutschen Reich und den Austritt aus der katho­

lischen Kirche. Vgl. Adam Wandruszka und Peter Urbanitsch ( Hrsg.) ,  Die Habsburgermonarchie 1 848- 1 9 1 8 . 
Bd.  I V :  Die Konfessionen, Wien 1 985 ,  S. 5 87 ff. 

25 Alois H itler (bis 1 876 :  Schicklgruber, 1 837- 1 903), 1 85 1  Schuhmacherlehre, 1 85 5  Eintritt in den österreichi­

schen Zolldienst, 1 895 Pensionierung als Zollamts-Oberoffizial . 
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und verkommen meine moralischen Qualitäten seien 26 . Und es war immerhin reizvoll , daß 
sich schon dabei die Möglichkeit eines gemeinsamen Kampfes von Marxismus und christlich­
katholisch-bayerischer Politik gegen einen politisch verhaßten Katholiken zeigte. Sozialdemo­

kratische Zeitungen wurden plötzlich zu Hütern des Altarsakraments! Und katholische Priester 
gingen in ihrem politischen Haß soweit, daß sie endlich dieses Sakrament für gerade recht fan­
den, um zur Vernichtung eines politischen Gegners verwendet zu werden ! Auch diese Schur­
kerei, einen 36j ährigen Mann politisch und moralisch zu erledigen, indem man ihm eine nie 
begangene Tat im Alter von 1 3  Jahren vorwarf, brach als eine gemeine Lüge zusammen!  

Der Vorwurf des Ehrenwortbruches 

Und man suchte weiter! 
Sie werfen mir heute, Herr Schäjfer, vor, meine Behauptung, daß der Artikel der Münchner 

Telegramm Zeitung, ich hätte den Kronprinzen Rupprecht bedroht 27, dem Sinn und Inhalte 

nach eine Unwahrheit sei, wäre eine Lüge 28. 

Es wird im Gerichtssaal bewiesen werden, wer von uns beiden die Wahrheit gesprochen 

hat 29: Ich, Herr Schäffer, oder Sie! 

Sie werfen mir vor, ich hätte mich in der Revolutions- und Rätezeit feige gedrückt 30 ! 

Ich freue mich, im Gerichtssaal über Krieg und Revolutionszeit und mein Verhalten in bei-

den, Rechenschaft ablegen zu können! Ich hoffe, daß Sie dies genau so gut vermögen wie ich ! 

Sie behaupten, ich hätte durch den "Putsch " im Jahre 1923 ein gegebenes 

Ehrenwort 

gebrochen 3 1 . 

Ich werde Ihnen im Gerichtssaal beweisen, daß ein solches Ehrenwort schon seit dem 28. 

Januar 1923 nicht mehr existierte 32  und im übrigen bereits das Gericht in seinem Urteils­

spruch vom 1. April 1924 festgestellt hat: 

"Was den Einwand der Angeklagten, es habe sich, weil Kahr mit von der Partie gewesen 
sei, um einen legalen Akt, mindestens um einen vermeintlichen legalen Akt gehandelt, auf alle 
Fälle habe ihnen das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit gefehlt, in subjektiver Hinsicht anlangt, 

26 Dieser Vorwurf stand im Mittelpunkt des Beleidigungsprozesses, den Hitler gegen Domkapitular Georg 

Sponsel angestrengt hatte. Vgl . Bd. 1 1/ 1 ,  Dok. 1 47 .  

27  Vgl . Dok. 93 ,  Anm. 44. 

28  Am 5 . 1 1 . 1 929  auf einer Wahlversammlung in  Würzburg : " Ich erkläre hiermit ausdrücklich, daß, wenn Adolf 

H itler die Schilderung der 'Telegramm Zeitung' als unwahr bezeichnet, er nach meinen zuverlässigen Angaben 

lügt . "  Vgl .  Bayeri scher Kurier vom 7 . 1 1 . 1 929,  "Abg. Schäffer stellt Hitler" . 

29 Vgl . Dok. 93 ,  Anm. 46 .  

30  "H itler schweigt, wenn man ihn daran erinnert, daß man zur Zeit der nationalen Gefahr in Bayern, zur Zei t  a ls  

wir die Revolution und die Räterepubl ik  überwanden, von ihm und seiner Bewegung noch gar nichts zu 

hören war. " Vgl . Bayerischer Kurier vom 7 . 1 1 . 1 929,  "Abg. Schäffer stellt Hitler"; sowie Dok.  93 ,  Anm. 37 .  

3 1  Bezieht sich auf H itlers Zusicherung gegenüber dem Kommandeur der Reichswehr in  Bayern, General Otto 

von Lossow, den Aufmarsch seiner Anhänger beim ersten Reichsparteitag der NSDAP (27 .  bis 29 . 1 . 1 923 )  

nicht zu  einem Putsch zu  nutzen. Vg l .  Gordon, H itlerputsch, S .  1 70 f. 

32  Am 28. 1 . 1 929 fand in München auf dem Marsfeld eine Fahnenweihe im Rahmen des ersten Reichsparteitages 

der N S DAP statt. Druck von Hitlers Rede: Jäckel/Kuhn, Hitler, S. 479 f. 
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so gesteht das Gericht den Angeklagten zu, daß sie mit Ausnahme von Pernet 33 und Wagner 34, 
die sich um diese Dinge bis zum 8 .  November [ 1923] kaum viel gekümmert haben werden, 
und von Ludendorff, der, wie noch zu erörtern sein werden wird, eine Sonderstellung einnimmt, 
bis kurz vor dem 8. Nov[ember] der Meinung waren, auch Kahr, Lossow 35 und Seißer 36 be­

absichtigen einen Marsch nach Berlin. Es mag auch sein, daß sie hofften, wenn sie ihrerseits 
mit dem Beginn des Marsches ernst machten, würden sie die drei wieder auf ihre Seite bringen. 
Und es unterliegt nach der Überzeugung des Gerichtes endlich keinem Zweifel, daß sie nach 

den Vorgängen auf der Tribüne und im Nebenzimmer des Bürgerbräukellers davon überzeugt 

waren, daß die drei nun auf Gedeih und Verderb mit ihnen gingen. Denn es war ja gerade die 
Absicht Kahrs , Lossows und Seißers , sie in diesen Glauben zu versetzen. Eine Absicht der 

Angeklagten, gegen den ernstlichen Willen Kahrs, Lossows und Seißers zu handeln, hat sicher 

niemals bestanden 3 7. "  
Und weiter entschied das Gericht : 
"Das Gericht kann deshalb auch nicht annehmen, daß der Überfall im Bürgerbräu-Keller 

einen bewußten Wortbruch seitens der Angeklagten bedeutet. Auch hierin geht es mit der Staats­

anwaltschaft einig 3 8 1 11 

Ich muß dabei noch einfügen, daß dem Gericht auch das angezogene Ehrenwort eines Mi­
nisters Dr. Schweyer durch eine Zuschrift bekanntgegeben worden war ! 

Es stand ganz im Ermessen des damaligen Gerichtes, die Wahrheit über die Vorgänge im 
November 1 923 auf das gründlichste zu erforschen. Denn es sind allein von uns rund 240 

Zeugen zur Aufhellung dem Gericht zur Ladung vorgeschlagen worden. Tatsächlich wurden 
kaum 40 vernommen, darunter eine erdrückende Anzahl von durch den Staatsanwalt vorge­
schlagenen Belastungszeugen. Im übrigen waren wir alle überzeugt, daß, wenn die damals un­
ter Ausschluß der Öffentlichkeit stattgehabten Verhandlungen und Zeugenvernehmungen vor 
den Ohren der Öffentlichkeit erfolgt wären, die öffentliche Meinung sich ein noch ganz ande­
res Urteil gebildet haben würde, als es so schon der Fall war 39 _ Außerdem waren nach der La-

33 Heinz Pernet (geb. 1 896), Stiefsohn Erich Ludendorffs, Oberleutnant a. D . ,  Bankbeamter, 1 924 wegen Teil­
nahme am Hitlerputsch zu 1 5  Monaten Haft verurteilt. 

34 Robert Wagner. 
35 Otto Freiherr von Lossow ( 1 868- 1 938) ,  1 886 bayerischer Fähnri ch, 1 900/0 1 Teilnahme an der China-Expedi­

tion, 1 9 1 1 - 1 9 1 3  Mitglied der deutschen Mil itärmission in der Türkei, 1 9 1 4  Oberst, Generalstabschef des 1 .  
bayeri schen Reservekorps, 1 9 1 5 - 1 9 1 8  deutscher Mil i tärbevollmächtigter in der Türkei, 1 920 Kommandeur 

der lnfanterieschule München, 1 922 Landeskommandant von Bayern und Kommandeur der 7. Division, Fe­
bruar 1 924 Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand, anschließend im Dienst der türkischen Armee. 

36 Hans (seit 1 9 1 4  Ritter von) Seißer ( 1 874- 1 973), 1 893 bayerischer Leutnant, 1 9 1 4  Major im Generalstab, 1 9 1 9  
Oberst der bayerischen Landespolizei, nach dem Sturz der Räterepublik Stadtkommandant von München, 
1 922- 1 930 Chef des Bayerischen Landespolizeiamts, 1 924 zeitweise amtsenthoben, ab 1 930 als Unternehmer 

tätig, 1 945 Pol izeipräsident von München . 

37 Hitler zitiert aus dem Urtei l  des Volksgerichts vom 1 .4 . 1 924 (Hervorhebungen nicht im Urtei l ) .  Druck: Der 
H itler-Prozeß vor dem Volksgericht in München. Zweiter Tei l :  Die Ausführungen der Staatsanwälte und Ver­

teidiger - Das Schlußwort der Angeklagten - Das Urteil ,  München 1 924 (Nachdruck: Glashütten/Ts. 1 973) ,  
S .  9 1 - 1 05 ,  S .  1 0 1 . 

3 8  Vgl . ebenda, S. 1 04 .  
3 9  Z u  den Zeugenvernehmungen vgl. Der Hitler-Prozeß vor dem Volksgericht in  München . Erster Teil :  Die An­

klage - Die Vernehmung der Angeklagten - Die Beweisaufnahme, München 1 924 (Nachdruck: Glas­

hütten/Ts .  1 973) ,  S .  1 04 ff. 
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ge der Dinge die für die letzte Aufhellung in erster Linie in Frage kommenden Zeugen ja leider 
die Angeklagten selbst. Es wird eine Möglichkeit der Rehabilitierung von uns allen sein, wenn 

nunmehr endlich in einem Verfahren die Angeklagten von damals als Zeugen die Wahrheit be­

kunden können! 

Sie haben z. B .  weiter, Herr Schäffer, in Versammlungen in Würzburg und Ingolstadt erklärt, 
daß ich mir in Berchtesgaden eine Villa, und zwar für 60. 000 Mark gekauft haben soll .  Sie ta­
ten dies ,  um mich damit in den Augen der breiten Masse herunterzusetzen. Und Sie haben es 
getan, 

obwohl Ihnen 14 Tage vordem von einem sehr angesehenen Mitglied der Bayerischen Volks­

partei schon entgegengehalten wurde, daß diese Behauptung von Anfang bis zu Ende eine un­

verschämte Lüge sei, nur erfunden, um mich zu schädigen! 

Sie haben weiter in Ihren Versammlungen behauptet, daß ich eine 9-Zimmerwohnung be­
wohnte 40, obwohl Ihnen bekannt ist, daß ich allerdings in einer 8-Zimmerwohnung, allein mit 

zwei anderen Parteien zusammen lebe, so daß mir persönlich 
drei Räume 

zur Verfügung stehen 4 1 . Ich kenne nicht die Größe Ihrer Wohnung, Herr Schäffer, allein 
ich weiß, daß Thre Partei den wenigsten Grund hätte [sie!] , einem politischen Führer den Besitz 
von drei Zimmern vorzuwerfen. Ich habe mir nicht 50[. 000] oder 80. 000 Mark Staatsgelder 

geholt zur Verschönerung meines privaten Daseins 42 ! 
S ie haben auch das nur getan, um mich in den Augen der öffentlichen Meinung schlecht zu 

machen. Und Sie taten dies, ohne daß ich Sie jemals persönlich angegriffen habe !  
Ich stelle aber, Herr Schäjfer, diese Ihre Behauptungen als Verleumdungen fest und werde 

mir Genugtuung holen ! 

Ich sehe mich nun gezwungen, Ihnen, Herr Schäffer, überhaupt das Recht abzustreiten, als 
Führer der Bayerischen Volkspartei über andere Männer zu Gericht zu sitzen. 

Ich verstehe die nervöse Unruhe, die heute Ihre Partei erfaßt hat. 
Die Bayerische Volkspartei drückt heute das schlechte Gewissen und die Angst vor der 

Wahl! 

Zuviel hat Ihre Partei, Herr Schäffer, insbesondere dem bayerischen Volk versprochen und 
zu wenig eingelöst, als daß es einem nicht verständlich sein müßte, weshalb Sie heute zu sol­
chen Mitteln des Kampfes greifen ! 

S ie sind, Herr Schäffer, heute empört über die Haltung der nationalsozialistischen Bewe­

gung zur 

Frage der Monarchie 

oder der Republik. Sie halten es für eine schamlose Gemeinheit, der Monarchie den Rücken 
zu kehren. 

40 Vgl. Bayerischer Kurier vom 7 . 1 2 . 1 929, " Darf nur Hitler im 'Judenviertel ' wohnen?" 

4 1 Hitler hatte zum 1 . 1 0 . 1 929 in  München e ine Wohnung am Prinzregentenplatz gemietet, die laut Mietvertrag 

neun Zimmer, zwei Küchen, zwei Kammern und zwei Badezimmer umfaßte . Vgl . Stadtarchiv München, Akt 

H itler. 

42 Bezieht sich auf die Behauptung, Oberbürgermeister Schamagl habe sich persönlich bereichert. Vgl. Bayeri­

scher Kurier vom 7 . 1 2 . 1 929, " Darf nur Hitler im 'Judenviertel '  wohnen?" .  
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Herr Schäjfer, diese schamlose Gemeinheit hat aber in erster Linie Ihre eigene Partei be­

tätigt! 

Der Verrat der Bayer[ischen] Volkspartei an der Monarchie 

Das offizielle Bekenntnis des Parteivorstandes für die Republik 

Ein Brief des Herrn Schlittenbauer 43 

Die Bayerische Volkspartei hat sich in Bayern als erste beeilt, die neue Staatsordnung, wel­
che aus der durch Meineid, Lüge und Verrat geborenen Revolution entstand, feierlichst und 
bindend anzuerkennen 44 ! 

Die Bayerische Volkspartei hat sich als erste durch eine offizielle Versicherung auf den 
Boden der Revolution gestellt ! 

Die Fraktion der Bayerischen Volkspartei hat als erste die Stellung einer Opposition gegen 
das Deutschland aufusurpierte [sie!] Regiment aufgegeben und die Verteidigung der Republik 
übernommen! 

Oder wollen Sie etwa ableugnen, Herr Schäffer, daß die Fraktion der Bayerischen Volks­
partei bereits am 5. März 1 9 1 9  folgende offizielle Erklärung abgegeben hat? : 

"Die Landtagsfraktion der Bayerischen Volkspartei stellt sich auf den Boden der republika­
nischen Staatsform und fordert die Parteivorstandschaft auf, alsbald in einer Landesversamm­
lung einen Beschluß der Gesamtpartei im gleichen S inne herbeizuführen 45 . "  

Und was hat seitdem die Bayerische Volkspartei positiv zur Beseitigung der Republik und 
zur Wiedereinführung der Monarchie getan, Herr Schäffer? 

Sagen Sie nicht, daß dies nicht Ihre Aufgabe sei. Entweder, das Gerede von der grundsätz­

lichen monarchischen Einstellung der Bayerischen Volkspartei ist echt, oder es ist eine elendi­

ge Flunkerei, nur bestimmt, den Wählern Sand in die Augen zu streuen und sie zur Abgabe 
eines Stimmzettels zu bewegen, der für andere Zwecke gedacht ist, als er dann verwendet wird. 

Ich habe persönlich kein Verständnis dafür, sich mit dem Munde für etwas zu bekennen 

und in der Wirklichkeit nicht nur nicht dafür zu kämpfen, sondern das Gegenteil zu stützen! 

Herr Schäffer, Ihre Partei hat das wunderbare Kunststück zuwege gebracht, in der Theorie 
die Monarchie zu verfechten und in der Praxis die Männer zu verfolgen, die es wagen, s ich 
nicht auf den Boden der bestehenden republikanischen Tatsachen zu stellen. Und Ihre Partei 
hatte die Stirne, das sogar ganz offen als Grund der Verfolgung anzugeben 46 ! 

43 Sebastian Schlittenbauer ( 1 874- 1 936) ,  Gymnasiallehrer, 1 9 1 1 Studienprofessor, 1 9 1 2  MdL, 1 9 1 6- 1 920 Di­

rektor der Landwirtschaftlichen Zentralgenossenschaft Regensburg, 1 927 Oberstudienrat, Generalsekretär der 

chri st l ichen Bauernvereine. 

44 Das Parteiprogramm der BVP vom November 1 9 1 8  beginnt mit den Worten : "Die Mitglieder der Bayerischen 

Volkspartei betrachten den gegenwärtigen staatspolitischen Zustand Bayerns, wie er durch die Ereignisse in 

der Nacht vom 7. zum 8. November [ 1 918] in München geschaffen wurde, als eine gegebene geschichtliche 

Tatsache. S ie sind mit der Art, wie sie herbeigeführt wurde, grundsätzlich nicht einverstanden, erklären aber 

auf das bestimmteste, daß sie eine Änderung dieses Zustandes nur auf dem Weg von Recht und Gesetz erstre­

ben . "  Vgl .  Mornrnsen, Parteiprogramme. Zweiter Tei l ,  S. 502 . 
45 " Eine Erklärung der bayerischen Volkspartei zur Staatsform" vom 5 . 3 . 1 9 1 9 . Druck: Franz August Schmitt, 

Die Zeit der zweiten Revo lution in Bayern ,  München 1 9 1 9 , S. 39 f. 

46 Vgl . Anm. 9 .  
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Und wenn Sie versuchen sollten, Herr Schäffer, das zu leugnen, so können Sie doch die 
Tatsache nicht aus der Welt schaffen:  

Unter dem Regime Ihrer Partei, Herr Schäffer, ist nicht die Monarchie näher gerückt, son­

dern unzweifelhaft die Republik von Jahr zu Jahr mehr befestigt worden. 

Ich verstehe nun, daß ein Mann aus Überzeugung Republikaner sein kann und dennoch aller 
Ehren wert ist. Ich verstehe, daß ein Mann Monarchist zu sein vermag aus bestem und edelstem 
Glauben. Aber ich verstehe nicht, daß man in der Theorie für die Monarchie redet und in der 

Praxis die Republik befestigt. Das alles ist in meinen Augen gesinnungslos. 

Und ich verstehe es zum Beispiel nicht, Herr Schäffer, daß ein Mann wie Sie die Stirne hat, 

mir einen Vorhalt [sie!] zu machen wegen meines angeblichen Verhaltens der Monarchie und 

dem bayerischen Kronprinzen gegenüber, ein Mann, in dessen eigener Partei wirklich erfolgt 

ist, was man mir unwahrerweise unterschiebt. 

Herr Schäffer, ich habe niemals die Monarchie beschimpft und nie den bayerischen Kron­

prinzen beleidigt oder gar heruntergesetzt. Ich sehe mich aber jetzt gezwungen, zur Demon­
stration des Geistes, in dem Ihr Kampf gegen mich geführt wird, 

einen Brief Ihres eigenen Parteigenossen Schlittenbauer 

heranzuziehen, der folgendes besagt: 
Hohenkamm, 3. September 1 9 1 9 . 

"„ .Ich will Ihnen auch verraten, daß der größte Teil der Fraktion nicht mehr für monarchi­

stische Bestrebungen zu haben ist, und am wenigsten zugunsten des Prinzen Rupprecht, dessen 
Leben an der Front durchaus nicht erbauend gewesen ist. 

Es ist gut, wenn Sie in diesen zwei wichtigen Punkten sich von vomeherein keinen Illusio­
nen hingeben. 

Was die Frage der Außenpolitik anbetrifft, so bin ich der Anschauung, daß Deutschland 
sich bestreben muß,  mit einem zentralen Europa einen festen Block zu bilden. 

Hochachtungsvollst 
gez. Dr. Schlittenbauer 4 7 . "  
Herr Schäffer, wo bleibt hier Ihre moralische Entrüstung? 

Hier hätten Sie Grund, gefälligst vor Ihrer eigenen Türe zu kehren und sich nicht in Dinge 
einzumischen, die Sie weder verstehen, noch Sie etwas angehen ! 

Welche Haltung die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei zur Frage, Monarchie 

oder Republik, einnimmt und welche Instruktionen sie dabei von mir erhält, geht Sie, Herr 

Schäffer, um so weniger an, als die von Ihnen selbst geführte Bayerische Volkspartei in ihrer 

eigenen Haltung wohl das Brüchigste darstellt, was man sich auf diesem Gebiete denken kann. 

Das Urteil über die monarchische Treue der Bayerischen Volkspartei ist in der Geschichte 
bereits feststehend. Es kann zu j eder Zeit durch Aussprüche "prominentester " Faktoren erhär­
tet werden. 

Ich verstehe aber, wie schon bemerkt, den Angriff Ihrer Partei gegen die nationalsozialisti­
sche Bewegung und gegen meine Person vollkommen. 

Wir sind Ihnen zu geradlinig und zu kompromißabgeneigt. 

47 Näheres ni cht ermittelt. Schl ittenbauer galt 1 9 1 9  als Verfechter einer Wittelsbacher Restauration. Vgl . Berg­

mann, Der Bayerische Bauernbund und der Bayerische Christliche Bauernverein, S. 1 3 6  ff. 
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Wir haben uns allerdings nicht als Partei auf die Monarchie verpflichtet, sondern nur auf 

das deutsche Volk 48. Wir sind aber durchdrungen von der Überzeugung, daß der heutige 

Staat unserem Volke Vernichtung bringt. Und wir ziehen daraus auch klare Konsequenzen. 

Wir kämpfen gegen den heutigen legalen Zustand mit allen legalen Mitteln in aller Offenheit, 

weil wir einen anderen wünschen! 

Ihre Partei ,  Herr Schäffer, aber behauptet, einen anderen zu wollen, und beschützt und be­
schirmt den bestehenden und verteidigt ihn gegen j eden, der ihn anzugreifen gedenkt ! 

Ich verstehe weiter, Herr Schäffer, die hysterische Angst Ihrer Presse vor der nationalsozia­
listischen Bewegung. Denn in den wichtigsten Grundsätzen hat Ihre Partei entgegen ihrem 
Programm gehandelt. 

Ihre Partei, Herr Schäjfer, behauptet, eine christliche zu sein 49 1 
Seit vielen Jahren regiert nun Ihre christliche Partei in Bayern, und zwar ausschließlich 50. 

Und das Ergebnis? 

In Theater, Literatur, in der gesamten Kunst, ja, in unserer Kultur überhaupt, zeigen sich 

unter dem Regiment Ihrer christlichen Partei dieselben Fäulniserscheinungen wie im ganzen 

anderen Deutschland. Auf der Bühne, in der Zeitung und im Buch kann das 

Christentum verhöhnt 

werden, ohne daß Ihre Partei einen Finger rührt, wenn die Sehmäher das Glück haben, der 

Rasse anzugehören, die den Begründer des christlichen Glaubens einst ans Kreuz geschlagen 

hat. 

Herr Schäffer, als in Bayern der verstorbene Polizeipräsident Pöhner 5 1 noch im Amte war, 
da wurde von einer Handvoll nationaler Menschen versucht, wenigstens von unseren Bühnen 
hier den ärgsten Unflat fernzuhalten. Ich selbst empfand es mit als eine Aufgabe, gegen die 
gemeinsten Aufführungen zu protestieren und sie zu verhindern 52 . Junge Nationalsozialisten 
haben damals die Bühne einer christlich-deutschen Kultur erhalten wollen. Und das Ergebnis? 

Herr Schäffer, Ihre Bayerische Volkspartei hat den anständigsten Beamten, den Bayern je 

besessen hat, zu Fall gebracht 53 und von dem Moment an die Polizei gegen die gehetzt und 

eingesetzt, die das Abrollen dieser Schandstücke zu verhindern suchten. Im Namen der Erhal­
tung von "Ruhe und Ordnung" hat Ihre Partei den Widerstand gegen den Schmutz gebrochen. 

48 Vgl . Dok. 9 1 ,  Anm. 1 9 . 
49 "Die Bayerische Volkspartei steht in allen Fragen der Kultur auf dem Boden der christlichen Weltanschauung . "  

Vgl .  Mommsen, Parteiprogramme. Zweiter Tei l ,  S .  503 . 
50 Seit Mai 1 9 1 9  war die BVP an der bayerischen Regierung betei l igt, stel lte vom September 1 92 1  bis November 

1 922 und seit Juli 1 924 den Ministerpräsidenten, regierte aber niemals allein, sondern in Koal itionen, seit 

1 928 mit der DNVP und der Deutschen Bauernpartei .  

5 1  Ernst Pöhner ( 1 870- 1 925) ,  Jurist , 1 9 1 9- 1 92 1  Polizeipräsident von München, 1 92 1  Rat am Bayerischen Ober­

sten Landesgericht, 1 924 wegen Teilnahme am Hitler-Putsch zu fünf Jahren Festungshaft verurtei l t ,  1 924 
MdL in Bayern (Völki scher B lock, seit November 1 924 DNVP), 1 925 tödlich verunglückt. 

52 Möglicherweise Anspielung auf das Verbot des am 6. 1 2. 1 929 erstmals in  München aufgeführten Stückes "Schloß 

Wetterstein" von Frank Wedekind in  den Münchner Kammerspielen, das nach heftigen Tumulten während 

mehrerer Vorführungen am 23 . 1 2 . 1 9 1 9  durch den Polizeipräsidenten ergangen war. Vgl . Hans Wagner, 200 
Jahre Münchner Theaterchronik 1 750- 1 950. Theatergründung, Ur- und Erstaufführungen, berühmte Gastspiele 

und andere Ereignisse und Kuriosa aus dem Bühnenleben, München 1 958 ,  S. 1 2 1  f. 

53  Pöhner war am 29.9. 1 92 1  vom Amt des Münchner Polizeipräsidenten zurückgetreten, nachdem die bayerische 

Regierung den Ausnahmezustand für Bayern aufgehoben hatte . Vgl . Politik in Bayern, S. 87 f. 
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Ihr bayerisch-christliches Staatsregiment hat endlich auch München zum Tummelplatz der jü­
dischen antichristlichen Kultur gemacht. 

Der Verrat der Schäfferpartei an ihrer christlichen Weltanschauung 

Und heute? 
Heute holt Ihre christliche Partei den Manager eines Stückes wie "Ehen werden im Himmel 

geschlossen" 54 nach Bayern, nach München, und läßt dem christlichen Volk von dem östlichen 
Theaterjuden die richtige Kunst beibringen 55 . Alles im Namen der christlichen Gesinnung Ih­
rer Partei .  

Wenn aber der Schmutz und die Verhöhnung und Verlästerung von allem, was anderen 
heilig ist, zu infam wird, und die Stimmen, die nach Abhilfe schreien, trotz allem Wollen nicht 
mehr überhört werden können, dann, Herr Schäffer, hat Ihre Partei immer noch einen letzten 
Ausweg: Sie hat dann keine "gesetzlichen Handhaben ", gegen einen solchen Unfug einzu­

schreiten! 

Einen deutschen Dichter und bayerischen Landsmann wie Dietrich Eckart, der nichts ver­

brochen hat, trotz schwerer Krankheit hinter Zuchthausmauern in Schutzhaft zu setzen, bis er 

endlich zusammenbricht und hinterher stirbt 56, dazu hat man gesetzliche Handhaben gehabt; 

einem deutschen Mann, der far sein Volk kämpft, das Reden zu verbieten, haben Sie gesetzliche 

Handhaben gefunden 57. Dem jüdischen, unser Christentum und unsere Kultur verhöhnenden 

Pestangriff aber stehen Sie hilflos gegenüber! 

Da legt sich Ihre hofrätliche Denkerstime in bekümmerte Falten, und so sehr Sie auch woll­
ten, nein, hier können Sie nicht. 

Oder ein anderes Beispiel wirklich "christlicher Gesinnung" .  
Wir haben einen Staat mit einer, wie Sie  sagen, von "Gott gewollten Obrigkeit" .  Diese Ob­

rigkeit hat zugesehen und hat es nicht verhindert, daß man im Wege einer Inflation Millionen 
von Menschen langsam systematisch fast um ihr ganzes Eigentum, um ihre blutig zusammen­
gesparten Sparguthaben und vertrauensselig gezeichneten Kriegsanleihen bestahl 5 8 . Auch Ih­
re Partei, Herr Schäffer, war ein Bestandteil, und zwar ein mächtig tragender dieser Obrigkeit. 
Und auch von diesem wurde ruhig zugesehen, solange, bis endlich das Volk in letzter Not auf­
schrie und in einem verzweifelten Ausbruch sich seine Unterdrücker vom Hals schaffen wollte. 

Gegen die Wucherer und Schieber, Herr Schäffer, haben die "christlichen " Parteien keine 

wirksamen Handhaben gehabt, aber in das sich erhebende Volk schoß man mit Maschinenge­

wehrfeuer dazwischen 59 ! Hier war die Handhabe gefunden ! 

Und dann allerdings, als man unter dem Eindruck stand, daß eine weitere Fortdauer der In­
flation zu einer nationalen Revolution führen würde, dann allerdings konnte man im Laufe we­
niger Wochen plötzlich die Währung stabilisieren 60 . 

54 Vgl . Dok. 1 7, Anm. l l .  
55  Vgl . Dok. 1 7, Anm. 5 .  
56  Eckart erhielt am 20. 1 2 . 1 923 Haftverschonung aus gesundheitl ichen Gründen und starb am 26 . 1 2 . 1 923  durch 

Herzschlag. Sein schlechter Gesundheitszustand ging auf Morphinismus und Alkoholismus zurück .  Vgl . Wil­

helm, Dichter, Denker, Fememörder, S .  1 0 1  f. 
57 Vgl.  Anm. 9 .  
5 8  Vgl . Dok .  1 7, Anm. 23 .  
59  Vgl . Dok. 3 ,  Anm. 23 .  
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Seitdem, Herr Schäffer, s ind Jahre vergangen. Viele Millionen Menschen hat das 

Inflationsverbrechen 

Dok. 1 12 

um Hab und Gut gebracht. Hunderttausende wurden der bittersten Not ausgeliefert. Zehn­

tausende sind in ihrem Elend, in Nahrungssorgen, in Gram und Unglück zum Selbstmord ge­

trieben worden 6 1 . 
Herr Schäffer, was hat die von "Gott gewollte christliche Obrigkeit" zum Beispiel des baye­

rischen Staates getan, um die verantwortlichen Verbrecher einer gerechten Sühne zuzuführen ? 

Ihre Justiz läuft jedem kleinsten Vergehen nach; einen Nationalsozialisten, der einen Beam­
ten der Republik beleidigt, sperrt man auf ein halbes Jahr ins Gefängnis ! Wer einen Juden an­
zutasten wagt, kommt vor ein unbarmherziges Gericht 62 ! Die aber das Unglück von Millionen 

Menschen auf dem Gewissen haben, Hunderttausende um ihr Hab und Gut brachten und irre­

werden ließen an jeder Vernunft und an jedem Recht, die haben Sie bis heute weder gesucht, 

noch gefunden, noch zur Verantwortung gezogen. 

Wie sagen Ihre "christlichen" Parteien doch da: "Es fehlen uns die gesetzlichen Handhaben. " 

Ist aber dieses ersichtliche Unrecht, das hier vor sich geht, indem man die kleinsten Diebe, 
j a, selbst die kleinsten politischen Vergehen unbarmherzig bestraft, die größten Generalverbre­
cher der Menschheit aber laufen läßt, ist dieses Unrecht vereinbar mit einer wirklich aufrechten 
christlichen Gesinnung? Oder soll dies denkbar sein in einem wahrhaft christlichen Staat? 

Und ein anderes Beispiel, Herr Schäffer. "Du sollst nicht lügen ", heißt es 63 . Wann ist aber 
j emals ein Volk mehr von oben herunter belogen worden als j etzt? Haben nicht unsere Regie­
rungen in der unverantwortlichsten Weise in unserem Volke immer wieder Hoffnungen er­
weckt, wo es keinen Zweifel geben konnte über die furchtbaren Folgen ihres Handelns? War 
es "christlich" ,  dem Volke vorzumachen, so wie das Ihre Partei getan hat, Herr Schäffer, daß 
der Dawes- Vertrag 64 der Not einen Riegel vorschieben würde 65 , während er in Wirklichkeit 
diese Not geradezu züchten mußte? Und ist es christlich, wenn man heute dem Volke wieder 
dasselbe vom noch schlimmeren Young-Plan 66 vorlügt? 

Oder ist es christlich, wenn man gegen die mit allen Mitteln des Kampfes antritt, die sich 

unterstehen, an einer solchen Lüge nicht teilzunehmen, sondern es vorziehen, dem Volke die 

ungeschminkte Wahrheit zu sagen 67? 

Und wohin wird man überhaupt kommen, wenn das Volk langsam die Überzeugung erhält, 

daß alles, was ihm von oben erklärt und versichert wird, Lüge und Unwahrheit ist?! 

Und mit welchem Recht verfolgen Sie dann durch Ihre Justiz irgendeinen kleinen Schwind­

ler, wenn das Volk durch über ein Jahrzehnt im großen den schlimmsten Unwahrheiten mit 

ihren Folgen ausgeliefert wurde? 

60 Vgl . Dok. 97, Anm. 9 .  
6 1  Das Statistische Jahrbuch für das Deutsche Reich verzeichnet für 1 923 8 .904 Selbstmorde. Nach der Wäh-

rungsstabi l is ierung stieg die Zahl· der Selbstmorde. Vgl . Dok. 7, Anm. 3 3 .  
6 2  Vgl . Dok. 1 8 , Anm. 1 6 . 
63 2. Mose 20, 1 6 :  " Du sol l st kein falsch Zeugnis reden wider deinen Nächsten . "  
64  Vgl . Dok. 1 , Anm. 1 5 . 
65 Im Reichstag hatte die BVP am 29 .8 . 1 924 dem Dawes-Plan zugestimmt . Vgl . Schönhoven, Bayerische Volks­

parte i ,  S. 1 09, 1 3 1  ff. 
66 Vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 54, Anm. 5 . 
67 Vgl . Dok. 88 ,  Anm. 4, 22 .  
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Ist es aber nun  "christlich ", einen solchen Zustand als einen gegebenen einfach hinzuneh­

men und die zu verfolgen, die ihn ändern möchten ? 

Man soll die Armen kleiden, heißt es 68 , und in Wirklichkeit bedienen sich die Stadträte 

christlicher Parteien der hierfür vorhandenen Mittel 69. 

Oder, man soll die Hungrigen speisen 70, und Ihre "christliche "  Partei, Herr Schäffer, ver­

anstaltet in endloser Folge "Festessen ", deren Kosten in die Hunderttausende gehen und die 

man dann auf brutalstem Wege den kleinen Steueropfern abpreßt. 

Ist das alles christlich ? 

Oder in München leben heute zahllose Künstler, denen die Not aus den Augen schaut. Die 

"christliche " Kommunalverwaltung Ihrer Partei, Herr Schäffer, kann hier nicht helfen 7 1 . 

Jedoch dem Juden Reinhardt-Goldmann wirft man als rein persönliches Honorar für noch 

nicht einmal eine Monatsleistung hunderttausend Mark aus Steuergeldern vor 72! Ist das nicht 

ein zum Himmel schreiendes Unrecht?! Aus welchem Grunde darf sich eine Partei, die das 
verschuldet, noch als christlich bezeichnen? 

Zehntausende kleiner Geschäftsleute haben heute schwer zu ringen und können kaum be­

stehen. Jeder Monat bringt Tausende an den Rand des Ruins. Ungezählte gehen zugrunde 73 . 

Ihre christliche Partei, Herr Schäffer, aber stellt in derselben Zeit die Konzessionen aus für 

immer neue Warenhäuser. Ist das christlich ? Oder ist es etwa christlicher, wenn man hinterher 

mit frecher Stirne lügt, daß die Bayerische Volkspartei die Warenhäuser bekämpfe, während 

sie unter ihrem Regiment doch tatsächlich entstanden sind 74? 

Ich weiß, Sie stöhnen nun wieder, Herr Schäffer, "wir haben keine gesetzlichen Handhaben" .  
Herr Schäffer, wenn man ein Volk ernstlich vor einer Bedrohung seiner Existenz bewahren 

will, dann finden sich tausend Wege, um dies zu verhindern. Ihre christliche Partei öffnet dem 

Karstadt-Judenkonzern, der allein in einem Jahre nahe an eine halbe Milliarde Umsatz 

hat 75, die Tore von München 76 und hat es auf dem Gewissen, wenn zehntausend brave christ­

liche Unternehmen an den Folgen eingehen. 

Um den Juden nicht wehe zu tun, verlieren zehntausend Christen ihre Existenz! 

Ist das christlich, Herr Schäffer? 

Oder wieder ein Beispiel: Tausende, ja, zehntausende Söhne unseres Volkes, die vom Ta­
lent begnadet sind, können nicht mehr studieren. Zehntausende unserer eigenen christlichen 
Intelligenz sind arbeitslos und ohne Verdienst, weil sie keine Stellung finden. Allein zehntau­

sende an Juden nehmen Sie auf und öffnen Ihnen die Posten, die nur für uns Christen bestimmt  

sein dürften. An unseren Hochschulen, da züchten Sie ein fremdes Volk groß, auf Kosten zahl-

68 Tobias 4, 1 7 : "Teile dein Brot den Hungrigen mit und bedecke die Nackten mit deinen Kleidern. "  

69  Anspielung auf den Sklarek-Skandal in  Berl in .  Vgl . Dok. 85 , Anm. 1 1 . 
70 Vgl . Anm. 68 .  
7 1  Vgl .  Dok .  2 1 ,  Anm. 25 .  
72  Vgl .  Dok .  1 7 , Anm.  6 .  
73 Im  Jahre 1 929 wurden 1 3 . 1 80 Konkurse eröffnet. Vgl .  Statisti sches Jahrbuch für das  Deutsche Reich 

1 930, S. 398 .  
74 Vgl .  Dok .  1 06, Anm. 36 .  
75 Vgl .  Dok .  1 06, Anm.  37 .  
76 Vgl .  Dok .  1 7 , Anm.  35 . 
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reicher christlicher Mitbürger. Und wenn wir Nationalsozialisten nun fordern, daß zumindest 
nicht mehr Juden an einer Universität studieren dürfen als ihr Prozentsatz im deutschen Volke 
ist, dann nimmt Ihre christliche Partei dagegen Stellung 77. 

Der Jude ist Ihnen mehr wert als der eigene Katholik. 

Ist das christlich, Herr Schäjfer?! 

Ein anderes Beispiel : 
Jeder schmutzige und schmierige - und zwar innerlich schmierige - Ostjude erhält durch 

Ihre christlichen Parteien das Staatsbürgerrecht in Deutschland 78. Es spielt keine Rolle, ob 

er Kommunist ist oder Bolschewik. Keine Rolle, ob er wuchert, schiebt oder durch den Unrat 

seiner literarischen Produktion unser christliches Volk vergiftet: Der Jude wird deutscher 

Staatsbürger. Wenn aber ein deutscher Katholik, Herr Schäjfer, seine Heimat verliert, weil er 

vier Jahre lang im deutschen Heer gekämpft hat, fast sechs Jahre lang sich im bayerischen 

Heeresverband befand, Ihnen aber parteipolitisch nicht paßt, dann bleibt der deutsche Christ 

staatenlos und fremd 79, der Jude aber ist Ihr Bruder. 

Herr Schäjfer, Führer einer christlichen Partei, haben Sie die Stirne, zu sagen, daß das 

christlich ist? 

Oder: Es liegt im Wesen unseres Christentums, Mitleid zu haben mit j eder Kreatur des 
Herrn. Das Kind soll schon lernen, kein Tier zu quälen, das hilflos zum Menschen emporsieht 
und wehrlos seiner Macht untergeben ist. 

In unseren Schlachthäusern aber, da werden unter Martern schuldlose Tiere geschächtet so, 
die, wenn sie jemals die Öffentlichkeit zu sehen bekäme, eine Revolution hervorrufen würden, 

die Sie, Herr Regierungsrat, samt Ihrer christlichen Partei wie Spreu wegfegen würde. Selbst 
die Sozialdemokratie konnte es nicht verantworten, für solch eine unchristliche Quälerei die 
Stimme zu erheben. Ihrer Bayerischen Volkspartei, Herr Schäjfer, blieb es vorbehalten, den 

Juden das Recht zuzubilligen, einer Kulturschande zu frönen, die jedem christlichen Sinn und 

Gewissen mit der Faust ins Gesicht schlägt. Christen wollen sie sein und erlauben dem Juden, 

daß er noch heute wenigstens das Vieh so quält, wie er einst den Herrn gemartert 8 1 . 

77 Anläßlich der Beratung des Universitätsetats für 1 929 im Haushaltsausschuß des Bayerischen Landtags am 

1 2 . 3 . 1 929 hatte der NSDAP-Abgeordnete Rudolf Buttmann erfolglos die Einführung eines Numerus clausus 

für Studenten jüdischen Glaubens angeregt, wie er im Sommer 1 929 auch von einigen Burschen- und Studen­

tenschaften gefordert wurde. Vgl. Verhandlungen des Bayerischen Landtags. Stenographische Berichte, Nach­

trag zur 3 8 .  S itzung vom 5 .6 . 1 929, S. 556 f. sowie Heike Ströhle-Bühler, Studentischer Anti semitismus in 

der Weimarer Republ ik .  Eine Analyse der Burschenschaftlichen Blätter 1 9 1 8  bis 1 93 3 ,  Frankfurt a .  M. 1 99 1 ,  
S . 1 04 ff. 

78 Anspielung auf einen Erlaß des preußischen Ministeriums des I nnern an die Regierungs- und Oberpräsidenten 

vom 3 1 .5 . 1 9 1 9, Einbürgerungsanträgen von Juden aus Polen und Galizien zu entsprechen, wenn sie unbeschol­

ten seien und eine Arbeitsstelle vorweisen könnten. 

Trotz dieses Erlasses kam es in  Preußen bis 1 923 zu Ausweisungsaktionen. Die unter Generalstaatskommissar 

von Kahr 1 923  verfügten Ausweisungen von Ostj uden aus Bayern riefen internationale Proteste hervor. Die 

Maßnahmen mußten auf Druck der Reichsregierung abgemildert und eingestellt werden. 

Vgl.  Trude Maurer, Ostjuden in  Deutschland 1 9 1 8- 1 93 3 ,  Hamburg 1 986, S .  3 1 1  ff., 3 6 1  ff. ,  405 ff. 

79 Vgl . Dok. 26, Anm. 42. 
80 Vgl . Dok. 48,  Anm. 24. 
8 1  Vgl .  Dok. 48,  Anm. 26, 27. 
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Und dann, Herr Regierungsrat, wundern Sie sich, daß die Jugend Sie zu fliehen beginnt? 

Was sie zu uns herzieht ist das, was sie von Ihnen abstößt: 

Die deutsche Jugend glaubt Ihrer Partei nicht mehr, sondern uns. 

Sie sieht in Ihrer Partei die Lüge herrschen und sucht die Wahrheit. 

Und so, wie das Christentum der Bayerischen Volkspartei brüchig und unwahr ist, so ist es 
die 

monarchische Gesinnung. 

Das alte Zentrum, Ihre einstige Mutterpartei 82, hat redlich mitgewirkt, der Republik den 
Einzug zu erleichtern. Denn eines können Sie, Herr Schäffer, nicht aus der Welt schaffen: Als 

in Deutschland und in Bayern die Monarchie gestürzt wurde, war Ihre damalige Partei tatsäch­

liche Trägerin der Regierungsgewalt 83 . 
Sie haben den Sturz nicht verhindert - aber Sie sind "monarchisch ". 

Sie haben als erste die Republik anerkannt - aber Sie sind "monarchisch ". 

Sie haben· sich als erste restlos auf den Boden der Tatsachen gestellt - aber Sie sind "mo­

narchisch ". 

Sie haben als erste Partei der bürgerlichen Welt mit den republikanischen alten Reichsver­

nichtern zusammen regiert 84 - aber Sie sind "monarchisch ". 

Sie haben die Weimarer Verfassung mitgemacht 85 - aber Sie sind ''für die Monarchie "! 

Sie haben das Republikschutzgesetz 86 mit ins Leben gerufen - aber "monarchisch " ist Ihr 

Herz! 

Ihre Partei, Herr Schäffer, ist "monarchisch ", und unter Ihrem Regiment hat die Republik 

die größten Fortschritte gemacht! 

Ihre Partei, Herr Schäffer, ist "monarchisch ", aber Sie haben am meisten die verfolgt, die 

dem Weimarer Staat gefährlich zu werden drohten ! 

Sie sind monarchisch bis in die Knochen, Herr Schäffer, aber die Symbole der Republik 

hat Ihre Partei als erste eingeführt! 

Ihr Herz, Herr Schäjfer, erglüht vor monarchischer Begeisterung, aber Ihre Partei sitzt in 

Berlin in den republikanischen Reichsregierungen und hilft dadurch mit, von jedem öffentli­

chen Bauwerk sorgfältig Wappen und Kronen herunterzukratzen, damit das Auge der neu­

deutschen Staatsbürger nicht verletzt und übel beleidigt werde 87 ! 

82 Vgl. Anm. 2 .  
83  Anspielung auf die, von den Mehrheitsparteien des Reichstags - Zentrum, S PD, freiheitlicher Volkspartei 

und Nationall iberalen - getragene, erste dem Reichstag verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz 

Max von Baden. Vgl. Erich Matthias und Rudolf Morsey, Die Bi ldung der Regierung des Prinzen Max von 

Baden im Oktober und November 1 9 1 8 . In: Eberhard Kalb ( Hrsg.) ,  Vom Kaiserreich zur Weimarer Republ ik ,  

Köln 1 972, S .  63-76 .  
84 Vgl . Dok. 6 1 ,  Anm. 1 8 . 
85 Der Münchner Rechtshistoriker Konrad Beyerle war einziges BVP-Mitglied des Verfassungsausschusses der 

Nationalversammlung. Bei der Abstimmung über die Reichsverfassung am 3 1 .7 . 1 9 1 9  in der Nationalver­

sammlung stimmten 1 6  der 1 8  Abgeordneten der BVP zu, einer enthielt sich, einer stimmte dagegen. Vgl.  

Schönhoven, Bayerische Volkspartei ,  S .  30 f. 

86 Vgl .  Dok. 28 ,  Anm. 1 0 . 
87 In Bayern blieb es für die Reichsregierung bis  Ende der zwanziger Jahre unmöglich, an Feiertagen eine allge­

meine Beflaggung mit den Reichsfarben durchzusetzen . Vgl . Jasper, Schutz der Republik, S. 243 f. 
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Sie sind "Monarchist ", Herr Schäjfer, aber die republikanische Reichsregierung, in der 

Ihre neue Bayerische Volkspartei als verläßlichster Mitfaktor sitzt, jagt einen Reichswehr­

minister zum Teufel, weil ein Prinz sich Manöver ansieht 88 ! 

Das sind lauter Tatsachen, Herr Schäjfer. 

So ist das Verhalten Ihrer Partei ,  Herr Schäffer. 
Aber dennoch: Schäjfer, der Regierungsrat der Republik, ist Monarchist - republikanischer 

Monarchist! 

Nur eine einzige kleine bescheidene Frage, Euer Hochwohlgeboren: 

Was taten Sie und Ihre Partei denn nun ernstlich, um diese Republik, die Ihnen als Monar­

chist von gutem, altem Schrot und Korn doch ein Dorn im Auge sein muß, zu beseitigen und 

die Monarchie wieder einzuführen ? 

Was also, Herr Schäjfer, hat Ihre Bayerische Volkspartei, von der Sie mit Kühnheit be­

haupten, daß sie eine "monarchische Partei " sei, was hat sie getan, um Bayern oder gar 

Deutschland wieder zur Monarchie zu machen ? 

0 Jammer, o Elend ! Es ist schmerzlich, eine solche Frage beantworten zu müssen, wo doch 
j edermann weiß, daß man leider ja auch hier wieder einmal "keine Handhabe hat" ,  um etwas 
für die " alten, guten Monarchen" zu tun. 

Der Verrat der Bayer[ischen] Volkspartei an Bayern 

Es ist so schön, Herr Schäffer, unter seiner gestärkten Brust ein monarchisches Herz schla­
gen zu fühlen, ohne Gefahr zu laufen, die republikanischen Annehmlichkeiten zu verlieren. 
Stille, mein Herz, nur nicht laut hinausjauchzen; das monarchische Gefühl eines bayrischen 
Volksparteiführers ist ein so kostbares Gut, daß es nur von Zeit zu Zeit aus dem heiligen 
Schrein des Busens herausgenommen und gelüftet wird, um dem Volke gezeigt zu werden. 
Diese Festtage treffen stets bei Wahlzeiten ein. Und daher wird Ihr fassungsloses Beben ver­
ständlich über die unerhörten Beleidigungen, ja Bedrohungen, die Ihrem "Allergnädigsten Ho­
hen Herrn, Kronprinzen und König" ,  zugefügt worden sein sollen ! 

Es wird gut sein, Herr Schäffer, daß die Wahl bald vorbei ist, damit das in monarchischen 
Aufregungen pumpernde Herz Ihrer Partei die gewohnte republikanische Ruhe zurückerhält ! 

Und S ie wundem sich, Herr Schäffer, wenn dann die deutsche Jugend und wenn Zehntau­
sende u[nd] Zehntausende erwachende Deutsche lieber zu der Partei gehen, die kurz und bün­
dig versichert, daß ihr Kampf der Zukunft des deutschen Volkes gilt, daß sie aber das Novem­

berverbrechen niemals anerkennen kann, niemals anerkennen wird, und die Verbrecher von 

einst in der Zukunft einer gerechten Sühne zuzuführen gedenkt ' 

Herr Schäjfer, 

ich kämpfe nur für Deutschland, 

kämpfe nur für mein Volk, lehne aber dafür jede Verständigung ab mit denen, die dieses 

mein Volk innerlich und äußerlich zugrunderichten ! 

88 Gemeint ist der Chef der Heeresleitung der Reichswehr, Hans von Seeckt, der Anfang September 1 926 in ei­

gener Veranwortung die Teilnahme des Prinzen Wilhelm von Preußen an einer M i l i tärübung erlaubt hatte . 

Auf Drängen von Reichswehrminister Otto Geßler reichte er daraufhin seinen Abschied ein .  Vgl. Meier­

Welcker, Seeckt, S. 5 0 1  ff. 
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Sie, Herr Schäffer, sind Monarchist, Ihre Partei aber festigt die Republik. 

Das Volk soll entscheiden, was die ehrlichere Bewegung ist: 

Wir, die wir heute kämpfen, oder Sie, die Sie heute regieren. 

Ihre Partei ,  Herr Schäffer, ist endlich ''föderalistisch ". Es ist ein 

platonischer Föderalismus, 
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dem wahrscheinlich auch infolge des "Mangels gesetzlicher Handhaben " die praktische 

Verwirklichung nicht gelingt! 

Tatsache ist, daß es aber keine zentralistische Regierung in Berlin gibt, in deren warmem 

Neste nicht die föderalistische Bayerische Volkspartei hockt! 

Tatsache ist weiter, Herr Schäffer, daß unter dem Regiment Ihrer föderalistischen Partei 

Bayern ein Hoheitsrecht nach dem anderen verloren hat 89 ! 
Tatsache ist weiter, daß immer dann, wenn der Kampf um ein solches Hoheitsrecht ernst 

wurde, Ihre Partei, Herr Schäffer, Ihre ''föderalistische " Partei gegen die Dummköpfe Stellung 

nahm, die dann glaubten, daß Reden und Handeln eins sein müsse! 

So ist es Tatsache, daß Sie eine Position nach der anderen ohne Erschöpfung der letzten 

Widerstandsmöglichkeit preisgegeben haben! Nicht einmal aus einer Regierung sind Sie des­

halb ausgeschieden! 

Tatsache ist endlich, daß unter der Regierung Ihrer ''föderalistischen " Bayerischen Volks­

partei alle tatsächlichen Widerstandsmöglichkeiten in Bayern endgültig abgerüstet worden 

sind 90. 
Ihre föderalistische Partei, Herr Schäjfer, hat am schärfsten diejenigen verfolgt, die gegen­

über der Berliner Judenhabgier eine positive Widerstandsmöglichkeit organisieren oder er­

greifen wollten! 

Es ist weiter Tatsache, daß Ihre ''föderalistische "  Bayerische Volkspartei, Herr Schäffer, 

eine deutsche A ußenpolitik förderte und damit eine Politik verbrach [sie!], die infolge ihrer 

wahnwitzigen finanziellen Erpressungen zur Vernichtung der Finanzhoheit der Länder führen 

mußte 9 1  ! 
Die Bayerische Volkspartei ist, je verrückter unsere außenpolitische Einstellung war, um 

so sicherer hinter den unitaristischen Rattenfängern des Berliner A uswärtigen Amtes nachge­

laufen. 

89 Die zahlreichen Reservatrechte, welche die Verfassung des Deutschen Reichs vom 1 6 .4 . 1 87 1  den Ländern 

und im besonderen dem Königreich Bayern zugesichert hatte, waren durch die neue Verfassung des Deutschen 

Reichs vom 1 1 . 8 . 1 9 1 9  weitgehend eingeebnet worden, etwa durch Abbau der Länderfinanz- und -verkehrs­

hoheit, den Wegfall der militärischen Hoheitsrechte, die Aufhebung des ausländischen Gesandtschaftsrechts, 

die Eingliederung des Post- und Telegraphenwesens in  die Deutsche Reichspost, die Ausdehnung der Gesetz­
gebungszuständigkeit des Reiches auf Kosten der Länder, die Vereinheitlichung des Ausnahmerechts und die 

Einschränkung der Länderautonomie in den Bereichen Bi ldung, Schule und Religion. Auch durch den Ausbau 

der Reichsverwaltung verstärkte sich trotz Widerstand der Länder die Tendenz zur "Verreichlichung" .  Vgl . 

Udo Wengst, Staatsaufbau und Verwaltungsstruktur. In :  Karl Dietrich Bracher / Manfred Funke / Hans-Adolf 
Jacobsen (Hrsg . ) :  Die Weimarer Republ ik 1 9 1 8- 1 93 3 .  Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Düsseldorf 1 987 ,  
S .  63-77 ,  S .  75 ff. 

90 Vermutl ich Anspielung auf die Entwaffuung der Einwohnerwehren. Vgl . Dok. 38 ,  Anm. 7 .  
9 1  Bezieht sich auf d i e  Finanzreform des Reichsministers der Finanzen, Matthias Erzberger, d i e  a m  1 . 1 0 . 1 9 1 9  i n  

Kraft getreten war und die Steuerhoheit von den Ländern auf das Reich übertrug. Vgl.  Klaus Epstein, Matthias 
Erzberger und das Dilemma der deutschen Demokratie, Berlin 1 962, S .  377 ff. 
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Die Tatsachen sprechen hier fü r  sich. 
Bayern war nach dem Kriege am stärksten in dem Augenblick, in dem die nationalsoziali­

stische Bewegung sich in ihrer höchsten Blüte befand. Sie hatten die Stirne uns vorzuwerfen, 
daß wir dies zerschlagen hätten. 

Herr Schäffer, was im Jahre 1923 in Bayern an vaterländischer, nationaler Kraft vorhanden 

war, ist in einem ununterbrochenen Kampf gegen die Bayerische Volkspartei entstanden, genau 

so wie die Heimwehren in Österreich 92 sich gegen die parlamentarischen Parteien des Wiener 

Bundesparlaments durchsetzen mußten 93 . 

Und nun, hoher bayerischer Regierungsrat der Politik und Staatskunst von München und 
Umgebung, ist das Volk ja allerdings leider mehr als dumm. Aber doch Gott sei Lob und Dank 

nicht so beschränkt, als daß es nicht endlich doch den Zwiespalt in der Behauptung und im 

Wollen sowie der A usführung unserer Parteien herausfinden würde. 

Hunderttausende fühlen sich heute betrogen! 

Sie glauben nicht mehr an den christlichen Charakter Ihrer Partei, Herr Schäffer, sondern 

Sie halten das nur für ein äußerliches Mittel, um Wähler zu fangen. Ein Mittel, dessen man 

sich später nicht mehr erinnert, sondern das dann in die Schublade kommt! 

Sie glauben nicht mehr an den monarchistischen Charakter Ihrer Partei, oder gar an das 

monarchistische Wollen. Hunderttausende sind auch hier überzeugt, daß das alles heute ein 

leerer Schein ist! 

Hunderttausende glauben nicht mehr an die ehrliche föderalistische Einstellung. Für sie ist 

erwiesen, daß unter der Herrschaft der Bayerischen Volkspartei Bayern in zehn Jahren mehr 

verloren hat, als es in hunderten aufbauen konnte! 

Die Nationalsozialistische Bewegung wird demgegenüber unverrückbar und beharrlich ih­

re Arbeit der inneren Konsolidierung der deutschen Widerstandskraft fortführen. Ob sie den 

Marxismus bekämpft oder nicht, das werden ebenso die Taten zeigen, wie die Taten bewiesen 

haben, daß unter dem Regiment Ihrer Partei der Marxismus Deutschland zerbrach und 

Bayern vernichtete, und heute mit Hilfe "christlicher" Parteien das Reich in immer tieferes 

Unglück bringt! 

Sie sollen aber eines wissen, Herr Schäffer, Regierungsrat und Kampfstratege der Bayeri­

schen Volkspartei, daß jeder Versuch eines Angriffs auf unsere Bewegung auf den Angreifer 

selbst zurüclifällt! 

Ich hatte gehofft, daß anläßlich dieser Wahl 94 eine Generalauseinandersetzung mit dem 

Marxismus stattfindet. Dank Ihrem Angriff wurde der Kampf verschoben. Wir sind von jetzt 

ab bereit, mit aller Energie, die uns zur Verfügung steht, die Bewegung zu schützen, indem 

wir für jeden Hieb auf uns zehn Schläge zurückerteilen. 

Ich weiß, daß auch diese Ausführungen schon dazu dienen werden, Tausenden die Augen 
zu öffnen und sie zu bestimmen, bei der am Sonntag stattfindenden Wahl ihre eigenen Konse­
quenzen zu ziehen 95 . 

92 Vgl . Dok. 2 3 ,  Anm. 1 4 .  

93 Vgl . Dok. 7 9 ,  Anm. 1 1 . 

94 Vgl . Dok. 98 ,  Anm. 1 .  
9 5  Gemeint sind die bayerischen Kommunalwahlen am 8 . 1 2 . 1 929 .  
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Diese Konsequenzen können nur sein: 
Keine Stimme den Parteien des heutigen Regiments, der Verjudung und Versklavung 

Deutschlands, sondern jede Stimme den Trägern der Freiheitsidee, des Kampfes gegen eine 

unfähige Außen- und Innenpolitik, des Widerstandes gegen eine wahnwitzige innere Erpres­

sung zur Erfüllung freiwillig unterschriebener Diktate, eine jede Stimme den fanatischen 

Feinden und Bekämpfern des Warenhausschwindels sowie der Vernichtung unseres Mittel­

standes, der Verelendung unserer Arbeiter und Proletarisierung unserer Bauern. 

Jede Stimme den Nationalsozialisten. 

Das wird dann auch die beste Antwort sein auf Ihre Angriffslust, Herr Schäffer! 

Adolf Hitler 

7. Dezember 1 929 Dok. 1 13 
"Der letzte Schlag !  Unser der Sieg! " 

Rede auf NSDAP-Versammlung in München 2 

VB vom 1 0. 1 2 . 1 929,  " Die letzte Wahlversammlung in München" .  

Adolf Hitler befaßte sich einleitend zunächst mit Herrn Schäffer, dem er das Gedächtnis auf­
frischt[ e] : Die größeren Versammlungen der Bayerischen Volkspartei waren keine Versamm­
lungen, sondern Wahlkundgebungen, bei denen auf Anfrage meinerseits keine Diskussion zu­
gelassen war 3 . (Hört-Hört-Rufe.) Was die Bayerische Volkspartei sonst an "Versammlungen" 
abhält, könne mich nicht verleiten, vor diesen zweihundert nicht ausgekochten, sondern ge­
trockneten alten Männlein zu sprechen. Öffentlich bin ich von ihr nie eingeladen worden zu 
sprechen. Wenn aber Herr Schäffer in der nächsten Woche hier im Zirkus Krone eine öffentli­

che Versammlung abhält und mir Redefreiheit zusichert, dann komme ich selbstverständlich. 

(Stürmischer Beifall .) 
Hitler skizziert unter Beifallsstürmen den Eintritt der Nationalsozialisten in die politische 

Bewegung: Wir sind nun einmal da, trotz des Mißfallens des Herrn Schäffer, und werden uns 
nicht mehr ausschalten lassen ! 

Hinreißend schildert er den Eintritt des Soldaten in die Front 4, den langsamen Zusammen­
bruch und den Zustand, unter dem ihn, der mit einer Gelbkreuzvergiftung 5 und der Gefahr, 

Titel l aut Ankündigung im VB vom 6 . 1 2 . 1 929 sowie Plakatanschlag (BayHStA, Plakatslg. 1 0 1 39) .  

2 Im Zirkus Krone. An der öffentli chen Versammlung, die von Kreisrat Hermann Esser geleitet wurde, nahmen 

laut VB 7 .000 Menschen tei l .  

3 Am 1 2 . 1 1 . 1 92 9  hatten Versammlungsstörer der NSDAP die vorgesehene Aussprache auf einer BVP-Ver­

sammlung im Restaurant "Blüte" verhindert. Vgl . Bayerischer Kurier vom 1 3 . 1 1 . 1 929,  " Die Bayer. Volkspar­

tei in  Staat und Gemeinde' ' .  
4 Vgl . Dok. 6, Anm. 44. 

5 Sammelbezeichnung für chemische Kampfstoffe, deren Wirkung auf Ätzung beruht. Munition, die diese Stoffe 

enthielt, war im Weltkrieg auf deutscher Seite mit einem gelben Kreuz gekennzeichnet. 
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das Augenlicht zu verlieren, daniederlag, die Revolution überraschte 6 . Hier erwuchs der Ent­
schluß, den Kampf an der Front in der Heimat fortzusetzen , den Kampf aufzunehmen gegen 
die Gebilde, die den Zusammenbruch verschuldeten 7 . Im Kreise meiner Kameraden habe ich 
zuerst geworben gewöhnliche Frontsoldaten - ich war ja nur Gemeiner, nicht Offizier (Beifall) - ,  
ich wußte nicht, ob ich reden könnte, ich hatte vorher nie  geredet und wollte nur versuchen, es 

zu tun. 

Hitler schildert dann die ersten Versammlungen mit ein paar Besuchern, bis er endlich vor 
einer größeren Menge reden konnte 8 . 

Unter der politischen Tätigkeit des Bürgertums ist der Marxismus von 1 870 bis 1 9 1 4  zu ei­
ner Macht herangewachsen, die wenigstens eine Weltanschauung besaß, wenn auch eine ver­
rückte. Lesen Sie die Briefe der austretenden Abgeordneten aus der Deutschnationalen [ Volks]­

partei 9 : 
Was sie wegführt ist die 
Angst vor dem Verlust ihrer Mandate 

und Regierungsposten. Als es dem Bürgertum mißlang, die Millionen Proletarier in den 
Dienst des nationalen Gedankens zu zwingen, hatte es seine politische Rolle ausgespielt, ver­
lor es das deutsche Schicksal aus der Hand. Bürgertum und Marxismus sind konkrete, in sich 
abgeschlossene Begriffe ohne jede A

'
nderungsmöglichkeit. Es mußte eine dritte Macht empor­

steigen als Synthese der nationalen und sozialen Kräfte der beiden Gruppen. 
Während diese heute einen Wahlkampf kämpfen, wird ihnen im Reich der Boden unter den 

Füßen weggezogen ,  unmöglich, daß einer der beiden Teile allein den Sklavenbesitzer, die in­
ternationale Weltbörse vernichtet . Sie können es nicht mit dem Kopf allein machen, sie müs­
sen die deutsche Faust des deutschen Proleten [sie!] gewinnen, wenn sie handeln wollen. Wir 
sagten uns : Wenn das so ist, muß eine neue Bewegung kommen, die kämpfen muß. Einern nicht 
kampfkräftigen Bürgertum steht der aggressive Marxismus gegenüber, dem also unser Haupt­
kampf gelten mußte. Wir glaubten damals ,  daß das Bürgertum selbstverständlich mit uns ge­
hen würde, wenn wir ihm das Glück der Freiheit bringen würden ! 

In der Geschichte gibt es nur die eine Frage: Wer ist unterlegen ? Er wird immer das gleiche 
Schicksal haben. 

6 Am 1 4 . 1 0 . 1 9 1 8  erhielt Hitler bei Werwick in Flandern eine Kampfgasvergiftung, durch die er erblindete . 

Vom 1 5 . bis 1 6 . l 0. 1 9 1 8  wurde er im bayerischen Feldlazarett 53 in Qudenaarde, vom 2 1 . 1 0  bis 1 9 . 1 1 . 1 9 1 8  
i m  preußischen Reservelazarett Pasewalk in Pommern behandelt . Vgl . Joachimsthaler, Korrektur einer Bio­

graphie,  S .  1 76 ff. 

7 Vgl . Dok. 35 ,  Anm. 29. 
8 Vgl . Dok. 62, Anm. 1 7 . 
9 Wahrscheinl ich Anspielung auf den Brief des Reichstagsabgeordneten der DNVP Gottfried Reinhold Trevira­

nus vom 1 . 1 1 . 1 929, in dem er grundlegende Kritik an der Führung der Partei durch Alfred Hugenberg äußerte. 

Wegen der Unstimmigkeiten um den s 4 des Gesetzentwurfes gegen den Young-Plan (vgl .  Dok. 1 1 1 , 
Anm. 1 0) kam es am 3 ./4. 1 1 . 1 929 zur offenen Spaltung der DNVP. Gegen drei Abgeordnete war ein Partei­

ausschlußverfahren wegen ihres Abstimmungsverhaltens eingeleitet worden, drei weitere traten aus der Par­

tei, sechs andere zunächst nur aus der Fraktion aus. Vgl. Denis Paul Walker, Hugenberg and the Deutschna­

tionale Volkspartei 1 9 1 8  to 1 930, Cambridge (Mass . )  1 976, S .  395 ff. 
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Warum haben wir unser Polizeiknüppel-Regiment 1 0 ? 

52 7 

Wir haben die Freiheit nach außen verloren, die augenblicklichen Regierungen sind nur 
mehr Vollstrecker des ausländischen Willens und müssen daher die Freiheit im Innern nieder­
halten. Je freier ein Reich nach außen, j e  größer seine Kraft nach außen, desto größere Freihei­
ten kann es im Innern seinen Bürgern geben. Ein Volk, das nach außen versklavt ist, kann im 

Innern keine Freiheit haben. Das alte deutsche Reich gab dem Schutzmann einen Säbel, die 
Republik gibt ihm einen Gummiknüppel, den sie braucht, damit die Sklaven parieren . (Große 
Bewegung.) 

Was man als Kultur bezeichnet, ist das schöpferische Blut unserer Rasse, das sich aus al­

len Schichten herausarbeitet [sie!], aus Arbeitern, Bauern und intellektuellen Ständen, jenes 

Blut, das überall heraussprießt [sie!] und dann in der Vergangenheit abgekapselt wurde von 

allem Volke [sie!] .  

Kultur ist also nicht das Ausschließliche dieser oder j ener Partei oder des Bürgertums, das 
sich nur politisch zu fassen vermag. Hitler gesteht, daß er am Anfang seines Kampfes glaubte, 
daß dieses Bürgertum, das er gar nicht einer Bekämpfung für wert erachtete, eines Tages mit 
ihm gehen werde. Aber was geschah? Eine Welt stürzte zusammen, der Himmel brach nieder, 
und 

die bürgerlichen Parteien wechselten nur ihre Namen 1 1 . 

Das war alles. Es kam noch schlimmer: Sie sahen zu, wie der Marxismus siegte, und sag­
ten : Herr, sie essen so schnell und sie löffeln so tief hinein, daß es nicht lange dauert und die 
Schüsseln sind leer! Und ich verbringe die Zeit in "unfruchtbarer Opposition" - ich will auf 

den Boden der Tatsachen treten, ich will auch hin zu den vollen Schüsseln ! (Stürmischer Beifall.) 
So sagten auch die Deutschnationalen, und die Marxisten schoben ihnen den Dawes­

Pakt 1 2  hin: Wollt ihr das fressen, j a  oder nein? Ein Teil sagte: "Im Interesse des Vaterlandes" 
wollen wir das schlucken - und sie starben daran, denn der Bissen war vergiftet 1 3 . 

Das Bürgertum suchte sich anzupassen, und die Angst vor dem, der sich ersichtlich nicht 
anpassen will, hat sie uns zu Feinden gemacht. 

Wie eine Vision schildert Hitler das ekstatische Gefühl des nächtlichen Meldegängers bei 

Arras, als die Sprache der 2ler Kanonen 14 plötzlich wieder zu dröhnen begann und den Hori­

zont mit ihren Blitzen erhellte: Hier steht Deutschland, das ist unsere Sprache - diese Sprache 

1 0  Vgl . Dok. 1 1 , Anm. 4 .  

1 1  Vgl . Dok .  3 ,  Anm. 1 8 . 

1 2  Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 1 5 . 

1 3  Die DNVP, deren Erfolg in der Reichstagswahl vom 4 . 5 . 1 924 ni cht zuletzt aus ihrer entschiedenen Ablehnung 

des Dawes-Plans resultierte, hatte sich unter dem Druck der Interessenverbände in  ihrer Haltung zum Dawes­

Plan gespalten . Am 29 .8 . 1 924 stimmten 48 i hrer Reichstagsabgeordneten für die Annahme, 52  für die Ableh­

nung, sechs bl ieben der Abstimmung fern. Das unerwartete Abstimmungsverhalten der deutschnationalen 

Reichstagsfraktion sorgte für erhebl iche Spannungen mit der Parteibasis, so daß Oskar Hergt am 2 3 . 1 0 . 1 924 

als Partei - und Fraktionvors itzender zurücktrat. Vgl. Werner Liebe, Die Deutschnat ionale Volkspartei 1 9 1 8-

1 924,  Düsseldorf 1 956 ,  S. 74 ff. 

1 4  Bezieht sich wahrscheinlich auf das "Paris-Geschütz" der deutschen Armee, ein auf 2 1  cm herunterkal ibriertes 

3 8-cm-Eisenbahngeschütz mit einer maximalen Schußweite von knapp 1 32 km. Seit 1 9 1 8  im Einsatz, hatte 

der Beschuß des 90 km entfernten Paris al lerdings eher propagandistischen als mil itärischen Wert. Vgl .  John 

Batchelor und !an Hogg, Die Geschichte der Arti l lerie, München 1 977, S .  29,  42 . 
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kennen sie da drüben und bergen sich vor ihr. (Stürmischer, anhaltender Beifall . )  Und ich 
ging wieder zurück zur Front mit dem stolzen Gefühl, "auch du bist ein kleiner Wurm dieses 
Volkes" .  

Und heute: 
Was ist aus Deutschland geworden? 

In 1 0  Jahren hat man uns diese stolze Zuversicht aus dem Herzen gerissen, hat uns nieder­

gezüchtet zu erbärmlichen Sklaven. Hitler zeichnet die abstürzende Linie vom Tag von Com­
piegne, wo ein Erzberger Deutschland repräsentierte 1 5 , bis zum Young-Plan 1 6 , das Herunter­
sinken von Stufe zu Stufe, und in gleich erschütternder Weise 

die ganze Erfüllungstragödie 

von dem Tage an, da die Sozialdemokratie das Volk entwaffnete 1 7 , "damit wir endlich er­

fahren, was wir zu zahlen haben ". 

Politik heißt Kampf um das Leben und dieser wird ausgefochten im Kleinsten wie im Größ­
ten. Er beginnt in der Kommune und endet im Reich, er hat seinen Anfang im Reich und sein 
Ende in der Kommune. Wenn der Kampf im Allergrößten versagt, kann auch im Kleinsten 

kein Glück und Segen kommen. Wir treten in die Kommune ein als Verfechter nichtkommu­
nalpolitischer Ziele, sondern als Verfechter der deutschen Freiheit. Wir treten vor sie hin als 

Bittende für die Schaffung einer neuen deutschen Front. (Stürmischer Beifall . )  
Wenn die kommende Zeit den Untergang der Nation feststellt, dann wird sie auch feststel­

len müssen, daß in dem gleichen Jahre das neue kommende Reich geboren wurde. (Stürmi­
scher Beifall . )  Hitler zeichnet die Ziele dieses Reiches, seinen organischen Aufbau, sein grani­
tenes Fundament, sein Symbol 1 8 , das weit hinausleuchtet über die Grenzen der Kommunen, 
der Länder, j a  selbst des Reiches :  So weit Deutsche in unserer Sprache reden, soll ein Zeichen 
verkünden, daß sie einen Willen haben, an eine Zukunft glauben, das Symbol der werdenden 
Freiheit, die Flagge des kommenden Reiches, die die eigenen, ruhmvollen, unvergänglichen 
Farben in neuer Form zusammenfügt 1 9 , die klar zum Ausdruck bringt, was diesen neuen Staat 
beseelt. 

München steht im Mittelpunkt des geistigen Kampfes. Die junge deutsche Freiheitsbewe­

gung hat von hier ihren A usgang genommen. Was Richard Wagner dem deutschen Volke für 

die Kunst der Zukunft gab, das geben wir als Reich der Kraft und Macht der Zukunft. Was der 

Meister der Töne einst nicht zu ertragen vermochte 20, das wollen wir, die wir Kämpfer sind, 

auskämpfen. Das mögen sie sich gesagt sein lassen, die glauben, diese Stadt um die Ehre 

bringen zu können, Vorkämpferin zu sein fiir das neue Deutschland - es soll ihnen nicht gelin­

gen. (Stürmischer Beifall.) 

1 5  Gemeint ist der Waffensti l l stand vom 1 1 . 1 1 . 1 9 1 8 . Matthias Erzberger war Vorsitzender der deutschen Waf-

fensti l l standskommission. Vgl . Dok. 30 ,  Anm. 4 .  

1 6  Vgl . Dok .  4 1 ,  Anm.  1 1 ; Dok .  54, Anm.  5 .  

1 7  Vgl . Dok. 6 ,  Anm. 40. 

18 Gemeint ist die Hakenkreuzfahne. Vgl. Dok. 6 1 ,  Anm. 30.  

19 Bezieht sich auf die Farben des Kaiserreichs, die auch in  der Hakenkreuzfahne enthalten waren. Vgl . 
Dok. 6 1 ,  Anm. 5 .  

2 0  Vgl . Dok. 1 7, Anm. 45 .  
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Der Wahltag 2 I wird vergehen, nur eines wird bleiben: Dieses Zeichen (Hitler deutet auf 

die Hakenkreuzfahne) wird sich nicht ändern, die Scharen, die dafür kämpfen, werden wachsen, 

und die Stunde wird kommen, da dieses Zeichen flattern wird über Deutschland, und in Ihrer 

Hand liegt es, daß dieses Zeichen als erste Stadt sich München, Bayerns Hauptstadt erwählt. 

(Stürmischer, anhaltender Beifall.) 

13 .  Dezember 1 929 Dok. 1 14 

Zeugenaussage vor dem Amtsgericht Schweidnitz 1 

Vossische Zeitung vom 1 4 . 1 2 . 1 929 (PA), " Hitler über seine Sturmabteilungen" 2 .  

Die über einstündige Vernehmung von Adolf Hitler in dem Schweidnitzer Nationalsozialisten­
prozeß gestaltete sich im wesentlichen zu einem großen Plädoyer für die loyale und ideale Ge­
sinnung seiner Anhänger. Zunächst schwächte Hitler einige etwas unvorsichtige Publikationen 
aus nationalsozialistischen Kreisen ab, indem er u. a. erklärte, daß die "Zehn Gebote für den 
S .A.-Mann" 3 wesentlich Zielgebungen von einzelnen Herren darstellten, die er nicht als par­
teiamtlich anerkennen könne 4 . Hitler erklärte, die Nationalsozialisten würden sich nie gegen 
die organisierte Staatsgewalt wenden, da das praktisch aussichtslos sei. 

2 1  Bezieht sich auf die Kommunalwahlen in Bayern am 8 . 1 2 . 1 929 .  

Am 26 .9 . 1 929 hatte die Ortsgruppe Schweidnitz der NSDAP eine Versammlung mit dem Thema " Der 

Republ ikanische Schutzbund in Österreich und das Reichsbanner in Deutschland - eine Judenschutztruppe" 

abgehalten. Daraufhin hatte die örtliche SPD,  unterstützt von ADGB, Arbeiter Turn- und Sportbund und dem 

Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, tags darauf eine Gegenveranstaltung im Volksgarten mit MdR Carl 

Wendemuth als Redner organisiert. Diese Veranstaltung wurde von etwa 1 50 SA-Männern, die aus der 

gesamten Umgebung zusammengezogen worden waren, gesprengt. Ein Teil der beteil igten SA-Männer 

wurde daraufhin angeklagt, am 23 . 1 2 . 1 929 jedoch zu verhältnismäßig geringen Strafen verurteilt . Während 

des Verfahrens, das vom 3 . 1 2 . bis 23 . 1 2 . 1 929 vor dem Schöffengericht Schweidnitz verhandelt wurde, trat 

auch Hitler am 1 3 . 1 2 . 1 929 als Zeuge auf. Vgl. Richard Bessel, Political Violence and the Rise of Nazism. 

The Storm Troopers i n  Eastern Germany 1 925 - 1 934, New Haven 1 984, S .  83 ff. ferner Hubert Wolan, 
Swidnickie Procesy. Narodowosocjalistycznych Boj6wkarzy ( 1 929- 1 930) . In: Studia Sl<jskie, 30 ( 1 976), 
S .  34 1 -362; H ans Frank, Im Angesicht des Galgens .  Deutung Hitlers und seiner Zeit auf Grund eigener 

Erlebnisse und Erkenntnisse, München 1 953 ,  S. 82 f. 

Der Berufungsprozeß vor dem Landgericht Schweidnitz wurde vom 1 0 .6 .  bis  5 .7 . 1 930  verhandelt; H itler 

sagte nochmals am 1 2 .6 . 1 930 aus. Vgl. Bd. J I J/3 . 
2 Vgl . Berliner Tageblatt vom 1 4 . 1 2 . 1 929 (MA), " Die Sturm-Abteilung" ;  Frankfurter Zeitung vom 1 4 . 1 2 . 1 929 

(AA),  " Hitler und se in Sturmtruppführer"; Sächsischer Beobachter vom 1 5 . 1 2 . 1 929, " Der Skandal von 

Schweidnitz" ;  Friedrich Heiß,  Das Schlesienbuch .  Ein Zeugnis  ostdeutschen Schicksals, Berlin 1 93 8 ,  
S .  3 0 1  f. 

3 Nicht ermittelt .  Gemeint ist  hier möglicherweise das " Das kleine abc des Nationalsoziali sten" von Joseph 

Goebbels, Oranienburg o. J .  

4 D i e  " GRUSA I "  v o m  30 .5 . 1 927 legte unter anderem fest: "Alle Anordnungen u n d  Befehle grundsätzlicher 

Art, die die SA betreffen, sind nur rechtsgültig, wenn sie außer der Unterschrift des Obersten SA-Führers 
noch die des Partei-Vorsitzenden tragen . "  Vgl. Bd. 1 1/ 1 ,  Dok. 1 3 3 .  
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Der Gedanke der " Selbstwehr" sei nur aus der Überzeugung entstanden, daß die Staatsge­
walt bei dem Schutz der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte "versage" .  Der Sieg des Marxis­
mus sei zum größten Teil nicht der Sieg einer Weltanschauung, sondern eines organisierten 
Terrors . Ein Vorgehen gegen den Staat habe der Bewegung jederzeit femgelegen. 

Auch 1 923 sei er der Meinung gewesen, daß er "gemeinsam mit der organisierten Staatsge­
walt" in München vorgehe 5 . Immerhin erklärt Hitler dann, daß die Periode von 1 923 j etzt ab­
geschlossen sei. Aber nach den unzähligen Mordüberfällen 6 könne die Stimmung unter den 
jugendlichen Idealisten überschäumen und der Grundsatz "Auge um Auge" 7 zu Geltung kom­
men. Wenn es zu schweren Szenen komme, dann habe daran der Staat schuld, der den marxi­
stischen Terror so weit habe emporkommen lassen. 

Zum Schluß erklärt er emphatisch: "Ich weiß mich ein Herz und eine Seele mit den Ange­
klagten [ s ic!] . "  

Befragt, warum i n  den Parteibefehlen den Anhängern nahegelegt wird : "Vor der Polizei 
wißt ihr nichts ! "  8 erklärt Hitler: " Ich vertrete die Auffassung, daß die Polizei die Exekutivge­
walt des Staates ist. Der Staat aber ist heute bestimmt von parteipolitischen Weltanschauun­
gen, die gegen uns sind. Infolgedessen ist auch die Polizei gegen uns in jedem Fall. Wir geben 
vor j edem Richter Auskunft, aber nie vor einem deutschen Beamten. "  9 

14.  Dezember 1929 

"Bekanntmachung betreffend Gründung 

der Nationalsozialistischen Sterbekasse" 

Anordnung 

VB vom 1 4 . 1 2 . 1 929 .  

Dok. 1 1 5  

In die Milliarden hinein geht die Summe der Gelder, die von den Versicherungsgesellschaften 
in Deutschland Jahr für Jahr aus den Millionen einzelner Versicherungsprämien angesammelt 
werden 1 . Die Leiter und Inhaber der Versicherungsgesellschaften haben es in der Hand, im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit den Geldern so zu operieren, wie es ihnen gefällt. 
Da die großen Versicherungsgesellschaften fast alle mehr oder weniger unter jüdischem Einfluß 

5 Vgl.  Dok. 3 ,  Anm. 23 .  
6 Vgl . Dok. 88 ,  Anm. 3 .  
7 Nach 2. Mose 2 1 ,  24. 

8 Der OSAF, Franz von Pfeffer, hatte am 1 . 1 1 . 1 929 die SA-Männer zur Verschwiegenheit verpflichtet, um der 

"Verdrehungskunst und gewissenlose[n] Auslegung übelgesinnter Beamter" entgegenzuwirken. Vgl . Werner, 
SA und NSDAP, S. 374 .  

9 Folgt Bericht über die Befragung des Zeugen Franz von Pfeffer. 

Die Prämieneinnahmen der vom Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung kontroll ierten Versicherungsun­

ternehmen beliefen s ich im Jahr 1 92 9  auf 1 ,6 Mil l iarden RM . 720 Millionen RM flossen bei der Regelung 
von Schadensfällen an die Versicherten zurück. Vgl. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 93 1 ,  
S .  40 1 .  
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stehen und vom Bankkapital abhängig sind, wissen wir nur zu gut, in welcher Richtung diese 
Riesensummen sich auswirken. Es ist für unsere Parteigenossen also nicht gleichgültig, wel­
chem Unternehmen sie ihre Versicherungsprämien zufließen lassen, die für Versicherungen 
verschiedener Art aufgebracht werden müssen. Den Nationalsozialisten den Weg zu judenfrei­
en - rein deutschen - Versicherungsgesellschaften zu weisen, ist Aufgabe der Nationalsoziali­
stischen Versicherungs-Hilfe 2 , die j eder Nationalsozialist vor Abschluß einer Versicherung 
stets in Anspruch nehmen sollte. 

In starkem Maße ist das durch Mitglieder der Bewegung aus allen Gauen schon geschehen. 
Hierbei hat sich herausgestellt, daß die Sorge für das Wohl der Familienangehörigen im Falle 
eines Todes allen Parteigenossen besonders am Herzen liegt. Sehr viele Nationalsozialisten 
sind jedoch nicht in der Lage, die Prämie für eine Lebensversicherung zur Sicherstellung ihrer 
Angehörigen aufzubringen. Es fehlte eine Eimichtung, die es auch dem ärmeren Parteigenossen 
gestattet, eine S icherstellung der Kosten eines Sterbefalles vorzunehmen und gegebenenfalls 
darüber hinaus noch Mittel bereitzustellen, ohne gleichzeitig unseren Feinden dadurch Geld in 
die Hände zu spielen. 

Darum ist mit Wirkung ab 1. Dezember [1929] die Nationalsozialistische Sterbekasse ins 

Leben gerufen worden. 

Für den geringen monatlichen Beitrag von 1 /2 [Reichs]Mark wird ein Sterbegeld von 300 

[Reichs]Mark sichergestellt, für 1 [Reichs]Mark Monatsbeitrag 600 [Reichs]Mark usw. 
Aufnahmefähig ist j eder Parteigenosse und Gesinnungsfreund, Frauen und Kinder bis zum 

Alter von 50 Jahren mit 5 Anteilen, bis zu 55 Jahren mit 2 Anteilen. Aufnahmen von Personen 
über 55 Jahren ist nach besonderer Prüfung von Fall zu Fall möglich. 

Falls bei der Bewirtschaftung dieser Sterbekasse Überschüsse erzielt werden sollten, wird 
ein Vermögensstock angesammelt, aus dem den im Kampfe gegen Marxisten gefallenen 
Kämpfern des Nationalsozialismus ein würdiges Begräbnis zuteil werden soll 3 . 

Nationalsozialistische Versicherungshilfe. 

Ich fordere alle Nationalsozialisten, die ihr Leben versichern wollen, auf, der 
Nationalsozialistischen Sterbekasse 

beizutreten und hierdurch diese Einrichtung nationalsozialistischer Gesinnungsgemeinschaft 
zu fördern. 

gez. Adolf Hitler 

2 Die Nationalsozial ist ische Versicherungs-Hilfe sollte Mitglieder und Anhänger der NSDAP bei Versiche­

rungsabschlüssen beraten und an diejenigen Versicherungsgesel lschaften weiterverrnitteln, die der NSDAP 

nahestanden. Vgl . Nationalsozial i stisches Jahrbuch 1 930, S .  1 50 ff. 

3 Die zunehmende Zahl der Versicherungsfälle zwang die SA-Versicherung, neue Geldquellen zu erschl ießen . 
Vgl.  Dok. 80, Anm. 2 .  
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2 1 .  Dezember 1 929 
"Volksentscheid für das Volksbegehren " 1 

Rede auf NSDAP-Versammlung in München 2 

Polizeibericht Vl/d Nr. 2054/29 vom 22. 1 2 . 1 929 ;  StA München, Pol . Dir. München 6740 3 .  

Dok. 1 1 6  

Dok. 1 1 6  

Adolf Hitler erklärte bei Beginn seiner Ausführungen, daß es für ihn belanglos sei, wieviele 
Stimmen bei der kommenden Abstimmung sich für das Freiheitsgesetz 4 ergeben würden und 
ob die notwendige Zahl der Stimmen für das Gesetz aufgebracht würde. Die Hauptsache sei, 
vorläufig festzustellen, wieviele Personen in Deutschland den Mut aufbrächten, gegen den 
Unterdrückungswillen unserer Feinde aufzutreten. Sache der Nationalsozialisten sei es immer 
wieder, die Massen aufzurufen zum Widerstand gegen die Schandverträge, die uns der Feind­
bund auf Grund des verlorenen Krieges aufgezwungen habe 5 . 

Der Redner schilderte sodann die Ursachen, die seiner Auffassung nach zum Weltkrieg ge­
führt haben. Hauptgrund für den Überfall der Feindmächte auf Deutschland im Jahre 1 9 1 4  sei 
gewesen, den gefährlichen Konkurrenten Englands auf dem W elthandelsmarkte niederzurin­
gen 6 . Deutschland habe sich in einer j ahrelangen friedlichen Arbeit wichtige Welthandelsplät­
ze, die vorher ausschließlich Exportplätze für die englischen Wirtschaftskreise gewesen seien, 
erobert. Damit war England allmählich vor die Entscheidung gestellt, durch das Wegfallen der 
Exportmöglichkeit entweder einer Periode des wirtschaftlichen Niedergangs entgegenzugehen 
oder, wie es in der Geschichte seit Jahrtausenden der Fall gewesen sei, den wirtschaftlichen 
Gegner mit politischen Mitteln niederzuringen. Letzteres habe England zunächst mit dem Jah­
re 1 9 1 8  erreicht. Die weitere Absicht Englands und damit des Feindbundes sei nun, unter allen 
Umständen zu verhindern, daß Deutschland jemals wieder als Konkurrent auf dem Weltmarkte 
auftreten könne. Deshalb werde nun auf dem Wege von Reparationsverträgen Deutschland 
zwangsweise niedergehalten, die deutsche Industrie konkurrenzunfähig gehalten. Damit aber, 
und das ist das Ungeheuerlichste an dieser Tatsache, werden große Massen des deutschen 
Volkes, die eben nur bei einer exportfähigen Wirtschaft ernährt werden können, dem Unter­
gange geweiht. Deutschland könne eben und solle nach dem Wollen der Feindmächte in der 
Zukunft keinen Warenexport mehr betreiben, sondern es sei gezwungen, den überflüssigen 
Bevölkerungsteil zu exportieren, das heißt, es müßten Tausende auswandern, um im fremd­
staatlichen Auslande für fremdes Kapital Arbeit zu leisten 7 . Es sei daher eine Utopie, wenn 

Titel l aut Plakatanschlag (BayHStA, Plakatslg. 1 0 1 46) .  

2 Im Zirkus Krone, von 20 .30 bis 22 . 1 5  Uhr. Die öffentl iche Versammlung, an der laut Polizeibericht etwa 

1 .000 Personen teilnahmen, wurde von Gauleiter Adolf Wagner geleitet und mit einer kurzen Ansprache er­
öffuet. 

3 Vgl . VB vom 24. 1 2 . 1 929,  " Der historische Protest " ;  Schleswig-Holsteinische Tageszeitung vom 29 . 1 2 . 1 929,  

" Der historische Protest" .  

4 Gemeint i s t  der Volksentscheid über das "Gesetz gegen die Versklavung des deutschen Volkes" a m  

22 . 1 2 . 1 929 .  Vgl . Dok. 9 2 ,  Anm. 2 ;  Dok. 1 1 1 , Anm. 1 3 .  

5 Bezieht sich auf den Versailler Friedensvertrag und die sich anschließenden Folgeverträge zur Regelung der 

deutschen Reparationsverpflichtungen. 
6 Vgl .  Dok. 1 ,  Anm. 6 .  

7 Unter dem Stichwort "Sklavenexport" verbreitete der Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren die ir­

rige Behauptung, ein Teil der Reparationslei stungen nach dem Young-Plan müsse durch deutsche Arbeitskraft 
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behauptet würde, Deutschland könne nunmehr in friedlicher Arbeit seinen Platz unter den 
Völkern wieder erringen; denn einerseits würde uns durch die Verträge jegliche nutzbringende 
Arbeitsmöglichkeit genommen, andererseits habe ja die friedliche Arbeit des deutschen Vol­
kes vor dem Jahre 1 9 1 4  zum Kriege geführt und würde daher zwangsläufig wieder zu einer 
gewaltsamen Auseinandersetzung mit einem handelspolitischen Gegner führen 8 . Die Unmög­
lichkeit der Erfüllung der Ansprüche der Feindbundmächte werde allerorts anerkannt, und es 
sei daher eine Ungeheuerlichkeit, auf der einen Seite fortwährend zu betonen, die Erfüllung 
der Verträge sei unmöglich, auf der anderen Seite aber zu erklären, Deutschland sei bereit zu 
erfüllen 9 . Es handle sich hier um eine politische Schuld 1 0 . Diese politische Schuld lasse sich 
aber nur auf gewaltsamen Wege beseitigen. Und stets in der Weltgeschichte sei es so gewesen, 
daß eine politische Schuld nicht auf dem Wege friedlicher Arbeit getilgt worden sei, sondern 
nur durch Entgegensetzen des Widerstandes der betroffenen Nation. Darum würden die Natio­
nalsozialisten seit 1 0  Jahren zum Widerstand aufrufen, um den Boden zu bereiten für das 
deutsche Geschlecht, das den Widerstand, der immer wieder gepredigt werde, in die Tat um­
setze. 

Hitler verbreitet sich sodann über die Anwürfe gegen die angebliche nationalsozialistische 
Mißwirtschaft in Coburg 1 1 . Er erklärte, daß es eine Unwahrheit sei, wenn behauptet würde, 
die Nationalsozialisten hätten den Ruin der städtischen Finanzen in Coburg herbeigeführt . 
Coburg sei bereits bei der Übernahme der Geschäfte durch die nationalsozialistische Mehrheit 
finanziell am Ende gewesen, wie es heute die meisten Kommunen seien 1 2 . Allerdings würden 
die Nationalsozialisten nicht die Verschleierungspolitik der anderen Parteien betreiben, son­
dern sie hätten offen erklärt, wir sind am Ende. Die Folge sei gewesen, daß ein Staatskommis­
sar aufgestellt worden sei 1 3 . Genau wie in Coburg müsse es allmählich in den übrigen Städten 
gehen. Es müssen schließlich die deutschen Länder, es müßte schließlich das Deutsche Reich 
erklären: "Wir sind am Ende, schickt einen Staatskommissar" . Dann würde sich beweisen, ob 
schließlich der vom Feindbunde aufgestellte Staatskommissar es fertigbrächte, aus einem Vol­
ke, das vergleichsweise gesprochen ein Einkommen von 3 .000 Mark habe, eine Schuldsumme 
von 30 .000 Mark beizutreiben. 

Zum Schlusse seiner Ausführungen richtete Hitler an die Anwesenden den eindringlichsten 
Appell, bei der morgigen Abstimmung 1 4  mit allen Mitteln für eine rege Beteiligung Sorge zu 
tragen. Man müsse die Leute aufrütteln und herbeischleppen, man müsse die Leute erziehen zu 

im Ausland erbracht werden, Zwangsverpflichtungen seien daher zu erwarten. Vgl. Vossische Zeitung vom 

26 .9 . 1 929 (PA), " Deutscher Sklavenexport nach Übersee" sowie vom l . 1 0 . 1 929  (PA), " Der Volksbetrug der 

Volksbegehrer" . 
8 Zum Forschungsstand zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges vgl . z. B .  Schöllgen, Flucht in den Krieg? 

9 Vgl . Dok. 1 06 ,  Anm. 1 7 . 

1 0  Vgl . Dok. 28 ,  Anm. 4 .  

1 1  Vgl . Dok.  1 1 0, Anm. 1 1 . 

1 2  Am 3 1 . 1 2 . 1 929  waren die deutschen Gemeinden mit i nsgesamt 8 ,2 Mi l liarden RM verschuldet, was sich ver­

schärfend auf die Wirtschaftskrise auswirkte . Vgl. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 930,  

S .  5 1 8  f .  sowie Wolfgang Heindl ,  Die Haushalte von Reich, Ländern und Gemeinden in  Deutschland von 

1 925 bis 1 93 3 .  Öffentliche H aushalte und Krisenverschärfung, Frankfurt a. M. 1 984, S. 25 1 ff. 
1 3  Vgl.  Anm. 1 1 . 

1 4  Vgl .  Anm. 4 .  
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Widersetzlichkeit und zum Widerstand gegen Forderungen, die den Untergang der deutschen 
Nation bedeuten. 1 5  

23.  Dezember 1 929 

Anordnung 

Masch. Ausfertigung vom 23 . 1 2 . 1 929 ;  BA S lg .  Schumacher 373  1 •  

Dok. 1 1 7  

Die Ausgabe eines Handbuches der nationalsozialistischen Volkswirtschaftslehre m kurzer 
allgemeinverständlicher Fassung auf wissenschaftlich fester Grundlage erscheint ein dringen­
des Bedürfnis und entspricht vielfach geäußerten Wünschen aus den Reihen der als Organisa­
tionsleiter und Redner tätigen Parteigenossen 2 . 

Zur Bearbeitung des Handbuches wird eine Kommission gebildet aus den Parteigenossen : 
Feder 3, Dr. Albrecht 4, Dr. Buchner 5, Rudolf Heß, Himmler, Klagges 6, Reinhardt 7, 

Stöhr 8, Gregor Straßer, Adolf Wagner. 

1 5  Folgt Bericht über den weiteren Versammlungsablauf. 

Kopf: "Organisationsabt. I I " .  Fußvermerk : "Verteiler: An sämtl iche Kommissionsmitglieder, sämtliche Herren 
Gauleiter, Hem1 Hauptschriftleiter des V .B . ,  Kampfverlag (Dr. Otto Straßer), Reserve (Organisationsabtlg. 1 1 ) . "  

2 Se i t  September 1 929  hatte d i e  Organisationsabtei lung I I  dieses Projekt vorbereitet. Vg l .  Dok. 86 .  
3 Gottfried Feder ( 1 883- 1 94 1  ) ,  Diplomingenieur, 1 9 1 8  Gründer des  Deutschen Kampfbundes zur Brechung der 

Zinsknechtschaft, 1 9 1 9  Eintritt in  die DAP/N SDAP, 1 920 Mitverfasser des 25-Punkte-Programms der 

N S DAP,  1 924- 1 93 3  MdR, ab 1 926 Herausgeber der "Nationalsozialistischen B ibliothek", 1 93 1  Vorsitzender 
des Wirtschaftsrates der N S DAP, 1 93 3  Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium, 1 934 Reichskom­
missar für das Siedlungswesen, 1 934- 1 94 1  Professor an der TU Berl in für Siedlungswesen. 

4 Herbert Albrecht ( 1 900- 1 945) ,  1 9 1 9  Angehöriger des Freikorps Halle, Mitglied des Deutschvölk.ischen 
Schutz- und Trutzbundes, 1 924 Mitarbeiter im Völkischen Beobachter, 1 925 Dr. phi l .  agr. ,  1 926 Eintritt in 

die N S DAP, 1 930- 1 933  MdR, 1 930/3 1 Gauleiter des Gaues Mecklenburg, 1 93 3/34 Bevollmächtigter Thürin­

gens zum Reichsrat und Sonderbeauftragter der thüringischen Regierung in Berl in, 1 934 Aberkennung aller 
Parteiämter für die Dauer von drei Jahren, Delegierter des Aufsichtsrats im Vorstand der reichseigenen Deut­

schen Revisions- und Treuhand-A.G. 

5 Hans Buchner ( 1 896- 1 97 1  ) ,  1 922 Dr. phi l „  1 933  Chefsyndikus der Industrie- und Handelskammer München . 
6 Dietrich Klagges ( 1 89 1 - 1 97 1 ) , Lehrer, 1 93 1  Minister für Inneres und Volksbildung von Braunschweig, Jul i  

1 932- 1 93 3  MdR (N SDAP), 1 93 3  MdL in Braunschweig, 1 93 3  Mini sterpräsident von Braunschweig .  
7 Fritz Reinhardt ( 1 895- 1 969), Kaufmann, 1 9 1 9- 1 924 Direktor der  Thüringischen Handelsschule und der  Aka­

demie für Wirtschaft und Steuern in  I lmenau, 1 923  Eintritt in die NSDAP, 1 924 Gründer der Fernhandels­
schule in Herrsching am Ammersee, 1 926 Ortsgruppenleiter der N S DAP, 1 927  Bezirksleiter von Oberbayern­
Süd, 1 928  Gauleiter des Gaues Oberbayern-Schwaben, 1 928- 1 930 Gauleiter des Gaues Oberbayern, 1 928-
1 93 3  Leiter der  NSDAP-Rednerschule in Herrsching, 1 929- 1 933  2 .  Bürgermeister von Herrsching, 1 930-

1 93 3  Leiter der Reichspropagandaabtei lung II der N S DAP, 1 930- 1 933  MdR, 1 93 3  Staatssekretär im Reichs­

finanzministerium, 1 93 5  Leiter des Sachgebiets für Arbeitsbeschaffung, Finanz- und Steuerpolitik im Stab 

des Stellvertreters des Führers . 
8 Franz Stöhr ( 1 879- 1 938) ,  kaufmännischer Angestel lter, 1 9 1 4- 1 9 1 9  Gauvorsteher des DHV für Thüringen 

und 1 92 1 - 1 925  für Brandenburg-Pommern, 1 924- 1 93 3  MdR (DVFP, seit 1 927 NSDAP), 1 928- 1 930  Heraus­

geber und Schriftleiter der Nationalsozial istischen Presse-Korrespondenz, 1 930/3 1 im Präsidium des Reichs­

tags, 1 93 3  Leiter des Amts für soziale Fragen der DAF, 1 934- 1 93 8  Oberbürgermeister von Schneidemühl .  
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Die Hinzuziehung weiterer Mitglieder zur Kommission behält sich der Parteiführer 9 vor. 
Die Arbeiten der Kommission erfolgen in Form schriftlicher Beiträge und mündlicher Be­

sprechungen unter Leitung des Parteiführers . Die erste Besprechung findet voraussichtlich 
Ende Januar 1 930  in München statt 1 0

. 

Anregungen und Vorschläge auch aus den Reihen der nicht zu Kommission gehörigen Par-
teigenossen sind erwünscht und an die Organisations-Abteilung II 1 1  zu richten. 

Die erste Kommissionssitzung wird sich befassen mit der Besprechung 
1 . ) Allgemeiner Anregungen zur Abfassung des Handbuches . 
2 . )  Von Äußerungen zur beabsichtigten Stoffgliederung (siehe Anlage 1 2)

. 

3 . )  Der grundlegenden Anschauungen (Abschnitt II der Stoffgliederung) 1 3
. 

gez. Adolf Hitler 

28.  Dezember 1 929 

"Politik der Woche" 

Artikel 

I l lustrierter Beobachter vom 28 . 1 2 . 1 929 .  

Dok. 1 1 8  

Unter die Vorwürfe, die mit Recht gegen das heutige Regiment erhoben werden, gehört der, 
daß man mit allen Mitteln versucht, eine finanzielle Gesundheit vorzutäuschen in einer Zeit, 
da sich der Staatsbankrott an allen Ecken und Enden bereits ankündigt 1 • Es gehört zu den Ar-

9 Hitler. 

1 0  Die Gespräche über die wirtschaftspolitische Stel lung der NSDAP begannen im Frühsommer 1 930 .  Zur Kom­

mission wurde noch der damalige Stabschef der SA, Otto Wagener, zugezogen. Vgl . Hitler aus nächster Nähe. 

Aufzeichnungen eines Vertrauten 1 929- 1 932 .  Hrsg. von Henry A. Turner jr., Frankfurt a. M. 1 978 ,  S .  1 05 ff. 

1 1  Vgl.  Dok. 86 ,  Anm. 1 .  

1 2  "Grundriß einer nationalsozialistischen Volkswirtschaftslehre. 

(Entwurf einer Stoffgliederung.) 

1 .  Geschichtliche Einleitung: Kurzer Überbl ick über die Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft im 1 9 . 

und 20. Jahrhundert .  

Die wichtigsten Volkswirtschaftstheorien dieser Zeit  und i hre praktische Auswirkung. 

1 1 .  Die nationalsozialistische Volkswirtschaftslehre: 

1 . ) Die weltanschaul ichen und politischen Grundlagen, 

2 . )  Begriffsbestimmungen und Hauptgrundsätze, 

3 . )  Richtwege zur Verwirkl ichung. 

I I I .  Die A uswirkung der national soziali stischen volkswirtschaftlichen Hauptgrundsätze auf die Einzelgebiete 

der Volkswirtschaft . "  

1 3  Das Ergebnis der  Vorarbeiten war  Heft 1 6  der  von Gottfried Feder herausgegebenen Nationalsozial istischen 

Bibliothek von Hans Buchner, Grundriß einer Nationalsozialistischen Volkswirtschaftstheorie, München 1 930 .  

Seit Sommer 1 929 mußte der Reichsminister der  Finanzen, Rudolf  Hi lferding, zur  Deckung des  Kassenbedarfs 

kurzfiistige Kredite aufuehmen. Konjunkturel l  bedingte Steuerrückgänge erhöhten das Defizit. Auch die Zünd-
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gumenten, die man für die Notwendigkeit der Annahme des Young-Plans ins Treffen führt, 
daß durch ihn eine "Erleichterung" der Reparationszahlungen eintreten würde 2 . Es wird damit 
versucht, den Anschein zu erwecken, als ob diese "erleichterte" Belastung dann getragen wer­
den könnte. Tatsache ist aber, daß das Reich überhaupt nicht mehr zahlungsfähig ist. Aber das 
gilt nicht nur für den Young-Plan, sondern das galt auch bereits für den Dawes-Pakt 3 . Seit 
Jahren werden Schulden bezahlt, indem man Schulden macht 4 . Und zwar deckt man seit Jah­
ren die politische Schuld immer wieder durch langfristige wirtschaftliche Schuldverpflichtun­
gen. Im Young-Plan soll dieser Wahnsinn zur geregelten Methode erhoben werden. Wenn 
aber das Ausland auch heute noch solche Forderungen stellt, dann nicht zum geringen Teil 
deshalb, weil in Deutschland eine Scheinblüte vorgetäuscht wird 5 , die allen Erpressungen ein 
vorgelogenes moralisches Amecht gibt. Es wäre die Aufgabe verantwortungsbewußter Regie­
rungen gewesen, unsere Zahlungsunmöglichkeit der anderen Welt in eindeutigster Weise vor­
zudemonstrieren [sie!] . Statt dessen versuchte man durch tausend Manöver immer wieder der 
Welt zu beweisen, daß es um Deutschland gar nicht so schlecht stehe ! Wenn aber heute die 
deutsche Wirtschaft jammert über die trostlose Situation, in der sie sich befindet 6, dann trägt 
sie selbst ein gerüttelt Maß Schuld daran. Die Novembermänner 7 brauchen das Geschwätz 
von der "Sanierung" und dem "Wiederaufstieg" Deutschlands, um wenigstens einen, wenn 
auch noch so fadenscheinigen Beweis für die Notwendigkeit ihrer Revolution anführen zu 
können. Die deutsche Wirtschaft aber hat ihnen mit ihrem dummen Gerede von der "wirt­
schaftlichen Wiedergesundung" usw. die Unterlagen dazu geliefert. Aus Selbsterhaltungstrieb 
muß die Revolution den Schwindel vom "Aufstieg" Deutschlands in die Welt setzen und kann 
dann vernünftigerweise aber keine Gründe finden, die der beutehungrigen Finanz der "Sieger­
staaten" entgegengehalten werden könnten. Die Revolution hat Deutschland frei gemacht. Die 
Republik führt uns zu Glück und Wohlstand empor. Das deutsche Volk kann demnach zahlen ! 
Die deutsche Wirtschaft gräbt sich mit ihrem Gerede von der Wiederherstellung des Reiches 
als Wirtschaftsfaktor selbst den Boden ab . Denn, indem sie immer wieder der Welt ihre stau­
nenswerten Daten vom "wirtschaftlichen Wiederaufstieg" ,  der "wirtschaftlichen Sanierung" ,  
der "Besserung unserer Wirtschaftslage" regierungsauftragsgemäß unter die  Nase hält, recht­
fertigt sie selbst die wahnsinnigen Erpressungen, die man diesem sanierten und wirtschaftlich 
wieder gehobenen Deutschland aufbürdet. 

Es ist schwer zu sagen, wann unsere Wirtschaftler [sie!] endlich begriffen haben werden, 
daß sie mit ihren Redereien die Revolutionslumpen vom Jahre 1 9 1 8  stützen und sich selbst am 

holz-Anleihe (vgl . Dok. 82, Anm. 7) reichte zur voll ständigen Abdeckung nicht mehr aus. Am 9 . 1 2 . 1 929  hat­

te das Kabinett einen Reformplan verabschiedet, der eine Erhöhung des Beitrags zur Arbeitslosenversiche­

rung und die Einführung einer Tabaksteuer vorsah. Vgl. Maurer, Reichsfinanzen und Große Koalition, S .  95 ff. 

2 Vgl . Dok. 4 1 ,  Anm. 1 1 ; Dok. 54, Anm. 5 .  

3 Vgl . Dok. 1 ,  Anm. 1 5 . 

4 Da Deutschland keine Devisenüberschüsse erwirtschaftete, mußten zur Transferierung der Reparationslei­

stungen neue Auslandsanleihen aufgenommen werden. Vgl. Link, Stabi l isierungspolitik, S .  383 ff. 
5 Vgl . Dok. 6, Anm. 22 .  
6 Der Kurssturz an den amerikanischen Börsen seit dem 25 . 1 0 . 1 929  ließ in Deutschland bereits vorhandene 

Krisenentwicklungen aufbrechen und gilt als Beginn der Weltwirschaftskrise. Vgl. auch Dietmar Petzina, Die 

deutsche Wirtschaft in der Zwischenkriegszeit, Wiesbaden 1 977, S. 96 ff. 
7 Gemeint sind die Repräsentanten der Reichsregierung und der sie tragenden Parteien. 
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Ende vernichten. Wann endlich auch dort die Einsicht kommt, daß es im Interesse des Rei­
ches, des Volkes und selbstverständlich mit in erster Linie der Wirtschaft selber gelegen ist, 
frei und offen zu bekennen, daß von einem wirtschaftlichen Wiederaufstieg gar keine Rede 
sein kann, sondern daß wir im Gegenteil mit rapiden Schritten uns dem Ende nähern. Je mehr 
die ganze Nation erfährt, wie es um uns wirklich steht, um so schneller geht es dann mit j enen 
zu Ende, die unter der schwindelhaften Lüge, dem deutschen Volk ein Leben von Freiheit, 
Schönheit und Würde 8 zu bescheren, es in Wahrheit der Hölle entgegenführten ! 

Wie alles in der Menschheit durch irgendwen und an irgendeiner Stelle zum erstenmal aus­
gesprochen, vordemonstriert und durchgeführt werden muß, so auch dieses. Der dummen 
Sucht, die Dinge immer schöner hinzustellen als sie sind, muß man an irgendeinem Ort eben 
zum erstenmal die Wahrheit entgegenhalten. Es ist das Verdienst der nationalsozialistischen 
Bewegung, durch ihre Ortsgruppe Coburg diesen ersten Schritt getan zu haben. Bekanntlich 
hat anläßlich der Wahl die gesamte Judenpresse bis tief in die Reihen eines politisch nun ein­
mal unheilbar erkrankten Bürgertums die Meinung verbreitet, daß die Nationalsozialisten in 
Coburg in 5 Monaten die Stadt "bankrott" gemacht hätten 9 . Es gibt ja nichts so Dummes und 
Blödes, als daß es, besonders wenn es von Juden kommt, im deutschen Volk nicht geglaubt 
würde. Hier wetteifert unser politisch aufgeklärtes Bürgertum mit dem Proletariat um die S ie­
gespalme . Daß die Nationalsozialisten in 5 Monaten eine Stadt dem Bankerott entgegentreiben 
können, ist an sich schon so dumm, daß nur das souveräne und aufgeklärte, seit dem Novem­
ber 1 9 1 8  sein Geschick selbst in die Hand nehmende deutsche Volk das glauben kann. In 
Wahrheit war es natürlich umgekehrt. Das marxistisch demokratische Regiment hat im Laufe 
der Jahre Coburg in dieselbe S ituation gebracht wie das ganze Deutsche Reich. Allerdings 
versuchte man diese Situation ebenfalls wie im großen zu verschleiern. Laufende Defizite 
wurden durch Anleihen gedeckt. Man hat im kleinen denselben ausgeglichenen Etat vorge­
schwindelt, wie es im großen geschieht. Die nationalsozialistische Bewegung hat durch ihre 
Coburger vorbildliche Vertretung den gegenteiligen Weg eingeschlagen. Sie stellt vor aller 
Welt fest, daß die Gemeinde finanziell sich in einer unhaltbaren Lage befindet. Sie erhebt da­
mit als kleine Zelle die kategorische Forderung, daß neue steuerliche Belastungen gar nicht 
denkbar sind, solange durch die allgemeine Wirtschaft Milliarden dem deutschen Volk entzo­
gen werden. Sie demonstriert den Irrsinn unserer Erfüllungspolitik an einem wenn auch klei­
nen Beispiel in mustergültiger Weise. Sie erhebt Forderungen an den bayerischen Staat, die ihr 
zustehen und auf die sie nicht verzichtet unter Vortäuschung einer Gesundheit der Stadt Co­
burg, die nicht da ist. Das Beispiel, das die nationalsozialistische Bewegung in Coburg gibt, 
wurde von der Coburger Bevölkerung auch restlos verstanden. Es will etwas heißen, wenn in 
einer Mittelstadt die Nationalsozialistische Partei die absolute Majorität erobert I O  und nun ge­
gen eine Mauer von Feinden im nächsten Wahlkampf nicht nur behauptet, sondern sogar noch 
erhöht 1 1 . Glänzender ist die infame Verlogenheit des jüdischen Pressegesindels selten aufge­
deckt worden als dabei .  

8 Vgl . Dok. 7 ,  Anm. 42.  

9 Vgl . Dok. 1 1 0, Anm. 1 1 . 
1 0  Vgl . Dok. 44, Anm. 3 .  

1 1  Die Zahl ihrer Stadtratsmandate konnte die NSDAP bei der Kommunalwahl am 8 . 1 2 . 1 92 9  gegenüber der 

Wahl am 23.6 . 1 929 nicht erhöhen. Vgl. Zeitschrift des Bayerischen Statistischen Landesamts 62 ( 1 930), S. 472 .  
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E s  ist nun das Ziel der nationalsozialistischen Bewegung, langsam auch in den Ländern den 
Widerstand gegen die Wahnsinnspolitik des Reiches zu verstärken, indem auch dort, analog 
dem Coburger Vorbild, langsam reiner Wein eingeschenkt wird. Man wird dann eines Tages 
in Berlin sehen, daß es so nicht mehr weitergeht. Man wird dann angesichts der enthüllten 
wahren Lage unseres Volkes sich mit Erfüllungspolitikem gar nicht mehr lange abzustreiten 
brauchen, weil sie dann als Narren erkannt und angesehen werden. Denn wenn vor der ganzen 
Welt und vor allem vor dem eigenen Volk die wirkliche Lage Deutschlands, so wie sie tat­
sächlich ist, klargestellt und aufgedeckt wird, dann hört sich das wahnsinnige Gerede von "Er­
füllung" ,  "Reparationen",  "Dawes-Plan" oder "Young-Methode" von selber auf. 

Allerdings hört dann auch auf der Schwindel des Novembers 1 9 1 8 , daß die Revolution dem 
deutschen Volk Freiheit und Glück bringen würde. S ie wird dann erkannt sein als als, was sie 
war: als das größte Gaunerstück der Weltgeschichte. 

Möge uns das Jahr 1 930  dieser Erkenntnis wesentlich näherbringen. 

Dezember 1 929 Dok. 1 1 9 
Interview mit dem New York American 1 

New York American vom 5 . 1 . 1 930,  " 'National Socialist Party Fighting to Save Germany From Growing Menace 

of Bolshevism,' Says Adolf Hitler". 

"Germany is steadily, slowly, but surely, slipping more and more into conditions of Communism 
under the very eyes of the League of Nations and those elements in France, England and else­
where whom we have been led to believe have an interest in not seeing the social order and 
stability overtumed. " 

[ . . . ] 2 

Asked if he wasn' t  over-rating the danger of Bolshevism in Germany, Hitler emphatically 
affirmed his previous statement. 

"Popular discouragement because of debts, mortgages, enormous taxation, more than one 
million unemployed 3 , the imprecedented number of bankruptcies 4 and drafts not honored 5 

Das Interview führte der Chefauslandskorrespondent der Hearst-Presse, Karl Henry von Wiegand ( 1 874-

1 959) .  

2 "Adol f Hitler, head of the National Socialist movement in Gem1any, made this statement to me, emphasizing 

i t  with that vigor of expression that i s  characteristic of him. 

The National Socialists are known as the 'Hakenkreuz/er', or 'Hooked Cross', because they have as their emblem 

the ancient mystic Swastika Cross. They differ from the Socialists of Germany in that they are nationali sts of 

a Fascist type, while the Socialists are intemational ists . "  

3 Im Dezember 1 929  waren bei den Arbeitsämtern und -nachweisen 2 . 894.798 Arbeitssuchende registriert. 

Vgl . Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 930,  S. 3 1 6 .  

4 Vgl . Dok. 1 1 2 ,  Anm. 7 3 .  

5 Die Zahl der erstinstanzlichen zivilrechtlichen Urkunden- und Wechselprozesse war von 438 .66 1 im Jahr 

1 92 8  auf 502 .439 im Jahr 1 929 gestiegen. Vgl. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1 93 1 ,  S. 5 3 8 .  
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and, finally, an apathy resulting from disgust with the present party system in Germany and 
distrust of public officials - all this tends to smooth the way that leads to national destruction. 

"The public mind of the German people is in utter confusion. lt is in this state of affairs that 
the National Socialists are raising the cry of home, country and nation against the slogan of in­
temationalism of the Marxian Socialists . "  

[ . . . ] 6 

"You ask me what our aim is .  Our aim is to save Germany from being economically en­
slaved to foreign powers on the one hand and on the other hand to save the country from being 
utterly bolshevized and falling into disorganisation and demoralisation . "  

[ . . . ] 7 

"No, we have no thought of revolution" he answered. "Our ranks are growing so rapidly -
as the recent election retums prove 8 - that we have no need of other than legal methods. The 
national Socialists in Germany now number about two and a half million 9 . In another year we 
will have four million - perhaps more . "  

Hitler was not clear what form or system of govemment the National Socialists would have 
in Germany if they attained to power I O _ 

"Parliamentary government becomes an utter farce of representative government when 
there are from a dozen to a score of political parties as there are in Germany. 

"That kind of parliamentary govemment has failed in Poland 1 1 , it has failed in Austria 1 2 , 

it brought a Mussolini in ltaly l 3 _ lt is a failure in Germany. 

6 "Adolf Hitler was the moving spirit of the Hit ler-Ludendorff 'Putsch' or attempted coup in Munich several 

years ago when he and General Ludendorff tried to stage a 'March on Berl in '  on the plan of Mussol in i  's march 

on Rome. 
The Reichswehr, loyal to the govemment, opened fire on the marching column i n  Munich, kil led a number 

and wounded others, which ended that 'revolution' .  1 had not seen Hitler since. Now he is  again active, and 

with much ]arger fol lowing . "  

7 " ]  recal led to Hitler that 1 had pointed out t o  h i m  a fe w  days before the Munich 'putsch' that h i s  projected 

'March on Berlin' was doomed to failure and asked if  he again had in mind a revolution against Berl in . "  
(H itler und Karl von  Wiegand hatten bereits im Frühjahr 1 923 Kontakt . Vg l .  Jäckel/Kuhn, H itler, S .  9 1 0 . )  

8 Gemeint s ind  d ie  Landtagswahl in  B aden am 27 . 1 0 . 1 929, d i e  Bürgerschaftswahl in Lübeck am 1 0 . l  l . 1 929 ,  

d ie  Gemeinde-, Kreistags- und Provinzial landtagswahlen in Preußen, Hessen, Sachsen und dem Saargebiet 

am l 7. l l .  l 929, die thüringi sche Landtagswahl und die bayeri schen Gemeindewahlen vom 8 . 1 2 . 1 929,  bei de­

nen die N S DAP insgesamt etwa 1 ,3 Mi l l ionen Stimmen erhielt .  Vgl . Dok. 1 04 ,  Anm. 9 .  
9 Bezieht sich auf d i e  Zahl der Wähler. V g l .  Anm. 8 .  

1 0  In  der Auseinandersetzung u m  d i e  Stel lungnahme Kronprinz Rupprechts zum Volksbegehren gegen den 

Young-Plan hatte sich Hitler gegen die Wiedereinführung der Monarchie ausgesprochen. Vgl .  Dok. 93 ,  94, 
1 1 2 ,  1 1 3 .  

1 1  Nach der Verfassung von 1 92 1  war Polen eine parlamentari sche Demokratie. Die wirtschaftlichen Probleme 

des Landes und fortdauernde Schwierigkeiten bei der Regierungsbildung führten am 1 4 . 5 . 1 926 zu einem von 

den Sozialisten durch einen Streik unterstützten Staatsstreich des ehemaligen vorläufigen Staatschefs Josef 
Pilsudski . Pilsudski wurde Kriegsminister und für zwei Jahre Ministerpräsident . Bei der Wahl 1 928  wurde 
der die Regierung stützende "Unparteiische Block" stärkste Kraft, verfügte aber nicht über die absolute Mehr­
heit . Am 7 . 1 2 . 1 929  trat d ie ari1 1 4 .4 . 1 929  gebildete Regierung von Ministerpräsident Kasimir Switalski nach 

einem trotz massiver Putschdrohungen erfolgreichen Mißtrauensvotum des Sejm zurück. Vgl. A. B. Polonsky, 
Pilsudski and Parl iament . The Crisis of Constitutional Govemment in Poland 1 922- 1 93 1 ,  Oxford 1 967 ,  
S .  443 ff„ 4 76 ff. 

1 2  Bezieht sich auf die Verfassungsreform in Österreich. Vgl .  Dok. 99, Anm. 1 5 .  
1 3  Vgl .  Dok. 6 ,  Anm.  48 .  
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"The American form o f  govemment, where the President i s  something more than a rubber 
stamp and the cabinet cannot be overthrown from day to day, has elements of stability necessary 
to the political tranquility and economic prosperity of a people. That is lacking in Germany."  

Hitler declared that Germany was not even govemed on parliamentary lines, as  generally 
understood. He added: 

"The Socialists have perverted their own constitution 1 4  to suit their own purpose. Govem­
ment is by a political group in which the Socialists are the dictators 1 5 . 

"The Socialists are not working for the general welfare of Germany but for the spread of 
intemationalism. They place intemationalism above the national interests of the country. They 
would make Germany into a centralised l 6, intemationalised socialistic state. 

"lt is again this that the National Socialists are trying to arouse the patriotic national feeling 
of the country ."  

[ . . .  ] 1 7  

"Because the people would not understand it if I did not do so" ,  replied Hitler. "All denials, 
notwithstanding, there is a strong anti-Semitic sentiment, not only in Germany but in other 
countries as weil. 

"In Germany that feeling has largely grown out of a conviction that the Jews have attained 
to power and influence in the political and economic life of the nation out of all proportion to 
their number, and that often they exercise that power and influence to the benefit of them­
thelves, their class and their people rather than to the good and welfare of the nation and its 
national interest as a whole. 

" I  am not for curtailing the rights of the Jews in Germany, but I insist that we others who 
are not Jews shall not have less rights than they. 

"In your country you have rigid immigration laws 1 8 . Immigrants must be free from disease. 
You exercise certain selectivity in immigrants. You demand medical examinations . 

"Germany has no such protective measures. Jewish influence expressed politically has pre­
vented such measures being enacted. We are overrun by elements that you rej ect in advance. 
Germany is a veritable haven of refuge for such immigrants 1 9 . 

1 4  Die Weimarer Reichsverfassung war von der aus allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegan­

genen Nationalversammlung geschaffen worden und spiegelte keineswegs nur die Interessen der Sozialdemo­

kratie wider. Vgl .  S igrid Vestring, Die Mehrheitssozialdemokratie und die Enstehung der Reichsverfassung 

von Weimar 1 9 1 8/ 1 9 1 9, Münster 1 987,  S. 1 26 ff. 

1 5  Anspielung auf die nach der Reichstagwahl im Mai 1 928 erfolgte Regierungsbildung aus SPD,  Zentrum, 

BVP, DDP und DVP unter Vorsitz von Reichskanzler Hermann Müller (SPD) .  

16  Bezieht s ich auf die Haltung der SPD zur Reichsreform.  Vgl. Schulz, Zwischen Demokratie und Diktatur, 

Bd. 1, S. 585  ff. 
1 7  " !  asked why he had again placed ·anti-Semitism on his programme. "  

1 8  Vgl . Dok .  26,  Anm.  29 .  

1 9  Hitler dürfte hier  auf die Zuwanderung sogenannter Ostjuden anspielen. Im Verlauf des Ersten Weltkriegs 

wurden etwa 3 5 .000 ostjüdische Arbeiter in  den besetzten Gebieten angeworben oder unter Zwang nach 
Deutschland gebracht. In  den Nachkriegswirren wanderten rund 70 .000 weitere Juden aus Osteuropa ein, 

doch bereits 1 922 überstieg die Zahl der, meistens nach Amerika, wieder ausreisenden die der neu hinzukom­

menden. Vgl. Shalom Adler-Rudel ,  Ostjuden in  Deutschland 1 880- 1 940. Zugleich eine Geschichte der Orga­

nisationen, die sie betreuten, Tübingen 1 959 ,  S. 22, 39 f. 
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"The National Socialists want the immigration frontiers of Germany protected as America 
protects hers . "  

[ . . .  ] 2 0  

" I  am for an  entente o r  understanding with England and the United States ,"  was his reply. 
He admitted that geographically France and Germany should be the natural allies. 
"A complete, almost revolutionary change of mental attitude in France toward Germany 

would be a prelirninary condition to such an understanding between the two nations. France 
has given little evidence of that . I see no hope for it. " 

[ . . .  ] 2 1  

[Dezember 1929] 

"Bekanntmachung des 1. Parteivorsitzenden 

für die SA-Versicherung" 

Aufruf 

Masch. Ausfertigung, o .  D . ;  BA, S lg .  Schumacher 4 1 5 .  

Dok. 120 

Die  SA-Versicherung 1 hat in  den letzten Monaten des Kampfes eine Bedeutung erreicht, die 
folgende Zahlen beweisen. 

Abgesehen von der Auszahlung dreier Todesfälle 2 lagen durchschnittlich das ganze letzte 

Vierteljahr tagaus, tagein 64 bis zur Arbeitsunfähigkeit verwundete daheim und in den Laza­
retten und wurden von unserer Versicherung ausbezahlt 3 . 

Außerdem sind noch sechs Todesfälle und eine ungeheure Zahl von Verletzungen und Un­
glücksfällen vorgekommen, die leider nicht versichert waren. 

Der Kampf wird im neuen Jahre nicht schwächer werden. Die Gefahren, die insbesondere 
unsere SA-Männer auf sich nehmen, werden nicht geringer. An die SA-Versicherung werden 
in Zukunft noch weit größere Anforderungen gestellt werden als bisher. 

Die SA-Versicherung ist ein Unternehmen auf Gegenseitigkeit. Wenn die Anforderungen 
an sie zu hoch werden, müßte sie den Beitrag erhöhen. Es ist aber ungerecht, wenn gerade die­
j enigen Männer einen erhöhten Beitrag bezahlen müssen, die beim Kampfe in vorderer Linie 
stehen. Vielmehr erschiene es richtiger, wenn die anderen Parteimitglieder dazu beitragen 

20 "1 sounded the National Socialist leader on what his foreign policy would be ."  

21  "The 'come-back' of Adolf Hit ler after the disastrous Munich 'putsch' has surprised many in Germany. Just 

how much of a factor he will be in coming difficulties in Germany, none seems to care to predict. "  

Vgl . Dok. 8 0 ,  Anm. 2 .  

2 D ie  letzten drei Nationalsozialisten, d i e  im Jahr 1 929 be i  politi schen Auseinandersetzungen getötet wurden, 

waren Heinrich Bauschen am 2 1 . 1 0 . 1 929,  Friedrich Meyer am 1 7 . 1 1 . 1 929  und Walter Fischer am 

1 3 . 1 2 . 1 929 .  Vgl. Halbmast, S. 3 1 .  
3 Im zweiten Halbjahr 1 929 hatte die SA-Versicherung 62 1 Fälle mit insgesamt 34 .404,39 RM Entschädigungen 

zu regulieren. Vgl . Werner, SA und NSDAP, S .  4 1 2 . 
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würden, daß denen vorne, falls sie Schaden erleiden, wenigstens für die Zeit ihrer Arbeitsun­
fähigkeit eine Entschädigung bezahlt werden und im Falle des Todes den Hinterbliebenen eine 
Hilfe gewährt werden kann. 

Ich appelliere deshalb an alle Parteigenossen und Parteifreunde, der SA-Versicherung bei­
zutreten. Je größer die Zahl der versicherten Mitglieder ist, um so eher ist es für die SA-Versi­
cherung möglich, den Monatsbeitrag von nur 20 Pfg. beizubehalten. Wer nicht im Kampfe 

selbst mit vorne stehen kann, der kann wenigstens mit seinem SA- Versicherungsbeitrag ihn in­

direkt unterstützen. 

gez. Adolf Hitler 
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Verzeichnis der Abkürzungen 

AA 
AG 

BA 
BayHStA 
BVP 

DAP 
DDP 
Dok. 
DVFP 
DVP 

e. V. 

Gestapo 
GLA 
GRUSA 
GVG 

HJ 
hs. 
HStA 

If Z 

KPD 
KZ 

MA 
masch. 
MdL 
MdR 
MNN 

NL 
N.S .D.A.P„ NSDAP 
NSDAV 

Abendausgabe 
Aktiengesellschaft 

Bundesarchiv 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv 
Bayerische Volkspartei 

Deutsche Arbeiterpartei 
Deutsche Demokratische Partei 
Dokument 
Deutschvölkische Freiheitspartei 
Deutsche Volkspartei 

eingetragener Verein 

Geheime Staatspolizei 
Generallandesarchiv 
Grundsätzliche Anordnungen 
Großdeutsche Volksgemeinschaft 

Hitler-Jugend 
handschriftlich 
Hauptstaatsarchiv 

Institut für Zeitgeschichte (München) 

Kommunistische Partei Deutschlands 
Konzentrationslager 

Morgenausgabe 
maschinenschriftlich 
Mitglied des Landtages 
Mitglied des Reichstages 
Münchner Neueste Nachrichten 

Nachlaß 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
Nationalsozialistischer Deutscher Arbeiterverein 

545 



546 

NSDStB 
NSFB 
NSFP 

O.Gr. 
Osaf, OSAF 

PA 
Pg. 
PND 

Rep. 
RFB 
RFSS 
RGBl .  
R.L. , RL 
RM 

S .A. ,  SA 
SABE 
SAP 
SDAP 
Slg. 
SPD 
SPÖ 
s s  
StA 
StGB 
Sturmf. 

TH 

USA 
USchlA 
USPD 

VB 
VfZ 

Verzeichnis der A bkürzungen 

Nationalsozialistischer Deutscher Studentenbund 
Nationalsozialistische Freiheitsbewegung 
Nationalsozialistische Freiheitspartei 

Ortsgruppe 
Oberste SA-Führung/ Oberster SA-Führer 

Postausgabe 
Parteigenosse 
Polizeinachrichtendienst 

Repertorium 
Roter Frontkämpferbund 
Reichsführer SS  
Reichsgesetzblatt 
Reichsleitung 
Reichsmark 

Sturmabteilung 
SA-Befehl 
Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands 
Sozialdemokratische Arbeiterpartei Deutschlands 
Sammlung 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
Sozialistische Partei Österreichs 
Schutzstaffel 
Staatsarchiv 
Strafgesetzbuch 
Sturmführer 

Technische Hochschule 

United States of America 
Untersuchungs- und Schlichtungsausschuß 
Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Völkischer Beobachter 
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 
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Cinna, Lucius Comelius 1 5 5  
Claß, Heinrich 292, 3 1 1 , 429 
Clausewitz, Carl von 8 1 ,  28 1 ,  396, 4 1 6, 

442, 462 
Claußen, Emil 107, 1 1 2 
Clemenceau, Georges Benj amin 26, 208 
Cossmann, Paul Nikolaus 131  f ,  1 76,  

2 1 8  
Courvoisier, Walter 1 32 
Crispien, Arthur 95 ,  249, 4 1 2, 433 ,  456 
Cromwell, Oliver 1 57 ,  276 
Czettritz, Hermann von 2 1 9  

Daller, Balthasar 397 
Dawes, Charles 2 1 8 , 420 
Deutsch, Julius 467 
Dicht!, Adolf 240, 247 
Dietrich, Hermann 4 1 4  
Dinter, Artur 255  
Dirksen, Herbert von 1 26 
Döbrich, Friedrich 292, 3 1 1 , 312,  429 
Dresler, Adolf 409 
Drexler, Anton 3, 337 ,  341 f 
Duesterberg, Theodor 2 1 9, 232,  292, 3 1 1 ,  

429 
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Ebermayer, Ludwig 425 
Ebert, Friedrich 93, 226, 228,  277 
Ebert, Georg 93 
Ebert, Heinrich 93 
Eckart, D ietrich 335 ,  341 f„ 5 17 
Edison, Thomas 208 
Egan-Krieger, Jenö von 3 1 1  
Eisner, Kurt 43 1 ,  438 
Engels, Friedrich 60 
Ephialtes 1 97 
Epp, Franz Xaver Ritter von 2 1 9, 278 ,  

430 
Ernst, Max 4 8 8  
Erzberger, Matthias 3 8 ,  523 , 5 2 8  
Escherich, Georg 224 
Esser, Hermann 1 15 ,  166, 1 9 1 ,  244, 262, 

430, 464, 479, 525 
Esser, Thomas 191 

Faber, Werner 500 
Falckenberg, Otto 170 
Feder, Gottfried 534 
Fichte, Johann Gottlieb 280 
Fischer, Walter 5 4 1  
Florian, Friedrich Karl 386 
Foch, Ferdinand 38, 268 
Frank, Albert 240, 242, 245 
Frank, Hans 240, 242, 262, 259 
Frank-Heine, Albert 1 03 
Franz Ferdinand, Erzherzog von Österreich 

306 
Franz Joseph 1., Kaiser von Österreich 1 8 8 
Franzes, Hans 3 8 6  
Frick, Wilhelm 44, 303 , 404 
Friedrich II„ König von Preußen 42, 1 17 ,  

1 46,  187 , 2 12 , 267, 276, 3 2 5 , 399 
Friedrich, Hermann 293 ff. 
Fritsch, Theodor 342 
Frunze, Michail W. 52 

Gamp, Karl Freiherr von 25 
Gebsattel, Ludwig Freiherr von 292, 3 1 1, 

312, 429 
Geiger, Willi 132 
Geßler, Karl Otto 22, 45 f„ 522 
Gilbert, Parker 20 
Gilsa, Adolf von und zu 1 1  
Girisch, Franz 3 3 7  
Gneisenau, August Wilhelm Graf Neidhardt 

von 4 17 
Goebbels, Joseph 106, 20 1,  280, 428 
Göpfert, Arthur 2 3 3  
Goethe,  Johann Wolfgang von 33 ,  57,  5 9 ,  

1 27 ,  1 5 0 ,  17 1,  1 7 7 ,  180, 4 5 5 ,  485 

Goldenberger, Franz Xaver 127,  129, 
13 1 f„ 175 f. 

Goldschmidt, Jakob 5, 2 17 ,  4 12 
Goltz, Rüdiger Graf von der 292, 3 1 1 ,  429 
Graefe, Albrecht von 1 1 1, 240, 242, 244 f„ 

247, 2 5 5 , 2 5 8 , 265 
Graf, Ulrich 247 
Grantz, Emil 1 0 7, 1 13 
Grillparzer, Franz 180 
Grimm, Hans 347 
Grimm, Jakob 205 
Grimm, Wilhelm 205 
Groener, Wilhelm 22, 82, 9 1 ,  96- 100, 309, 

474 
Grosz, George 488 
Gruber, Kurt 459 
Grünewald, Katharina 3 54, 359, 3 94 
Grünewald, Ludwig 3 5 9  
Grzesinski, Albert 2 3 ,  160 f„ 456 
Guerard, Theodor von 4 14 
Guth, Famile 1 10 ff. 

Härt!, Fritz 385 
Haeusser, Ludwig Christian 477 
Haig, Douglas 268 
Harbauer, Max 202 
Harrer, Karl 3 ,  33 7-3 42 
Hasek, Jaroslav 170 
Hasenclever, Walter 13 1 
Hauptmann, Gerhart 17 1, 42 7 
Haussmann, Georges Eugene 145 
Heartfield, John 488  
Heilmann, Ernst 407 
Heim, Georg 393,  446 
Heines , Edmund 17 
Held, Heinrich 1 79, 492 
Heldt, Max 286, 287 
Hellbardt, A.  3 1 1 
Henderson, Arthur 467 
Henning, Wilhelm 1 1 1  
Hepp, Karl 292, 3 1 1, 312, 429 
Hergt, Oskar 527 
Hertling, Friedrich Graf von 224 
Hertz, Paul 1 20 
Herwegh, Georg 50 
Heß, Rudolf 246, 3 60, 4 74, 534 
Heuck, Christian 1 08 
Heydebrand und der Lasa, Ernst von 2 5  
Hierl, Konstantin 408 ,  409, 474 
Hilferding, Rudolf 1 1 9, 1 6 1 ,  2 16 f„ 5 3 5  
Himmler, Heinrich 44, 1 15 ,  1 94 f„ 2 13 ,  5 3 4  
Hindenburg und von Beneckendorff, Paul 

von 225-228 ,  299, 423 ,  427, 434 f„ 50 1 
Hirschberg, Max 240, 243-247 
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Hirschmann, Georg 1 60 
Hitler, Alois 510  
Höfle, Anton 407 
Hoelz, Max 355 
Hönigschmid-Großich, Rüdiger 409 
Hörburger, Gebhard 129 
Hoffmann, Heinrich 106 
Hohenzollern, Albrecht Ludwig Prinz zu 

456 
Holl, Alfred 1 64 
Hopkins, Arthur 1 27 
Hüttmann, Wilhelm 1 14  
Hugenberg, Alfred 290, 292, 302 ,  3 1 1 ,  

360 f. ,  37 1 ,  4 1 1 f. , 424, 429, 476, 504, 526 

Jacob, Hans 243 
Jansen, Christian 1 07, 1 1 1  
Jeßner, Leopold 133 ,  1 75 ,  1 77 ,  1 90 
Joseph 1 . ,  Deutscher Kaiser 1 88 
Jost, Erich 354 ,  356, 394 

Kaas, Ludwig 421 
Kahr, Gustav Ritter von 225, 263 , 40 1 ,  

5 1 1  f. ,  520 
Karl 1 . ,  Kaiser von Österreich 25 1 ,  362 
Karl X. ,  König von Frankreich 45 1 
Kaufinann, Karl 1 06, 201 
Kersten, Reinhold 458 
Killinger, Manfred Freiherr von 273 
Kirdorf, Emil 360 f. 
Klagges ,  Dietrich 534 
Kleefeld, Kurt von 48 1 
Kleier, Herbert 1 04 
Kleon 399 
Klier, Georg 446 
Knappertsbusch, Hans 132, 1 57 
Knickerbocker, Hubert Renfro 1 01 
Knilling, Eu gen von 40 l 
Koch, Erich 270 
Koch-Weser, Erich 412 
Koelbl ,  Johann 337  
Körner, Theodor 392 
Kottmann, Heinrich 394 
Kotzebue, August von 1 27 
Kracht, Ernst 1 06 
Krebs ,  Albert 20 1 
Ki'enek, Ernst 267 
Kreuger, lvar 396 
Krogmann, Hermann 108, 1 1 2 
Kube, Wilhelm 1 02 
Kühn, Erich 340 
Kütemeyer, Hans Georg 101 ,  1 04 ,  1 60, 3 8 1 ,  

394 
Kutisker, Iwan 407 

Langkopp, Heinrich 214 ff. 
Lansing, Robert 1 9  
Lehmann, Annagrete 292, 3 1 1 , 312 ,  429 
Lenz, Hermann Ritter von 448 
Leoncavallo, Ruggione 298 
Levi, Paul 61 f., 67, 95, 1 2 1 ,  4 1 2 ,  433 ,  456 
Ley, Robert 386 
Limbach, Heinrich 394 
Litwinow, Maxim Maximowitsch 1 26 
Lloyd George, David 26 
Löbe, Paul 1 1 5 
Lohse, Hinrich 106, 1 08 f. ,  1 1 1  f. ,  1 1 4 ,  20 1 
Loibl, Martin 427, 43 7, 440, 449 
Lossow, Otto Freiherr von 5 1 1 , 512 
Lotter, Michael 337 
Latz, Walther 4 1 3  
Ludendorff, Erich 4 1  f. ,  62,  240, 247, 265 ,  

320 ,  395 f. ,  434,  50 1 ,  503 ,  5 1 2,  5 39  
Ludendorff, Mathilde 41 ,  1 62 ,  1 98 ,  2 1 8 , 

395 , 503 
Ludwig 1 . ,  König von Bayern 1 47 f,  1 52 ,  

1 88 , 2 1 2 , 49 1 
Ludwig II . ,  König von Bayern 1 48 ,  1 52 ,  

1 88 
Ludwig III . ,  König von Bayern 427, 436, 

43 8 , 448 
Ludwig XIV. ,  König von Frankreich 1 1 7 
Ludwig XVI. ,  König von Frankreich 400, 

450 
Ludwig XVIII . ,  König von Frankreich 450 
Lübbert, Erich 429 
Lueger, Karl 146, 1 88 ,  509 
Lüninck, Hermann Freiherr von 292, 429 

MacDonald, Ramsay 363 
Mahraun, Artur 289 
Mann, Heinrich 1 32 • 
Mann, Thomas 1 32 ,  427 
Maria Theresia, Deutsche Kaiserin 1 88 
Martin, Karl 202 
Marx, Karl 60, 1 84 
Matteotti ,  Giacomo 3 1  
Maugham, William Somerset 1 27 
Maussner, Fritz 359  
Maussner, Karl 359  
Max, Prinz von Baden 5 2 1  
Mayr, Karl 1 1  
Metternich-Winneburg, Klemens Fürst zu 

90 
Meyer, Friedrich 54 1 
Möllers , Alfred 429 
Moltke, Helmuth Graf von 28 
Mommsen, Theodor 1 5 8  
Morozowicz, Ehlhard von 429 
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Mottl, Felix 1 77 
Mücke, Hellmuth von 287 f. 
Müller von Hausen, Ludwig 342 
Müller, Friedrich von 485 
Müller, Hermann 13 ,  20,  22 f. ,  28 ,  43 , I 6 I ,  

4 I 3 , 540 
Münchmeyer, Ludwig I I 6, 149, 1 90 
Musäus, Johann Karl 349 
Mussolini, Amaido 162,  468 
Mussolini, B enito 3 I ,  41 f., 5 3 ,  65, 94, 1 1 7 ,  

I 62 , 2 I 8 , 238 , 243 , 252-255 , 266, 3 84, 
402, 468, 5 39  

Mustafa Kemal Pascha 83 
Mutschmann, Martin 345 

Napoleon L ,  Kaiser der Franzosen 66, I45 ,  
I 57 ,  I 88 ,  297,  379 ,  399 f. 

Napoleon III . ,  Kaiser der Franzosen 28 ,  I 45 
Netz, Marie 429 
Nickels, Hans 384 
Nollet, Claude Marie 263 
Norris , George William 1 00 f. 

Oettingen-Oettingen und Oettingen 
Wallerstein, Eugen Prinz zu 438, 440, 
45 I 

Orlow, Wladimir 1 01 
Osterhuber, Josef 240, 247, 257 ,  259 

Perikles 399 
Pernet, Heinz 512 
Petschek, lgnaz 45 8 
Pfeffer von Salomon, Franz 1 06, I I  0, I I  4 ,  

I 64, 1 96 
Pflaum, Otto 1 3 1 ,  I 7 6 
Picasso, Pablo 488 
Pilsudski, Josef 539 
Piscator, Erwin I 70 ,  1 75 
Pius XL 509 
Plutarch I 5 5 
Pöhner, Ernst 516 
Poetsch, Leopold 2 79 
Pompadour, Marquise de 483 
Princip, Gavrillo 306 
Pyrrhus 375  

Quaatz, Reinhold 8 

Rabe, Karl 439 
Rathenau, Walther 207, 2 I 6  
Ratti, Achille siehe Pius XL 
Rauch, Christian Daniel 2 I 2 
Ravilla, Lucius Cassius 382 
Redslob, Edwin 296 

Reichel, Karl 438, 452 f. ,  458 
Reimann, Hans I 70 
Reinhardt, Fritz 534 
Reinhardt, Max 127- I 3 1 ,  1 3 3 ,  I 3 8 ,  I43 ,  

I 5 I  ff., I 55 ff. , I 66 ,  I 68 ff., I 72 f. ,  
I 75 ff. , I 79 ff. , I 86 ,  I 89 ,  1 93 f. ,  200, 488 ,  
5 I 9  

Renner, Karl 245 
Renner, Paul I 3 2  
Röhrn, Ernst 474 
Romanow, Dimitrij I 24 
Romanow, Kirill I 24 
Romanow, Nikolaj I 24 
Rosenberg, Alfred 245, 246 
Rosenfeld, Kurt 61 
Rouzier, Pierre I 03 
Rüffer, Paul 290, 292, 3 1 1 , 429 
Rummer, Karl 4 I l 
Rupprecht, Kronprinz von Bayern 42 7 f. ,  

435 ,  437-440, 447 ff., 45 I -458 ,  467' 5 1 1 ,  
5 1 5 , 522, 539  

Salinger, Hans Dietrich 384 
Salm-Horstmar, Otto II . Fürst und Rheingraf 

zu 456 
Schacht, Hjalmar Horace Greeley 29, I I 8 , 

I 97 
Schäffer, Fritz 412, 43 I ,  484, 493 , 505 f. ,  

508-5 1 I ,  5 I 3-525 
Schätze!, Georg 4 1 4  
Scharnagl, Anton 285 
Scharnagl, Karl I 32 ,  1 73 f. ,  I 76 ,  I 8 I ,  

I 84 ff., I 9 I ,  200, 49 I ,  5 I 3 
Scharnhorst, Gerhard Johann David von 

4 I 7  
Scheidemann, Philipp 46, 298 
Schemm, Hans 273 
Schiele, Martin 290, 292, 311 ,  424,  429 
Schiller, Friedrich von 2 1 ,  42, 56, I 27 ,  I 3 I ,  

I 7 I ,  I 77 ,  1 80 ,  206, 282 ,  378  
Schinckel, Max von 429 
Schirach, Baldur von 259,  280 
Schirmer, Carl 1 91 
Schlittenbauer, Sebastian 446, 514 f. 
Schmidt, Erich 429 
Schmidt, Hermann 1 04, 107, I I O, I I 2  f. ,  

1 60, 394 
Schneider, Paul 1 1 0  f. 
Schober, Johannes 39 I ,  392 ,  401 f. , 466 
Schöttel,  Justus Georg 500 
Schubert, Franz I 30 
Schwarz, Franz Xaver 6, 237, 246, 404 
Schwecht, Ludwig 424, 429 
Schwede-Coburg, Franz 239, 275 
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Schweyer, Franz Xaver 391 , 5 12 
Sehwink, Otto 15 3 ,  154 
Seeckt, Hans von 18 ,  45 f. ,  64, 69, 9 3 ,  

522 
Seipel, Ignaz 198 f. , 2 1 1  
Seißer, Hans Ritter von 512 
Seldte, Franz 109 ,  2 19,  290,  292, 3 1 1, 424, 

429 
Semper, Gottfried 489 
Senft, Otto 1 60 
Severing, Carl 13 ,  2 3 ,  72, 74, 77-80, 100, 

16� 200, 282, 299, 4 1 1  f. , 4 14, 429, 
456 

Seydewitz, Max 61 
Seydlitz, Gertrud von 243 
Seymour, Sir Edward Hobart 505 
Shakespeare, William 155, 17 1,  177, 330 
Sklarek, Leo 407 ,  470 
Sklarek, Max 407 ,  470 
Sklarek, Willy 407, 470 
Sklarz, Georg 407 
Sklarz, Heinrich 407 
Sklarz, Leon 407 
Soden-Fraunhofen, Joseph Graf von 

430 ff„ 43 7-440, 445-45 8 ,  4 6 1 ,  467, 
468 

Sophie Gräfin Chotek, Herzogin von 
Hohenberg 306 

Sponsel, Georg 5 10 
Stalin, Jossif 1 15 ,  125, 126 
Staps,  Friedrich 3 79 
Stennes ,  Walter 304 
Stinnes, Hugo 206 
Stöhr, Franz 534 
Stolzing-Cerny, Joseph 246 
Stranders , Vivian 363 
Straßer, Gregor 1 18 ,  122,  240, 265 , 295 f. ,  

303 , 3 17 f. ,  3 7 1 ,  3 82,  3 86,  408 ,  4 2 8  f. ,  
500, 5 3 4  

Straßer, Otto 428 ,  5 3 4  
Streibel,  Otto 104,  107, 1 10,  1 13 f. , 160, 

3 94 
Streicher, Julius 1 16,  13 8 , 3 18 , 430 
Stresemann, Gustav 7 ff., 13 f., 2 1, 28  f. ,  

3 2  f. , 3 5 ,  3 9-44, 10 1 ff. , 1 17 ff., 16 1 ,  167, 
198,  2 1 1, 2 18 ,  240 f., 245 , 254, 2 6 1 ,  
2 6 3  f. , 2 6 6  f. , 2 7 6 ,  2 9 1 ,  298,  302, 3 3 4 ,  
3 5 3 ,  374 f. , 3 9 9  f. ,  4 15 ,  4 6 5 ,  48 1 

Stresemann, Käte 481 
Ströbel, Heinrich 61 
Stürgkh, Karl Reichsgraf von 3 79 
Stürzebecher, Johann 1 12 
Sueton 155 
Switalski , Kasimir 539 

Tacitus 204 
Tausend, Franz 477 
Terrail, Pierre Seigneur de B ayard 419 
Thälmann, Ernst 125 
Thoma, Ludwig 493 
Thomae, Gottfried 160 
Thyssen, Fritz 290, 292, 3 1 1,  312,  

429 
Tolstoi, Leo N. 127 
Torgier, Ernst 267 
Treitschke, Heinrich von 399 
Treviranus, Gottfried Reinhold 526 
Trotzki, Leo 1 15, 1 17,  122 f. , 125 f. 
Tschiang Kai-schek 45 ,  305 
Tschuppik, Walter 438 

Viktor Emanuel III . ,  König von Italien 5 3 ,  
91  

Voltaire 297 

Wagner, Adolf 3 18 ,  410, 497, 532, 534 
Wagner, Josef 295 
Wagner, Richard 124,  148, 152,  168,  

170 ff. , 177,  189,  199, 208 ,  3 5 8 ,  
528 

Wagner, Robert 294, 475 , 5 12 
Wagner, Siegfried 3 6 1, 3 7 1 
Wallot, Paul 44 
Walter, Bruno 132, 176 ff. 
Warmuth, Josef 240, 252 
Watters, Gloryl 127 
Weber, Christian 2 75 
Weber, Friedrich 164 
Wedekind, Frank 170, 5 16 
Weismantel, Leo 132 
Weiß, Bernhard 101, 3 7 1,  3 8 1 f. , 3 8 5  
Weiß, Max 101 
Wendemuth, Carl 529 
Wendhausen, Albrecht 290, 429 
Werner, Karl August 72, 98, 425 
Westarp, Kuno Friedrich Graf von 2 5 ,  429, 

430 
W etzel,  Ottmar 280 
Wiegand, Karl Henry von 538 f. 
Wilhelm 1 . ,  Deutscher Kaiser 24, 2 8  
Wilhelm I I . ,  Deutscher Kaiser 250 
Wilhelm, Prinz von Preußen 522 
Wilson, Woodrow 19, 103 ,  197, 3 74, 43 3 ,  

444 
Wimmer, Thomas 240, 247 
Wimpffen, Emanuel Felix Freiherr von 40 
Winterfeld, Friedrich Freiherr von 292, 3 1 1, 

3 1 2 , 429 
Wirth, Josef 8 
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Wohlmuth, Georg 15 f„ 284, 4 1 2  
Wolff, Theodor 265 
Wulle, Reinhold 1 1 1  
Wundt, Max 429, 430 

Xylander, Robert Ritter von 37 1 ,  4 1 1 

Young, Owen 263 , 301 
Ysenburg, Franz Josef, 6 .  Fürst zu 456 

Zander, Elsbeth 365 
Zerfaß, Julius 240, 247,  259 
Zweigert, Arthur 425 


